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Kurzübersicht 


Dieser Rahmenplan enthält die zur Erfüllung der 
Gemeinschaftsaufgabe durchzuführenden Maßnah* 
men mit den ihnen zugrundeliegenden Zielvorstel- 
lungen* Die nachstehende Zusammenfassung gibt 
einen groben Überblick über die Förderungsmögüch* 
keiten. Einzelheiten über die Gegenstände der Förde- 
rung, den Kreis der möglichen Zuwendungsempfän* 
ger. die Zuwendungs Voraussetzungen sowie Art, 
Umfang und Höhe der Förderung sind in den Förde- 
ningsgrundsätzen enthalten (siehe Teil II, Förde* 
rungsgrundsälze). Dazu erlassen die Länder Durch- 
führungsbestimmungen in Form von LandesrichÜi- 
nien. Die Bewüiigung erfolgt durch die Länder* 

ln den Finanztableaus sind Planansätze über den 
Umfang der einzelnen Maßnahmen enthalten (siehe 
Teil VBL Übersichten für den Rafamenplon 1993 bis 
1996), 

Der Rahnienpian 1 993 sieht die Förderung in folgen- 
den Bereichen von 


Grundsätze für die Förderung 
der agrarstrukturellen Vorplanung 

Die agrarstrukturelle Vorplanung ist eine Enlschei- 
dungshilfe für den effizienten mit anderen Bereichen 
abgestimmten Einsatz von Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Agrarstruktur nach dem GemAgrG und 
ergänzender Maßnahmen, Sie soll entwicklungsbe- 
stimmende Vorgaben der Land- und Forstwirtschaft 
aufzeigen und zur Bildung sachlicher und räumlicher 
Schwerpunkte bei der Verbesserung der Agrarstruk- 
tur beitragen* Ihre Aussagen können sich auf thema- 
Üsdie Schwerpunkte beschränken. Die notwendigen 
Erhebungen werden in Gemeinden und Betrieben 
durchgefuhrt* Analyse und Gutachten werden in 
einem Bericht dargeslellE. Die agrarstrukturelle Vor- 
planung wird durch Zuschüsse gefördert, die von der 
Größe des Untersuchungsgebietes abhängig sind. 


Grundsätze für die Förderung der Flurbereinigung 

Die Förderung der Flurbereinigung dient der Neuord- 
nung ländlichen Grundbesitzes und der Gestaltung 
des ländlichen Raums durch Maßnahmen zur Verbes- 
serung der Agrarstruktur einschließlich von Maßnah- 
men zur Sicherung eines nachhaltig leistungsfähigen 
Nalurhaushalls* Die Zuwendungen in Form von 
Zuschüssen und Darlehen können gevi/ährt werden 
für Vorarbeiten, den Landzvrischenerwerb und die 
Finanzierung der Ausführungskosten, Ausfühnings- 
kosten entstehen insbesondere 

bei Maßnahmen zur 

■ wertgleichen Abfindung und 

• Herstellung gemeinschaftlicher Anlagen, 


— bei Maßnahmen, die mit Rücksicht auf den 
Umwelt- tmd den Denkmalschutz erforderlich 
sind, 

— bei Maßnahmen der Dorfemeuerung sowie 

— bei allen sonstigen Arbeiten zur Wahrnehmung 
von gemeinschaftlichen Angelegenheiten der 
Teilnehmer, 

Seit 1991 können auch Maßnahmen in Verfahren zur 
Feststellung und Neuordnung der Eigentumsverhält- 
nisse nach H 53 bis 64 Lan d Wirts chaflsanpas sungsge- 
setz vom 29. Juni 1990 (GBl* 1 Nr. 42 S. 642), zuletzt 
geändert durch Gesetz zur Ändenmg des Landwirt- 
Schaftsanpassungsgesetzes vom 20* Dezember 1991 
(BGBl* 1 S* 2312), im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe in den neuen Bundesländern gefördert wer- 
den. 


Grundsätze für die Förderung des freiwitfigen 
Landtausches 

Der freiwiliige Tausch ländlicher Grundstücke im 
Wege des Eigentums Wechsels oder des Besilzüber- 
ganges aufgrund eines Pachtvertrages whd durch 
Zuschüsse gefördert, um ländliche Grundstücke zur 
Verbesserung der Agrarstruktur unter Berücksichti- 
gung der Sicherung eines nachhallig leistungsfähigen 
Naturhaushaltes m einem schnellen und emfachen 
Verfahren zu tauschen. Gefördert werden können die 
Vorarbeiten bis zu 3 500 DM, die Kosten, die den 
Tauschpartnern infolge der Inanspruchnahme eines 
zugelassenen Helfers entstehen in Abhängigkeit von 
der Zahl der Tauschpartner und der Tauschbesitz- 
stücke, sowie die Aufwendungen, die ihnen darüber 
hinaus nach Maßgabe des Tauschplanes zur Last 
faßen mit bis zu 75 %, 

Seit 1991 kann in den neuen Bundesländern auch der 
freiwillige Landtausch nach § 54 des Landwirtschaf ts- 
anpassungsgeselzes vom 29. Juni 1990 (GBL 1 Nr, 42 
S, 642}, zuletzt geändert durch Gesetz zur Änderung 
des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes vom 20. De- 
zember 1991 (BGBl 1 S. 2312), im Rahmen der 
GemeinschaJlsaufgabe gefördert werden. 


Grundsätze für die Förderung der Dorfemeuerung 

Die Maßnahmen der Dorfemeuerung dienen der 
Verbesserung der Agrarstruktur* Förderungsfähig 
sind in erster Linie Maßnalimen zur Verbesserung der 
innerörtlichen Verkehrs Verhältnisse und Maßnahmen 
zur Erhaltung und Gestaltung land- und forstwirt- 
schaiüicher oder ehemals fand- und forstwirtschaft- 
lich geprägter Bausubstanz mit ortsbildprägendem 
Charakter. Außerdem können Maßnahmen gefördert 
werden, die geeignet sind, land- rmd forstwirtschaft- 
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liehe Bausubslanz an die Erfordernisse zeitgemäßen 
Wohnens und Arbeitens anzupassen, vor äußeren 
Einwirkungen zu schützen oder in das Ortsbüd bzw. in 
die Landschaft einzubinden. 

Die Maßnahmen werden nur in Gemeinden oder 
Ortsteüen mit landwirtschaftlicher Siedlungsslmklur, 
in Weilern und landschafts bestimmenden Gehöft- 
gruppen und Einzelhöfen gefördert. 

Für die Finanzierung der Maßnahmen können 
Zuschüsse bis zu 30% der Kosten, bei öffentlichen 
Maßnahmen bis zu 60% der Kosten gewährt wer- 
den. 

Seil 1991 kann die Dorfemeuerung in den neuen 
Bundesländern im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe gefördert werden. Die Schwerpunktaufgaben 
unterscheiden sich von denen des früheren Bundes- 
gebietes insofern, als sie sich aus der Umstrulcturie- 
rung der Landwürtschaft in neue Betriebsformen erge- 
ben. In Anpassung daran, werden den neuen Bundes- 
ländern bessere Fördenmgskonditionen eingeräumt. 
So können für die Finanzierung der Maßnahmen 
Zuschüsse bis zu 50% der Kosten jedoch höchstens 
40 000 DM je Maßnahme; bei öffentlichen Maßnah- 
men bis zu 80% der Kosten gewährt werden. 


Grundsätze für die Förderung von 
einzelbelrleblichen Investitionen 
in der Landwirtschaft 

Das einzelbßtriebliche InvestrtionsfÖrderungsprogramm 
(EFP) 

(Diese Grundsätze gelten nicht in den neuen Bundes- 
ländern.) 

Im Rahmen dieses Programms können Investitionen 
von Haupterwerbslandwirten als Einzeluntemehmer 
oder als Mitglieder einer Kooperation zur strukturel- 
len Verbesserung der Leistungs- und Wettbewerbsfä- 
higkeit des Betriebs gefördert werden. Die Zuwen- 
dungen können in Form von Zinszuschüssen, öffentli- 
chen Darlehen und Zuschüssen gewährt werden. 

ln die Förderung einbezogen sind betriebliche Inve- 
stitionen für diversifizierende Tätigkeiten im Bereich 
Direktvermarktung und Freizeit und Erholung. Förde- 
rungsfähig sind auch Maßnahmen mit Umweltschutz- 
und Tierschutzrelevanz, sofern diese im Zusammen- 
hang mit betrieblichen Investitionen erfolgen. Auch 
betriebliche Investitionen zur Verbesserung der 
natürlichen Bedingungen des Pflanzenbaus sind för- 
derungsfähig. Maschinen für den Pflanzenschutz und 
die Düngung, die zur ökologischen Ausrichtung der 
Produktion beschafft werden könneur gefördert wer- 
den. 

Die Förderung von Kooperationen wurde 1990 und 
1992 verbessert. Die Zuwendungshöhe orientiert sich 
künftig an der Zahl der an den durch EG-Recht 
vorgegebenen Obergrenzen, 

Die Betriebsinhaber. für die eine Förderung in 
Betracht kommtr müssen beruflich qualifiziert sein, 
eine Buchführung nachweisen und dürfen bestimmte 
Einkommensgrenzen nicht überschreiten. 


Agrarkredätprogramm (AKP) 

Im Rahmen des Agraikredüprogramms können Inve- 
stiüönen von Haupt- und Nebenerwerbslandwirten 
zur Rationalisierung oder Arbeitserleichterung im 
landvrirtschafüichen Betrieb sowie Investitionen im 
Wohnhausbereicb gefördert werden, sofern ihre Ein- 
künfte eine bestimmte Höhe nicht überschreiten. 

Entsprechend dem EFP können auch betriebliche 
Investitionen im Beherbergungsbereich des Betriebs- 
zweiges ,, Urlaub auf dem Bauernhof", sofern die 
Gesamtzalü von 15 Gästebetten nicht überschritten 
wird und im Bereich Direktvemarktung sowie Frei- 
zeit und Erholung und Maßnahmen mit Umwelt- 
schutz- und Tierschutzrelevanz, sofern diese im 
Zusammenhang mit betrieblichen Investitionen erfol- 
gen, gefördert werden. Gefördert werden können 
ebenfalls betriebliche Investitionen zur Verbesserung 
der natürlichen Bedingungen des Pflanzenbaus sowie 
Maschinen für den Pflanzenschutz und die Düngung, 
die zur ökologischen Ausrichtung der Produktion 
beschafft werden. 

Die Förderung von Kooperationen wird auch im AKP 
angeboten. 

Im Beitriltsgebiel können außerdem gefördert wer- 
den 

— die Wiedereinrichtung einer Nebenerwerbs- 
stelle, 

— die Energieumstellung auf umweltverträgiiche 
Energiearten, 

— die Erslbeschaffung von Maschinen, 

— Maßnahmen im Wohnhaus mit einem Zuschuß von 
40 V. H. bis zu einem Investitionsvolumen von 
30 000 DM, 

— Rebanlagen auf Flächen, die nach dem 1. Sep- 
tember 1970 gerodet wurden und für die ein 
Wiederbepflanzungsrecht nach der VO {EWG] 
Nr. 3577/90 besteht, 

— die Erstbeschaffung von lebendern Inventar für 
eine extensive Rinder- und Schafhaltung. 

Für zinsverbiUigte Kapitalmarktdarlehen können die 
neuen Bundesländer Bürgschaften übernehmen. 


Envestitionshilfen zur Energieeinsparung 

(Diese Grundsätze gelten nicht in den neuen Bundes- 
ländern,) 

Im Produktionsbereich können Investitionen für bau- 
liche und technische Wärmedamniung und Regel- 
technik in beheizten Betriebsgebäuden gefördert 
werden, Fördeningsfäig sind u, a, auch Wärmerück- 
gewinnungs-p Solar-, Biomasse- sovrie Wind- und 
Wasserkraftanlagen, ferner Umstellungen der Heiz- 
anlagen von Heizöl auf Fernwärme, Biomassever- 
feuerung und in Unlerglasgarlenbaubetrieben auch 
auf Gas und Kohle. 
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Ziel ist die Einsparung fossiler Energiearten sowie die 
Überleitung auf kostengünstige und umweltfreundli- 
che Energien. 


Prämien für d»e erstmaiige Niederlassung von 
Junglandwirlen 

Durch die Niederlassuiigsprämie für junge Landwirte 
(hauptberufliche Landwirte unter 40 Jahre) soll den 
jungen Landwirten die erstmalige Niederlassung im 
landwirtschaftlichen Oelrieb als Allein- oder als Mit- 
unternehmer erleichtert werden. 

Sie beträgt bis zu 23 500 DM. Schließen sich mehrere 
Haupterwerbsland wirte zu einer Kooperation in Fonn 
einer Vollfusion zusammen, kann die Prämie für bis zu 
drei Junglandwirte gewährt werden. 

Die Gewährung der Niederlassungsprämie setzt u. a. 
Investitionen des Junglandwirts im landwirtschaftli- 
chen Betrieb und/oder im Wohnhaus von mindestens 
35 000 DM voraus. 

Ab 1992 können Junglandwirte auch in den neuen 
Bundesländern nach diesen Gntndsätzen gefordert 
werden. 


Ländliche Siedlung 

(Diese Grundsätze gelten nicht in den neuen Bundes- 
ländern.) 

Durch Maßnahmen der ländlichen Siedlung können 
gefördert werden 

— Im öffentlichen Interesse und in bestimmten 
benachteiligten Gebieten die Entwicklung beste- 
hender Betriebe zu LandauffangbeLrieben, soweit 
es sich nicht um Investitionen in den Bereichen der 
Milchvieh- und Schweinehaltung handelt (für das 
Gebiet des Schwarz waldprogramms güt die letzt- 
genannte Einschränkung nicht), 

— der vorsorgliche Ankauf von Grundstücken (Bo- 
denzwischenerwerb) zur Erleichterung struktur- 
verbessernder Vorhaben im ländlichen Raum, 


Gnindsatze für die Förderung landwirtschaftlicher 
Betliebe in benachteiligten Gebieten 

Investitionsförderung 

Im Rahmen der Förderung einzelbetrieblicher Inve- 
stitionen erhallen landwirtschaftliche Betriebe in 
benachteiligten Gebieten eine gegenüber anderen 
Gebieten günstigere Zinsverbilligung von bis zu 
2 %- Punkten, die bei jimgen Landwirten um jeweils 
1 %- Punkt erhöht werden kann. 

Innerhalb einer Kooperation können Investitionen im 
Bereich der gemeinschafUidien FuUermitlelproduk- 
Uon und zur Verbesserung gemeinsam genutzter 
Weiden und Almen gefördert werden. 


Ausgleichszulage 

Nach Abgrenzung von benachteiligten Gebieten in 
den neuen Bundesländern wird ab 1992 auch hier die 
Ausgleichszuiage gewährt. Der Gebietsumiang aller 
benachteiligten Gebiete in der Bundesrepublik 
Deutschland beträgt damit rd, 9,4 Mio. ha LF. 

Eine Ausgleichszulage erhalten grundsätzlich land- 
wirtschaftliche Unternehmer zur Sicherung der land- 
wirtschaftlichen Erwerbslätigkeit und zum Ausgleich 
für ständige natürliche NachteÜe, wenn 3 ha ihrer 
landwirtschaftlich genutzten Fläche in benachteilig- 
ten Gebieten liegen und sie sich verpflichten, die 
landwirtschaftliche Erwerbslätigkeit mindestens fünf 
weitere Jahre auszuüben. Die Ausgleichszuiage wird 
für Rindvieh, Pferde, Schafe und Ziegen in Verbin- 
dung mit der Futterfläche, sowie für andere landwirt- 
schaftlich genutzte Flächen — mit Ausnahme von 
Weichweizen, Wein, Zuckerrüben, Intensivkulturen 
sowie Flächen, für die eine Stillegungsprämie gezahlt 
wird — gewährt. Sie beträgt je nach Region zwischen 
55 und 240 DM/GVE oder ha, wobei jedoch höchstens 
eine GroßvieheirLheit (GVE) je ha Futterfläche förde- 
rungsfähig ist. ln Gebieten mit besonders ungünstigen 
natürlichen Bedingungen können bis zu 286 DM/GVE 
oder ha gezahlt werden. Die Höchstgrenzen je 
Zuwendungsempfänger für die Gewährung der Aus- 
gleichszulage wurden für die Jahre 1992 und 19s93 
ausgeselzt. 


Grundsätze für die Förderung im Bereich 
der Marktstrukturverbesserung 

(Diese Gmndsätze gellen mcht in den neuen Bundes- 
ländern.) 

Zur Anpassung der Vermarktung landvtirtschafüicher 
Erzeugnisse in bezug auf Menge, Qualität und Arides 
Angebots an die Markterfordernisse können vorhan- 
dene oder neu zu schaffende Absatzeinrichtungen 
und Unternehmen des Handels sowie der Be- und 
Verarbeitung, und zwar in der Regel Erstabnehmer, 
gefördert werden: 

— Molkereien, durch Stillegungsbeihilfen und Bei- 
hilfen zu ArbeiLnehmerabfindungen. 

— Einrichtungen für die Erfassung und Lagerung von 
Lein sowie Einrichtungen zur Herstellung, Lage- 
rung und Vermarktung von Leinfasem durch Inve- 
stitionsbeihllfen, 

— Vennarklungseinrichlungen für frisches Obst und 
Gemüse, Einrichtungen zur Herstellung von Naß- 
konserven durch InvestiÜonsbeihilfen* 

— Vermarklungseinrichtungen für Blumen imd Zier- 
pflanzen durch Investitionsbeihilfen, 

— Einrichtungen zur Be- und Verarbeitung von Kar- 
toffeln durch InvestiüoDsbeihUfen, 

— sonstige Vorhaben zur Verarbeitung imd Ver- 
marktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse nach 
der Verordnung (EWG) Nr, 866/90 durch Investi- 
tion s bei hilf en. 
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Grundsätze für die Förderung der Vermarktung 
nach besonderen Regeln erzeugter 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

Mit dieser Maönahme wird die überbetriebliche Ver- 
marktung von alternativ erzeugten landwirtschaftli- 
chen Produkten unterstützt, indem der Zusaninien- 
schluß derart wirtschaf tender Betriebe zu Erzeugerzu- 
sammenschlüssen gefördert wird- Solche Erzeugerzu- 
sammenschlüsse können einerseits Staitbeihilfen fÜJr 
die angemessenen Aufwendungen zur Gründung und 
Organisation erhalten. Andererseits können Erstinve- 
slitionen von Erzeugerzusammenschlüssen als auch 
von Unternehmen des Handels oder der Be^ und 
Verarbeitung gefördert werden, sofern sie sich auf 
nach besonderen Regeln erzeugte landwirtschaftliche 
Produkte beziehen. 


Grundsätze für die Förderung aufgrund 
des Marktstrukturgesetzes 

Durch das Marktstrukturgesetz wird der Zusammen- 
schluß landwirtschaftlicher Betriebe zu Erzeugerge- 
meinschaften oder zu Vereinigungen von Erzeuger- 
gemeinschaften gefördert. Anerkannten Erzeugerge- 
meinschaften und deren Vereinigungen können zur 
Erleichterung ihrer Gründung Startbeihilfen und 
Invesdlionsbeihilfen gewahrt werden. InvesÜtions- 
beihilfen können auch Unternehmen des Handels und 
der Be- und Verarbeilung land- und fischwirtschaftli- 
cher Produkte erhallen, wenn sie unter bestimmten 
Voraussetzungen mit Erzeugergemeinschaften oder 
deren Vereinigungen langfristige Lieferverträge ein- 
gehen. 


Hinweis 

Förderung von Erzeugerorganisationen und 
Erzeugergemeinschaften nach EG-Recht 

Erzeugerorganisationen für Obst und Gemüse nach 
der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72. anerkannte 
Erzeugergemeinschaften für fisch wirtschaftliche Er- 
zeugnisse nach der Verordnung (EWG) Nr. 3796/81 
und Erzeugerorganisationen für Hopfen nach der 
Verordnung (EWG) Nr, 1696/71 können Slartbeihil- 
fen erhallen. 


Grundsätze für die Förderung im Bereich 
der Marktstrukturverbesserung in der Rscherei 
und Aquakultur 

Zur Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermark- 
tungsbedingungen für fischwirtschafüiche Erzeug- 
nisse können vorhandene oder neu zu schaffende 
Verarbeitungs- und Vermarktungseinrichtungen ge- 
fördert werden: 

— Neu- und Ausbau von Kapazitäten einschließlich 
der technischen Einrichtungen und des Ankaufs 
der dafür erforderlichen Grundstücke durch Inve- 
stitionsfaeihilfen. 


— innerbetriebliche Radonalisienmg durch Umbau 
ujid/oder Modernisierung technischer Einrichtun- 
gen durch Invesülionsbeihüfen, 

— Kosten der Vorplanung durch Zuschüsse. 


Grundsätze für die Förderung 
wasserwirtschaftlicher und kulturbautechnischer 
Maßnahmen 

Im Rahmen der wasserwirtschaftlichen und kultur- 
bautechni sehen Maßnahmen werden unter Berück- 
sichtigung der Erfordernisse des Umwelt- und Natur- 
schutzes und der Land schaflsp Oege schwerpunktmä- 
ßig gefördert 

— der Ausgleich des Wasserabflusses durch die 
Anlage von Talsperren, HochwasserruckhaJlebek- 
ken, Speicherbecken, Seen. Teichen, durch Anla- 
gen zur Wasserüberleitimg in v/asseraime Flußge- 
biete sowie durch Anlagen zur Grundwasseranrei- 
cherung, 

— zentrale Abwasseranlagen (Kanalisationsleitun- 
gen und Kläranlagen) in ländlichen Gemeinden. 

— zentrale Wasserversorgungsanlagen in ländlichen 
Gemeinden. 

— Schutzmaßnahmen gegen die zerstörende Wir- 
kung von Wasser und Wind* insbesondere durch 
natumahen Gewässerausbau zur Verhütung von 
Hochwasserschäden und durch Wildbach Verbau- 
ung. ferner durch Maßnahmen gegen den Boden- 
abtrag durch Wasser und Wind einschließlich 
Schutzpflanzungen, 

— der Neubau und die Befestigung von ländlichen 
Wegen zur besseren Erschließung landwirtschaft- 
licher Nutzflächen, 

— /Anlagen zur Aufbereitung und landwirtschaftli- 
chen Verwertung von Abfällen und Klär- 
schlamm, 

- — Vorarbeiten für die vorgenannten Maßnahmenbe- 
reiche. 

Träger der Vorhaben können die Bundesländer und 
sonstige Körperschaften des öffentlichen Rechts sein, 
Zuschüsse werden bis zu 70 % der als förderungsfähig 
ermiUeiten Kosten gewährt. 

Im Beilritlsgebiet kaim der Zuschuß für die Förderung 
von Wasserversorgongs- und Abwasseranlagen je- 
weils bis zu 80 % der förderungsfähigen Kosten erhöht 
werden. Dies gilt ebenso für den ansonsten niedrige- 
ren Höchstsatz für Vorhaben des ländlichen Wege- 
baus, 

Niedrigere Höchstsätze bestehen für Dränung (30 %), 
landbautechnische Maßnahmen (30%), Beregnung 
(50%) und Vorhaben des ländlichen Wegebaues bei 
geringerer Ausbaudichte (40%). 
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Grundsätze für die Förderung forstwirtschaftlicher 
Maßnahmen 

Waldbauliche Maßnahmen 

Für Vorarbeiten, Erstaufforstung, Anlage von Schutz^ 
Pflanzungen und Feldgehölzen, langfristige Überfüh- 
rung von Reinbestanden und den Umbau nicht stand- 
ortgerechter Bestände, Jungbestandspflege sowie 
Nachbesserungen von geförderten Pflanzungen kön- 
nen land- und forstwirtschaf Üiche Unternehmer, aner- 
kannte forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse und 
sonstige Betriebsinhaber Zuwendungen erhalten* 

Ferner wird als Beitrag zur wütschafüichen Stabilisie- 
rung der Forstbetriebe, insb^ondere bei umfangrei- 
chen Zwangseinschiägen, die Anlage von Einrichtun- 
gen zur langfristigen Lagerung von Holz bezu- 
schußt. 

Die Höhe der Zuwendungen beträgt je nach Maß- 
nahme und ggf. Baumart bis zu 85 % der fördenmgs- 
fähigen Kosten. 


Forstwirtschaftlicher Wegebau 

Der Neubau bzw. die Befestigung bisher nicht oder 
nicht ausreichend befestigter forstwirtschaftlicher 
Wege einschließlich der notwendigen Vorarbeiten 
kann im Privat- und Körperschaftswald mit bis zu 70 % 
der fördemngsfähigen Kosten gefördert werden* 


Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

Für die erstmalige Beschaffung von Forslmaschinen 
und -geraten sowie für die Anlage von Holzaufberei- 
tung spl ätzen und den Bau von Betriebsgebäuden 
kann anerkannten forstwirtschaftlichen Zusammen- 
schlüssen ein Zuschuß bis zu 40 % der förderungsfä- 
higen Kosten gewährt werden* Die Kosten für Verwal- 
tung und Beratung dieser Zusammenschlüsse werden 
in den ersten 20 Jahren nach der Anerkennung 
bezuschußt, wobei die Höhe der Zuwendung von 
anfangs 40% (in den neuen Bundesländern in einer 
Slarlphase anfangs bis zu 80 %) schrittweise auf 20 % 
der Kosten zurückgebt. 

Bei ZusammenschJQssen, die überdurchschnittlich mit 
Jimgbeständen ausgestatlet sind, kann die Förderung 
von Verwaltung und Beratung zeitlich ausgedehnt 
werden. 


Erstaufforstungsprämie 

Zum Ausgleich von Einkommensverluslen nach Auf- 
forstung bisher landwirtschaftlich genutzter Flächen 
_ kann bis zu 20 Jahre lang eine Präinie gewährt 
S werden, Sie beträgt auf besfen Standorten bis 2u f 40Ö 
= pro Jahr und Hektar für fand- und forstwirtschaftliche 
1 Betriebe, die die Flächen bisher selbst genutzt haben. 
S Für Nichüanäwirte sowie bisher nicht selbst bewirt- 
P schaltete Erstaufforstungsf lachen kann die Prämien- 
E höhe maximal bis zu 550 DM betragen. Die Länder 


können die Prämienhöhe ondyoder -dauer zusätzlich 
nach den lürdieAufforstung verwendeten Baumarlen 
sowie Gesichtspunkten der Landesplanung und 
Raumordnung staffeln. 


Maßnahmen aufgrund neuartiger Waldschäden 

Gefördert werden Vor- und Unterbau, Bodenschutz- 
und Meliorutionsdüngung sowie — nach immissions’ 
bedingt vorzeitiger Endnutzung — die WiederaufSor- 
*stung. Die Höhe der Zuwendung beträgt je nach 
Maßnahme und ggf. ßaumari bis zu 90% der förde- 
rungsfähigen Kosten. 


Grundsätze für die Forderung von 
Leistungsprüfungen in der tleiischen Erzeugung 

Für die Durchführung von Milchleistungsprüfungen, 
KontroUtäligkeiten bei der Schweinemast, bei der 
Aufzucht von Sauen in Ferkelerzeugerbetrieben, bei 
der Rindermast und bei der Mast von Lämmern und 
Jungmaslhammeln kann an die Kontrollringe ein 
nach Tierarten in unterschiedlicher Höhe festgelegter 
Zuschuß zu den jährlich laufenden Kosten gewährt 
werden. Die Förderung von Leistungsprüfungsanstal- 
ten für Rinder, Schweine und Schafe dient dem 
Zuchtfortschritl und der Qualitätsverbesserung. 


Grundsätze für die Förderung von 
Landarbeiterwohnungen und Grundsätze 
für die Forderung durch Anpassungshrifen 
für ältere landwirtschaftliche Arbeitnehmer 

Landarbefterwohnungsbau 

(Diese Grundsätze gelten nicht in den neuen Bundes- 
ländern,) 

Zwecks Erhallong eines Stamms fachlich qualifizier- 
ter Arbeitnehmer in der Landwirtschaft, können land- 
wirtschaftliche Arbeitnehmer — nicht der Hof nachfol- 
ger sovrie Personen, die mit dem Arbeitgeber im 
ersten oder zweiten Grad verwandt oder verschwä- 
gert sind — beim Bau, Kauf oder bei der baulichen 
Verbesserung eines Familienheimes oder einer 
Eigentumswohnung durch nach dem Lebensalter 
gestaffelte Zuschüsse gefördert werden. 


Anpassungshiife 

Die Anpassungshilfe können ältere landwirtschaftli- 
che Arbeitnehmer in Anspruch nehmen, die ihren 
Arbeitsplatz verlieren, wenn ein land wirtschaftlicher 
Betrieb oder Teile eines landwirtschaftlichen Betriebs 
in erheblichem Umfang stiügelegt werden. Weiterhin 
ka.nn die Anpassungshilfe diesen Arbeitnehmern 
auch bei Arbeilsplatzveriust im Zusammenhang mit 
umfangreicheren Maßnahmen zur Produküonsein- 
schränkung oder zur rationelleren Gestaltung des 
Betriebes gewährt werden. 
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Grundsätze für die Gewährung einer 
Umstellungshitfe 

Die Gewährung einer Umstellungshilfe eröffnet Land- 
wirten die Möglichkeit, ihren Betrieb auf eine Bewirt- 
schaftungsweise mit geringerem Arbeitsbedarf umzu- 
stelien. Dadurch werden die Voraussetzungen ge- 
schaffen, an einer bemflichen Umschulung zur Vor- 
bereitung auf eine außerlandwirtschaf Üiche Erwerbs- 
latigkeit teilzunehmen. 

Die Förderung erfolgt in Monatsbeträgen für die 
Dauer der beruflichen Bildungsmaßnahme. 


Grundsätze für die Förderung von Maßnahmen 
zur Ertiöhung der Sicherheit an den Küsten der 
Nord- und Ostsee sowie an den fließenden 
oberirdischen Gewässern im Tidegebiet 
gegen Sturmfluten (Küstenschutz) 

Die Maßnahmen des Küstenschutzes dienen der Erhö- 
hung der Sicherheit an den Küsten der Nord- und 
Ostsee sowie an den fließenden oberirdischen Gewäs- 
sern im Tidegebiet gegen Sturmfluten, Sie umfas- 
sen 

— den Neubau, die Verstärkung und Erhöhung von 
Hochwasserschutzwerken einschließlich notwen- 
diger Befestigungsarbeiten und des Baues von 
Deichverteidigungswegen. 

— die Anlage von Sperrwerken und sonstigen Bau- 
werken in der Hochwasserschulzlinie, 

— den Bau von Buhnen imd ähnlichen Anlagen, 

— Vorlandsicherungen und Vorlandarbeiten vor 
scharliegenden Seedeichen. 

Außerdem sind die Vorarbeiten für die vorgenannten 
Maßnahmen förderungsfähig. 

Träger der Maßnahmen können die Küstenländer und 
andere im Bereich der Nord- und Ostseeküste beste- 
hende Körperschaften des öffentlichen Rechts sein. 
Die Zuschüsse betragen bis zu 100% der als förde- 
rungsfähig ermittelten Kosten, 


Grundsätze für die Förderung zur 
Wiedereinrichtung und Modernisierung bäuerlicher 
Familtenbetriebe im Haupterwerb 

(Diese Grundsätze gelten nur in den neuen Bundes- 
ländern J 

Die Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen muß durch 
einen Wiedereinrichtungs- oder einen Modernisie- 
rungsplan nachgewiesen werden; außerdem können 
sie die Niederlassungsprämie erhalten, die sich an die 
Modernisier er richtet 

Die Betriebsinhaber, für die eine Förderung in 
Betracht komint. müssen beruflich qualifiziert sein, 
eine Buchführung einführen und dürfen bestimmte 
Einkommensgrenzen nicht überschreiten. 

Für zinsverbilligte Kapitalmarktdarlehen können die 
neuen Bundesländer Bürgschaften übernehmen. 


Grundsätze für die Gewährung von Hilfen zur 
Umstrukturierung landwirtschaftlicher 
Unternehmen sowie für neugegrünctete 
landwirtschaftliche Unternehmen in Form 
juristischer Personen und Personengesellschaften 

(Diese Grundsätze gelten nur in den neuen Bundes- 
ländern.) 

Auf der Grundlage einer EG-EnnächÜgung kann für 
eine bestimmte Übergangszeit die Umstrukturierung 
bzw, Neugründung von landwirtschaftlichen Unter- 
nehmen in Form juristischer Personen oder Personen- 
gesel Ischaf len unter Berücksichtigung einer umwelt- 
verträglichen landwirtschafüichen Produktion geför- 
dert werden. Die Umstrukturierung bzw. Neugrün- 
dung kann in Form jeder beliebigen Rechtsform 
erfolgen. Ausgeschlossen sind Unternehmen mit einer 
Kapitalbeteiligung der Öffentlichen Hand von mehr 
als 25% des EigenkapitaJs des Unternehmens. 

Schwerpunkte sind die Förderung von Rationalisie- 
nmgsmaßnahmen (Kostensenkung), zur Erhöhung 
der Wettbewerbsfähigkeit, einer umweltverträgli- 
chen Pflanzenproduktion, einer bodengebundenen 
und artgerechten Tierhaltung, der Anpassung an die 
Markterfordernisse. 

Eine wesentliche Voraussetzxing für die Förderung ist 
die Vorlage eines Betriebsentwicklungsplanes. 

Fux zinsverbilligte KapitalmaTktdadehen können die 
neuen Bundesländer Bürgschaften übernehmen. 


Grundsätze für die Förderung von Maßnahmen zur 
Energieeinsparung und Energieträgerumstellung 

(Diese Grundsätze gelten nur in den neuen Bundes- 
ländern,) 

Im Rahmen dieses Programms können gefördert wer- 
den: Maßnahmen zur Energieeinsparung, Energieträ- 
genimstellung, Nutzung umweltverlTäglicher und 
kostengünstiger Energiearten, soweit diese zum 
Schutz und zur Verbesserung der Umwelt beitragen 
und nicht zu einer Produküonssteigerung führen. 

Die Pörderungskondiüonen Tvurden bewußt auf die 
besondere Situalioo im Beitrittsgebiet ausgerichtet 
und heben sich von den Fördemngsmöglichkeiten für 
die elf Altländer deutlich ab. 


Grundsätze für die Förderung im Bereich 
der Marktstrukturverbesserung 

(Diese Grundsätze gelten nur in den neuen Bundes- 
ländern.) 

Zur Anpassung der Vermarktung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse in bezug auf Menge, Qualität und Art des 
Angebots an die Markterfordernisse können vorhan- 
dene oder neu zu schaffende Absatzeinrichtungen 
und Unternehmen des Handels sowie der Be- und 
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Verarbeitung durch InvestiÜonsbeihilfen gefordert 

werden: 

— Schlachthöfe und damit unmitlelbaj in Verbin- 
dung stehende nachgelagerte Be- oder Verarbei- 
tung sbelriebe» 

— Molkereien, 

— Vennarkhmgseinrichhingen für frisches Obst und 
Gemüse, Einrichtungen zur Herstellung von Naß- 
konserven, tiefgefrorenem Obstund Gemüse, oder 
Obst und Gemüsesäften, bzw, -mosten, 


— Vermarktungs- sowie Be- und Veraibeitimgsein- 
richtungen für Kartoffeln, 

— Vermarktungseinrichtungen für Getreide, Öl- und 
Hülsenfrüchte, 

— Tierkörperbeseitigungsanlagen, 

— Geflügelschlachtereien, 

— sonstige Vorhaben zur Verarbeitung und Ver- 
marktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse nach 
der VO (EWG) Nr. 866/90, 


13 







Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4207 


Gesetz über die Qemelnschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juli 1988 (BGBL I S. 1055), ergänzt gemäß Anlage i 
zu Artikel 8 des Einigungsvertrages 


§ 1 

GemeUischaflsaufgabe 

(1) Zur Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes werden als Gemeinschaftsaufgabe im 
Sinne des Artikels 91a Abs, 1 des Grundgesetzes 
wahr ge n ommen : 

1. Maßnahmen zur Verbessenmg der Produkllons- 
und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forst- 
wirtschaft durch 

a) rationellere Gestaltung land- und forstwirt- 
schaftlicher Betriebe, 

b) Anpassung land- und forstwirtschaftlicher Be- 
triebe an die Marktentwicklung '), 

c) Ausgleich natürlicher Standortnach teile. 

d) sonstige Maßnahmen, die unter besonderer 
Berücksichtigung der bäuerlichen Familienbe- 
triebe für die gesamte Land- und Forstwirtschaft 
bedeutsam sind: 

2. Maßnahmen zur Neuordnung ländlichen Grund- 
besitzes und Gestaltung des ländlichen Raumes 
durch Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- 
struktur nach dem Flurbereinigungsgesetz ein- 
schließlich von Maßnahmen zur Sicherung eines 
nachhaltig leistungsfähigen Naturhaushaltes; 

3. wasserwirtschaftliche und kulturbaulechnische 
Maßnahmen; 

4. Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur 
in der Land-, Fisch- und Forstwirtschaft durch 

a) Förderung von Zusammenschlüssen land-, 
fisch- und forstwirtschaftlicher Erzeuger, 

b) Errichtung, Ausbau, Zusammenfassung und 
Stillegung von Verraark tun gseiruich langen zur 
Rationalisierung und Verbesserung des Absat- 
zes land-, tisch- und forstwirtschaftlicher 
Erzeugnisse; 

5. Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit an den 
Küsten der Nord- und Ostsee sowie an den fließen- 
den oberirdischen Gewässern im Tidegebiel gegen 
Sturmfluten (Küstenschutz). 

(2) Eine für Maßnahmen gemäß Absatz 1 erforder- 
liche Vorplanung ist Bestandteil der Gemeinschafts- 
aufgabe. 


') NachArÜkeie Abs. 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1988fBGBl, I 
S. 1053) tritt 5 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b mit Ablauf des 
30. Jujcd 1993 außer Kraft. 


§2 

Ahgexnelne Grundsälze 

(1) Die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe dient 
dazu, eine leistungsfähige, auf künftige Anforderun- 
gen ausgerichtete Land' und Forstwirtschaft zu 
gewährleisten und ihre Wettbewerbsfähigkeit im 
Gemeinsamen Markt der Europäischen Gemeinschaft 
zu ermöglichen sowie den Küstenschutz zu verbes- 
sern. Dabei sind die Ziele und Erfordernisse der 
Raumordnung. Landesplanung sowie des Umwelt- 
schutzes und des Tierschutzes zu beachten. 

(2) Bei der Erfüllung der Geraeinschaftsaufgabe 
sollen räumliche und sachliche Schwerpunkte gebil- 
det werden. Bei den Maßnahmen ist ökologischen 
Erfordernissen Rechnung zu tragen. Jm übrigen sind 
die Maßnahmen mit anderen öffentlichen Neuord- 
nungs- und Entwicklungsmaßnahmen abzustim- 
men. 

§3 

F ö rde nm gsarten 

Die finanzielle Förderung kann in der Gewährung 
von Zuschüssen, Darlehen. Zonszuschüssen und Bürg- 
schaften bestehen. 

§4 

Gemelnsainer Rahmenplan 

(1) Für die Erfüllung der Gern einschaftsauf gäbe 
wird ein gemeinsamer Rahmeoplan aufgestellt. 

(2) Der Rahmenplan ist für den Zeitraum der Finanz- 
planung aufzüstellen, jedes Jahr sachlich zu prüfen, 
der Entwicklung anzupassen und fortzuführen. Die 
mehrjährige Finanzplanung des Bundes und der Län- 
der ist zu berücksichtigen. 

§5 

Inhalt des Rabmenptans 

(1) Der Rahmenplan bezeichnet die jeweils in den 
einzelnen Haushaltsjahren durchzuführenden Maß- 
nahmen mit den ihnen zugrundeliegenden Zielvor- 
stellungen. Er weist die Arten der Förderung, nach 
Ländern getrermt, sowie die vom Bund und von jedem 
Land für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe im 
nächsten Jahr bereitzustellenden und für die folgen- 
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den Jahre des Plan ungszeilra ums jeweils vorzusehen- 
den Mittel aus. 

(2) Der Rahmenplan enthalt ferner für die Maßnah- 
men FörderungsgnindsäLze, in denen insbesondere 
der Verwendungszweck der Mittel, die Förderungs- 
vorausselzungen und die Art und Höhe der Förderung 
näher bestaunt werden. 


§8 

Verfahren nach Beschluß über den Rahmenplan 

Der Planungsausschuß leitet den Rahmenplan der 
Bundesregierung und den Landesregierungen zu. Die 
Bundesregierung und die Landesregierungen neh- 
men die für die Durchführung des Rahmenplans ün 
nächsten Jahr erforderlichen Ansätze in die Entwürfe 
ihrer Haushaltspläne auf. 


§6 

Plauungsausschuß 

(1) Für die Rahmenplanung bilden die Bundesregie- 
rung und die Landesregierungen einen Pianungsaus- 
schuß. Ihm gehören der Bundesminisler für Ernäh- 
rung. Landwirtschaft und Forsten als Vorsitzender 
sowie der Bund es mini st er der Finanzen und ein Mini- 
ster (Senator] jedes Landes an. Eine Vertretung ist 
zulässig. 


§9 

Durchlühning des Rahmenplans 

(1) Die Durchführung des Rahmenplans ist Aufgabe 
der Länder. 

(2) Die Landesregierungen unterrichten die Bun- 
desregierung und den Bundesrat auf Verlangen über 
die Durchführung des Rahmenplans und den allge- 
meinen Stand der Gemeinschaftsaufgabe. 


(2) Die Sümmenzahl des Bundes entspricht der Zahl 
der Länder. Jedes Land hat eine Stimme. 

(3) Der Planungsausschuß beschließt mit den Stim- 
men des Bundes und der Mehrheit der Stimmen der 
Länder. 

(4) Der Planungsausschuß gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. 


§7 


Anmeldimg zum Rahmenplan 


(1) Bis zum 1. März jedes Jahres schlagen die 
Länder dem Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten die von ihnen vorgesehenen Maß- 
nahmen zur Aufnahme in den Rahmenplan vor. Mil 
der Amneldung gilt die Zustimmung des Landes 
gemäß Artikel 91a Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes 
als erteilt. Die Zustimmung kann bis zur Beschlußfas- 
sung über den Rahmenplan widerrufen werden, 

(2) Die Anmeldung enthält Angaben über 


§ 10 

Erstattung 

(1) Der Bund erstattet vorbehaltlich des Artikels 91 a 
Abs. 4 Satz 4 des Grundgesetzes jedem Land die ihm 
in Durchführung des Rahmenplans entstandenen 
Ausgaben in Hohe von 

60 v.H. bei Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe a. c und d und Nr. 2 bis 4 und bei der 
dazu erforderlichen Vorplanung (§ 1 Abs. 2) 
sovrie 

70 V. H. bei Maßnahmen nach § 1 Abs. l Nr. 1 Buch- 
stabe b und Nr. 5 und bei der dazu erforder- 
lichen Vorplanung (§ 1 Abs, 2) 

(2) Der Bund leistet bis zur voraussichtlichen Höhe 
des nach Absatz 1 von ihm zu erstattenden Betrages 
entsprechend dem jeweiligen Stand und der bereilge- 
steilten Haushaltsmittel Vorauszahlungen an das 
Laad. Zur Feststellung des Mittelbedarfs teilen die 
Länder dem Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten die Höhe der verausgabten Mittel 
sowie den Stand und die voraussichtliche Entwick- 
lung der Maßnahmen mit 


1. die Art und den Umfang der jährlich durchzufüh- 
rendeu Maßnahmen sowie 

2, die voraussichtlichen Kosten, getrennt nach Maß- 
nahmen, Kostenträgern und Haushaltsjahren, 

Die angemeldeteo Maßnahmen sind zu begründen. 
Aus der Begründung muß ersichtlich sein, daß die 
Maßnahmen wirtschaftlich und zweckmäßig sind, 

(3) Der Bundesminisler für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten legt die Anmeldungen der Länder 
und seine eigenen Vorschläge dem Planungsaus- 
schuß zur Beschlußfassung vor, 

(4) Für Anmeldungen zur Änderung des Rahmen* 
plans gelten die Absätze 1 bis 3 sinngemäß. 


§ 11 

Rückzahlung und Verzinsung der Bundesmitlel 

(1) Beträge, die vom Zuwendungs empfang er zur 
Tilgung und Verzinsung erhaltener Darlehen oder 
zum Ausgleich der auf Grund Qberaommener Bürg- 
schaften erstatteten Ausfälle gezahlt werden, sind 
vom Land anteilig an den Bund abzufühien. 

(2) Der Bund kann zugewiesene Bundesmittel von 
einem Land zurückfordem. wenn die feslgelegten 
Bedingungen ganz oder teilweise nicht erfüllt wer- 
den. 


) NachArÜkeiBAbs. 2desGesetzesvom21. Juli igSßfBGBl. I 
S. 1053) Iriti 510 Abs, 1 hlnsicbtllcb der Worte *Nr. t Buch.- 
stabe b und" mit Ablauf des 30. Juni 1993 außer Kraft. 
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(3) Beträge, die vom Zuwendungs empfang er wegen 
Nichterfüllung der Bedingung zurückgezahll werden, 
leitet das Land in Höhe des BundesanteÜs einschließ- 
lich der anteiligen 2Ünsen an den Bund weiter. 

(4) Die an den Bund nach den vorstehenden Absät- 
zen abzuführenden Beträge sind vom Land in Höhe 
von 2 V. H. über dem für Kassenkredile des Bundes 
geltenden Zinssatz der Deutschen Bundesbank zu 
verzinsen, im Falle des Absatzes 2 vom Zeitpunkt der 
Auszahlung der Bundesmillel an, Im Falle der 
Absätze 1 und 3 vom Beginn des zweiten auf den 
Eingang des Betrages beim Land folgenden Mo- 
nats, 


§ 12 

(Überleitungsvorscbrift) 


§ 13 

Berlin-Klausel 
— gegenstandslos — 


5 14 

(Inkrafttreten) 


17 


Drucksache 12/4207 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Geschäftsordnung des Planungsausschusses für Agrarstruktur und Küstenschutz 

Der Planungsausschuß für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes“ hat sich nach § 6 Abs* 4 des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" folgende Geschäftsordnung gegeben: 


L Organisation des Planangsaiisschusses 

§1 

Bezeichnung 

Der Plauungsausschxiß führt die Bezeichnung «Pla- 
nungsausschuß für Agrarstruktur und Küstenschutz “ 
[PLAN AK). 


§2 

Mitglieder 

Jedes Land teilt dem Vorsitzenden mit, welcher 
Minister (Senator) Mitglied des Planungsausschusses 
ist und wer dieses Mitglied im Planungsausschufl 
vertritt* 


§3 

Vorsitz 

Der Vorsitzende (oder sein Vertreter) führt die 
Geschäfte des Planungsausschusses nach Maßgabe 
dieser Geschäftsordnung; er leitet die Sitzungen des 
Plan ungsdussch usses * 

Der PLANAK wählt ohne Aussprache einen Mini- 
ster (Senator) zum Vertreter des Vorsitzenden. 


§4 

Unteransschufl 

(1) Der Planungsausschuß setzt zur Vorbereitung 
seiner Beratungen und Beschlußfassung einen Unter- 
ausschuß ein. 

(2) Der Unterausschuß setzt sich aus einem Beauf- 
tragten des Bundesministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten als Vorsitzenden sowie aus je 
einem Beauftragten der übrigen Mitglieder des Pla- 
nungsausschusses zusammen. 


II- Verfahren der Anmeldung 
zum Rahmenplan 

55 

Amnelduiig 

(1) Der Planungsausschuß beschließt über die Form 
und den Umfang der Anmeldung nach §§5 und 7 
GemAgrG* 

(2) Die Länder übersenden dem Vorsitzenden ihre 
Anmeldung zum Rahmenplan in fünffacher Ausferti- 
gung, den übrigen Mitgliedern des Planungsaus- 
schusses in zweifacher Ausfertigung. 

§6 

Widemii 

Eine Zusturunung gemäß § 7 Abs. 1 GemAgrG wird 
durdb Erklärung gegenüber dem Vorsitzenden vrider- 
rufen; die Erklärung soU in schriftlicher Form abgege- 
ben werden. Der Vorsitzende setzt die übrigen Mit- 
glieder des Planungsausschusses von der Erklärung in 
Kenntnis. 


ni, Verfahren des Planungsausschusses 
§7 

Sitzungsoii 

Der Planungsausschuß lagt am Sitz des Vorsitzen- 
den. Der Planungsausschuß kann Ausnahmen be- 
schließen. 

§8 

EliihexTifaiig 

(1) Der Vorsitzende beruft den Planungsausschuß 
nach Bedarf ein. Der Planungsausschuß ist minde- 
stens einmal jährlich einzuberufen; er ist außerdem 
einzubemfen, wenn es ein Mitglied des Planungsaus- 
schusses verlangt, 

(2) Der Vorsitzende bereitet die Sitzungen vor. 
Hierzu werden die vom Vorsitzenden und von den 
übrigen Mitgliedern vorgeschlagenen Bexatungs- 
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gegenstände in einer Tagesordnung zusammenge- 
stellt. 

(3) Der Vorsitzende fügt der Einladung zu den 
Sitzungen des Planungsausschusses die Tagesord- 
nung mit Unterlagen sowie etwaige Stellungnahmen 
und Empfehlungen des Unterausschusses bei. 

(4) Die Einladung mit Unterlagen soll den Mitglie- 
dern des Planungsausschusses spätestens vierzehn 
Tage vor der Sitzung zugehen, 

§9 

Beschlußfähigkeit 

(1) Vor Eintritt in die Beratungen steUt der Vorsit- 
zende die Ordnungsmäßigkeit der Einladungen und 
die Beschlußfähigkeit fest Der PlanungsausschuD ist 
beschlußfähig, wenn der Bund und mindestens neun 
Länder vertreten sind. 

(2) Über nicht mit der Einl adung rrdtgeteille Tages- 
ordnungspunkte darf nur beschlossen werden, wenn 
kein Mitglied widerspricht; § 1 1 gilt ln diesem Falle 
nicht. 

§ 10 

Beratnng und Beschlußfassung 

(1) Jedes Mitglied des Planungsausschusses kann 
zu den Beratungsgegenständen Anträge stellen. Sind 
zu demselben Gegenstand mehrere Anträge gestellt 
worden, so ist über den weitestgehenden Antrag 
zuerst abzüstimmen. Im Zweifelsfalle entscheidet der 
Vorsitzende, welcher Antrag der weitestgehende 
Ist, 

(2) Ober Anträge zur Geschäftsordnung ist vor 
Erledigung der Sachanträge äbzustimraen. 

(3) Vor der Abstiunmnung stellt der Vorsitzende die 
erforderliche Stimmenmehrheit fest. 

§ n 

Auslegung der Geschäfts Ordnung 
Abweichung von der Geschältsordnong 

Ober Meinungsverschiedenheiten bei Auslegun- 
gen der Geschäftsordnung entscheidet der Pianungs- 
ausschüß; über Abweichungen von der Geschäftsord- 
nung ist ein einstimmiger Beschluß des Planungsaus- 
schusses erforderlich. 

§ 12 

Allgemeine Verfahrensgrundsalze 

(1) Die Sitzungen des Planungsausschusses sind 
nicht öffentlich. 

(2) Jedes Mitglied des Planungsausschusses kann 
zu den Sitzungen höchstens drei Berater hinzuziehen. 


Der Planungsausschuß kann weitere Personen zulas- 
sen. Er kann zu den einzelnen Beratungsgegenstän- 
den Sachverständige heranziehen und — soweit erfor- 
derlich — Berichterstatter bestellen. 


§ 13 

Umlaufverfahren 

(1) Hält der Vorsitzende die mündliche Beratung 
einer Angelegenheit für nicht erforderlich, so kann 
der Beschluß auf schriftlichem Wege gefaßt werden 
[Umlauf Sache). 

(2) Der Vorsitzende teilt den Gegenstand der 
Beschlußfassung, einen Entscheidungsvorschlag und 
den Zeitpunkt, bis zu dem ein Votum zu dem Entschei- 
dungsvorschlag beim Vorsitzenden eingegangen sein 
muß, schriftlich mit. Der Zeitpunkt nach Satz 1 muß 
mindestens 3 Wochen nach dem Tag des Abgangs der 
Mitteilung Hegen; der Abgangstag muß amtlich 
belegt sein, Ablehnung des Entscheidungsvorschlags 
sowie Stounenthaltung sind schriftlich zu erklären; 
Schweigen gilt als Zustimmung, 

(3) Widerspricht ein Mitglied Innerhalb der Frist 
nach Absatz 2 schriftlich der Durchführung des 
Umlaufverfahrens, so setzt der Vorsitzende die Ange- 
legenheit auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung 
des Planungsausschusses. 

§ 14 

Sitzongsnlederschriit 

(1) Ober die Sitzungen des Planungsausschusses 
wird von einem vom Vorsitzenden bestellten Schrift- 
führer eine Niederschrift aufgenommen. Die Nieder- 
schrift ist vertraulich. Die Vertraulichkeit kann vom 
Planungsausschuß durch Beschluß aufgehoben wer- 
den. 

(2) Die Niederschrift muß enthalten: 

a) die Namen der Teilnehmer, 

b) die behandelten Beratungsgegenstände. 

c) eine kurze Darstellung des Verlaufs der Verhand- 
lung und der abgegebenen Erklärungen, 

d) die Anträge, 

e) die Beschlüsse, 

f) das zahlenmäßige Ergebnis der AbsÜmmung, 

Die Niedersduift ist vom SchriJtfühier und vom Vor- 
sitzenden zu unterzeichnen und sodann den übrigen 
Mitgliedern zu übersenden. Die Niederschrift gilt als 
genehmigt, wenn die Mitglieder nicht innerhalb von 
drei Wochen nach Eingang schriftlich Einwendungen 
erheben. Werden Einwendungen erhoben, so ent- 
scheidet der PlanungsausschuD, 
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§ 15 

Verfahren des Unterausschusses 

(1) Der Unterausschuß bereitet die Beschlüsse des 
PLANAK vor. 

(2) Er wendet die für das Verfahren des Planungs- 
ausschusses geltenden Bestimniungen entsprechend 
mit der Maßgabe an, daß jedes Mitglied fünf Berater 
hinzuziehen kann. 

(3) Der Unterausschuß kann dem Planungsausschuß 
Stellungnahmen und Empfehlungen zu den ihm zuge- 
wiesenen Beratungsgegenstünden abgeben. Kom- 
men im Unterausschuß Stellirngnahmen oder Emp- 
fehlungen nicht einstimmig zustande, so stellt der 
Vorsitzende des Unterausschmses fest, welche Mit- 
glieder abweichende Auffassungen vertreten. 
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A. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ für den Zeitraum 1993 bis 1996 


Der Pianungsa US schuß für Agrarstruktur und Küstenschutz, dem der Bundesmini- 
Ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten als Vorsitzender, der Bundesminister 
der Finanzen sowie die sechzehn Minister und Senatoren für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten der Länder angehören, hat in Ausführung des Gesetzes über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
vom 3. September 1969 (BGBl. 1 S, 1573) in der Fassung vom 2L Juli 1988 (BGBh I 
S. 1055) zuletzt geändert durch den Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Deutschen Demokratischen Republik über die Herstellung der Einheit 
Deutschlands — Einigungsvertrag — vom 31. August 1990 (BGBL S. 889, 941, 
bereinigt 1244} folgenden gemeinsamen Rahmen plan beschlossen: 


TEtLI 

Einfühmng 


1- Durch Artikel 91a GG wurde die Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes zur 
Gemeinschaftsaufgabe erklärt. 

Bei der Erfüllung dieser Aufgabe, deren Durchfüh- 
rung den Ländern obliegt, wirkt der Bund mit, da sie 
für die Gesamtheit bedeutsam ist und zur Verbesse- 
rung der Lebensverhältnisse beiträgt. Bund und Lan- 
der tragen bei der Gemeinschaftsaufgabe gleicherma- 
ßen Verantwortung. Diese Verantwortung dokumen- 
tiert sich in einer gemeinsamen Planung und Finan- 
zierung der Maßnahmen. 

2. In Ausführung von Artikel 91a GG ist am 3. Sep- 
tember 1969 das Gesetz über eine Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" {GemAgrG; BGBl. 1 S. 1573) erlassen 
worden. 

Es ist am 1. Januar 1970 in Kraft getreten und wird, 
geändert durch Gesetz vom 23. Dezember 1971 [BGBl. 
I S. 2140), seit dem 1. Januar 1973 mit dem Ziel 
durchgeführt, eine leistungsfähige, auf künftige 
Anforderungen ausgerichtete Land- und Forstwirt- 
schaft zu gewährleisten und deren Eingliederung in 
den Gemeinsamen Markt der Europäischen Gemein- 
schaften zu erleichtern sowie den Küstenschutz zu 
verbessern. Mit dieser sehr allgemeinen Zielsetzung 
in Verbindung mit dem Artikel 91a GG hat der 
Planung sausschüß die Einzelmafinahmen ausge- 
wählt, die unter den Anwendungsbereich der 
GemAgrG fallen sollen. 

Durch Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" vom 21. Juli 1988 
(BGBl. I S, 1053) ist der Ziel- und Aufgabenkatalog der 
Gemeinschaftsaufgabe erweitert worden. 


Im Zuge der Neuausrichtung der gemeinsamen 
Agrarpolitik müssen daher auch in der Gemein- 
schaftsaufgabe neue Rahmenhedingungen geschaf- 
fen werden, die die Existenz der Betriebe unter 
veränderten Marktbedingungen und auch in stand- 
örtlich benachteiligten Gebieten sichern. Sie sollen 
gleichzeitig zu einer Verbesserung der UmwelEbedin- 
gungen im ländlichen Raum führen und damit auch 
die Ressourcen der landwirtschaftlichen Betriebe 
langfristig sichern helfen. 

Um das Ziel einer Verbessening und langfristigen 
Sicherung der ProdukÜons- und Arbeitsbedingimgen 
ln der Land- und Forstwirtschaftzu erreichen, sind die 
struktureUen und ökologischen Rahmenbedingungen 
des ländlichen Raumes zu verbessern. 

Hierzu bedarf es neuer bzw. teilweise geänderter 
Förderung sm aßnahmen, um den landwirtschaftlichen 
Betrieben die Anpassung an die Marktentwicklung zu 
erleichtern und sie ln die Lage zu versetzen, langfristig 
wirksame Schritte zur umweltverträglichen Entwick- 
lung der land- und forstwirtschaftlichen Bodennut- 
zung zu unternehmen. 

Die neu eingeführten Maßnahmen zur Anpassung 
land- \md forstwirtschaftlicher Betriebe an die Markt- 
entwicklung treten mit Ablauf des 30, Juni 1993 außer 
Kraft. Neubewiliigungen können auf dieser gesetzli- 
chen Grundlage nach diesem Zeitpunkt nicht mehr 
ausgesprochen werden. 

3- Gemäß Artikel 7 Abs. 4 des Vertrages über die 
Herstellung der Einheit Deutschlands wird der Arti- 
kel 91 a des Grundgesetzes und damit das Gesetz über 
die Verbesserung der AgraistTuktur und des Küsten- 
schutzes mit Wirkung vom 1 . Januar 1991 auch in den 
Landern Brandenburg, Mecklenburg- Vorpommern, 
Sachsen, Sachsen -Anhalt und Thüringen sowie in 
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dem Teil des Landes Berlin, in dem das Grundgesetz 
bisher nicht galt, angewendel (Neue Bundesländer), 
Der um die fünf neuen Bundesländer erweiterte 
Planungsausschuß hat daher Regelungen beschlos- 
sen. mit denen während einer Obergangszeit den 
besonderen Bedürfnissen der Strukturanpassung in 
den neuen BundesLändem Rechnung getragen wird, 
EG-rechÜiche Grundlage für die Sonderfördenmg in 
den neuen Bundesländern bildet die Verordnung 
(EWG) Nr. 3577/90 des Rates vom 4. Dezember 1990 
über die für die Landwirtschalt erforderlichen Über- 
gangsm aßnah men und Anpassungen aufgrund der 
Herstellung der deutschen Einheit, Anhang XV. 

4 - Für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe wird 
von Bund und Ländern ein gemeinsamer Rahznenplan 
aufgestellt. Der gemeinsame Rahmenplan ist für den 
Zeitraum der mehijähiigen Finanzplanung aufzustel- 
len, jedes Jahr sachlich zu prüfen und der Entwick- 
lung anzupassen. 

Der Rahmenplan enthält die Maßnahmen, die in den 
einzelnen Haushaltsjahren durchgeführt werden, und 
gibt die Förderungsarten (Darlehen, Zuschüsse, Zins- 
zuschüsse. Bürgschaften) sowie die Zielvorslellungen 
der einzelnen Maßnahmen an. Außer den Mitteln und 
Maßnahmen muß der Rahmenplan auch allgemeine 
Grundsätze für die Vergabe der ausgewiesenen Mittel 
enthalten, um eine einheitliche Förderung der Maß- 
nahmen zu gewährleisten. 

Der Rahmeoplan wird aufgrund von Anmeldungen 
der Länder und Vorschlägen des Bundes aufgestelll. 
Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten nimmt die Anmeldungen entgegen und 
legt sie mit seinen eigenen Vorschlägen dem Pla- 
nungsausschuß vor. Die Anmeldungen sind zu 
begründen nach Art und Umfang der Maßnahmen 
und haben die voraussichtlichen Kosten zu enthal- 
ten- 

6p Die Bundesregierung und die Landesregierungen 
haben zur Aufstellung des Rahmenplans einen Pla- 
nungsausschuB gebildet, in dem der Bund durch den 
Bundesminister für Eraähnmg, Landwirtschaft und 
Forsten und den Bundesminister der Finanzen und die 
Länder durch je einen Minister (Senator) vertreten 
sind. Dem Bund stehen ebenso viele Stimmen zu wie 
den 16 Ländern zusammen. Der Planungsausschuß 
beschließt mit den Stimmen des Bundes und der 
Mehrheit der Stimmen der Länder, so daß zu einer 
Beschlußfassung 25 Stimmen erforderlich sind. 

Der Planungsausschuß hat die Förderungsgrundsätze, 
die Anmeldungen der Lander und die Vorschläge des 
Bundes zu überprüfen und durch Beschluß über deren 
A ufnahm en in den Rahmenplan zu entscheiden. Bei 
dieser Auf gab e sollen räumliche und sachlich e 
Schwerpunkte gebildet werden. 

Zwischen allen Maßnahmen, die im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe , Verbessenmg der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" und „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes' durchgeführt 
werden, erfolgt eine enge Koordinierung. 

6, Es besteht Einigkeit zwischen Bund und Ländern 
darüber, daß Aufgaben, die nicht überwiegend der 


Agrarstnikturverbessemng, sondern der Erhaltung 
der Kulturlandschaft, der Landschaftspflege und 
Erholungsfunktion der Landschaft oder dem Tier- 
schutz dienen, nicht als Gemeinschaftsaufgabe anzu- 
sehen sind und daher allein aus Landesmitleln finan- 
ziert werden können. Die Länder unterrichten den 
Planungsausschuß über die Abgrenzung derartiger 
Aufgaben gegenüber den Gemeinschaftsaufgaben. 

Unabhängig von der unterschiedhchen Zuordnung 
müssen bei der Durchführung agrarstruktureller Maß- 
nahmen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe die 
Erfordernisse der Raumordnung, Landesplanung 
sowie des Umweltschutzes und des Tierschutzes 
beachtet werden, um die struktureUen sowie ökologi- 
schen Rahmenbedingungen des ländlichen Raumes 
zu verbessern. 

Im Rahmen der Förderung soU verstärkt dazu beige- 
tragen werden, eine mit ökologisch wertvollen Land- 
schaftselementen vieliälhg ausgestattete Landschaft 
zu erhalten und zu schaffen, den Erosions schütz zu 
sichern und den Tierschutz zu verbessern. 

Maßnahmen mit der Folge der Umwandlung oder 
einer sonstigen wesentlichen Beeinträchtigung selte- 
ner oder ökologisch wertvoller Biotope gemäß § 20c 
BNatSchG dürfen nicht gefördert werden. Andere 
wertvolle Landschaf Lsbeslandteüe sotlen nicht beein- 
trächtigt werden. 

Als solche kommen vor allem in Betrachh 

— Feuchtgebiete, 

— Trockenbiotope, 

— für die Biotop Vernetzung bedeutsame Land- 
schaf ts b es landteüe , 

— natur- und kulturhistorisch bedeutsame Land- 
schaftsbestandteile. 

Bund und Länder weisen auf den notwendigen Schutz 
der im Interesse des Naturschutzes und der Land- 
schaftspflege erhaltenswerten Landschaflsbestand- 
teile hin. Die Erhaltung der LandschaflsbestandteiJe 
ist mit anderen Interessen und Belangen abzuwä- 
gen. 

7- Gehen die Anmeldungen der Lander erheblich 
über die Mitfinanzierung des Bundes hinaus, wie sich 
dies zur Zeit insbesondere bei der Förderung von 
zentralen Wasserversorgimgs- und Abwasserbeseiti- 
gungsanlagen zeigt, bleibt die Anwendung der För- 
deningsgrundsätze auf die regionalen Schwerpunkte 
beschränkt, die vom Planungsausschuß auf Vorschlag 
der Länder beschlossen werden. 

8. Von den in diesem Rahmenplan beschlossenen 
Ansätzen kaim nach vorheriger Abstimmung mit dem 
Bund dann abgewichen werden, wenn die Abwei- 
chung die im Rahmenplan für die einzelnen Maßnah- 
men festgelegten Ziele nicht wesentlich verändert. 
Abweichungen über diesen Rahmen hinaus bedürfen 
der ZustLmmimg des Planungsaiisschusses. Die vorhe- 
rige Zustiiamung des Bundes ist bei Umschichtungen 
innerhalb der einzelnen Maßnahmen gruppen nicht 
erforderlich. Bei Umschichtungen zwischen den ein- 
zelnen Maß nahmen gruppen ist die vorherige Zustim- 
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mung des Bundes einzuholen, sofern der umzuschich- 
tende Betrag 2 % des Landesanteils am Gesamtvolu- 
men des Rahmenplans oder 20% je Maßnahme- 
gruppe übersteigt. Umschichtungen, ^e den Küsten- 
schutz und die AusglelchszuJage betreffen, sind in 
jedem Fall vorher mit dem Bund abzustimmen. 

Werden durch Umschichtungen zu Lasten der Aus- 
gleichszulage die in Übersicht 1, Spalte 9a auf geführ- 
ten Mindestbeträge um mehr als 10% unterschritten, 
sind diese Umschichtungen nur zulässig, wenn die 
entsprechenden Mittel zur Verstärkung der Aus- 
gleichszulage in anderen Landern eingesetzt werden. 
Die Lander teilen dem Bund unmittelbar nach Quar- 
talsende mit, welche Umschichhmgen im abgelaufe- 
nen Quartal vorgenommen wurden, 

9. Die Zweckbindungsfrislen für die nach den Rah- 
menplänen 1973 bis 1979 geförderten Maßnahmen 
werden einheitlich auf 


— zwölf Jahre für Grundstücke, Bauten und bauliche 
Anlagen, 

— fünf Jahre für technische Einrichtungen, Maschi- 
nen und Geräte 

festgesetzt. 

Bel Maßnahmen zur Stillegung von Ackerflächen, der 
Extensivlenmg bei Überschußerzeugnissen, der Um- 
stellung der Erzeugung auf nichtüberschüssige 
Erzeugnisse, zur Förderung der Einstellung der land- 
wirtschaftlichen Erwerbstätigkeit, bei Förderung 
durch eine Ums teil ungshilfe sowie Einrichtungen und 
Anlagen zur langfristigen Lagerung von Holz und der 
dafür erforderlichen konservierenden Behandlung, 
soweit der Holzanfall aus den Sturmschäden des 
Jahres 1990 herrührt, können Ausnahmen gemacht 
werden^ dies gilt auch für die entsprechenden Rege- 
lungen in den Förderungsgrundsätzen dieses Rah- 
menplanes, 
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TEIL II 

Förderungsgrundsätze 


Qiundsätze für die Förderung 
der agrarstrukturellen Vorplanung 

1. Zuwendungszweck 

Die agrarstrukturelle Vorplanung wird als Enlschei- 
duagshüfe für den efflzieniea mit anderen Bereichen 
abgestimmten Einsatz von Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Agrarstruktur nach dem GemAgrG und 
ergänzender Maßnahmen gefördert. 

Die Vorplanung soll entwicklungsbestimmende Vor- 
gaben der Land- und Forstwirtschaft aufzeigen und 
zur Bildung sachlicher und räumlicher Schwerpunkte 
bei der Verbesserung der Agrarstruktur beilragen. 


2. Gegenstand der Förderung 

Gegenstand der Förderung ist die Erarbeitung von 
Vorschlägen über die Art und den Umfang geeigneter 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur 
sowie den Zeitpunkt ihrer Durchführung, Die Vorpla- 
nung ist auf die Ziele der Raumordnung und der 
Landesplanung auszurichten. Dabei sind alle Funktio- 
nen des ländlichen Raums, insbesondere die regio- 
nale Wlrtschaflsstruktur, die Infrastruktur, die Be* 
lange von Natur- und Umweltschutz, Landschaflspla- 
nung sowie Freizeit und Erholung, die voraussichtli- 
che Bodennutzung und Landeskultur, die Notwendig- 
keit von DorferDeuenmgen und die landwirtschaftli- 
che und außerlandwirtschaftliche Erwerbssituation zu 
berücksichtigen und deren voraussichtliche Entwick- 
lung aufeüzeigen. Die Aussagen der Vorplanung 
können sich problem orientiert auf thematische 
Schwerpunkte beschränken. 


Zuwendüngsempffinger 

Zuwendungen können die von den Bundesländern 
mit der agrarstruktureUen Vorplanung beauftragten 
nicht staatlichen Steilen erhalten. 


4. Zu Wendlings Voraussetzungen 

Zuwendungen können gewährt werden, wenn die 
nach Landesrecht zuständige Stelle aufgrund einer 
agrarstruktureUen Rahmenplanung oder sonstiger 
Strukturdaten und Enlwicldungen Ordnungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen für erforderlich hält. 


5- Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 
6.1 

Zu den Kosten der Vorplanung werden folgende 
Zuschüsse gewährt: 

Nach der Gesamtfläche des Vorplanungsgebietes 

bis zu 5 000 ha ein Fest betrag in Höhe von 25 000 DM 
zuzüglich bis zu 8,00 DM/ha, 

ab 5 000 ha bis zu 20 000 ha 13,00 DM bis 10,00 DM/ha 
und 

ab 20 000 ha für jeden weiteren Hektar bis zu 
6,00 DM/ha. 

Vorstehende Zuschußsälze umfassen Aufwendungen 
für erforderlich werdende Betriebserhebungen und 
Kartierungen, Sie sind Höchstsätze und jeweils durch 
Interpolation festzulegen. 


6.2 

Das Land kann Ausnahmen von den Zuschüssen nach 
5,1 zulassen. 


6,3 

Die für die gewährten Zuschüsse zu zahlende Umsatz- 
steuer wird zusätzlich erstattet. 


6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
6.1 

Die Ergebnisse der Vorplanung einschließlich der 
Vorschläge sind zusammenfassend darzustellen; sie 
haben eine Wertung zu enthalten, inwieweit die 
Vorhaben im Zusammenhang eine Umweitvertrag- 
llchkeitsprüfimg erfordern, der erztelbaie Erfolg die 
notwendigen Investitionen und sonstigen Aufwen- 
dungen gesamtwirtschaftlich rechtfertigt und ob und 
wie die geplanten Maßnahmen umweltverträglich 
und im Einklang mit der ange strebten regionalen 
Entwicklung gestaltet werden können. 


6.2 

Die im Rahmen der Vorplanung notwendigen Erhe- 
bungen enthalten Angaben zu überregionalen Pla- 
nungen, sonstigen Planungen, soweit sie für. die 
betreffenden Gemeinden konkretisiert sind, sowie 
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Angaben zur Infrastruktur und zur Struktur der Land- 

und Forstwirtschaft. 

Insbesondere werden erfaßt 

— die Altersstruktur der Bevölkerung, 

— die Wohnbevölkening nach dem Hauptunterhalt 
der Ernährer, 

— die Erwerbspersonen nach den Wirtschaftsberei- 
cfaen, 

— die Berufspendler, 

— die Katasterflöche, 

— die Eigentums Verteilung und die Bewirtschai- 
tungsstruktur, 

— die 3 and wirtschaftlichen und forstwirtschaftlichen 
Betriebe, deren Struktur und Entwicklung, 

— die Bodermutzung. 

— die Viehhaltung. 

— die agrarischen Einzelmaßnahmen, 

— der Stand der Bauleitplanung, 

— die ausgewiesenen und geplanten Wasserschutz- 
gebiete nach Schutzzonen mit Erfassung der 
Standortunterschiede in bezug auf den Gewässer- 
schutz gemäß den Richtlinien des Deutschen Ver- 
eins für das Gas- und Wassexfach e. V, (DVGW), 

— schutzwürdige Oberflächengewässer (Fließwässer 
und stehende Oberflächengewässer), 

— die ausgewiesenen und geplanten Naturschutzge- 
biete und sonstigen Naturschutzobjekte ein- 
schließlich erdgesdiichtlicfa bedeutsamer Forma- 
tionen und Landschaftsstrukturen, 

— die bisherigen Ergebnisse der Landschaftspla- 
nung, oder falls eine Landschoflsplanung noch 
nicht vorliegt, die Biotopkartierung, 

— die Bodenbelastung (z. B. erosionsgefährdete Flä- 
chen) und 

— die Bewirtschaitungsauflagen. 


Bei der zusammenfassenden Dcurstellung und Wer- 
tung der Ergebnisse sind insbesondere folgende 
Belange gegeneinander abzuwägen: 

— Vorgaben der Raumordnung und Landespla- 
mmg, 

— überörtlich bedeutsame Großprojekte, 

— Landwirtschaft, 

— Forstwirtschaft, 

— Städtebau und Dorfe meuerung, 

— Naturschutz und Landschaftspflege, 

— Freizeit und Erholung. 

— Gewässer- und Bodenschutz. 


6.4 

Projektgebundene Vorarbeiten können nur nach den 
für die jeweiligen Maßnahmen geltenden Grundsät- 
zen gefördert werden. 


Grundsätze für die Förderung 
der Flurbereinigung 

1. Zuwendungszweck 
1.1 

Die Förderungsinittel können verwendet werden für 
die Finanzierung der Neuordnung ländlichen Grund- 
besitzes und die Gestaltung des ländlichen Raumes 
durch Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstnik- 
tur einschließlich von Maßnahmen zur Sicherung 
eines nachhaltig leistungsfähigen Nalurhaushaltes. 


1.2 

Zuwendungsfähig sind die Aufwendungen für Vorar- 
beiten (Zweckforschungen, Untersuchungen. Erhe- 
bungen), soweit sie nicht Verfahrenskosten (§ 104 
FlurbG) sind, der Landz wischenerwerb nach § 26 c 
FlurbG sowie die Ausführungskosten (§ 105 

FlurbG). 

Zuwendungsfähig sind diese Aufwendungen auch in 
Verfahren zur Feststellung und Neuordnung der 
Eigentumsverhältnisse nach §§ 53 bis 64 des Land- 
wirtschaftsanpassungsgesetzes (LwAnpG), soweit sie 
nicht nach § 62 LwAnpG das Land zu tragen hat. 


1.3 

Ausfühnmgs kosten sind insbesondere 


1 . 3.1 

die zur wertgleichen Abfindung notwendigen Maß- 
nahmen, 


1 . 3.2 

die wegen einer völligen Änderung der bisherigen 
Struktur eines land- und forstwirtschaftlichen Be- 
triebes erforderlichen Maßnahmen (§ 44 Abs. 5 
FlurbG), 


1 . 3.3 

die Herstellung der gemeinschaftlichen Anlagen und 
die Instandsetzung der neuen Grundstücke, 
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die nach § 37 Abs. 1 und 2 FlurbG mit Rücksicht auf 
den Umweltschutz, den Naturschutz und die Land- 
schaftspflege. den Boden- und den Gewässerschutz, 
einschlieflUch wichtiger Landschaftselemente zur 
Schaffung eines Biotopverbundsystems, sowie die für 
den Denkmalschutz erforderlichen Mahnahmen. 


14^ 

MaBnahnien der Dorfemeuerung, 


1^.6 

der Ausgleich für Wirtschoftserschwemisse und vor- 
übergehende Nachteile (§51 FlurbG). Geldabflndun- 
gen (§ 44 Abs. 3 Satz 2, § 50 Abs. 2 FlurbG) sovde 
Geldenlschädigungen, soweit diese Verpflichtungen 
nicht durch entsprechende Einnahmen gedeckt 
sind, 


1^,7 

der Landzwischenerwerb, 


die beim Landzwischenerwerb entstehenden Verlu- 
ste, soweit sie der Teilnehmergemeinschaft bei der 
Verwendung der Flachen entstehen, 


1.3^ 

die Zinsen für die von der Teilnehmergeraeinschaf t zu 
einem angemessenen Satz aufgenommenen Kapital- 
markldarlehen. 


1^10 

die der Teilnehmergemeinschaft bei Vermessung, 
Vermarkung und Wcrtennittlung der Grundstücke 
entstehenden Kosten sowie der ihr entstehende Ver- 
waltungsaufwand, 


1^11 

die Vergabe von Arbeiten zur Wahrnehmung von 
gemeinschaftlichen Angelegenheiten der Teilnehmer 
(5 18 Abs. 1 FlurbG) sowie die bei der Durchführung 
von Verfahren zur Feststellung und Neuordnung der 
Eigentumsverhältnisse nach dem Landwirtschaftsan- 
passungsgesetz von den Teilnehmern aufzubringen- 
den Betreuergebühren, 


1.4 

Die Entwässerung und der Tiefumbruch von Grün- 
\and, die Umwandlung von Grünland Ln Acker und 
gegebenenfalls dessen anschließende Entwässerung 
sov^e die Umwandlung von Ödland in landwlrlschafL 
liehe Nutzfläche und gegebenenfalls deren anschlie- 
ßende Entwässerung dürfen grundsätzlich nicht 
gefördert werden. 


2, Zuwendungsempfänger 
2.1 

Teiinehmergememschaften, deren Zusammen- 
schlüsse, Wasser- und Bodenverbände und ähnliche 
Rechtspersonen sowie einzelne Beteiligte. 


3. Zuwendungsvoraussetzungen 
3.1 

Der Anordnung einer Fluibereinigtmg oder einer 
beschleunigten Zusammenlegung soll eine agrar- 
strukturelle Vorplanung nach Maßgabe der für sie 
gellenden besonderen Bestiinmungen vorausgehen. 


4* Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 
41 

Zuwendungen können als Zuschüsse und ÖffenÜlche 
Darlehen gewährt werden. 


4.2 

Die öffentlichen Darlehen sind nach höchstens zwei 
tUgungsfreien Jahren mit mindestens 3 % jährlich zu 
tilgen. Die Tügungsbeträge sind halbjährlich nach- 
träglich am 15, Mai und 15. November jedes Jahres zu 
leisten. 


43 

Für den Landzvrischenerwerb nach 1.3.7 können 
Öffentliche Darlehen bis zur vollen Hohe der Kosten 
gewährt werden. Sie dürfen nicht unlerverteilt wer- 
den und sind spätestens nach Ablauf von drei Jahren 
nach der AusFührungsanordnung zurückzuzahlen. 

Beim Landzwischenerwerb durch Zusammenschlüsse 
von TeUnehmergemeinschaften ist das Darlehen spä- 
testens 25 Jahre nach Darlehensaufnahme zurückzu- 
zahJen, Eine zwischenzeitliche Unterverteilung an die 
Mitgliedsteilnehmergemeinschoften ist zulässig. 
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4.4 

3. Zuwendungsempfänger 

Bel der Ermittlung der zuwendungs fähigen Ausfüh- 
nmgskoslen ist von den Kosten auszugehen, die der 
Teilnehmergemeinschaft nach Abzug der Zuschüsse 
und sonstiger Leistungen Dritter zu den Ausführungs- 

Zuwendungen können erhalten 

koslen als Verpflichtung verbleiben* 

3.1 

AB 

die von den Bundesländern mit Vorarbeiten beauf- 
tragten nicht staatlichen Stellen, 

Die Eigenleistung der Teilnehmeigernemschaft rich- 
tet sich nach deren vrirtschafUicher Leistungsfähig- 
keit. 

3.2 

Sie darf bei Flurbereinigungen sowie bei beschleunig- 
ten Zusammenlegungsverfahreo 20%, in den neuen 
BuDdeslandem i0%, und bei Weinbergüuibereini- 
gungen 25% der zuwendungsfähigen Ausführungs- 
kosten nicht unterschreiten; die nach Landesrecht 

die Tauschpartner unter den Voraussetzungen der 
Nr. 4,2. 

zuständige Behörde kann im Einzelfall Ausnahmen 
zulassen. 

4. ZuwendungsvorauBBetzungen 

Grundsätze für die Förderung des freiwilligen 

4.1 

Landtausches 

1. Zuwendungszweck 

Der freiwillige Landtansch kann gefördert werden, 
um ländliche Grundstücke zur Verbesserung der 
Agrarstruktur unter Berücksichtigung der Sicherung 
eines nachhaltig leistungsfähigen Naturhaushalts in 
einem schnellen und einfachen Verfahren zu tau- 

Zuwendungen für Vorarbeiten können gewährt wer- 
den, wenn zur Beurteilung über Realisierbarkeit und 
Zweckmäßigkeit eines freiwilligen Landtausches 
zusätzliche Informationen benötigt werden imd die 
nach Landesrecht zuständige Stelle einem entspre- 
chenden Antrag zustimmt. 

schen. 

4.2 

2- Gegenstand der Förderung 

Der freiwillige Landtausch kann gefördert werden 

Gefördert werden können 

4i.1 

2,1 

— in einem selbständigen Verfahren nach § 103 a 
Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG), 

Vorarbeiten, 

2.2 

— in Verbindung mit einem Flurbereinigungsverfah- 
ren oder beschleunigten Zusammenlegrimgsver- 
fahren nach den §§ 103 j und 103 k FlurbG, 

Aufwendungen, die den Tauschpartnern nach Maß- 
gabe des Tauschplans zur Last fallen (in Verfahren 
nach dem FlurbG. vgl. § 103g FluiG). Insbesondere 

— in einem selbständigen Verfahren zur Feststellung 
und Neuordnung der Eigentumsverhältnisse nach 
§ 54 des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes; 

für Folgemaßnahmen, die zur Instandsetzung der 
neuen Grundstücke oder zur Herstellung der gleichen 
Bewirtschaftungsmöglichkeit wie bei den abgegebe- 
nen Grundstücken notwendig sind, soweit die Auf- 

A2ja 

wendungen den Tauschpartnern entsprechend dem 
im FlurbereLnigungsverfahren üblichen Maß nicht 
selbst zugemutet werden könnea 

durch Eigentumswechsel auf privatrechtlicher Grund- 
lage und 

Z3 

4.2.3 

Vergütungen an Helfer. 

durch Tausch von Pachtland. 
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4 ^ 

Die Förderung des freiwilligen Landtausches ist aus- 
geschlossen in Verfahren 


4^.1 

mit Eigentumswechsel, soweit die Tauschbesitz- 
stücke Innerhalb des Geltungsbereichs eines Bebau- 
ungsplanes liegen, es sei denn, diese Besitzstücke 
sind für land- oder forstwirtschaftliche Nutzungen 
festgesetzt oder werden gegen außerhalb des Gel- 
tungsbereichs eines Bebauungsplanes gelegene land- 
odex forstwirtschaftlich genutzten Besitz gelauscht; 


44-2 

mit Eigentumswechsel auf privatrechllicher Gnuid- 
lage, wenn eine Vermessung oder Folgemaßnahmen 
notwendig sind, es sei denn, die Lander lassen in 
begründeten Einzelfallen Ausnahmen zu; 


4.34 

mit Eigentumswechsel auf privatrechllicher Grund- 
lage oder mit Tausch von PachÜand, wenn die Tausch - 
besitzstücke in einem Fluibereinigangs- oder Zusam- 
men! egungsge bi et liegen, es sei denn, daß die Aus- 
führungsanordnung nach den §§ 61 oder 63 FlurbG 
erlassen ist; 


44.4 

mit Tausch von Pachtland, wenn die Pachtdauer 
weniger als fünf Jahre beträgt. 


5, Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 

5,1 

Die Zuwendungen [Vergütungen) werden als Zu- 
schüsse gewahrt. 


54 

Umfang und Höhe der Zuschüsse werden für die 
einzelnen Gegenstände der Förderung wie folgt fesl- 
gelegi: 


5 , 2,1 

Für Vorarbeiten können Zuschüsse nach Vereinba- 
rung auf der Grundlage des in Auftrag gegebenen 
Leistungsumfangs bis zur Höbe von 3 500 DM 
gewährt werden. 


544 

Für Aufwendungen der Tauschpartner kann der 
Zuschuß bis zu 75% der zuwendungsfähigen Kosten 
betragen. Als zuwendungsfähig anerkannt werden 
die nachgewiesenen Kosten nach Nr. 24, Eigene 
Arbeitsleistungen der Zuwendungsempfänger kön- 
nen mit 60 V, H. des Betrages, der sich bei Vergabe der 
Leistungen an einen Unternehmer (ohne Berechnung 
der Umsatzsteuer) ergeben vriirde, berücksichtigt 
werden. Die Zuwendungen für Sachleistungen dürfen 
die Summe der baren Ausgaben nicht überschrei- 
ten. 


644 

Die Helfervergutung richtet sich nach der Anzahl der 
Tauschf>artner und der Tauschbesitzstücke, den 
Eigentumsverhältnissen an den Tauschbesitzstücken 
sowie den Vorarbeiten. 


644,1 

Der Höchslbetrag für die Helfervergütung ist nach 
folgender Formel zu errechneni 

HV = (2 TP + TB) ■ [3Ö0 - 0,2 - (2 TP + TB)] + 700 

HV = Helfervergütung (Zuschuß ln DM) 

TP = Anzahl der Tauschpartner 

TB = Anzahl der Tauschbesitzstücke. 

Bis zu einer Anzahl an Tauschpartnern und Tausch- 
besitzstücken, die den Werl (2 TP + TB) = 500 ergeben; 
für jeden weiteren Tauschpartner erhöht sich die 
Helfervergütung um 100 DM, für jedes weitere 
Tauschbesitzstück um 50 DM. 


64 

Als Tauschbesltzslück gilt eine zusammenhängende 
Fläche, die aus mehreren Flurstücken bestehen kann, 
es sei denn, sie werden durch Dritten gehörende 
Wege oder Gewässer getrennt. Es dürfen auch Besitz- 
stücke berücksichtigt werden, die von den Tausch- 
partnern aus Anlaß des freiwilligen Landtausches zum 
Zwecke der besseren Zusammenlegung oder der 
Aufstockung zugekauft oder gepachtet werden, 
soweit der Helfer hierfür nicht anderweitig eine Ver- 
gütung oder ähnliche Leistung erhält. 


6, Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
6-1 

Die Tauschpartner können sich beim freiwilligen 
Landtausch eines zugelassenen Helfers bedienen. 
Aufgaben der Helfer sind insbesondere:. 
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e. 1.1 

ln Verfahren nach dem FluibG den nach § 1 03 c Abs. 1 
FlurbG erforderlichen Antrag zu stellen, 


6,1 ja 

in Verfahren mit Eigentumswechsel auf privatrechüi- 
cher Grundlage oder mit Tausch von Pachtland 

— ln Verhandlungen mit den Tauschpartnern einen 
Tauschplan aufzustellen, 

— die Einversländniserklärungen der betroffenen 
Rechtsinhaber herbeizuführen, 


6,1.3 

in allen Verfahren 

— die Bewilligung der Zuschüsse nach Nr. 5, zu 
beantragen, 

— die auszuführenden Folgemaßnahmen nach 
Nr, 2.2 vorzuschlagen und mit Kostenvoranschlä- 
gen der Flurbereinlgungsbehörde zur Genehmi- 
gung vorzuiegen, 

— die Verwendungsnachweise zu führen. 


6.2 

Wird der freiwillige Landtausch ln Verbindung mit 
einem Flurbereinigungs- oder beschleunigten Zu- 
sammenlegungsverfahren bzw, einem Flumeuord- 
nungsv erfahren durchgeführt, karm ein Helfer nur 
eingeschaltet werden, wenn die Flurbereinigungs/ 
Flumeuordnungsbehörde ein willigt 


Grundsätze für die Förderung der 
Dorfemeuerung 

1. Zuwendüngszweck 

1,1 

Die FÖrdeningsmittel können verwendet werden für 
die Finanzierung von Maßnahmen der Dorfemeue- 
rung zur umfassenden Verbesserung der Agrarstruk- 
tur. Vor allem sind die Produktions- und Arbeitsbedin- 
gungen in der Land* und Forstwirtschaft sowie die 
Lebensverhültnisse der bäuerlichen Familien zu ver- 
bessern. 


2. Gegenstand der Förderung 
2_1 

Zuwendungs fähig sind die Aufwendungen für ‘ 


2 . 1.1 

Vorarbeiten fUnlersuchungen, Erhebungen); 


212 

die Dorfemeuerungsplanung, ausgenommen sind 
Aufwendungen für Pläne, die gesetzlich vorgeschrie- 
ben sind; 


2.12 

die Betreuung der Zuwendungsempfönger, ausge- 
nommen ist die Betreuung durch Stellen der öffentli- 
chen Verwaltung; 


21,4 

Maßnahmen zur Verbesserung der innerörüichen 
Verkehrsverhältnisse, ausgenommen sind Aufwen- 
dungen in Neubau- und Gewerbegebieten; 


21.5 

Maßnahmen zur Abwehr von Hochwassergefahren 
für den Ortsbereich und zur Sanierung innerörUicher 
Gewässer unter Berücksichtigung der gesamten was- 
serwirtschaftlichen Planung: 


21.6 

kleinere Bau- und Erschließungsmaßnahmen zur 
Erhaltung und Gestaltung des döröichen Charakters; 
ausgenommen sind Wasserversorgungs- und Kanaii- 
saüonslei hingen mit Nebenbauten in neuen oder 
geplanten Siedlungs- und Industriegebieten; 

in den neuen Bundesländern: Bau- und Erschlie- 
ßungsmaßnahmen einschließlich der Gestaltung von 
Plätzen und Freiräumen sowie OrtsTandeingrünung 
zur Erhaltung und Gestaltung des dörflichen Charak- 
terSi ausgenommen sind Wasserversorgungs- und 
Kanalisationsleitungen mit Nebenbauten in neuen 
oder geplanten Siedlungs- und [ndustriegebieten; 


2.1.7 

Maßnahmen zur Erhaltung und Gestaltung land- und 
f orstwirtschafüicher oder ehemals land- und forstwirt- 
schaftlich genutzter Bausubstanz mit orLsbildprägen- 
dem Charakter einschließlich der dazugehörigen 
Hof-, Garten- und Grünflächen: 


212 

Maßnahmen, die geeignet sind, land- und forstwirt- 
schaftliche Bausubstanz einschließlich Hofräume und 
Nebengebäude 

— an die Erfordernisse zeitgemäßen Wohnens und 
Arbeitens anzupassen, 

— vor Einwirkungen von außen zu schützen oder 
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— in das Ortsbüd oder in die Landschaft einzuhin- 
den; 


2 . 1.9 

den Neu', Aus- oder Umbau von land- und forstwirt- 
schaftlichen Gemeinschaftsanlagem 


2,110 

den Erwerb von bebauten und unbebauten Grund- 
stücken einschließlich besonders begründeter Ab- 
bruchjnaßnahmen im Zusammenhang mit Maßnah- 
men nach Nm. 2,1.4 bis 2.L6. 2.1.9 und 2.1.11; 


2,111 

in den neuen Bundesländern: Abbruchmaßnahmen 
bei alten, nicht mehr nutzbaren baulichen landwirt- 
schaftlichen Anlagen. 


3. Zuwendungsempfänger 

3.1 

Gemeinden und Gemein de verbände, 


3.2 

Teilnehmergemeinschaften und ihre Zusammen- 
schlüsse nach demFlurbereinigimgsgesetz und Betei- 
ligte und ihre Zusammenschlüsse nach dem Landwirt- 
schaftsanpassungsgesetz vom 29. Juni 1990 (BGBL I 
Nr. 42 S, 642) sovrie Wasser- und Bodenverb^de, 


3 ^ 

natürliche und juiistische Personen sowie Personen- 
gemeinschaften des privaten Rechts. 


4. Zuwendungsvoraussetzungen 
4.1 

Die Maßnahmen nach diesen Grundsätzen werden 
nur in Gemeinden oder OrtsteÜen mit landwirtschaft- 
licher Siedlungsstruktur, in Weilern und landschafts- 
bestixnnienden Gehoftgruppen und Einzelhöfen ge- 
fördert. 


5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 
5.1 

Die Zuwendungen können als Zuschüsse ausgezahJt 
werden. Für die Finanzierung der Vorarbeiten nach 


Nr. 2.1.1 können Zuschüsse bis zur vollen Höhe der 
Kosten gewährt werden. 


5.2 

Für die Finanzierung der Maßnahmen nach Nm, 2.1.2 
bis 2.1.11 können Zuschüsse in folgender Höhe 
gewährt werden; 


5.3 

Zu den Aufwendungen der Zuwendungsempfänger 
nach Nm, 3,1 und 3.2 bis zu 60 v. H., in den neuen 
Bundesländern bis zu 80 v. H. der Kosten, jedoch bei 
Maßnahmen nach Nr. 2,1.11 nur bis zu 50 v. H., 


5.4 

zu den Aufwendungen der Zuwendungsempfänger 
nach Nr, 3.3 bis zu 30 v, in den neuen Bundeslän- 
dern bis zu 50 V. H. dar Kosten, jedoch höchstens 
40 000 DM je Maßnahme; bei Gemeinschaftsaniagen 
nach Nr. 2.1.9 kann die nach Landesrecht zuständige 
Behörde Ausnahmen von dem Hochstbetiag zulas- 
sen, 


G.6 

eigene Arbeitsleistungen der Zuwendungsempfänger 
können bis zu 80 v. H. des Betrages, der sich bei 
Vergabe der Leistungen an ein Unternehmen (ohne 
Berechnung der Umsatzsteuer) ergeben würde, 
berücksichtigt werden. Die Summe der Zuwendun- 
gen für Sachleistungen darf die Summe der baren 
Ausgaben nicht überschreitea 


6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
6.1 

Die Maßnahmen sollen auf der Grundlage einer 
Dorfemeuerungsplanung durch geführt werden. Da- 
bei ist neben den Zielen und Erfordernissen der 
Raumordnung, der 1-andesplanuag und des Umwelt- 
schutzes einschließlich des Naturschutzes und der 
LandschaJtspflege (Teil I des Rahmenplans) auch den 
Erfordernissen einer geordneten städtebaulichen Ent- 
wicklung, des Denkmalschutzes, der Erholung, der 
Wasserwirtschaft! des öffentlichen Verkehrs und der 
Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes Rech- 
nung zu tragen. Die Ergebnisse einer agrarstrukturel- 
len Vorplanung sind zugrunde zu legen. In den neuen 
Bundesiandem werden die territorialen Entwick- 
lungsprogramme des ländlichen Raumes als agrar- 
stnikturelle Vorplanung und die Ortsgeslaltungskon- 
zeptionen als Dorfemeuerungspläne anerkannt, so- 
weit sie durch die Gemeinderäte nach dem 1. Juli 1990 
bestätigt oder überarbeitet und ergänzt worden 
sind. 
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Grundsätze für die Förderung von 
etnzelbetriebllchen Investitionen In der 
Landwirtschaft 

Einzel betriebliche Investitioneo in der Landwirtschaft 
dienen der Verbesserung der Lebensverhältnisse Im 
ländlichen Raum und können gefördert werden 
durch: 

A. Das Einzelbetriebliche Investitionsförderangs- 
programm [EFP) 

B. Das Agrarkreditprogranim (AKP) 

C. Investitionshilfen zur Energie eins paning 

D. Prämien für die erstmalige Niederlassung von 
Junglandwirlen 

E. Die ländliche Siedlung. 


A. Das Einzelbetriebirche 

Investitionsförderungsprogramm (EFP) 

Piese Gruirdsätze gelten nicht in den neuen Bundes- 
ländern.) 


1. Zuwendungszweck 
1,1 

Zur Unterstützung einer beständigen Entwicklung 
der Landwirtschaft können investive Maßnahmen 
gefördert werden, die der Verbesserung der Produk- 
tions- und Arbeitsbedingungen dienen. Durch die 
Förderung sollen insbesondere 

— die strukturelle Weiterentwicklung der Betriebe 
gewährleistet, 

— die Leistungsfähigkeit der Betriebe gesteigert und 
dadurch 

— das landwtrtschaJtliche Einkommen verbessert 
oder stabilisiert 

werden. 

Dabei sollen auch die dauerhafte Erhaltung der na tür- 
hchen Ressourcen der Landwirtschaft sowie die Ziele 
und Erfordernisse des Tierschutzes berücksichtigt 
werden. 


2. Gegenstand der Förderung 
2.1 

Betriebliche Investitionen 


2 . 1,1 

Pörderungsfähig sind betriebliche Investitionen 

— zur qualitativen Verbesserung und Umstellung der 
Erzeugung nach Maßgabe der Marktbedürfnisse, 


— zur Senkung der Produktionskosten und zur Ver- 
besserung der Arbeitsbedingungen, 

— zur Energieemsparung, 

— zur Direktvermarktung von selbsterzeuglen land- 
und forstwirtschaftlichen Erzeugnissen, 

— im Bereich Freizeit und Erholung, soweit diese 
Investitionen infolge der Anpassung land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe an die Marktenl- 
wicklung und zur Weilerfühnmg des Betriebes 
erforderlich sind, 

— zur Verbesserung der natüilLchea Produktionsbe- 
dingungen des Pflanzenbaus. 


2,12 

Weitere Investitionen 

— ün Hinblick auf den Schutz und die Verbesserung 
der Umwelt und 

— im Hinblick auf die Verbesserung des Tierschut- 
zes 

sind förderungs fähig, sofern diese im Zusammenhang 
mit betrieblichen Investitionen zur Verbesserung der 
Produktions- und Arbeitsbedingungen erfolgen. 


2*12 

Pörderungsfähig sind auch 

— die Kosten für die Erstellung des Betriebsverbesse- 
ruogsplanes, 

— die jeweils gellenden Gebühren für Architekten, 
Ingenieure und Betreuer. 


2*2 Etngesohränkte Rlrderung 
2 * 2,1 

Investitionen in den Bereichen der Rindermast und 
der Schweine Produktion können nur im Rahmen der 
jeweils geltenden Bestimmungen der Verordnung 
(EWG) Nr, 2328/91 des Rates vom 15. Juii 1991 zur 
Verbesserung der Effizienz der Agrarstruktur (ABI. 
der EG Nr. L 218 vom 6, August 1991} gefördert 
werden. 


222 

Investitionen im Bereich der MilchkuhhaJtung kön- 
nen gefördert werden, wenn 

— zum Zeitpunkt der Antrags teil ung nicht mehr als 
40Küheje AKundöO Küheje Betrieb gehalten und 
diese Grenzen durch die Investition nicht über- 
schritten werden^ 

— der Betrieb zum Zeitpunkt der AntiagsteUung über 
mehr als 30 % Dauergrünland oder mehr als 50 % 
Hauptfütterfläche verfügt, die nach Landesrecht 
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zuständige Behörde kann in begründeten Einzel- 
fällen Ausnahmen zulassen; 

— die Investition im Rahmen der zum Zeitpunkt der 
Antragsteliung jeweils vorhandenen Referenz - 
menge des Betriebes zum Zwecke der Rationalisier 
ning und Kostensenkung erfolgt. 


Z2Ji 

Bei Aussiedlungen im Bereich der Schweine- und 
RLndviehhaltung (Milchkuhhaltung und Rindermast) 
kann die nach Landesrecht zuständige Behörde in 
begründeten EinzelfäUen Ausnahmen zur Wahrung 
des Besitzstandes zulassen, sofern die Aussiedlung 
nicht zu einer Erhöhung der Produktionskapazitäten 
führt und im übrigen die Bedingungen bezüglich der 
Futtererzeugung im Bereich der Schweineproduktion 
erfüllt sind. 


Z2A 

Investitionen im Bereich der Tierhaltung werden nur 
gefördert, wenn die einzelbetriebUche Nährstoffbi- 
lanz keinen Überschuß ergibt. Dies wird untersiellt, 
wenn der Viehbesatz im Zieljahr 2,5 Großvieheinhei- 
ten je Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche 
nicht übersteigt. Die nach Landesrecht zuständige 
Stelle kann auf der Grundlage einer einzel betriebli- 
chen Nährstoffbilanzierung unter Berücksichtigung 
überbetrieblich nachgevviesener Ausbringimgs flä- 
chen und anerkannter VerwertungsmögUchkeiten für 
überschüssige Nährstoffe Ausnahmen zulassen. 

Nach Durchführung der Maßnahmen muß für die im 
Betrieb anfallenden tierischen Exkremente eine 
Lagerkapazität für grundsätzlich sechs Monate vor- 
handen sein. 


2 . 2.5 

Investitionen im Bereich der Eier- und Geflügelerzeu- 
gung können nur gefördert werden, wenn und soweit 
sie aufgrund von Auflagen oder Verpflichtungen 
erforderlich sind, welche die Öffentliche Hand zum 
Schutz und zur Verbesserung der Umwelt oder zur 
Verbesserung des Tierschutzes vorgesehen hat. Sie 
dürfen jedoch nicht zu einer Produktionssteigerung 
führen. 

Bei Maßnahmen zur Verbesserung des Tierschutzes 
ist nur die Erweiterung der Gebäude zur Unterbrin- 
gung der für die gleiche 21ahl von Tieren notwendigen 
Batterien förderungs fähig, sofern sie im Zusammen- 
hang mit allgemeinen betrieblichen Investitionen zur 
Verbesserung der Produküons- und Arbeitsbedla- 
gungen erfolgen. 


ZZ6 

Die Förderung des Landankaufs kann von der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde nur in begründeten 
Einzelfällen zugelassen werden. 


2.3 

Von der Förderung sind ausgeschlossen 


2 . 3,1 

Investitionen für den Wohnhausbereich sowie Investi- 
tionen in Betriebszweigen, die im Sinne der Steuerge- 
setze als gewerbliche Nebenhetriebe gelten und in 
den nicht gewerblichen Nebenbetrieben: Substanz- 
betdebe, Sägewerke und Brennereien; förderbar sind 
jedoch Investitionen für Wohnhäuser bei Aussiedlun- 
gen. 

Weiterhin förderbar sind Investitionen 

— für den ßeherbergungsbereich des Betriebszwei- 
ges „Urlaub auf dem Bauernhof“, sofern die 
Gesamtzahl von 15 Gästebelten nicht überschrit- 
ten wird, 

— in den gewerblichen Nebenbetrieben „Direktver- 
marklung“ und „Freizeil und Erholung“, soweit 
diese nicht im Rahmen der Geraeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaflsstruk- 
tur" oder anderer Förderungsprogramme förder- 
bar sind. 


23-2 

nicht besetzt 


2.33 

Anpflanzungen von Apfel-, Bim- und Pfirsich bäumen; 
ausgenommen bleiben Emeuerungspflanzujngen von 
Apfel- und Birnbäumen; 


2 . 3.4 

Kauf von lebendem Inventar oder eine Aufstockung 
aus eigener Nachzucht; 


233 

Maschinen für die Außenwirtschaft, ausgenommen 

bleiben oder sind 

— Anlagen in Obslflächen zum Zwecke der Frost- 
schutzberegnung einschließlich des Wasserzu- 
laufs, der Wasserentnahme, der WasserverteÜung 
und der Ingeiüeurleistungen, 

— Maschinen, die zur ökologischen Ausrichtung der 
Produktion beschafft werden (Abgrenzungskrite- 
den gemäß Anlage, siehe nach Nr. 69). soweit eine 
angemessene Auslastung, gegebenenfalls im 
überbetrieblichen Einsatz, erreicht wird. 
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2,3J0 

Die Entwässerung und der Tiefumbruch von Grün- 
land. die Umwandlung von Grünland in Acker und 
gegebenenfalls dessen anschließende Entwässerung, 
die Umwandlung von Ödland in landwirtschaftliche 
Nutzfläche und gegebenenfalls deren anschließende 
Entwässerung sowie die Entwässerung von Acker. 


3. Zuwendungsempfanger 
3.1 

LandwirtsdhafÜiche. land- und forstwirtschaftliche 
Unternehmer, deren landwirtschaftlicher Anteil an 
ihrem Gesamteinkommen zum Zeitpunkt der Antrag- 
Stellung mindestens die Hälfte beträgt und deren 
Arbeitszeit für den landwirischafilichen Betrieb mehr 
als die Hälfte ihrer Gesamtaibeltszeit ausmacht 
(Haupterwerb), 

Pächter, die überwiegend auf gepachteten Flachen 
wirtschaften, müssen Nulzungsverhältnisse von ange- 
messener Dauer, in der Regel von zwölf Jahren, durch 
Vorlage entsprechender Verträge oder auf andere 
Weise nachweisen. 

Forstwirtschaftliche Unternehmer und Unternehmer 
der Binnenfischerei sind diesem Personenkreis 
gleichgestellt, 

Landwirte, deren Einkommen aus landwirtschaftli- 
chen, forstwirtschaftlichen, touristischen oder hand- 
werklichen Tätigkeiten bzw, öffentlich geförderten 
Leistungen für die Erhaltung des natürlichen Lebens- 
raumes auf ihrem Betrieb mindestens 50 % des 
Gesamteinkommens ausmachl und die für deren 
Tätigkeiten außerhalb des Betriebes aufgewendete 
Arbeitszeit weniger als die Hälfte ihrer Gesamtar- 
beitszeit umfaßt. Allerdings darf der unmittelbar aus 
den landwirtschaftlichen Tätigkeiten auf dem Betrieb 
resultierende Anteil des Einkommens 25 % des 
Gesamteinkommens des Landwirts nicht unterschrei- 
ten. 


3 ^ 

Verpächter, die auf der Grundlage eines Betriebsver- 
besserungsplanes Investitionen zugunsten des an 
einen Hauplerwerbslandwirt verpachteten Betriebes 
durchführen. 


3.3 

Juristische Personen, deren Betrieb ein Gewerbebe- 
trieb kraft Rechtsform ist, wenn die Voraussetzungen 
nach Nr. 3.1 (Haupterwerb) gegeben sind, und der 
Betrieb im übrigen die Merkmale eines landwirt- 
schafllichen Betriebes aufweist. 


3.4 

Juristische Personen, die einen land- und forstwirt- 
schaftlichen Betrieb bewirtschaften und unmittelbar 
kirchliche, gemeinnützige oder mildtätige Zwecke 
verfolgen. 


4. Zuwendungsvoraussetzungen 
4.1 

Der Zuwendungsempfanger muß nach seiner berufli- 
chen Vorbildung und/oder durch angemessene 
Berufserfahrung von mindestens drei Jahren die 
Gewähr für eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung 
des Unternehmens bieten. 


4 ^ 

Ist der Zuwendung sempfäng er nach dem 31. Dezem- 
ber 1953 geboren, muß er die Abschlußprüfung in 
einem Agrarberuf bestanden und eine landwirtschaft- 
liche Fachschule besucht und mit Erfolg abgeschlos- 
sen haben oder eine gleichwertige Berufsbildung 
nachweisen, die ihn befähigt, einen landwirtschaftli- 
chen Betrieb ordnungsgemäß zu bewirtschaften. 


4.3 

Hat der Zuwendungsempfänger einen Betrieb bewirt- 
schaftet, ist die erfolgreiche Bewirtschaftung in der 
Vergangenheit anh and geeigneter Unterlagen (z. B. 
Buchführung, Betriebsgutachten) nachzuweisen. 


4.4 

Der Zuwendungsempfanger hat einen Belriebsver- 
besserungsplan vorzulegeo. Dieser muß enthalten 

— Daten über den derzeitigen Zustand des Betrie- 
bes, 

— eine Beschreibung der geplanten Investition. 

— eine Darstellung der voraussichtlichen Auswir- 
kungen des Vorhabens (Einkomme ns Verbesse- 
rung, Einkommensstabilisierung}. 

Dabei ist eine Beteiligung an einer Kooperation 
(Nr. 6.4) einzubeziehen. 

Im Falle einer Vollfusion bezieht sich der Belriebsver- 
besserungsplan auf die durch die Fusion entstandene/ 
entstehende neue Wirtschaftseinheit. 


4.6 

Durch den Betriebs verbesserungsplan muß anhand 
einer Rentabilitätsberechnung nachgewiesen wer- 
den. daß die Investition vom Standpunkt der Situation 
des Betriebes und seiner Wirtschaft aus gerechtfertigt 
ist und seine Durchführung eine dauerhafte und 
wesentliche Verbesserung dieser Situation und insbe- 
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sondere des Arbeitseinkommens je AK in dem Betrieb 
2 ur Folge hat. 

Der Betriebsverbesserungsplan kann auch dann 
genehmigt werden, wenn dadurch nachgewiesen 
wird, daß die geplante Investition erforderlich ist. um 
die derzeitige Höhe des Arbeitseinkommens je AK in 
dem Betrieb aufrecht zu erhallen. 

Der Kapilaldienst muß unter Berücksichtigung ange- 
inessener Lebenshaltungskosten tragbar sein* 


4.6 

Die Summe der positiven ELnkünfte des Zuwendungs- 
empfängers und seines Ehegatten darf nachweislich 
zum Zeitpunkt der Antragslellung im Durchschnitt 
der letzten drei vorliegenden Steuerbescheide 
120 000 DM je Jahr nicht überschritten haben. 

Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann in 
begründeten Eznzelfällen zulassen, daß zur Feststel- 
lung der Summe der positiven Einkünfte nur der letzte 
vorliegende Steuerbescheid herangezogen wird. 

Das Arbeitseinkommen darf zum Zeitpunkt der 
AntragsteUung nicht über 48 394 DM je AK/Jahi 
(Referenzeinkommen) liegen^ außerdem darf der 
ßetriebsverbesserungsplan kein Arbeitseinkommen 
vorsehen, das nach Abschluß der Investition 120 % des 
Referenzeinkommens überschreitet. 


4.7 

Die Förderung erfolgt mit der Auflage, daß eine 
ordnungsgemäße betriebswirtschaftliche Buchfüh- 
rung für die Dauer von 1 0 Jahren, begirmend mit dem 
auf die Bewilligung folgenden Wirtschaftsjahr, einge- 
fübrt wird. 

Für Gartenbau- und Sonderkullurbetriebe karm die 
Buchführungsauüage auch mit der steuerlichen Buch- 
führung erfüllt werden. Diese Buchführung mriß min- 
destens 

— die Verbuchung der Einnahmen und Ausgaben 
aufgrund von Belegen und 

“ die Aufstellung einer Jahresbilanz mit dem Stand 
der Aktiva und Passiva des Betriebes 

umfassen. 


4.8 

Für Aussiedlungen gilt folgendes: 


4 , 8,1 

Die Errichtung einer landwirtschaftlichen Hofstelle 
mit Wohnhaus (Aussiedlung) oder ohne Wohnhaus 
(Telia ussledlung) an einem anderen Standort anstelle 
der bisherigen Hofstelle sowie die Ausgliederung 
eines Betriebszweiges aus dem weiterhin am bisheri- 
gen Standort bestehenden Unternehmen (Betriebs- 


zweigaussiedlung) können nur darm gefördert wer- 
den, wenn daran ein erhebliches öffentliches Interesse 
besteht. 

Bei der Aussiedlung muß die bisherige Hofstelle in 
vollem Umfang veräußert oder anderweitig verwertet 
werden. Bei Telia ussiedlungen darf eine über die 
eigene Versorgung hinausgehende Viehhaltung am 
bisherigen Standort nicht mehr betrieben werden. 


4 , 8.2 

Ein erhebliches öffentliches Interesse liegt insbeson- 
dere vor, wenn 

“ die bisherige Hofstelle für gemeinnützige, öffentli- 
che oder gemeinschaftliche Vorhaben (z. B. Kin- 
dergärlen, Spielplätze, Straßenbau, Friedhofser- 
Weiterung, Gemeinschaftseinrichtungen) benötigt 
wird oder 

— die Aussiedlung im Rahmen und zum Vorteil von 
Ordnungs- und Bauroaßnahmen durchgeführt 
wird oder 

— Erweiterungsbauten am bisherigen Standort we- 
gen der dadurch entstehenden Immissionen nicht 
zugelassen werden. 


4 , 8.3 

Bei aßen Aussiedlungsarten ist der Erlös aus der 
Verwertung der bisherigen Hofstelle oder von ihren 
Teilen sowie bei anderweitiger Verwertung der 
gesamten HofsEelJe ein Wert in Anlehnung an den 
Verkehrswert in die Finanzierung des Vorhabens 
einzubringen. 


4 , 8,4 

Liegen die Voraussetzungen für eine Aussiedlung vor. 
so kann anstelle einer Aussiedlung der Erwerb eines 
bestehenden Betriebes oder auch einer Hofstelle 
gefördert werden. 


5, Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 
5.1 

Die Zuwendungen können in Form von 

— ZinszTUSChüssen, 

— öffentlichen Darlehen und 

— Zuschüssen 
gewährt werden. 


6.2 

Die baren und un baren Eigenleistungen müssen min- 
destens 10% des förderungsfähigen Investitionsvolu- 
mens betragen. 
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Auf Eigenleistungen werden keine Zuwendungen 
gewährt. 


5.3 

Für ein Kapitalmarktdar leben von bis zu 143 000 DM 
je AK und 286 000 DM je Unternehmen kann dem 
Zuwendungs empfang er eine Zinsverbilligung ge- 
währt werden. Kapilalmarktdarlehen unter 40 000 
DM oder mit einer Laufzeit von weniger ais vier 
Jahren werden nicht verbüligt. Die nach Landesrecht 
zuständige Behörde kann in begründeten Einzelfällen 
auch Kapitalmarktdarlehen von 20 000 DM an verbil- 
ligen. 

Die Zinsverbilligung kann bis zu 4 % im nicht benach- 
teiligten Gebiet oder bis zu 6% im benachteiligten 
Gebiet betragen. 

Die Dauer der Zinsverbilligung beträgt bei Immobi- 
lien bis zu 20 Jahren und bei allen übrigen Investitio- 
nen bis zu zehn Jahren. 


5,4 

Anstelle der Zinsverbilligung für ein Kapitalmarkt- 
darlehen nach Nr, 5.3 kann ein Zuschuß gewährt 
werden. 

Der Zuschuß beträgt 

— für Immobilien bis zu 20%, in benachteiligten 
Gebieten bis zu 30%. 

— für alle übrigen Investitionen bis zu 14 %. in 
benachteiligten Gebieten bis zu 21 % der förde- 
rungs fähigen Aufwendungen 

Bei der Ermiltlung der förderungsfähigen Aufwen- 
dungen im Sinne dieser Nr, werden die Eigenleistun- 
gen nach Nr 5,2 sowie die öffentlichen Darlehen und 
Zuschüsse — mit Ausnahme des Zuschusses nach Teil 
D-. die nach diesen Grundsätzen gewährt werden, 
nicht berücksichtigt. 

Die förderungsfähigen Aufwendungen dürfen bis zu 
143 000 DM je AK und 2Ö6 000 DM je Betrieb betra- 
gen. 

Zuschüsse unter 5 000 DM werden nicht gewährt. 


5.6 

Jungland wirten k ann neben der Zinsverbilligung 
nach Nr. 5.3 ein Zuschuß bis zu 5 % des aufgenomme- 
nen zinsverbilligten Kapitalmarktdarlehens oder ne- 
ben dem Zuschuß nach Nr. 5.4 ein Zuschuß von 5% 
der förderungsfähigen Aufwendungen im Sinne von 
Nr. 5-4 gewährt werden, wenn sie 

— zum Zeitpunkt der Antragslellung unter 40 Jahre 
all sind und 

— innerhalb von fünf Jahren vor Antragstellung erst- 
mals hauptberuflich einen landwirtschaftlichen 
Betrieb übernommen haben und landwirtschaftli- 
cher Unternehmer im Sinne des § 1 Abs, 3 und 


Abs. 3 a des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte (GAL) geworden sind, und zwar als 
AUeinuntemehmer oder Mitunlemehmer nur mit 
ihrem Ehegatten oder einem bzw, mehreren ande- 
ren Junglandwirten (erste Niederiassimg). 

Die Förderung kann auch durch eine um jeweils einen 
Prozentpunkl höhere Zinsverbilligung anstelle des 
5 %igen Zuschusses gemäß Satz 1 erfolgen. 


5,6 

Für Schutzpflanzungen und sonstige landschaftsver- 
trägiiche Anlagen zur Verbesserung der natürlichen 
Produktionsbedingungen des Pflanzenbaus wie Wall- 
hecken, Sleinriegel und Erdwälle zum Erosionsschutz 
kann ein Zuschuß bis zu 60 % gewährt werden. 


6.7 

nicht besetzt 


5 ^ 

Für Gebäude und bauhche Anlagen gilt folgendes: 


6A1 

Für umfassende Neu-, Um- und Ausbauten eines 
landwirtschaftlichen Betriebes einschließlich seiner 
technischen Ausrüstung (Althofsaniening) und für die 
Be triebszweig aus Siedlung können neben der Zins- 
verbilligung ein Darlehen aus öffentlichen Mitteln 
(öffentliche Darlehen) und ein Zuschuß gewährt wer- 
den. 


5A1.1 

ln Betrieben mit mehr als 50 % genutztem Dauergrün- 
land (Grünland betriebe) und in benachteiligten 
Gebieten in Betrieben, deren Fullerbauanteil an der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche mehr als 60 % beträgt 
(Futterbaubetriebe), kann ein öffentliches Darlehen 
bis zu 120 000 DM gewährt werden, ln allen übrigen 
Betrieben kann das öffentliche Darlehen bis zu 50 000 
DM betragen. 


6.ai,2 

Betrifft die BaumaJÖnahme grünlandbezogene Tier- 
haltungszweige, kann außerdem ein Zuschuß bis zu 
30 000 DM gewährt werden. 


5,5.2 

Für Aussiedlungen kann das öffentliche Darlehen in 
Grünland betrieben und in benachteiligten Gebieten 
für Futlerbaubelriebe höchstens 180 000 DM. für alle 
übrigen Betriebe höchstens 160 000 DM betragen. 
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Für Grimlandbelriebe und in benachteiligten Gebie- 
ten für Futlerbaubetriebe kaim ein Zuschuß bis zu 
60 000 DM gewährt werden. 


6 . 8,3 

Für Teilaussiediungen kann das öffentliche Darlehen 
in Grünlandbetrieben und in benachteiligten Gebie- 
ten für Futterbaubetriebe höchstens 120 000 DM. für 
alle übrigen Betriebe höchstens 100 000 DM betra- 
gen. Für Grünlandbetriebe und in benachteiligten 
Gebieten für Futterbaubetriebe kann ein Zuschuß bis 
zu 42 000 DM gewährt werden. 


6,9 

Die öffentlichen Darlehen sind mit 1 % zu verzinsen 
und nach zwei tilgungsfreien Jahren mit 3.5 % jährlich 
zuzüglich ersparter Zinsen zu tilgen. 


6.10 

Zu den Kosten für die Erschließung (Wegebau. 
Abwasserbeseitigung. Eingrünung, Anschluß an die 
Energie- und Wasserversorgung sowie an das Fern- 
sprechnetz) des Aussiedlungsgehöftes in allen Aus- 
siedlungsarten kann ein Zuschuß bis zu 70 000 DM 
gewährt werden. Die nach Landesrecht zuständige 
Behörde kann in begründeten EinzelfäDen Ausnah- 
men zulassen. 

Dies gilt bts zu einer Zuschußhöhe von 35 000 DM 
auch für früher geförderte Aussiedlungen, bei denen 
aufgrund von Auflagen der öffentlichen Hand nach- 
trägliche Erschließungsmaßnahraen notwendig sind; 
auf die Erstellung eines (neuen) Beliiebsverbesse' 
rungsplanes und die Buchführungsauflage kann ver- 
zichtet werden. 


S.11 

Die Betreuungsgebühren können für Verfahren 
gewährt werden, in denen öffentliche Darlehen ein- 
gesetzt werden können oder bei denen das bauliche 
Investitionsvolunien mehr als 200 000 DM beträgt. 

Die Gebühren werden als Zuschuß gezahlt und 
berechnen sich nach den in § 8 Abs, 3 Salz l der 
U. Berechnungsverordnung in der jeweils gültigen 
Fassung genannten Vomhundertsätzen mit einem 
Zuschlag 

a) von 1.50% bis zu 350 000 DM einschließlich. 

b) von 1.25 % bis zu 550 000 DM einschließlich. 

c) von 1.00% über 550 000 DM. 

Statt des Höchstbetrages, der sich aus den nach Satz 1 
maßgebenden Kosten und dem Vomhundertsatz der 
entsprechenden Koslenstufe ergibt, darf der Höchst - 
betrag der vorangehenden Kostenstufe gewählt wer- 
den. Berechn ungsgrundlage ist das förderungsfähige 
bauliche Investitionsvolumen einschließlich techni- 


sche Einrichtungen und Erschliessung, jedoch ohne 
Baunebenkosten. 


6 . 11.1 

Durch die Gebühr sind die in § 8 Abs. 3 Satz 2 der 
U. Berechnungsverordnung genannten Zuschläge 
und die Betreuung beim Grundstückserwerb abge- 
g ollen. 


6,11.2 

Wird die Förderung des Vorhabens nach BevriUigung 
der Mittel eingestellt, so können dem Betreuer bis zu 
60 % der Betreuungsgebühr belassen werden, wenn 
der Betreuer nachweist, daß die Einstellung des Vor- 
habens von ihm nicht zu vertreten Ist. 


6 , 11,3 

Gemäß § 8 Abs. 3 und 4 letzter Satz der 11. Berech- 
nungsverordnung darf neben dem Höchslbelrag die 
Umsatzsteuer angesetzt werden. 


6. Sonstige Zuwendungsbestiminungen 
6.1 

Für dos förderungsfähige betriebliche Investidonsvo- 
iumen sind die Kosten ohne Mehrwertsteuer, für 
Investitionen im landwirtschaftlichen Wohnhaus die 
Kosten einschließlich Mehrwertsteuer maßgebend. 


6.2 

Die Förderung von Investitionen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, daß die geför- 
derten 

— Grundstücke, Bauten und bauliche Anlagen irmer- 
halb eines Zeitraumes von zwölf Jahren ab Fertig- 
stellung, 

— Maschinen, technische Einrichtungen und Geräte 
innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren ab 
Ueferung 

veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck 
entsprechend verwendet werden. 


6.3 

Während eines Zeitraumes von sechs Jahren kann 
eine Förderung auf der Grundlage von höchstens zwei 
Betriebsverbesserungsplänen gewährt werden. Dabei 
dürfen die Höchstsätze nach Nr. 5. nicht überschritten 
werden. 

Die Inanspruchnahme der Förderung nach dem EFP 
und nach dem AKP können nacheinander oder gleich- 
zeitig erfolgen. Hierbei dürfen die im EFP festgeleg- 


36 


Deutsciier Bundestag — 12, Wahlperiode 


Drucksache 12/4207 


len Höchstsätze nach Nr. 5. nicht überschritten wer- 
den; von der Aarechnung ausgenommen bleiben 
Forderungsbeträge des AKP, die ausschließlich für 
InvesÜÜonen im Wohnhaus bereich besli.nunt sind. 

Wurde innerhalb der letzten sechs Jahre bereits eine 
Förderung nach dem EFP und/oder dem AKP 
gewahrt, kann eine neuerliche Förderung nur 
gewährt werden, werm dadurch die Höchslbeträge 
nach Nr, 5. nicht überschritten werden. 

Diese Regelung gilt auch, werm die Fördenmg im 
R ahm en einer Kooperation wahrgenommen werden 
soll. 


&4 

Jeder Zuwendungsempfänger kann seine Förderung 
gam oder teilweise im Rahmen einer Kooperation 
wahmehmen. Unter einer Kooperation ist die vertrag- 
lich geregelte Zusammenarbeit mehrerer Landwirte 
in beliebiger Rechtsform zu verstehen, wenn jeder von 
ihnen einen selbständigen landwirtschaftlichen Be- 
trieb bewirtschaftet oder im Falle der Vollfusion die an 
der Kooperation beteiligten Betriebe bei Antragstel- 
iung mindestens ein Jahr lang zuvor als selbständige 
Unternehmen bewirtschaftet wurden. Der Vertrag 
muß schriftlich geschlossen werden. Die Zusammen- 
arbeit kaim den gesamten Betrieb (VoUfusioii). einen 
oder mehrere Betriebszweige [Teilfusion) oder Teil- 
auf gaben umfassen. Erfolgt eine Kooperation in der 
Rechlsforra einer juristischen Person, kann diese die 
ihren Mitgiiedena zuslehende Förderung mit deren 
Einverständnis zusammen ge faßt beantragen. 

Die Kooperation muß für eine Dauer von mindestens 
sechs Jahren, vom Zeitpunkt der Bewilligung an, 
vereinbart sein. Die Mitglieder der Kooperation kön- 
nen ihren Anteil am Kapital der Kooperation durch 
Geld- oder Sacheinlagen oder durch persönliche 
Arbeitsleistung elnbringen. Jedes Mitglied muß dar- 
über hinaus bei einer Vollfusion durch persönliche 
Arbeitsleistung an der Bewirtschaftung der Koopera- 
tion mitwirken. 


6.4.1 

Bei Vorliegen einer Kooperation werden bei den 
nachstehend aufgeführten Nummern die Grenzwerte 
mit der Zahl der Mitgliedsbetriebe mulöpliziert, 
jedoch höchstens bis zu folgenden Obergrenzen im 
Falle von: 

Nr. 2.2.2 
120 Kühe; 

Nr. 5.3 

Kapitalmarktdarlehen bis zu 850 000 DM; 

Nr. 5.4 

förderungsfähige Aufwendungen bis zu 850 000 
DM; 

Nr. 5.8.1. 1 

öffentliches Darlehen bis zu 360 000 DM/ 150 000 
DM; 


Nr. 5. 8.1.2 

Zuschuß bis zu 90 000 DM; 

Nr. 5.8.2 

— öffentliches Darlehen bis zu 540 000 DM/480 000 
DM 

— Zuschuß bis zu 180 000 DM; 

Nr. 5.8.3 

— öffentliches Darlehen bis zu 360 000 DM/300 000 
DM 

— Zuschuß bis zu 126 000 DM. 

Bei der Nummer 2.2.2 ist eine Multiplikation nur 
zulässig, wenn es sich um eine Vollfusion handelt. 


6 . 4 ^ 

Beantragt ein Mitglied einer TeUfusion sowohl in der 
Kooperation als auch m seinem Einzelbetrieb eine 
Förderung, so darf seine Gesamtf örderung nicht höher 
sein als die für einen Einzelbetriebsinhaber zuläs- 
sige. 

Das gleiche gilt, wenn die Zusammenarbeit auch eine 
Teilaufgabe betrifft. 


6.5 

Landwirte, die Prämien oder andere öffentliche Mittel 
für die Aufgabe der Milchanlieferung oder der Milch- 
viehhai lung erhalten haben, können innerhalb von 
zehn Jahren nach der Genehmigung des entsprechen- 
den Antrages keine tnvestltionshilfen für den Milch- 
bereich erhallen. 


B. Agrarkreditprogramm (AKP) 

7. Zuwendungszweck 
7,1 

Zur Rationalisierung oder Arbeitserleichlerung im 
landwirtschaftlichen Betrieb können Investitionen 
gefördert werden. 


8, Gegenstand der Förderung 
ai 

Betriebliche Investitionen 


8 . 1.1 

Förderungsfähig sind betriebliche Investitionen 

— zur qualitativen Verbesserung und Umstellung der 
Erzeugung nach Maßgabe der Marktbedürinisse, 
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— zur Senkung der Produktionskosten und zur Ver- 
besserung der Arbeitsbedingungen, 

— zur Energieeinsparung, 

— zur Direktvermarktung von selbslerzeugten land- 
und forstwirtschaftlichen Erzeugnissen, 

— im Bereich Freizeit und Erholung, soweit diese 
Investitionen infolge der Anpassung land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe an die Marktent- 
wicklung und zur Weiterführung des Betriebes 
erforderlich sind, 

— zur Verbesserung der natürlichen Produktlonsbe- 
dlngungen des Pflanzenbaus, 

— in den neuen Bundesländern zusätzlich 

• zur Wiedereinrichtung einer landwirtschaftli- 
chen Hofslelle im Nebenerwerb, 

• zur Energieeinsparung, auch durch Energieum- 
stellung auf umweit vertrag liehe Energiearten, 

• zur Erstbeschafhmg von mobilen rmd stationä- 
ren Maschinen und technischen Einrichtungen, 
außer von gebrauchten mobilen Maschinen, die 
älter als fünf Jahre sind, 

• für Rebanlagen auf Flächen, die nach dem 
1, September 1970 gerodet wurden und für die 
ein Wiedeibepflanzungsrecht nach der VO 
[EWG) Nr. 3577/90 des Rates vom 4. Dezember 
1990, Anhang XII Punkt 11,3 besteht, 

• zur Erstbeschaffung von lebendem Inventar für 
eine extensive Rinder- und Schafhaltung bis 
1,0 GVE/ha, 

sowie Investitionen für Wohngebäude. 


Weitere Investitionen 

— im Hinblick auf den Schutz und die Verbesserung 
der Umwelt und 

— im Hinblick auf die Verbesserung des Tierschut- 
zes, 

sind förderungsfähig, sofern diese im Zusammenhang 
mit betrieblichen Investitionen zur Verbessenmg der 
Produktions- und Arbeitsbedingungen erfolgen. 

Förderungsfähig sind auch die jeweils geltenden 
Gebühren für Architekten und Ingenieure. 


8^ EIngeschrfinkte Förderung 
8^1 

Investitionen in den Bereichen der Rindermast und 
der Schweineproduktion können im Rahmen der 
jeweils geltenden Bestimmungen der Verordnung 
(EWG) Nr. 2328/91 des Rates vom 15. Juli 1991 zur 


Verbesserung der Effizienz der Agrarstruktur (ABL 
der EG Nr. L 218 vom 6. August 1991) gefördert 
werden. 


8JL2 

Investitionen im Bereich der Milchkuhhaltung kön- 
nen gefördert werden* wenn 

— zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht mehr als 
40 Kühe je AK und je Betrieb gehalten werden und 
diese Grenze durch die Investition nicht über- 
schritten wird? 

— der Betrieb zum Zeitpunkt der Antragstellung über 
mehr als 30 % Dauergrünland oder mehr als 50 % 
Hauptfutterfläche verfügt, die nach Landesrecht 
zuständige Behörde kann in begründeten Einzel- 
fällen Ausnahmen zuiassem 

— die Investitionen im Rahmen der zum Zeitpunkt 
der Antragstellung J eweils vorhandenen Referenz- 
menge des Betriebes zum Zwecke der Rationalisie- 
rung und Kostensenkung erfolgt. 


8^3 

Investitionen im Bereich der Tierhaltung werden nur 
gefördert, wenn die einzelbetriebliche NahrstoEfbi- 
lanz keinen Überschuß ergibt. Dies wird unterstellt, 
weim der Viehbesatz im Zieljahr 2,5 Großvieheinhei- 
ten je Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche 
nicht übersteigt. Die nach Landesrecht zuständige 
Stelle kann auf der Grundlage einer einzelbetriebli- 
chen NährstoffbUanzierung unter Berücksichtigung 
üb er betrieb lieh nach gewiesen er Aus bringungs Aa- 
chen und anerkannter Verwertungsmöglichkeiten für 
überschüssige Nährstoffe Ausnahmen zulassen. 

Nach Durchführung der Maßnahmen muß für die im 
Betrieb anfallenden tierischen Exkremente eine 
Lagerkapazilät für grundsätzlich sechs Monate vor- 
handen sein. 


Investitionen im Bereich der Eier- und GeOügelerzeu- 
gung körmen nur gefördert werden, wenn und soweit 
sie aufgrund von Auflagen oder Verpflichtungen 
erforderlich sind, weiche die öffentliche Hand zum 
Schutz und zur Verbesserung der Umwelt oder zur 
Verbesserung des Tierschutzes vorgesehen hat. Sie 
dürfen jedoch nicht zu einer Produktionssleigerung 
führen. 

Bei Maßnahmen zur Verbesserung des Tierschutzes 
ist nur die Erweiterung der Gebäude zur Unterbrin- 
gung der für die gleiche Zahl von Tieren notwendigen 
Batterien förderungsfähig, sofern sie im Zusammen- 
hang mit allgemeinen betrieblichen Investitionen zur 
Verbesserung der Produktions- und Arbeilsbedin- 
gungen erfolgen. 
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BJ2J5 

Die Förderung des LandanJcauJs kann von der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde nur in begründeten 
EinzeifoUen zugeiassen werden. 


a3 

Von der Förderung sind ausgeschlossen 


a3.i 

Investitionen ln Wohngebäuden, soweit sie Unlerhal- 
tungs- und Inslandsetzungsarbeiten bei Gebäuden 
und Anlagen. Schönheilsreparaturen, Ersatzbeschaf- 
fungen, Anschaffungen von Gegenständen die nicht 
Gebäudebestandteü werden, aufwendiges Zubehör, 
Einbauschränkesowie VerbesserungeningewerbUch 
genutzten Räumen betreffen. 


8,3^ 

Investitionen in Betriebszweigen, die im Sinne der 
Steueigeseize als gewerbliche Nebenbetriebe gelten; 
dies gilt auch für folgende nicht gewerbliche Neben- 
betriebe: Substanzbelriebe, Sägewerke. Brenne- 
reien, 

förderbar sind jedoch InvestitionGn 

— für den Beherbergungsbereich des Betriebszwei- 
ges „Urlaub auf dem Bauernhof“, sofern die 
Gesamtzahl von 15 Gästebetten nicht überschrit- 
ten wird, 

— in den gewerblichen Nebenbetiieben „Direktver- 
raarktung“' und „Freizeit und Erholung“. 

soweit diese nicht im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaflsstruk- 
tur" oder anderer Förderprogramme förderbar sind. 


8^ 

Anpflanzungen von Apfel-, Bim- und Phrsichbaumen, 
ausgenommen bleiben Erneuerung spflanztmgen von 
Apfel- und Birnbäumen, 


8 , 3,4 

Kauf von lebendem Inventar oder eine Aufstockung 
aus eigener Nachzucht. 


a3J5 

Maschinen für die Außenwirtschaft. Förderangslähig 
bleiben oder sind 

— MaschiRenanschaffungen Ln den neuen Bundes- 
ländern nach Nr 


— Anlagen in Obstflächen zum Zwecke der Frost- 
schutzberegnung einschließlich des Wasserzu- 
laufs, der Wasserentnahme, der Wasserveit eil ung 
und der Ingenieurleistungen, 

— Maschinen, die zur ökologischen Ausrichtung der 
Produktion beschafft werden (Abgrenzungskrite- 
rien gemäß Anlage, siehe nach Nr. 69), soweit eine 
angemessene Auslastung, gegebenenfalls im 
überbetrieblichen Einsatz, erreicht wird. 


9- Zuwendungsempfänger 
9.1 

Selbstwiitschaftende Land- und Forstwirte 

— im Sinne des § 1 Abs. 3 und Abs. 3a des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte (GAL) sowie 

— im Sinne des § 2 Abs, 1 Nr. 1 und Abs. 2 und 3 des 
zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung 
der Landwirte (KVLG 1989). 

Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann in 
begründeten Einzeifällen auch die Förderung von 
selbshvirtschaftenden Land- und Forstwirten zulas- 
sen, die nicht unter das GAL imd das KVLG 1989 
fallen. 

Pächter, die überwiegend auf gepachteten Flächen 
wirtschaften, müssen NutzungsverhäJtnisse von ange- 
messener Dauer, in der Regel von zwölf Jahren, durch 
Vorlage entsprechender Verträge oder auf andere 
Weise nachweisen. 


9,2 

Juristische Personen, deren Betrieb ein Gewerbebe- 
trieb kraft Rechtsfomi ist, wenn die Voraussetzungen 
nach 3,1 (Haupterwerb) gegeben sind und der Betrieb 
im übrigen die Merkmale eines landwirtschaftlichen 
Betriebes aufweist. 


9,3 

Juristische Personen, die einen land- und forstwirt- 
schaftlichen Betrieb bewirtschaften und unmittelbar 
kirchliche, gemeiimützige oder mildtätige Zwecke 
verfolgen. 


10. Zuwendungsvoraussetzungen 
10,1 

Die Summe der positiven Einkünfte des Zuwendungs- 
empfängers und seines Ehegatten darf nachweislich 
zum Zeitpunkt der Antragstellung im Durchschnitt 
der letzten drei vorliegenden Steuerbescheide 
120 000 DM Je Jahr, darunter aus nicht landwirtschaft- 
üchen EinkunJlsaiten 60 000 DM nicht überschrillen 
haben. 
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Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann in 
begründeten Einzelfällen zulassen, daß 

— der Betrag von 60 000 DM geringfügig überschrit- 
ten wtrdr 

— zur Feststellung der Summe der positiven Ein- 
künfte nur der letzte vorliegende Steuerbescheid 
herangezogen wird. 

Im Falle der Wiedereinrichtung einer landwirtschaft- 
lichen Hofstelle im Nebenerwerb soll eine Förderung 
nur erfolgen, wenn dies, zur Erreichung eines ange- 
messenen Gesamteinkommens des Antragstellers 
und seines Ehegatten erforderlich ist. 


11. Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 
11.1 

Die Zuwendung kann in Form eines Zinszuschusses 
gewährt werden. 


11.2 

Die baren und unbaren Eigenleistungen müssen min- 
destens 10% des förderungsfähigen Investitionsvolu- 
mens betragen. 

Auf Eigenleistungen werden keine Zuwendungen 
gewährt. 


11.3 

Für ein Kapitalraarktdarlehen von bis zu 143 000 DM 
je AK und je Unternehmen, kann dem Zuwendungs- 
empfänger eine Zinsverbilligung gewährt werden. 
Kapitalmarktdarlehen unter 10 000 DM oder mit einer 
Laufzeit von weniger als vier Jahren werden nicht 
verbilligt. 

Die Zinsverbilligung kann bis zu 3 % im nicht benach- 
teiligten Gebiet und bis zu 5% im benachteiligten 
Gebiet betragen. 


11.4 

Bei Anwendung der sich aus Ziffern 11.3 und 11.6 
ergebenden Zinsverbilligungs Sätze dürfen folgende 
abgezinsten Zinszuschüsse nicht überschritten wer- 
den: 

a) Bei Darlehen für Gebäude und bauliche Anlagen 
3.0% Zinsverbilligung: 16,0% Zioszuschuß 
4,0% ZinsverbiUigtmg: 21,0% Zinszuschuß 
5,0% Zinsverbilligung: 26,0% Zinszuschuß 
6,0% Zinsverbilligung: 31,0% Zinszuschuß 

b) Bei Darlehen für andere Investitionen 
3,0% 21insverbilligung: 8.0% Zinszuschuß 
4,0% Zinsverbilligung: 10,5% Zinszuschufl 
5.0% Zinsverbilligung: 13,0% Zinszuschuß 
6.0% Zinsverbilligung: 15,5% Zinszuschuß. 


Bei Darlehenslaufzeiten von weniger als zwölf Jahren 
bei Gebäuden und baulichen Anlagen oder von weni- 
ger als fünj Jahren bei anderen Investitionen sind die 
abgezinsten Zinszuschüsse zeitanteilig zu kürzen. 


11.5 

Die Zinsverbilligung wird abgezinst als einmaliger 
Zinszuschuß ausgezahll. nachdem die Aufnahme des 
Darlehens und die Durchführung der Investitionen 
nachgewiesen sind. 

Die Länder können zuJassen, daß der abgezinste 
Zuschuß den Banken zur Verfügung gestellt und von 
diesen in Raten, mindestens einmal jährlich, an die 
Berechtigten ausgezahlt wird. 


11.6 

Junglandwirten kann neben der Zinsverbilligung 
nach Nr. 11.3 eine um jeweils einen Prozentpunkt 
höhere Zinsverbilligung gewährt werden, wenn sie 

— zum Zeitpunkt der AntiagsteUuag unter 40 Jahre 
alt sind, 

— innerhalb von fünf Jahren vor Antragstellung erst- 
mals einen landwirtschaftlichen Betrieb übernom- 
men haben und landwirtschaftliche Unternehmer 
im Sinne des § 1 Abs. 3 oder 3 a des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte (GAL) oder des § 2 
Absatz 1 Nr. 1 und Absätze 2 und 3 des zweiten 
Gesetzes über die Krankenversicherung der Land- 
wirte (KVLG 1989) geworden sind, und zwar als 
AUemuntemehmer oder Mitunternehmer nur mit 
ihrem Ehegatten oder einem bzw. mehreren ande- 
ren Junglandwirten und 

— eine Berufsbildung nachweisen, die sie befähigt, 
einen landwirtschaftlichen Betrieb ordnungsge- 
mäß zu bewirtschaften. 


11.7 

Für Schutzpflanzungen und sonstige landschafLsver- 
trägliche Anlagen zur Verbesserung der natürlichen 
Produktionsbedingungeo des Pflanzenbaus wie Wall- 
hecken, Steinriegel und ErdwälJe zum Erosio ns schütz 
kann ein Zuschuß bis zu 60% gewährt werden. 


11.8 

In den neuen Bundesländern können zusätzlich 
Zuwendungsempfänger für förderbare Maßnahmen 
im Wohnhaus bis zu einem Investitionsvolumen von 
30 000 DM einen Zuschuß von 40% erhalten. Investi- 
tionen unter 1 000 DM werden nicht bezuschußt 
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12. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
12.1 

Für das fördexungsfäblge betriebliche Inveslitioasvo- 
lumen sind die Kosten ohne Mehrwertsteuer, für 
Investitionen im landwirtschafüichen Wohnhaus die 
Kosten einschließlich Mehrwertsteuer maßgebend. 


12 ^ 

Die Förderung von Investitionen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs für den Fah. daß die geför- 
derten 

— Grundstücke, Bauten und bauJichen Anlagen 
innerhalb eines Zeitraumes von zwölf Jahren ab 
FertigsteUung, 

— Maschinen, technische Einrichtungen und Geräte 
innerhalb eines Zeitraumes von fünf Ja^en ab 
Lieferung 

veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck 
entsprechend verwendet werden. 


1Z3 

Die Förderung ist in mehreren Schritten möglich. 
Wurde irmerhalb der letzten sechs Jahre bereits eine 
Förderung aus dem AJKP gewährt, kann eine erneute 
Förderung nur gewährt werden, wenn dadurch die 
Höchstbeträge nach Nm. 11.3 und 11.6 nicht über- 
schritten werden. 


Die Inanspruchnahme der Förderung nach dem EFP 
rmd nach dem AKP können nacheinander oder gleich- 
zeitig erfolgen. Hierbei dürfen die im EFP festgeleg- 
ten Höchstsätze nicht überschritten werden? von der 
Anrechnung ausgenommen bleiben Forderungsbe- 
träge des AKP, die ausschließlich für Investitionen im 
Wohnhausbereich bestimmt sind. 


1Z5 

Landwirte, die Prämien oder andere öffentliche Mittel 
für die Aufgabe der Milchardieferung oder der Milch- 
viehhaltung erhalten haben, körmen innerhalb von 
zehn Jahren nach der Genehmigung des entsprechen- 
den Antrages keine Investitionshilfen für den MUch- 
bereich erhalten. 


13, Übernahme von Bürgschaften 
13,1 

In den neuen Bundesländern können die Lander für 
zinsverbüligte Kapitalraarktdarlehen gemäß Nr. 11.3 
(ausgenommen sind Kapitalmarktdarlehen für Inve- 
stitionen für Wohngebäude) anteüige modifizierte 


Ausfallbürgschaften übernehmen, soweit der Kredit 
nicht dmch bankübliche Sicherheiten gedeckt und 
mit der Zahlung der vertraglich vereinbarten Zins- 
und Tilgungsleistungen gerechnet werden kann. Der 
B\md übernimmt hierfür mit gesonderter Erklärung 
eine Garantie von 60%. 


13-2 

Bürgschaften können nur für Kredite übernommen 
werden, die bei Antragstellung auf Bürgschaftsüber- 
nahme noch nicht gewährt oder verbindlich zugesagt 
worden sind. Eine Kreditzusage unter dem ausdrück- 
lichen Vorbehalt der BürgschaJtsge Währung ist 
unschädlich. 


13.3 

Die Bürgschaften decken höchstens 80 % des Ausfalls 
an der Hauptforderung, den marktüblichen Zinsen 
sowie den Kosten der Kündigung und Rechtsverfol- 
gung, für die Kosten jedoch nur bis zu 2% des 
Bürgschaftshöchstbetrages für die Hauptforderung. 

Ab Eintritt des Verzuges des Kreditnehmers ist der 
Zinssatz in die Bürgschaft einbezogen, der gegenüber 
dem Kreditnehmer als Schadensersatzanspruch gel- 
tend gemacht werden kann. Die Hohe des Schadens- 
ersatzanspruches ist auf den Diskontsatz zuzüglich 
3 V. H. p. a. begrenzt, es sei denn, im Schadensfall wird 
ein höherer Ersatzanspruch nachgewiesen. In keinem 
Fall darf jedoch der vertraglich vereinbarte und von 
dem bürgenden Land gebilligte Regelzinssatz über- 
schritten werden. 

Sonstige Verzugsschäden, Zinseszinsen, Shindungs- 
zinsen, Provisionszinsen, Strafzinsen, Oberziehungs- 
zinsen, Bearbeitungsgebühren und Prüfungskosten 
sind von der Bürgschaft nicht erfaßt und dürfen auch 
nicht mittelbar gegenüber dem bürgenden Land in die 
Ausfallberechnung einbezogen werden. 

Der Selbstbehalt der Hausbanken beträgt mindestens 
20 %; er darf nicht gesondert oder vorrangig besichert 
oder auf Dritte übertragen werden. 


13.4 

Der Kreditnehmer hat so weit vrie möglich Sicherhei- 
ten — vorrangig Grundpfandrechte — zur Verfügung 
zu stellen. Dies gilt auch, wenn er nachträglich dafür 
geeignetes Vermögen erlangt. Zu den Sicherheiten, 
die vor FesLstellen des Ausfalls zu verwerten sind, 
gehören auch etwaige für das Darlehen gegebene 
Bürgschaften Dritter. Bei haftungsbeschränkenden 
Rechtsforroen sollen grundsätzlich alle Gesellschaf- 
ter, die einen wesentlichen Einfluß auf den Kreditneh- 
mer ausüben können, für den Kredit mithaften. 
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13 JS 

Die Verbürgung von Haushaltsmitteln des Bundes 
und der Länder sowie die Übernahme von Bürgsciiaf- 
ten in Sanieruagsfällen sind ausgeschlossen. 


C. Investttlonshilfen zur Energieeinsparung 
und -Umstellung 

(Diese Grundsätze gelten n i c h l in den neuen Bun- 
desländern.) 


14. Zuwendungszweck 
141 

Die zunehmende Notwendigkeit zur Einsparung von 
bisher überwiegend verwendeten fossilen Energiear- 
ten und die dringend erforderliche Überleitung auf die 
Verwendung möglichst kostengünstiger und umwelt- 
freundlicher Energieaiten erfordert Maßnahmen zur 
Energie einspaning und -Umstellung. 


15. Gegenstand der Förderung 

15.1 

Förderungsfähig sind 


15 , 1.1 

Betriebliche Investitionen für bauliche und technische 
WärmedämmungsmaBnahmen und Regeltechnik in 
beheizten 

— Ställen, Bruträumen und Fischzuchtanlagen, 

— Trocknungsanlagen für pflanzliche Erzeugnisse 
der Landwirtschaft, 

— Gewächshäusern und sonstigen beheizten garten- 
baulichen Kujturräumen. 


16 . 1.2 

Wäimerückgewinnungsanlagen, Wärmepumpen, So- 
laranlagen, Biomasseanlagen (einschließlich Biomas- 
se verfeuerung), Windkrafl-, Wasserkraflanlagen und 
die Umstellung der Heizanlagen von Heizöl auf 

— Fernwärme einschließlich des Anschlusses an das 
Femwännenetz, 

— Biomasseverfeuerung, 

— bei Unterglasgartenbaubelrieben auch auf Gas 
elnschlJeßUch des Anschlusses an das Gasnetz, 
soweit dadurch eine nachhaltige Energieeinspa- 
nmg zu erreichen ist sowie auf Kohle. 

Eine nachhaltige Energdeeinspaxung bei der Umstel- 
lung von Heizöl auf Gas in UntergJasgartenbaubetrie- 
ben liegt nur dann vor, wenn nachweisbar eine 


entsprechende Senkung des Energieverbrauchs er- 
zielt wird. 


15.2 

Von der Förderung sind ausgeschlossen: 


16 . 2.1 

Investitionen nach Nr. 15. LI in Gebäuden, die nach 
dem 31. Dezember 1977, und in Gewächshäusern, die 
nach dem 31. Dezember 1978 erstelll worden sind. 


16 . 2.2 

Investitionen zur Energieeinsparung, die dem Bereich 
der Eier- imd Geflügelerzeugung oder nur dem land- 
wirtschaftlichen Wohnhaus dienen. 


16. Zuwendungsempfänger 
16.1 

Haupterwerbslandwlrte nach Nr. 3.1. 

Pächter, die überwiegend auf gepachteten Flächen 
wirtschaften, müssen Nutzungsverhältnisse von ange- 
messener Dauer, in der Regel von zwölf Jahren, durch 
Vorlage entsprechender Verträge oder auf andere 
Weise nach weisen. 


16.2 

Juristische Personen, deren Betrieb ein Gewerbebe- 
trieb kraft Rechtsform ist, wenn die Voraussetzungen 
nach Nr. 3.1 (Haupierwerb) gegeben sind und der 
Betrieb im übrigen die Merkmale eines landwirt- 
schaftlichen Betriebes aufweist. 


lao 

Juristische Personen, die einen land- und forstvrirt- 
schaftlichen Betrieb bewirtschaften und unnuttelbar 
kirchliche, gemeinnützige oder mildlätige Zwecke 
verfolgen. 


16.4 

Nebenerwerbslandwirte im Sinne des § 1 Abs. 3 und 
Abs. 3a des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte, deren landwirtschaftlicher Anteil am Gesamt- 
einkommen weniger als 50 % beträgt oder deren für 
Tätigkeiten außerhalb des Betriebes auf gewendete 
Arbeitszeit mehr als die Hälfte ihrer Gesamlaibeits- 
zeit ausmacht, soweit es sich um Investitionen nach 
Nr. 15. L2 handelt. 
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16.6 

Träger von Heißlufttrockaungsanlagen für Kartoffeln 
und Futterpflanzen, die als eingetragene Genossen- 
schaften oder rechtsfähige Gemeinschaften überwie- 
gend aus Landwirten bestehen und auf der Grundlage 
vertraglicher Verpflichtungen über Anlieferung der 
Rohware und Rücknahme des Trockenguts eubei- 
tea 


17. Zuwendungsvoraussetzungen 
17.1 

Der Zuwendungsempfänger muß einen Nachweis 
über die Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit der 
durchzuführenden Maßnahmen erbringen. 


17.2 

Bei Investitionen von mehr als 20 000 DM müssen 
Träger von Heifllufitrocknungsanlagen einen Nach' 
weis über eine längerfristig hohe Auslastung ihrer 
Betriebsanlagen vorlegen. 


18. Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 
18,1 

Die Zuwendung kann ln Bonn eines einmaligen 
Zuschusses gewährt werden. 


18-2 

Das fördenmgsfähtge Investitionsvolumen, bis zu deS' 
sen Höchstgrenze der Zuwendungsempfänger inner- 
halb einer Frist von sechs Jahren gefördert werden 
kann, beträgt 143 000 DM je AK und 250 000 DM je 
Unternehmen. 

Investitionen unter 5 000 DM werden nicht geför- 
dert. 


18.3 

Die Höhe des Zuschusses beträgt bis zu 20% des 
förderungsfähigen Investitionsvolumens. 

Auf Eigenleistungen werden keine Zuwendungen 
gewährt. 


19. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Für das förderungsfähige Investitionsvolumen sind 
die Kosten ohne Mehrwertsteuer maßgebend* 


19*2 

Eine Förderung durch Investitionshilfen zur Energie- 
einsparung kann nicht gleichzeitig und nicht zusätz- 
lich zu den übrigen Investitionshilfen nach diesen 
Grundsätzen, dem Bundesvertriebenen- und Flücht- 
iingsgesetz (BVFG) gewährt werden* 


19.3 

Die Förderung von Investitionen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, daß die geför- 
derten 

— Grundstücke. Bauten und baulichen Anlagen 
innerhalb eines Zeitraumes von zwölf Jahren ab 
Fertigstellung, 

— Maschinen, technische Einrichtungen und Geräte 
innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren ab 
Lieferung 

veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck 
entsprechend verwendet werden. 


D, Prämien für die erstmalige Niederlassung 
von Junglandwirten 

20. Zuwendungszweck 

Zur Erleichterung der erstmaligen Niederlassung 
können Junglandwirten Zuwendungen (Prämien) 
gewährt weiden. 


21, Zuwendungsempfänger 

Junglandwirte {Haupterwerbslandwirte), die 

— zum Zeitpunkt der Aniragstellung unter 40 Jahre 
alt sind, 

— sich erstmals hauptberuflich in einem landwirt- 
schaftlichen Betrieb alsAJJein- oder Mituntetneh- 
mer niedergelassen haben, 

— landwirtschaftliche Untemehiner im Sinne des § 1 
Abs* 3 oder Abs. 3 a des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte (GAL) oder des § 2 Abs. 1 Nr* 1 
und Absätze 2 und 3 des zweiten Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte (KVLG 1989) 
geworden sind, 

— keine Starthilfe erhallen haben. 


22. Zuwendungsvoraussetzungen 

Zuwendungen kötmen gewährt werden, wenn 

— der Betrieb einen Aibeitsumfang erfordert, der 
mindestens einer Arbeitskraft entspricht, 

— der Junglandwirt die Abschlußprüfung in einem 
Agrarbenif bestanden und eine landwirtschaftli- 
che Fachschule besucht und mit Erfolg abgeschlos- 
sen hat oder eine gleichwertige Berufsbildung 
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nachweisl, die ihn befähigt, einen landwirtschaft- 
lichen Betrieb ordnungsgemäß zu bewirtschaf- 

52J3 

ten, 

— Investitionen von mindestens 35 000 DM im land- 
wirtschaftlichen Betrieb und/oder im Wohnhaus 
durchgeführt werden* 

für den vorsorglichen Ankauf von Grundstücken für 
die in Nr. 56. genannten Zwecke (Bodenzwischener- 
werb). 


52*4 

23. Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 

Es können gefördert werden: 

! Die Zuwendung wird einmoUg /e Betrieb und Zuwen- 
1 dungsempfänger in form eines Zuschusses gewährt. 

52-4*1 

1 Die Zuwendung beträgt bis zu 23 500 DM* Schließen 
sich mehrere Haupt erwerbsland wirte zu einer Koope- 
ration in Form einer Vollfusion zusammen, kann die 

Bei Auffangbe trieben 

Prämie für bis zu drei Junglandwirte gewährt wer- 
den. 

52*4*1*1 

Die Zuwendung kaim auch als Eigenleistung einge- 
setzt werden. 

der Ankauf von Grundstücken, 

E, Ländliche Siedlung 

52,4,1-2 

(Diese Grundsätze gelten n l c h t in den neuen Bun- 
desländern.) 

die Besiedlung einschließlich notwendiger Bodenver- 
besserungsarbeiten, 

50- Ländliche Siedlung 

62,4,1.3 

Die nachfolgenden Grundsätze gelten nur für die 
Abwicklung von Vorhaben im Bereich des Bodenzwi- 

die Einrichtung der Betriebe. 

schenerwerbs, der Anliegersiedlung sowie der Ent- 
wicklung bestehender Betriebe zu Auffangbelrieben 


in besümmten benachteiligten Gebieten* Für neue 
Vorhaben gelten die Nm. 68. und 69. 

das Aufstellen des Betriebsverbesserungsplanes, 

51- Verwendungszweck 

52-4,1-5 

51*1 

die Zahlung der Besiedlungsgebühr. 

Die Maßnahmen der ländlichen Siedlung werden 
durch das öffentliche Interesse bestimmt, mit der 

62*5 

Verbesserung der Agrarstruktur zur Erhaltung und 
Entwicklung der Funkhonsfähigkeit ländlicher Ge- 
biete beizutragen. 

Bei der Anliegersiedlung 

52. Die Mittel sind zu verwenden 

62*5,1 

52,1 

der Ankauf von Grundstücken, 

zum Zwecke des Landauffangs für die Entwicklung 
landwirtschaftlicher Betriebe zu Auffangbetrieben als 

62*6*2 

umfassende Maßnahme, 

52.2 

für die flächenmäßige Vergrößerung landwirtschaftli- 
cher Betriebe als Einzelmaßnahme (Anliegersied- 
lung). 

notwendige Bodenveibesserungsarbeiten auf diesen 
Grundstücken, ausgenommen die Entwässerung und 
der Tiefumbruch von Grünland, die Umwandlung von 
Grünland in Acker und gegebenenfalls dessen 
anschließende Entwässerung, die Umwandlung von 
Ödland in landwirtschaftliche Nutzfläche und gege^ 
benenfalls deren anschließende Entwässerung sowie 
die Entwässenmg von Acker, 
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S2.5.3 

das Aufslellen des Betriebsverbesserungspianes. 


6Z.6.4 

die Zahlung der Besiedlungsgebühr. 


6Z6 

Für den Ankauf von Grundstücken für Auffangbe- 
triebe und für die Anltegersiedlung dürfen die Mittel 
nur und insoweit gewährt werden, als die Nutzung 
geeigneter Flächen auf Grund eines Pacht- oder 
ähnlichen Nutzungsverhältnisses nicht möglich oder 
nicht sinnvoll ist. 


62.7 

Für Bodenverbesserungsarbeiten dürfen Mittel nur 
gewährt werden, wenn eine im öffentlichen Interesse 
erforderliche landwirtschaftliche Nutzung von Brach- 
flächen ohne die Bodenverbesserung nicht möglich ist 
und die Kosten der Bodenverbesserung 1 000 DM je 
Hektar der zu verbessernden Fläche nicht überschrei- 
ten. 


SZ8 

Die Entwicklung bestehender Betriebe zu Landauf- 
fangbetrieben kann in bestiramten benachteiligten 
Gebieten gefördert werden. Die Neuerrichtung von 
LandauifangbeLrieben wird nicht gefördert. 


53* Förderungsvoraussetzungen 
54. 

Förderujigsvoraussetzungen bei Auffangbetrieben 
und bei der Anliegersiedlung. 


64*1 

Die Förderung von Auffangbetrieben und der Anlie- 
gersiedJung setzt ein erhebliches öffentliches Inter- 
esse voraus. Dieses ist — abgesehen vom Fall Nr. 54.3 
— nur gegeben, wenn 


54-1.1 

die Vorhaben dem Auffang und der landwirtschaftli- 
chen Nutzung von Flächen dienen, die brachgefaJien 
sind oder bei denen aus begründetem Anlaß damit zu 
rechnen ist, daß sie brachfallen, 


64,1*2 

die Brache aus agraisLrukturellen Gründen verhindert 
werden soll und 


54*13 

eine bessere Verwendung der Hächen nicht möglich 
ist. 


543 

Auffangbetriebe sind nach den Förderungskonditio- 
nen dieses Teils der Grundsätze nur zu fördern, wenn 
auf Grund ihrer ungünstigen Ausgangssituation eine 
Förderung nach dem Teil A, B oder C dieser Grund- 
sätze nicht zu wirtschaftlich tragbaren Belastungen 
führen würde. 


543 

Bei der Anilegersiedlung liegt das erhebliche öffent- 
liche Interesse ferner dann vor, werm die Landzulage 
erforderlich ist. um örtlich eine sinnvolle Zahl von 
landwirtschaftlichen Betrieben zu erhalten. 


54-4 

Bei der Anliegersiedlung muß die Gesamtfläche, 
deren Zulage (Kauf oder mindestens 12jährige Pacht 
oder ähnliche vertraglich gesicherte Nutzung) geför- 
dert werden kann, je Vorhaben mindestens 4 ha 
betragen, im Einzelfall sind Ausnahmen hiervon 
zulässig. 


543 

Hinsichtlich des zu erzielenden Betriebsergebnisses, 
der beruflichen Befähigung des zu fördernden Land- 
vrirts, der Buchführung, des Betriebsverbesserungs- 
planes sowie der Voraussetzung der Förderung von 
Wohnhäusern bei Auffang betrieben gellen die 
Bestimmungen der Nm. 4.1 bis 4.8.2 dieser Grund- 
sätze. 


64j5.1 

Die Betriebsgröße sollte möglichst auf die Beschäfti- 
gung von zwei Arbeitskräften (AK) angelegt und 
besonders auf die bisherigen wirlschaf tlichen LeisUm" 
gen des zu fördernden Landwirts geachtet werden. 
Die Organisation eines Auffangbelriebes ist so zu 
planen, daß unter den gegebenen Standorlverhältnis- 
sen eine möglichst große BetxLebsfläche je Arbeits- 
kraft bewirtschaftet werden kann. 
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64,6 

Auffangbetriebe und im Wege der Anliegersdedlung 
vergrößerte Betriebe müssen außerdem ihrem be- 
triebswixtschafüichen Zuschnitt und ihrer örtlichen 
Lage nach erwarten lassen, daß sie sich auch fernerhin 
ün Sinne des Förderungszwecks entwickeln. 


55, 

Bei der Forderung von Auffangbetrieben und der 
Anliegersiedlung sind das erhebliche öffentliche 
Interesse hn Sinne von Nm. 54.1 und 54.3 und die in 
Nr 54.6 geforderte Erwariung besonders zu begrün- 
den. 


56, 

Der vorsorgliche Ankauf von Grundstücken durch 
Siedl ungsuntemehmen (Bodenzwischenerwerb) kaim 
nur gefördert werden, wenn er der Entwicklung oder 
Errichtung von Auffangbelrieben oder der Arüleger- 
siedlung oder der Diirchführung von sonstigen öffent- 
lich geförderten Vorhaben der ländlichen Siedlung 
nach Maßgabe des SFG und RSG und der Eingliede- 
rung von Vertriebenen und Flüchtlingen nach Maß- 
gabe des Titels „Landwirtschaft" des BVFG oder 
anderen Strukhmnaßnahmen dient 


57. Art und Höhe der Förderung 

58. 

Der zu fördernde Landwirt (Begünstigter) hat Eigen- 
leistungen in zumutbarem Umfange in das Verfahren 
einzubrijigen. 


66.1 

Für die in Nr. 52. genannten Verwendungszwecke — 
außer der Besiedlungsgebühr — sind in erster Linie 
Darlehen zu gewähren. 


682 

Die Darlehen werden entweder einem zugelassenen 
gemeinnützigen Siedlungsuntemehmen (Zwischen- 
kredit) oder dem zu fordernden Landwirt unmilteibai 
(Direktkredit) gewährt. 


583 

Die als Zwischenkredit gewährten Darlehen sind im 
Siedlungsverfahien auf die einzelnen Betriebe unter- 
zuverteilen (unterverteUler Zwischenkredit). Mit Be- 
ginn des Kalenderhalbjahres, das auf die Genehmi- 
gung der Unterverteilung des Kredits durch die Sied- 
lungsbehörde und die persönliche Schuldübemahme 
durch den zu fördernden Landwirt folgt, ist das 


Siedlungsuntemehmen aus der persönlichen Haftung 
für den Zwischenkredit zu entlassen* 


59. 

Der dem Siedlungsuntemehmen gewährte Zwischen- 
kredit darf für den Erwerb von Grundstükken bis zu 
90% des von der zuständigen Siedlungsbehörde als 
angemessen anerkannten Kaufpreises sowie für die 
Besiedlung bis zu 100% der von der Siedlungsbe- 
hörde als notwendig anerkarmten Aufwendungen 
betragen. 


60, 

Die Bedingungen für den Zwischenkredit sind fol- 
gende: 


681 

Wird ein mit dem Zwischenkredit erworbenes Grund- 
stück für einen Auf fangbetrieb oder die Anliegersied- 
lung oder ein Verfahren nach dem Bundesvertriebe- 
nengesetz verwendet, so ist er für das Siedl ungsunter- 
nehmen bis zur Untervertellung auf die Siedlerstellen, 
längstens jedoch für die Dauer von fünf Jahren, 
gerechnet von dem auf die erste Auszahlung folgen- 
den Halbjahresersten an, zinslos. Nach Ablauf der 
fünf Jahre ist der Zwlschenkredit mit jährlich 4 % zu 
verzinsen. 


60.2 

Der dem Siedlungsuntemehmen für die Besiedlung 
gewährte Zwischenkredit ist bis zur Unterverteilung 
auf die SiedJerstellen, längstens jedoch für die Dauer 
von drei Jahren, gerechnet von dem auf die erste 
Auszahlung folgenden Halbjahresersten an, zinslos. 
Nach Ablauf der drei Jahreist der Zwlschenkredit mit 
jährlich 4% zu verzinsen. 


60J3 

Wird ein mit dem Zwischenkredit erworbenes Grund- 
stück für ein in Nr 56. genanntes Vorhaben verwen- 
det, das nicht schon zu den in Nr. 60.1 genannten 
Verfahren zählt, so ist der Zwischenkredit bis zu dieser 
Verwendung, längstens jedoch für die Dauer von fünf 
Jahren, gerechnet von dem auf die erste Auszahlung 
folgenden Halbjahresersten an, mit jährlich 3% zu 
verzinsen. Der Zwischenkredit ist am Letzten des 
Monats zurückzuzahlen, der dem Monat folgt, in dem 
diese Verwendung geschieht, spätestens jedoch nach 
Ablauf von fünf Jahren. 
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60.4 

Kann ein mit dem Zwischenkredlt envorbenes Grimd- 
stück nicht für ein Verfahren oder Vorhaben nach 
Nr. 60.1 und Nr. 60.3 verwendet werden, so ist der 
Zwischenkredlt unbeschadet der Rückzahlungs- 
pfiicht von dem auf die erste Auszahlung folgenden 
Halbjahresersten an für die Dauer von fünf Jahren mit 
jährlich 3 %. danach rojt jährlich 4 % zu verzLOsen, 


606 

Siedlungsveifahren oder sonstige Vorhaben im Sinne 
von Nr. 56.. für die Zwischenkredile gewährt werden, 
sind in der von der zuständigen Siedlungsbehörde 
festgesetzten Frist durchzuführen, soweit die Sied- 
lungsbehörde für begründete Einzelfälle keine Aus- 
nahme zugelassen hat. 


60.6 

Ergeben sich bei der Verwertung von mit Zwischen- 
krediten erworbenen Grundstücken Überschüsse, 
stellen die Länder sicher, daß diese Cfherschüsse in 
angemessenem Umfang für Maßnahmen der ländli- 
chen Siedlung, die nach diesen Grundsätzen geför- 
dert werden, verwendet werden. 


61 , 

Die Höhe des unterverteil Len Zwischenkredits und 
des DirektJeredits bei Auffangbetrieben und bei der 
Anliegersiedlung wird wie folgt geregelt: 


61.1 

Der dem Begünstigten bei Auffangbetrieben und bei 
der Anliegersiedlung gewährte unterverteilte Zwi- 
schenkredil und der Direktkredit dürfen nur so hoch 
sein, daß die jährliche Zins- und Tilgungsleistung 
innerhalb der nachhaltigen Kapitaldienstgrenze ab- 
züglich des Kapitaldiensles für bereits bestehende 
Belastungen des Betriebes liegt; dabei darf beim 
Ankauf von Grundstücken der Förderung nur der von 
der zuständigen Siedlungsbehörde unter Berücksich- 
tigung der wirtschaftlichen Ertragsfähigkeit als ange- 
messen anerkannte Kaufpreis zugrunde gelegt wer- 
den. 


61.2 

Die nachhaltige Kapitaldienstgrenze wird unter 
Berücksichtigung des Betriebsverbesserungsplanes 
feslgestellt; da bet ist besonders auf eine ausreichende 
Eigenkapilalbildung zu achten. 


62 . 

Die Bedingungen des unterverteilten Zwischenkredi- 
tes und des Direktkredites bei Auffangbetrleben sind 
folgende: 


62.1 

Der bei Auffangbetrieben gewährte unterverteilte 
Zwischenkredit und der Direktkredit sind mit jährlich 
1 % zu verzinsen und mit 3,5% des ursprünglichen 
D alle hensnermbe träges unter Zuwachs der ersparten 
Zinsen jährlich zu tilgen. 

Dabei darf der Teil des Darlehens, der für die Förde- 
rung des Ankaufs von Grundstücken und der Einrich- 
tung des Betriebes gewährt wird, nicht mehr als 49 % 
der entsprechenden Gestehungskosten bis zu einem 
Dailehensböchstbetrag von 71 700 DM/AK betra- 
gen. 

Würde die Kapitaldienstgrenze bei einer Förderung 
zu diesen Bedingungen überschritten, so kann in 
besonderen Fähen mit Zustimmung der zuständigen 
obersten Landesbehörde der Zinssatz bis auf 0.5% 
und derTUgungssatz bis auf 2 % herabgesetzt werden. 
Hierbei darf der Teil des Darlehens, der auf die 
Förderung des Ankaufs von Grundstücken und die 
Einrichtung des Betriebes gewährt wird, nicht mehr 
als 44 % der entsprechenden Gestehungskosten bis zu 
einem Darlehenshöchstbetrag von 63 500 DM/ AK 
betragen. 


62.2 

Zinsen und Tilgung des unterverteßten Zwisebenkre- 
dites sind vom Beginn des Kalenderjahres an, das auf 
die von der Siedlungsbehörde genehmigte Unterver- 
teilung folgt, zu entrichten. Die Unterverteilimg ist auf 
den Stichtag der wirtschaftlichen Obemahme des 
geförderten Vorhabens abzustelleo. Zinsen und Tü- 
gung des Direktkredites sind vom Beginn des Kal'en- 
derhalbjahres an zu entrichten, das auf die von der 
SiedJungsbehörde feslgesteUte wirtschaftliche Über- 
nahme des geförderten Vorhabens folgt. 

Es können bis zu drei — bei besonderen Anlauf- 
Schwierigkeiten mit Genehmigung der zuständigen 
obersten Landesbehörde bis zu fünf — Freiiahre 
gewährt werden. 


62.3 

Die jährliche Tilgung ist von der zuständigen obersten 
Landesbehörde oder der von ihr besümmten Stelle 
nach Ablauf des neunten Jahres nach Beginn der 
Förderung auf bis zu 5% des ursprünglichen Darle- 
hensbetrages zu erhöhen, wenn dies nach Prüfung der 
wirtschaftlichen Entwicklung des Betriebes gerecht- 
fertigt ist. 
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63 . 

Die Bedingungen des unlerverteiUen Zwischenkredi- 
tes und des Direktkredites bei der Anliegeisiedlung 
sind folgende: 


Der bei der Anliegersiedlung gewahrte Kredit ist mit 
3 % jährlich zu verzinsen und mit 2.75 % des ursprüng- 
lichen Darlehensbetrages unter Zuwachs der erspar- 
ten Zinsen jährlich zu tilgen und darf nicht mehr als 
86% der Gestehungskosten bis zu einem Darlehens- 
höchslbetrag von 124 700 DM/ AK betragen. 


63.2 

Zinsen und Tilgung des unlerverteilten Zwischenkre- 
dites sind vom Beginn des Kalenderjahres an, das aul 
die von der Siedlungsbehörde genehmigte Unterver- 
teilung folgt, zu entrichten. Die UnterverteUung ist auf 
den Stichtag der wirtschaftlichen Übernahme des 
geförderten Vorhabens abzustellea Die Verzinsung 
und Tilgung des Direktkredites beginnt mit dem auf 
die erste Auszahlung folgenden Halbjahieserslen, 

In Ausnahmefällen kann ein Freijahr gewährt wer- 
den. 


63.3 

Die jährliche Tilgung ist von der zuständigen obersten 
Landesbehörde oder der von ihr besümmlen Stelle 
nach Ablauf des neunten Jahres nach Beginn der 
Förderung auf bis zu 5 % des ursprünglichen Darle- 
hensbelrages zu erhöhen, wenn dies nach Prüfung der 
wirtschaftlichen Entwicklung des Betriebes gerecht- 
fertigt ist. 


64 . 

Die Zins- und Tügungsbeträge sind halbjährlich zum 
1. April j.J. für die Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni und 
zum 1. Oktober j,J. für die Zeit vom 1. Juli bis 
31. Dezember fällig. Bleibt der Zahlungsverpflichtete 
mit der Zahlung länger als zehn Tage in Verzug, so 
können Verzugszinsen in Höhe von 0.5 % je Monat, 
und zwar für jeden angefangenen Monat voll, erho- 
ben werden. 


65 . 

Für die Finanzierung von Auffang betrieben können in 
Ergänzung eines Darlehens auch Zuschüsse gewährt 
werden, wenn mit der Gewährung von Darlehen 
allein der Förderungszweck nicht erreicht werden 
kann. Die Zuschüsse dürfen im Einzelfall ein Drittel 
der für die Maßnahmen gewährten Darlehen nicht 
überschreiten; die zuständige oberste Landesbehörde 
kann diesen Anteil bis auf die Hälfte erhöhen, wenn 


anderenfalls die Kapital dlenslgrenze überschritten 
werden würde. Soweit im Rahmen dieser Regelung 
für die Förderung des Ankaufs von Grundstücken und 
der Einrichtung des Betriebes anstelle von Darlehen 
Zuschüsse gewährt werden, dürfen sie nicht mehr als 
31% der entsprechenden Gestehungskosten bis zu 
einem Zuschußhöchstbetrag von 44 300 DM/ AK 
betragen. 


66. Besledlungsgebühr 
66,1 

Die Besiedlungsgebühr (nach Nr. 52.4.1.5 und 
Nr. 52.5.4) wird den milwirkenden Siedlungsunter- 
nehmen als Zuschuß gezahlt. 


Als Besiedlungsgebühi werden gewährt 


66L2.1 

bei Auffangbetrieben 

— die jeweils geltenden Gebühren für Archileklen 
und Ingenieure, 

— eine Betreuungsgebühr in entsprechender An- 
wendung von Nm, 5.11 bis 5.11.2, 

— eine Gebühr nach Nr. 66.2.2 für die Zulage land- 
wirtschaftlicher Nutzflächen. 


66 ^ 

Die Gebühr für die Zulage landwirtschaftlicher Nutz- 
flächen bei Auffangbetrieben und bei der Anlieger- 
siedlung beträgt 

“ 600 DM je Hektar, jedoch nicht mehr als 8 000 DM 
je Verfahren in Kauffäilen, 

— 300 DM je Hektar für die Nutzung auf Grvmd eines 
Pacht* oder ähnlichen vertraglichen Nutzungsver- 
häJtnisses mit mindestens 12jähriger Dauer im 
Siedl ungsverfahien vermittelten Landes. 


67 . 

Bei den nach diesen Grundsätzen zu fördernden 
Vorhaben muß ein gemeinnütziges Siedlungsunler- 
nehmen im Sinne des Reichssiedlungsgesetzes mil- 
wirken. 


68 . 

Die Entwicklung bestehender Betriebe zu Auffang- 
betiieben ist in bestimmten benachteiligten Gebieten 
nach den Nm. 54 ff. fördeiungs fähig. Dabei sind 
Investitionen in den Bereichen Milchvieh- und 
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Schweinehaltung irdt Ausnahme des Gebietes des 
Schwarzwaldprogramms von der Förderung ausge- 
schlossen. 


69. 

Bei der Förderung neuer Vorhaben des Bodenzwi- 
schenerwerbs treten an die Stelle der öffentlichen 
Darlehen zinsverbüügte Kapitaimarkldarlehen, Die 
Zinsverbilligung beträgt bis zu 4 %. 


Anlage 

Abgrenzungskriterien zu den Nm. 2.3.5 [EFP) und 
8.3.5 (AKP) 


1, Pflanzenschutz 

— Pflanzenschutzgeräte mit elektronisch geregelter 
Ausbringung, Direkteinspeisung und Pflanzen- 
s ch u tzmi ttelrückfühnmg . 

— Spritz- und Sprühgeräte mit technischen Einrich- 
tungen zur Vermeidung von Abdrift und Einspa- 
rung von Pflanzenschutzmitteln (z. B. Unterstüt- 
zung des Tropfentransports mit aktiver Luftunter- 
stützung. Gestängeabdeckung als Windschutz. 
Rückgewinnung (Recycling) nicht angelagerter 
Pflanzenschutzmittel. Luftl ei leinrich hingen bzw. 
Gebläsebauaiten, die den vertikalen Auslrag von 
Pflanzenschutznulteln reduzieren). 

— Unterstock-Bearbeitungsgeräte, 

— Mulchsaat- Geräte. 


2. Düngung 

Geräte zur bodennahen Flüssigmislausbringungs- 
und Flüssigmisleinarbeitungstechnik. 


Grundsätze für die Förderung 
landwirtschaftlicher Betriebe in benachteMigten 
Gebieten 

1. Zuwendungszweck 

1.1 

Ziel der Förderung ist es, in benachteiligten Gebie- 
ten ^) (Berggebiele, Benachteiligte Agrarzonen, 
Kleine Gebiete) eine standortgerechte Agrarstruktur 
zu schaffen und zu sichern, um über die Fortführung 
der landwirtschaftlichen ErwerbstaUgkeit einen erfor- 


*) Gern. Richtlinie 86/^65/EWG des Rates betr. das Gemein- 
schaftsvarzeichnls der benachteiligteo landwirtschaftlichen 
Gebiete im Shme der Richtlinie 75/268/EWG (Dentschland). 
zuletzt geändert durch Richtlinie 89/566/EWG des Rates vom 
23. Oktober 1989 (ABL, der EG Nr, L 330 Seile 1 vom 
15. November 1989). 


derlichen Beitrag zur Erhalhmg eines Minimums an 
Bevölkerungsdichte oder zur Erhaltung der Land- 
schaft und ihrer touristischen Bestimmung oder aus 
Gründen des Küstenschutzes zu leisten. 


2. Gegenstand der Förderung 

2.1 

Vorarbeiten (Zweckforschungen, Untersuchungen 
und Erhebungen), wenn sie der in Nr. 1.1 genannten 
Zielsetzung dienenr es darf sich dabei jedoch nicht um 
Daueraufgaben handeln. 


22 

Einzelbetiiebliche Investitionen in land- und forst- 
wirtschaftlichen Betrieben nach den Grundsätzen für 
die Förderung von einzelbetrieblichen Investitionen 
in der Landwirtschaft, nach den Grundsätzen für die 
Förderung zur Wiedereinrichtung und Modernisie- 
rung bäuerlicher Familienbetriebe im Haupterwerb 
und nach den Grundsätzen für die Gewähnmg von 
Hilfen zur Umstrukturierung landwirtschaftlicher Un- 
ternehmen sowie für neugegründele landwirtschaftli- 
che Unternehmen in Form juristischer Personen und 
Personengesellschaflen. 


2.3 

Investitionen in Kooperationen 


2 . 3.1 

Lm Bereich der gemeinschaftlichen Futtenniltelpro- 
duktion können Anlagen zur Produktion. Gewinnung 
tmd Verarbeitung von vrirtschaJts eigenem Futter 
gefördert werden, wenn keine Alternativen vorhan- 
den sind und ein nachhaltiger Erfolg der Rentabilität 
gesichert erscheint. 


2 . 3.2 

Zur Verbesserung und Ausrüstung gemeinsam 
genutzter Weiden und Almen können gefördert wer- 
den: 


2,3J!,1 

Die Einrichtungen von Weidezäunen, Viehtränken 
und Viehhütlen, 


2 . 32 ^ 

die Einrichtung von Almgebäuden, 
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2J3^ 

AnschluBwege bis zu einer Länge von 500 m. 


2.4 

Gewährung einer Ausgleichszulage zur Sicherung 
der landwirlschafUichen Erwerbstätigkeit und zum 
Ausgleich ständiger natürlicher und wirtschaftlicher 
Nachteile. 


3. Zuwendungsempfänger 

3,1 

Bei der Förderung einz ei betrieblich er Investitionen 
und bei der Förderung zur Wiedereinrichtung und 
Modemisienuig bäuerlicher Familienbetriebe im 
Haupterwerb: Land- und forstwirtschaftliche Unter- 
nehmer. 

Bei der Förderung zur Umslruktuiienmg landwirt- 
schaftlicher Unternehmen sowie für neugegründete 
landwirtschaftliche Unternehmen in Form juristischer 
Personen und Personengesellschaften: Land- und 
forstwirtschaftliche Unternehmen unbeschadet der 
gewählten Rechtsform, sofern die Kapitalbeteiligung 
der Öffentlichen Hand nicht mehr als 25 % des Eigen- 
kapitals beträgt. 


3 ^ 

Bei der Förderung von Investitionen in Kooperatio- 
nen: Landwirtschaftliche Untemehmer, wenn sie an 
Kooperationen im Sinne von Nr 6.4 der Grundsätze 
für die Förderung von emzelbeliieblichen Investitio- 
nen in der l-andwirtschaft oder im Sinne von Nr 6,4 
der Grundsätze für die Förderung zur Wiedereinrich- 
tung und Modernisierung bäuerlicher Familienbe- 
triebe im Haupterwerb beteiligt sind. Eine Koopera^ 
tion als solche karm nur bei Maßnahmen ini Bereich 
der gemeinschaftlichen Futtemültelproduktion geför- 
dert werden, wenn die Einzelförderung ihrer Mitglie- 
der einen imverhältnismaßig hohen Verwaltungsauf- 
wand erfordern würde, an der Kooperation aus- 
schließlich landwirtschaftliche Unternehmer beteiligt 
sind und die Flächen der Mitglieder überwiegend 
innerhalb der benachLeÜjgten Gebiete liegen. 


3 ^ 

Bel der Gewährung der Ausgleichszulage; 

Landwirtschaftliche Unternehmer als Einzelunter- 
nehmer oder als Mitglieder von Kooperationen sovrie 
Körperschaften und Personenvereinigungen die land- 
und forstwirtschaftliche Betriebe bewirtschaften und 
unmittelbar kirchliche, gemeinnützige oder mildtä- 
tige Zwecke im Sinne des Steuerrechls (§ 51 ff. Abga- 
benordnung — AO 1977) verfolgen. 


ln den neuen Bundesländern: 

Landwirtschaftliche Unternehmer als Einzelunler- 
nehmer oder als Mitglieder von Kooperationen, land- 
wirtschaftliche Unternehmen unbeschadet der ge- 
wählten Rechtsform, sofern die Kapitalbeteiligung der 
öffentlichen Hand weniger als 25 % des Eigenkapiials 
des Unternehmens beträgt. 


4, Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1 

Von den Flächen der Zuwendungsempfänger müs- 
sen 

— kn Falle der Förderung von Investitionen der 
überwiegende Teil, 

— bei der Gewährung der Ausgleichszulage minde- 
stens 3 ha LF einschließlich mit Ausgleichszulage 
geförderter Forslßächen 

in den benachteiligten Gebieten liegen. 


4.2 

Bei der Förderung einzelbetriebücber Investitionen 
gelten die jeweiligen Grundsätze für die Fördenmg 
von einzelbetrie blichen Investitionen in der Landwirt- 
schaft, die Jeweiligen Gnmdsätze für die Förderung 
zur Wiedereitmchtung und Modernisierung bäuerli- 
cher Familienbetriebe im Hauplerwerb und die jewei- 
ligen Gnmdsätze für die Gewährung von Hilfen zur 
Umstrukturierung landwirtschaftlicher Unternehmen 
sowie für neugegründete landwirtschaftliche Unter- 
nehmen in Form juristischer Personen und Personen- 
gesellschaflen, unbeschadet der gewählten Rechls- 
form, soweit sich aus den nachstehenden Bestimmun- 
gen nichts auideies ergibt. 


4 ^ 

Bei der Fördenmg von Investitionen in Kooperationen 
muß das förderungs fähige Investitionsvolumen je 
Vorhaben mindestens b 2 :w. darf es höchstens betra- 
gen: 


4.3.1 

Für Maßnahmen kn Bereich der gemeinschaftlichen 
Futtermitlelproduktion insgesamt 10 000 DM bzw. 
1 000 000 DM, 


4.3.2 

für die Einrichtung von Almgebäuden insgesamt 
10 000 DM bzw. 150 000 DM. je Mitglied mindestens 
3 000 DM. 
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4 . 3 ^ 

für Einrichtungen von Weidezäunen, Viehtränken 
und ViehhüUen sowie von Anschlußwegen insgesamt 
4 000 DM bzw. 50 000 DM, je Mitglied mindestens 
1 000 DM. 


4 ^^ 

Eine Förderung nach Nm. 4.3.2 und 4.3.3 erfolgt nur, 
wenn die gerneinsam genutzten Weiden und Almen 
mindestens 10 ha umfassen. 


4 , 3.5 

Die Förderung von Investitionen erfolgt ferner unter 
dem Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, daß die 
geförderten 

— Grundstücke, Bauten und baulichen Anlagen 
innerhalb eines Zeitraums von zv/ölf Jahren ab 
Fertigstellung, 

— technischen Einrichtungen, Maschinen und Gerä- 
ten innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren ab 
Lieferung 

veräußert oder nicht mehr dem Verwendungszweck 
entsprechend verwendet werden. 


4.4 

Die Ausgleichszulage erhalten landwirtschafUiche 
Unternehmer, wenn sie sich verpflichten, die land- 
wirtschaftliche Erwerbstaügkeit in Obereinstuninung 
mit den Zielsetzungen von Artikel 1 der RjchtUnie 
75/268/EWG ab der ersten Zahlung der Ausgleichszu- 
lage noch mindestens fünf Jahre auszuüben, 

En den neuen Bimdeslandem gilt dies für land- und 
forstwirtschaftliche Unternehmen, unbeschadet der 
gewählten Rechtsfomi. sofern die Kapitalbeteiligung 
der öffentlichen Hand weniger als 25 % des Eigenka- 
pitals des Unternehmens beträgt 

Sie werden von dieser Verpflichtung befreit 

— sobald sie ein Altersgeld nach den Vorschriften des 
Gesetzes über eine AJtershüfe für Landwirte, eine 
Beihilfe zur Slülegung ganzer Betriebe im Rahmen 
der Flächenstillegung oder eine Produktionsauf- 
gaberente nach dem Gesetz zur Förderung der 
Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätig- 
keit beziehen, 

— bei Abgabe der Flächen, wenn der Übernehmer in 
die in Absatz 1 genannte Verpflichtung elntritt, 

— im Falle genehmigter Aufforstungen oder 

— bei höherer Gewalt oder bei Enteignung oder bei 
Ankauf im öffentlichen Interesse. 

Landwirtscbaftiiche Unternehmer, die eine allge- 
meine Altersrente (z. B. Altersrente der Arbeiter-, 
Angestellten- und Knappschaftsversicherung, Ver- 
sorgungsbezüge nach Beamtenrecht oder nach beam- 


leruechllichen Grundsätzen, Seekasse, landesrechtli- 
ches Altersgeld aus berufsständischen Versorgungs- 
einrichtungen) aufgrund eines Gesetzes beziehen, 
sind von der Verpflichtung des Absatzes 1 nicht 
befreit. 


4,5 

Keine Ausgleichszulage erhalten landwirtschafUiche 
Unternehmer für Flächen, für die eine Zuwendung 
nach den Grundsätzen des Sonderrahmenplans der 
Gemeinschaftsaufgabe , Verbesserung der Agrai- 
struktur und des Küstenschutzes" für die Förderung 
der Stillegung von Ackerflächen auf der Grundlage 
der Verordnung (EWG) Nr. 2328/91 des Rates vom 
15. Juli 1991 oder nach dem Gesetz über die Förde- 
rung der einjährigen Flächenstillegung im Wirt- 
schaftsjahr 1991/92 — FläcbenstiUegungsgesetz 
1991 — vom 22, Juh 1991 (BGBl, I S, 1582) auf der 
Grundlage der Verordnung (EWG) Nr. 1703/91 des 
Rates vom 13. Juni 1991 gewährt wird. 


4.6 

Die Lander können ergänzende Voraussetzungen für 
die Gewährung der Ausgleichszulage festlegen, auch 
für Methoden, die mit den Erfordernissen des Umwelt- 
schutzes und der Erhaltung des natürlichen Lebens- 
raumes in Einklang stehen. 


5. Art, Umfang uird Höhe der Zuwendungen 
5.1 

Die Zuwendung kann in Form von 

— Zinszuschüssen und 

— Zuschüssen 
gewährt werden. 


5.2 

Bei der Förderung einzelbetrieblicher Investitionen in 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben kann die 
Zinsverbilligung nach dem Einzeibetrieblichen Inve- 
stitionsförderungsprogramm (EFP), dem FördenmgS' 
Programm zur Wiedereinrichtung \ind Modernisie- 
rung bäuerlicher Familienbetriebe im Haupterwerb 
und dem Förderungsprogramm zur Umstrukturierung 
landwirtschaftlicher Unternehmen sowie für neuge- 
gründete landwirtschaftliche Unternehmen in Form 
juristischer Personen und Personengesellschaften bis 
zu 6 % und nach dem Agrarkreditprograinm ( AKP) bis 
zu 5 % betragen. 


5 ^ 

Bei der Förderung von Investitionen in Kooperatio- 
nen 
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5^1 

wird im Bereich der gemeinschaftlichen Futtermittel- 
produktion den Zuwendungsempfdngem bis zur 
Höchstgrenze des fordemiigs fähigen Investitionsvo- 
lumens eine Zinsverbilligung bis zu 6% bei Inan- 
spruchnahme 

— des Einzelbetdeblichen Invesütionsforderungs- 
prograimns (BFP), 

— des Förderungsprogramms zur Wiedereinrichtung 
und Modernisierung bäuerlicher Familienbetriebe 
im Haupterwerb, 

— des Förderungsprogramms zur Umstruktuiierung 
landwirtschaftlicher Unternehmen sowie für neu- 
gegründete landwirtschaftliche Unternehmen in 
Form juristischer Personen und Personengesell- 
schaften 

und bis zu 5 % bei Inanspruchnahme des Agrar kredit- 
programms (AKP) gewährt. 


6^.2 

wird den Zuwendungsempfängem bis zur Höchst- 
grenze des förderungsfähigen Investitionsvolumens 
bei der Einrichtung von Almgebäuden ein Zuschuß in 
Höhe von 50% und für die Einrichtung von Weide- 
zaunen, Viehtränken und Viehhütten sowie An- 
schlußwegen in Höhe von 35 % gewährt. 


6.4 

Bei Gewährung der Ausgleichszulage ist die Bemes- 
sungsgrundlage 


6L4.1 

im Falle der Rindvieh-, Pferde-, Schaf- und Ziegenhal- 
tung der in Großvieheinheiten ausgedrückte Viehbe- 
stand je Betrieb; den Stichtag setzen die Länder 
fest 

Jedoch können hiervon abweichend in den Benach- 
teiligten Agrarzonen und den Kleinen Gebieten höch- 
stens bis zu 20 Kühe zur Müchgewinnung je Betrieb 
einbezogen werden, bei Kooperationen höchstens 60 
Kühe zur Müchgewinnung, jedoch nicht mehr als 20 
Kühe je Kooperationsmitglied, 

Für die Umrechnung von Rindem, Kühen, Pferden, 
Schafen und Ziegen in Großvieheinheiten gilt folgen- 
der Umrechnungsschlüssel: 

— Kühe und Rinder 
von mehr als 2 Jahren 

— Rindern von sechs Monaten 
bis zu 2 Jahren 

— Pferde von mehr als sechs Monaten 

— Schafe (Mutterschafe) 

— Ziegen (Muttertiere) 


Je Betrieb wird höchstens eine Großviehemheit je 
Hektar Futterfläche in den benachteiligten Gebieten 
berücksichtigt. 


5A2 

im Falle anderer als der zuvor aufgeführten Produk- 
tionen die bewirtschaftete landwirtschaftlich genutzte 

Fläche des Betriebes abzüglich 

in allen benachteiligten Gebieten 

— der für die Ernährung des zuvor aufgeführten 
Viehs bestimmten Futterflächen, 

— Weichweizenflächen, 

— Rächen für die Erzeugung von Äpfeln, Birnen und 
Pfirsichen in VoUpüanzungen, die 0,5 ha je Betrieb 
überschreiten; 

in benachteiligten Agrarzonen und kleinen Gebie- 
ten 

— Anbauflächen für Wein, 

— Anbauflächen für Zuckerrüben und Inlensivkul- 
turen (Gemüse, Obst, Hopfen, Tabak, Blumen und 
Zierpflanzen, BaumschuiQächen). 


5.4.3 

Die Ausgleichszulage beträgt jährUch mindestens 
55 DM und höchstens 240 DM je zuschußtaerechligte 
Großvieheinheit bzw, zuschußberechtiglen Hektar, ln 
benachteiligten Gebieten mit besonders ungünstigen 
natürlichen Bedingungen kann die Ausgleichszulage 
entsprechend bis zu 286 DM betragen. Die Länder 
setzen unter Berücksichtigung der Ln Nr. 1.1 genann- 
ten Zielsetzung die Höhe der Ausgleichszulage fest. 
Sie können die Ausgleichszulage je nach Wirtschafts- 
lage des Betriebes und Höhe des Einkommens des 
Zuwendungsempfängers nach Nr. 3.3 differenzie- 
ren. 


6A4 

Die Ausgieichszulage wird dem Zuwendungsempfän- 
ger jährlich auf Antrag gewährt, sofern ein Mindest- 
betrag von 300 DM erreicht wird. Die nach Landes- 
recht zuständige Behörde kann den Mindestbetrag 
absenken. 


5A6 

Die Ausgleichszulage darf den Betrag von 12 000 DM, 
ira Falle der Ammen- und Mutterkuhhaltung — wenn 
keine MUch oder Milchprodukte für den Markt 
erzeugt werden — von 18 000 DM je Zuwendungs- 
empfänger und Jahr, im Falle einer Kooperation für 
alle Zuwendungsempfänger zusammen den Betrag 
von 36 000 DM bzw. 54 000 DM, jedoch nicht mehr als 
12 000 DM bzw. 18 000 DM je Zuwendungsempfäzi' 
ger, nicht übersteigen. 


1,0 GVE, 

0,60 GVE, 
1,0 GVE, 
0,15 GVE, 
0,15 GVE. 
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Die Anwendung dieser Höchstgrenzen wird für die 
Jahre 1992 und 1993 ausgesetzt. Die Länder können 
Höchstgrenzen festsetzen. 


54,6 

Die Regelungen für Kooperationen in den Nummern 
5.4.1 und 5.4.5 gelten nur, wenn die Kooperation 
Betriebe oder Betriebsteile betrifft, die vor der Antrag- 
stellung von dem jeweiligen Mitglied der Kooperation 
mindestens fünf Jahre als selbständiger Betrieb 
bewirtschaftet worden sind; für Junglandwirte im 
Sinne der Nr 5.5 der Grundsätze für die Förderung 
von einzelbetriebiichen Investitionen in der Landwirt^ 
Schaft gilt die Fünfjahresfrist nur im Falle einer Koope- 
ration mit Verwandten oder Verschwägerten ersten 
Grades. 

Nr, 5.4.6 findet keine Anwendung in den neuen 
Bundesländern. 


6,4,7 

Flächen in benachteiligten Gebieten benachbarter 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft kön- 
nen ebenfalls berücksichtigt werden, sofern der land- 
wirtschaftliche Unternehmer antragsberechtigt ist 
und die übrigen Bedingungen erfüllt. 


6l4.B 

Für vor dem 18, Juni 1989 mit Genehmigung aufge- 
forslete Flächen, die als Grundlage für die Berech- 
nung der Ausgleichszulage dienen, kann ab dem 
Zeitpunkt der Aufforstung für maximal 20 Jahre die 
Ausgleichszutage weiter gewährt werden. 

Für zwischen dem 18, Juni 1989 und dem 31. Dezem- 
ber 1990 mit Genehmigung aufgeforstete Flächen 
wird eine Erstaufforstungsprämie nach den Grundsät- 
zen für die Förderung forstwirtschaftlicher Maßnah- 
men sowie auf der Grundlage der VO (EWG) Nr. 1609/ 
89 des Rates gewährt, deren Höhe sich nach dem für 
die jeweilige Fläche vorgesehenen Betrag der Aus* 
gleichszulage bemißt. Die Beihilfe kann ab dem 
Zeitpunkt der Aufforstung für maximal 20 Jahre 
gezahlt werden. 


Grundsätze fQr die Förderung im Bereich 
der Marktstrukturverbesserung 

(Diese Grundsätze gelten n i c h t in den neuen Bun- 
desländern.) 


1. Zuwendungszweck 

Durch die Förderung soll die Vermarktung landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse in bezug auf Menge, Qualität 
und Art des Angebots an die Markterfordernisse 
angepaüt werden; damit sind insbesondere Voraus- 


setzungen für ErlösvorteUe der Erzeuger zu schaf- 
fen. 


2. Gegenstand der Förderung 

2,1 

Förderungsfähig sind die angemessenen Aufwendun- 
gen für: 


2 . 1,1 

Neu* und Ausbau von Kapazitäten einschließlich der 
technischen Einrichtungen und des Ankaufs der dafür 
erforderlichen Grundstücke, 


2 , 1.2 

innerbetriebliche Rationalisierung durch Umbau und/ 
oder Modernisierung der techiüschen Einrichtun- 
gen. 

Im Zusammenhang mit den Nm. 2.1.1 und 2.1.2 
zählen zu den förderungsfahigen Aufwendungen 
generell die Kosten der Vorplanung, soweit es sich 
nicht um Verwaltimgskosten der Lander handelt. 

Vorhaben können sich in Bauabschnitte gliedern; die 
Vorhaben müssen jedoch in längstens fünf Jahren 
durchgeführl sein, 


2.1,3 

die infolge der Stillegung von Kapazitäten ün Zuge 
der Slruklurverbesserung einlretenden Kosten und 
Verluste. 


2,1,4 

Aibeitnehmerabfindungen infolge von Rationalisie- 
nmgsmaßnahmen oder Stillegungen. 


2-2 

Von der Förderung sind ausgeschlossen: 


2,2,1 

Neuanlagen, wenn dem Aus- oder Umbau vorhande- 
ner Anlagen oder dem Ankauf von für das Vorhaben 
geeigneten Gebäuden, die vor ihrem Ankauf einem 
anderen Zweck dienten, wirtschaftlich der Vorzug zu 
geben ist, 


2 , 2,2 

eingebrachte Grundstücke, Gebäude, Einrichtungen 
und technische Anlagen. 
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ZZ3 

Wohnbauten nebst Zubehör, 


Z2A 

Anschaffungskosten für Pkw und Vertriebsfahrzeuge, 
Kosten für Büroeiniichtungen sowie für Büromaschi- 
nen und -gerate, 


Z2M 

Kreditbeschaffungskosten, Pachten, ErbbaiLrinsen 
und Grunderwerbsteuer, 


Z2.6 

Ersatzbeschaffungen, Eigenleistungen, 


2^7 

Stillegungen von Kapazitäten und Arbeitnehmerab- 
tindungen, wenn sich die betreffenden Betriebe über- 
wiegend im Besitz der öffentlichen Hand befinden. 


Stillegungen von Kapazitäten, deren Errichtung mit 
öffentlichen Mitteln, die der Strukturverbessening 
dienten, gefördert worden ist, sofern 

— Grundstücke, Bauten und bauliche Anlagen vor 
Ablauf von zwölf Jahren ab Fertigstellung, 

— technische Einrichtungen vor Ablauf von fünf 
Jahren ab Lieferung 

stülgelegt werden. 


2 . 2,9 

Ankäufe von Kapazitäten, deren Errichtung mit 
öffentlichen Mitteln, die der Strukturverbesserung 
dienten, gefördert worden ist 


2^10 

Arbeltoehmerabfindungeo in solchen Fällen, in 
denen auf Grund anderer gesetzlicher Regelungen 
Zuschüsse zu Arbeitnehmerabfindungen gewährt 
werden. 


3. Zuwendungsempfänger 

Als Zuwendungsempfänger kommen vorhandene 
oder neu zu schaffende Absatzeinrichtungen und 
Unternehmen des Handels sowie der Be- und Verar- 


beitung für landwirtschaftliche Erzeugnisse ohne 
Rücksicht auf ihre Rechtsform in Betracht 

Anwendungsbereiche der Grundsätze sind: 


3.1 


Molkereistrukturverbesserung mit der Maßnahme 
gemäß Nr. 2.1.3, wenn Betriebsslätten vollständig 
stillgelegt werden und von den Begünstigten Arbeit- 
nehmerabfindungen gewährt werden, soweit die Vor- 
aussetzungen für ihre Beihilfefähigkeit nach diesen 
Grundsätzen erfüllt sind, sowie mit der Maßnahme 
gemäß Nr. 2.1.4, 

Unter der Voraussetzung, daß auf Grund von Arbeits- 
teilung svertragen zwischen rechtlich selbständigen 
und voneinander unabhängigen Unternehmen eine 
örüiche Konzentration der Produktion bestiminter' 
MUcherzeugnisse erfolgt, kann die Maßnahme gemäß 
Nr, 2,1.3 auch angewandt werden, wenn bei den 
beteiligten Unternehmen Betriebsabteilungen stillge- 
legt werden. 


3,2 


Investitionen für die Erfassung und Lagerung von Lein 
sowie für Einrichtungen zur Herstellung, Lagerung 
und Vermarktung von Leinfasera und Nebenproduk- 
ten mit Maßnahmen gemäß Nm. 2,1.1 und 2.1.2. 


3,3 


Dicht besetzt 


3.4 


Investitionen bei Vermarktungseinrichtungen für fri- 
sches Obst und Gemüse sowie Investitioneti zum 
Ausbau und/oder der innerbetrieblichen Rationalisie- 
rung bei Einrichtungen zur Herstellung von Naßkon- 
serven oder tiefgefrorenem Obst und Gemüse mit 
Maßnahmen gemäß Nm, 2.1.1 und 2.1,2. 


3JS 


Investitionen bei Vermarktungseinrichhmgen für Blu- 
men und ZierpGanzen mit Maßnahmen gemäß 
Nm. 2.1.1 und 2,1.2, 
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3.6 

nicht besetzt 


3,7 

Investitionen im Bereich der Be- und Verarbeitung 
von Kartoffeln, und zwar zur Herstellung von Verede- 
lungserzeugnissen für die menschliche Ernährung mit 
Maßnahmen gemäß Nm, 2.1,1 und 2.1.2. 


3,8 

Investitionen in anderen Bereichen für Vorhaben, für 
die ein Seklorplan gemäß Artikel 7 der VO (EWG) 
Nr, 866/90 zur Verbesserung der Verarbeitungs- und 
Vermarktungsbedingungen landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse eingereicht worden ist, mit Maßnahmen 
gemäß Nm. 2,1.1 und 2,1,2. 


4, Zuwendungsvoraussetzungen 

4,1 

InvestitioDsfördenmg 


4 , 1,1 

Die Förderung setzt das Vorliegen eines auf den 
jeweiligen Warenbereich bezogenen regionalen 
Struktuiplanes voraus, dessen Aufstellung Ländersa- 
che ist. 

Aus dem Strukturplan muß ersichtlich sein: 

— Anzahl und Größe der vorhandenen Kapazitä- 
ten, 

— Anzahl und Größe der erforderlichen Kapazitä- 
ten, 

— die Slandortorienüerung der Kapazitäten. 

Solange eine Förderung in dem betreffenden Waxen- 
bereich erfolgt, ist der Strukturplan für fünf Jahre im 
voraus aufzuslelleo und in angemessenen Zeitabslän- 
den fortzuscbrefben. 


4 , 1,2 

Bezüglich der Investitionen für Vorhaben gemäß 
Nr. 3.8 dieser Grundsätze steht ein gemäß Artikel 7 
der VO (EWG) Nr. 866/90 zur Verbesserung der 
Verarbeitungs- und Vemiarktungsbedingungen 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse eingereichter Sek- 
lorplan, dem der PJanungsausschufl zugestimmt hat, 
dem vorgenannten Strukturplan gleich. 

Für einen Sektorplan nach der Verordnung (EWG) 
Nr, 866/90 gelten die Anforderungen des Artikel 3 
dieser Verordnung, 


4 , 1,3 

Das zu fördernde Vorhaben muß sich im Hinblick auf 
Größe und Standort in den Strukturplan bzw, in den 
Sektorplan einordnen. 


4.1,4 

Vorhaben gemäß Nr. 3.8 werden nur gefördert, wenn 

sie sich in Seklorpläne einfügen, die folgende Krite- 
rien erfüllen: 

— überregionale Bedeutung, 

— Anwendung nur in Bereichen, in denen ein erheb- 
licher struktureller Anpassungsbedarf und ein 
enger Zusammenhang zur landwirtschaftlichen 
Produktion besteht, 

— Ausrichtung auf eine ausgewogene Marktstruktur 
unter Vermeidung von Ungleichgewichten, 

— landesspezifische Maßnahme von erheblicher Be- 
deutung. 


4 , 1,6 

Erz eug e rg em einschaft e n , Erzeu g erorg ani sa ti on en 
und Vereicdgungen können auf der Grundlage des 
Anwendungsbereiches Nr, 3.8 erst nach Ablauf von 
sieben Jahren nach ihrer Anerkennung berücksichtigt 
werden. 


4,1,6 

Unternehmen können nur gefördert werden, wenn sie 
mindestens fünf Jahre lang mindestens 40% ihrer 
Aufnahmekapazilät an den Erzeugnissen, für die sie 
gefördert werden, durch Lieferverträge mit Erzeugern 
bindea Die beteiligten Erzeuger können sich bei den 
Lieferverträgen gemeinschaniich vertreten lassen. 
Den Lieferverträgen stehen entsprechende satzungs-, 
statutenmäßige oder g es eil sch aftsv erträgliche Ver- 
pflichtungen zwischen Erzeugern und gemeinschaft- 
lichen Absatzeinricblungen gleich. 

Von dem Erfordernis der Lieferverträge kann bei 
Investitionen in Vermarktirngsehirichtungen für Blu- 
men und Zierpflanzen wegen der besonderen Funk- 
tionsweise dieser Absatzeinrichtungen abgesehen 
werden. 


4 , 1,7 

Jede Förderung setzt voraus, daß die betriebswirt- 
schaftliche Rentabilität des Vorhabens gesichert 
erscheint. Es sind Wirtschaftlichkeilsberechnungen 
vorzuJegen, in denen auch nachzuweisen ist. daß die 
unterstellten Absalzmengen nachhaltig erreichbar 
sind. 
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4.13 

Im Falle von Fusionen oder sonstiger Zusammen- 
schlüsse müssen alle beteiligten Dntemehmen ihre 
ZusÜmmung rechtsverbindlich zugesichert haben. 
Die dabei geschlossenen Verträge müssen der Zielset- 
zung der Förderung entsprechen. Durch die Förde- 
rung darf der Wettbewerb nicht wesentlich beein- 
trächtigt werden. 


4.13 

Die Förderung von Investitionen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, daß die geför- 
derten 

— Gnmdstücke, Bauten und bauliche Anlagen inner- 
halb eines Zeitraums von zwölf Jahren ab Fertig- 
stellung, 

— technischen Einrichtungen innerhalb eines Zeit- 
raums von fünf Jahren ab Xieferung 

veräußert oder verpachtet oder nicht den Förderungs- 
voraussetzungen entsprechend verwendet werden. 


4.2 

S tili egungsf örd enin g 


43.1 

Die Förderung setzt die Eintragung einer Grund- 
dienstbarkeit im Grundbuch voraus, durch die sich die 
Eigentümer verpflichten, die Anlage für einen Zeit- 
raum von mindestens zwölf Jahren stillzulegen. 


433 

Die Förderung von Stillegungen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, daß die süllge- 
legten Anlagen vor Ablauf von zwölf Jahren nach 
Stillegung wieder ihrem ursprünglichen Zweck zuge- 
führt werden. 


A3 

Förderung von Arbeltnehmerabündungea 


43.1 

Die Förderung kann gewährt werden, soweit für 
Arbeitnehmer infolge von Rationaiisierungsmaßnah- 
men oder Stillegungen besondere Härten eintreten 


(Entlassung, finanzieUe Nachteile infolge von Umbe- 
Setzung). 


5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 
5.1 

Zu den Maßnahmen gemäß Nm. 2.1,1 und 2.1.2 
werden Zuschüsse bis zu 25 % der förderungsfähigen 
Kosten des Vorhabens gewährt. 

Bei Vorhaben, die zusätzlich eine Fördenmg aus dem 
Europäischen Ausrichtungs- und Garanüefonds 
(EAGFL). Abteilung Ausrichtung, erhallen, beträgt 
der Zuschuß für den Teil der Investitionen, der gleich- 
zeiüg nach diesen Grundsätzen und aus dem EAGFL 
beihilfefähig ist, jedoch nicht mehr als die Differenz 
zwischen 35 % der nach diesen Grundsätzen beihilfe- 
fähigen Kosten des Vorhabens und dem Zuschuß aus 
dem EAGFL. 
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Bei Maßnahmen gemäß Nr, 2.1.3 soU der Zuschuß in 
jedem Warenbereich die Kosten und Verluste der 
Stillegung gleichwertig abdecken; er kann bis zu 40 % 
der Kosten und Verluste betragen. 

Die Berechnung der Verluste erfolgt auf der Basis des 
kalkulatorischen Restwerles, zu dessen Berechnung 
vom Anschaffungswert auszugehen ist; der Verlust 
ergibt sich aus der Differenz zwischen dem kalkulato- 
rischen Restwert und dem Verkehrswert. Bei Stille- 
gung von Kapazitäten, deren Errichtung mit öffent- 
lichen Mitteln, die der Sbnklurverbesserung dienten, 
gefördert worden ist, ist der kalkulatorische Restwert 
um den Prozentsatz zu kürzen, mit dem die Investition 
gefördert wurde. 

Bei UntemehmensstiUegujigen von geringem Um- 
fang kann ein pauschaler Zuschuß gewährt werden, 
der je stiUgelegtem Unternehmen den Betrag von 
25 000 DM nicht übersteigen darf. 


53 

Bei Maßnahmen gemäß Nr. 2.1.4 beträgt der Zuschuß 
50% der Arbeitnehmerabfindung entsprechend der 
Berechnung nach der Anlage: soweit ein Sozialplan 
eine geringere Abfindung vorsieht, ist dieser Berechn 
nungsgrundlage. Im Einzelfall darf der Zuschuß 
15 000 DM nicht übersteigen. 
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Anlage 


zu den Grundsätzen für die Fdrdening im Bereich der Marktstruktnrverbesserung 


Berechnung der förderungsfähigen 
Arbeitnehmerabfmdung 

Die Berechnung der förderungsfähigen Arbeitneh- 
merabfindung erfolgt auf der Grundlage der anlie- 
genden Punktwerttabellen 1 und 2. Dabei entspre- 
chen 14 Pxinkte einem Bruttomonatsverdienst. Der 
Monats verdienst wird aus dem Durchschnittsbrutto- 
verdienst des betroffenen Arbeitnehmers in den letz- 
ten rwölf Monaten vor Eintritt der besonderen Härte 
ermittelt. 

Dabei wird die Betriebszugehörigkeit mit einem von 1 
bis 25 Jahren ansteigenden Punktwert von 0 bis zu 84 
Punkten nach der Punktwerttabelle 1 berücksichtigt; 
bei weiterer Dauer der Betriebszugehörigkeit tritt 
keine Erhöhung des Punktwertes ein. 

Bei der Ermittlung dieses Punktwertes werden die vor 
dem 25. Lebensjahr des Arbeitnehmers liegenden 
Zeiten der Betriebszugehörigkeit voll berücksich- 
tigt. 

Ferner wird das Lebensalter des ausscheidenden 
Arbeitnehmers mit dem Punktwerl nach der Punkl- 
werttabeile 2 berücksichtigt. In der Tabelle sind 
etwaige Verschlechterungen des bisherigen sozialen 
Besitzstandes bewertet worden, insbesondere Ver- 
dienstmindemng, Arbeitslosigkeit und Minderung 
der Rechte aus der Altersversorgung. 

Punk twertta belle 1 

Berücksichtigung der Dauer 
der Betriebszugehörigkeil 


Jahr Punkte 


1 

0 

2 

2 

3 

4 

4 

7 

5 

10 

6 

14 

7 

18 

8 

22 

9 

26 

10 

31 

n 

36 

12 

41 

13 

46 

14 

50 

15 

54 

16 

57 

17 

60 

18 

63 

19 

66 

20 

69 

21 

72 

22 

75 

23 

78 

24 

81 

25 

84 


Ponktwerttabelle 2 


Alter 

Punkte 

25 

20 

26 

22 

27 

24 

28 

27 

29 

30 

30 

32 

31 

34 

32 

36 

33 

39 

34 

40 

35 

42 

36 

44 

37 

46 

38 

47 

39 

48 

40 

49 

41 

51 

42 

52 

43 

53 

44 

54 

45 

55 

46 

55 

47 

55 

48 

56 

49 

82 

50 

86 

51 

87 

52 

89 

53 

90 

54 

93 

55 

93 

56 

95 

57 

89 

58 

82 

59 

75 

60 

67 

61 

58 

62 

48 

63 

38 

64 

24 

65 

0 


Grundsätze für die Förderung der Vermarktung 
nach besonderen Regeln erzeugter 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

1. Zuwendungszweck 

Durch die Förderung soll die Vermarktung zusam- 
mengefaßter Partien von nach besonderen Regeln 
erzeugten landwirtschaftlichen Erzeugnissen an die 
Maiklerforderaisse angepaßt werden, um damit ins- 
besondere Voraussetzungen für eine Nachfragebe- 
friedigung und für Erlösvorteile der Erzeuger zu 
schaffen. Die Produktion der nach besonderen Regeln 
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erzeugten landwirtschaftlichen Erzeugnisse muß sich 
nach den in der Anlage niedergelegten Kriterien 
richten. 


2. Gegenstand der Förderung 
2,1 

Förderungsfähig sind angemessene Aufwendungen 
für: 


2 , 1,1 

Die Gründung und das Tätigwerden von Erzeug erzu- 
sammenschlüssen ( O rg ani sa üons kos len ) ; 


2.12 

Erstinvestitionen von Erzeugerzusammenschlüssen 
oder Unternehmen des Handels oder der Be- und 
Verarbeitung, die der Erfassung, Lagerung, Kühlung, 
Sortierung, markt gerechten Aufbereitung, Verpak- 
kung, EtLkettierung, Be- oder Verarbeitung der land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse dienen. 


22 

Zu den Organisalionskoslen können insbesondere 
gezählt werden: 


22,1 

Gründungskosten, 


222 

Personal-, Reise- und Geschäftskosten, 


222 

Kosten für die Zusammenfassung des Angebots aus- 
schließlich der Frachten, 


22v4 

Lagerungskosten, soweit die Lagerung in Verbindung 
mit der Zusammenfassung des Angebots steht. Men- 
gen- und wertmäßige Lagerungsverluste sind nicht 
beihilf e fähig, 


22JS 

Kosten für die marktgerechte Aufbereitung des Ver- 
kaufserzeugnisses sowie der Verpackung und der 
Etikettienmg, 


22.6 

Versicherungskosten, soweit das zu versichernde 
Risiko den Erzeugerzusammenschluß betrifft, 

227 

Kosten für die Durchführung der Beratung und Qua- 
litätskontrolle, 

228 

Kosten für Büroeinrichtungen sowie für Büromaschi- 
nen. 

2.3 

Von der Förderung sind ausgeschlossen: 

2Jy^ 

Bei den Organisationskoslen 

221,1 

Kredilbeschaffungskosten, Pachten, Erbbauzinsen 
und Grunderwerbsteuer, 

2.3,12 

Abs ehr eibungs betrage für Investitionen, 

222 

bei den InvesÜtionskosteii 

2221 

Kosten für Wohnbauten nebst Zubehör. 

2.322 

Ersatzbeschaffungen und Eigenleistungen» 

2.323 

eingebr achte Gnmdstücke, Gebäude, Einrichtungen 
und technische Anlagen, 

2224 

Anschaffungskosten für Pkw und Vertriebsfahr- 
zeuge. 
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2J3^ 

Investitionen im Milchsektor, soweit sie der Rahmen- 
regelung für Investitionsbeihilfen im Bereich der Her- 
stellung und Vermarktung von bestimmten Milch- 
und Substitionserzeugnissen (87/C302/05)i ABL 
(EWG) C302 S. 4 entgegenstehen, 


2J^J3 

sowohl bei den Organisaüonskosten als auch bei den 
Investitionskosten, 


2 , 3^1 

Aufwendungen, die unmittelbar die Erzeugung 
betreffen (Saat- und Pflanzgut, Düngemittel, Pflan- 
zenschutzmittel. Tiermalerial und dergleichen, Fut- 
termittel, tierärzlliche Behandlungs- und Arzneiko- 
sten), 


Aufwendungen, die dem Absatz auf der Erzeuger- 
und Einzelhandelsstufe dienen. 


3. Zuwendurtgsempfanger 

Als Zuwendungs empfang er kommen in Betracht: 


3,1 

Zusammenschlüsse von mindestens fünf Erzeugern, 
die landwirtschaftliche Erzeugnisse nach besonderen 
Regeln produzieren. 


3,2 

Unternehmen des Handels oder der Be- und Verarbei- 
tung, die Erzeugnisse aufnehmen, deren Erzeugung 
nach besonderen Regeln erfolgte. 


4, Zuwendungsvoraussetzungen 
4.1 

Besondere Regeln im Sinne dieser Grundsätze sind 
die in der Anlage aufgeführten Kriterien. 


4-2 

Erzeugerzusammenschlüsse müssen — unabhängig 
von ihrer Rechtsform — auf Dauer, mindestens aber 
für fünf Jahre, angelegt sein. Die dem Zusammen- 
schluß zugrundeliegenden Verträge bedürfen der 
Schriftform und müssen der Zielsetzung der Förde- 
rung entsprechen. 


4.3 

Der dem Zusammenschluß zugrundeliegende Vertrag 
und sonstige Unterlagen müssen die Konzeption des 
Erzeugerzusammenschlusses aufzeigem sie muß er- 
kennen lassen, daß 

— die imterstellten Produktpreise, Produktions- und 
Absatzmengen erreicht werden können und 

— sie zur Sicherung des landwirtschaftlichen Ein- 
kommens beiträgt oder 

— sie neue Märkte erschließt oder 

— sie der wachsenden Nachfrage nach Produkten, 
die nach besonderen Regeln erzeugt vmrden, 
ent g e ge nkommt . 


AA 

Die Zuwendung zu den Organisalionskosten wird 
unter dem Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, daß 
der Erzeugerzusammenschluß sich innerhalb eines 
Zeitraumes von fünf Jahren ab Zusammenschluß 
auflöst, gewährt. 


4^ 

Die Förderung von Investitiooen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, daß die gefor- 
derten 

— Grundstücke, Bauten und bauliche Anlagen inner- 
halb eines Zeitraumes von zwölf Jahren ab Fertig- 
stellung, 

— technischen Einrichtimgen innerhalb eines Zeit- 
raumes von fünf Jahren ab Lieferung 

veräußert oder verpachtet oder nicht den Zuwen- 
dungsvoraussetzungen entsprechend verwendet wer- 
den. 


4.6 

Unternehmen nach 3.2 müssen spätestens zwei Jahre 
nach Bewilligung der FörderungsmiUel mindestens 
50 % der durch die Investition geschaffenen Kapazität 
für wenigstens fünf Jahre mit Produkten von Erzeu- 
gern. die einem Zusammenschluß nach 3.1 angehö- 
ren, auslaslen. Das Unternehmen muß sich durch 
entsprechende Lieferverträge mit den Erzeugern 
gebunden haben. 


4.7 

Die Gewährung von Zuwendungen zu Investitionsko- 
sten setzt voraus, daß die betriebswirtschaftliche Ren- 
tabilität des Vorhabens auf der Grundlage geeigneter 
Unterlagen gesichert erscheint. 
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5 , Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
6.1 

Zu den Aufwendungen gern* Nr. 2.1.1 können 
Zuwendungen im ersten Jahr bis zu 5 v. H., im 
zweiten, dritten, vierten und fünften Jahr Jeweils bis 
zu 3 V, H. des Verkaufserlöses ihrer jährlich nachge- 
wiesenen Erzeugung gewährt werden. Der Betrag 
darf im ersten Jahr 60 v. H,, im zweiten Jahr 40 v. H., 
im dritten, vierten und fünften Jahr jeweils 20 v. H, 
ihrer angemessenen Organisationsk osten nicht über- 
steigen. 


5.2 

Zu den Aufwendungen gern. Nr, 2.1.2 können 
Zuwendungen bis zu 25 v. H. der Investitionskosten 
gewährt werden. 


5,3 

Die Zuwendungen werden in Form von Zuschüssen 
gewährt. 


Anlage zur Nr, 4.1 
Kriterien 

Nach den folgenden Kriterien muß der gesamte land- 
wirtschaftliche Betrieb, bei Betrieben mit Obst- oder 
Weinbau die gesamte Obstbau- bzw. Rebfläche 
bewirtschaftet werden: 


1. Düngung 

Grundlage der Düngung sind die wirtschafLseigenen 
Substanzen. 

Vorhandene und zugekaufte Wirtschaftsdünger sind 
nur in an den Standort und an den Pflanzenbedarf 
angepaßten Mengen zulässig; Klärschlamm ist nicht 
zugelassen. Insgesamt dürfen Wirtschafts- und 
Zukaufdünger die Düngemenge entsprechend einer 
Tierhaltung von 2,0 G VE/ha LE nicht überschreiten. 

Mineralische Ergänzungsdüngung bat — soweit 
erforderlich — in einer Form zu erfolgen, in der die 
Nährstoffe nicht direkt pflanzenverfügbar sind. Die 
Verwendung chemisch -synthetischer Söcksloffver- 
bindungen, leichtlöslicher Phosphate oder chlorhalti- 
ger Kalidünger ist untersagt. Hierzu zählt auch der 
Harnstoff. 


2. Pflanzenschutz 

Der Einsatz chemisch-synthetischer Pflanzenschutz- 
mittel ist untersagt. Zugelassen sind folgende Präpa- 
rate: 


— Pflanzenpräparalei 

— Viren- und Bakterienpraparale. 

— anorganische Kupferpräparate (bis 3 kg/ha), 

— Gesteinsmehle. 

— Schwefel. 

— Pheromone. 


3, Tierhaltung 

Der Viehbesatz des Betriebes darf 2,0 GVE/ha LF 
nicht überschreiten. 

Die Tierhaltung hat nach artgemäßen Gesicbtspunk- 
len zu erfolgen. 

Die Käfighaltung von Hühnern ist untersagt. 

Die Ernährung der Nutztiere hat auf Futter zu beru- 
hen, das nach den unter Nr. 1 und 2 aufgeführten 
Kriterien erzeugt wurde. Zugekaufle Futtermittel die- 
nen nur der Ergänzung der betriebseigenen Futter- 
grundlage und sollen nach den unter Nr. 1 und 2 
auf geführten Kriterien erzeugt worden sein. Sofern 
Futter verwendet wird, das nicht nach den Kriterien 
der Nr. 1 und 2 erzeugt wurde, dürfen diese Futter- 
mittel 20 vomHunderl des Gesamtfutlerbedarfs, bezo- 
gen auf den Trockensubstanzgehalt, nicht überschrei- 
ten, Harnstoff oder Hamstoffderivate als Silier- oder 
Futtermittel dürfen nicht verwendet werden. 

Als Zusatzstoffe in der Tierfüüerung sind u. a. 
erlaubt: 

— Spurenelementverbindungen und Vitaminpräpa- 
rate; 

über die gesetzlichen Verbote hinaus sind nicht 
erlaubt: 

— Leistungsförderer, Cocddiostatika-, Histomono- 
slaüka sowie synthetisch-organische Verbindun- 
gen. 

Für die Fütterung von Kühen gilt insbesondere: 

— Die Grundfultenration für die Fütterung der Milch- 
kühe im Winter muß Heu, Silage oder Rüben 
enthalten. Das Grundfutter im Sommer hat über- 
wiegend aus Grünfutter (möglichst Weidegang) zu 
bestehen. 

— Kraftfutter soll überwiegend aus Getreideschroten 
bestehen, 

— Eiweißfulterxaittel sollen möglichst aus Kömerle- 
guminosen bestehen. Futtermittel tierischer Her- 
kunft — ausgenommen Milch und Milcherzeug- 
nisse — sind ausgeschlossen. 


Grundsätze für die Förderung aufgrund 
des Maiictstrukturgesetzes 

1. Startbeihilfen (Zweckbestimmung) 

Die Beihilfen haben den Zweck, die Gründung von 
Erzeugergemeinschaften und deren Vereinigungen 
zu erleichtern und ihre Tätigkeit zu fördern. 
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1.1 Erzeugergemeinschaften 

1.1.1 Empfänger der Bel hi 

Als Empfänger der Beihilfen konunen nur anerkannte 
Erzeugergem ein schäften in Betracht. Erzeugerge- 
meinschaften können nur anerkannt werden, wenn 
ihre Mitglieder Inhaber eines landwirtschafüicfien 
Betriebes bei Eizeugergemeinschaflen für landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse oder Inhaber eines fischwtn- 
schafllichen Betriebes bei Erzeugergemeinschaften 
für fischwirtschaftliche Erzeugnisse sind. Dabei muJi 
jeder Inhaber ein Erzeugnis erzeugen, das Gegen- 
stand der Tätigkeit der Erzeugergemeinschaft ist. 

Der Begriff landwirtschaftlicher bzw. fischwirtscbaft- 
licher Betrieb stellt auf einen Betrieb ab, der auf die 
Gewinnung land- oder ftschwirtschafüicher Erzeug- 
rüsse (Urerzeugnisse) gerichtet ist. Darunter fallen 
auch solche Betriebe, die im Sinne der Steuergesetz- 
gebung die Gewinnung von Urerzeugnissen gewerb- 
lich betreiben. 

Mit den Beihilfen dürfen nur Erzeugergemeinschai“ 
len gefördert werden. Es darf mit ihnen keine unmit- 
telbare Förderung der Mitglieder erfolgen. 


1.1.2 Bemessungsg rund läge der Beihilfen 
1.1 .ZI 

Bemessung nach der Höhe des Verkaufserlöses 

Gemäß § 5 Abs. 1 des Mark istruktuigesetzes betragen 
dieBeihilfenimersten Jahr bis zu3 %, im zweiten Jahr 
bis zu 2%. im dritten, vierten und fünf ten Jahr jeweils 
bis zu l % des Verkaufserlöses der von der Anerken- 
nung erfaßten, jährlich nachgewiesenen Erzeugung 
der Erzeugergemeinschaft, 

Der Gesamtbetrag der einer Erzeugergemeinschaft 
gewährten Beihilfe darf jedoch nicht die Summe der 
nach vorstehender Bemessungsgrundlage sich für die 
ersten drei Jahre ergebenden Höchstbeträge über- 
steigen. 

Hier ist die verkaufte Erzeugung zugrunde zu legen, 
wobei es nicht darauf ankommt, ob der Verkauf der 
Erzeugnisse durch die Erzeugergemeinschaft oder ob 
er im Rahmen von individuellen oder generellen 
Befreiungen von der Verpflichtung, durch die Erzeu- 
gergemeinschaft zum Verkauf anbieten zu lassen, 
durch die einzelnen Erzeuger selbst erfolgt. 

Die für den Eigenbedarf besüirunte Erzeugung kann 
nicht in die Bemessungsgrundlage für die Beihilfen- 
berechnung einbezogen werden. 


1.1i2 

Begrenzung nach der Höhe der VerwaltungskosLen 
einschhefllich der Kosten für Beratung und Qualitäts- 
kontrolle. 

Die Beihilfen sind in ihrer Hohe begrenzt im ersten 
Jahr auf höchstens 60%, im zweiten Jahr auf höch- 
stens 40%, im dritten, vierten und fünften Jahr jeweils 


auf höchstens 20 % ihrer angemessenen Verwaltungs- 
kosten einschließlich der Kosten für Beratung und 
Qualitätskontrolle — im weiteren hier als OrganisatL- 
onskoslen bezeichnet. Dazu zählen die mit der Grün- 
dung und dem Tätigwerden der Erzeugergemein- 
schafl in Verbindung stehenden personellen und 
sächlichen Kosten, wobei die Angemessenheit zu 
berücksichtigen jsL 

Zu den beihilfefähigen Organisationskosten können 
insbesondere gezählt werden^ 

1 . 1 . 2 . 2.1 

Gründungskosten: 


1.1.Z2.2 

Personal- und Reisekosten, soweit diese Kosten der 
Erzeugergemeinschaft auf Grund ihrer Tätigkeit im 
Hinblick auf die Anpassung an die Erfordernisse des 
Marktes zusätzlich entstehen; 


1.1.Z2^ 

Geschäftskosten, Kosten für Büroeinrichtung, ßüro- 
maschinen und -gerate sowie für die Anschaffung von 
Personenkraftwagen: 

Kosten für die Zusammenfassung des Angebots durch 
die Erzeugergemeinschaft ausschließlich der Frach- 
ten: 


1.1.2.2.5 

Lagenmgskoslen, soweit die Lagerung in Verbindung 
mit der Zusammenfassung des Angebots steht und 
diese Kosten nicht bei Maßnahmen der Marktrege- 
lung berücksichtigt werden. Abschreibungsbeträge 
für Investitionen sowie mengen- und wertmäßige 
Lagerungs Verluste sind nicht beihilfefähig; 


1 . 1 . 2 . 2,6 

Kosten für die marklgerechte Aufbereitung des Ver- 
kaufserzeugnisses sowie der Verpackung und der 
Etikettierung, soweit diese Kosten für die betreffen- 
den Erzeugnisse der Mitglieder der Erzeugergemein- 
schaft über das bisherige Ausmaß hinaus auf Grund 
der Tätigkeit der Erzeugergemeinschaft im Hinblick 
auf eine Anpassung an die Erfordernisse des Marktes 
zusätzlich entstehen. Abschreibungsbeträge für Inve- 
sütionen sind nicht beihilfe fähig; 


1,1.2*2.7 

Versicherungskosten, soweit das zu versichernde 
Risiko die Erzeugergemeinschaft betrifft; 
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1 . 1^8 

Kosten des Verkaufs für das Angebot ausschließlich 
für Frachten; 


Kosten für die Durchführung der Beratung und Qua- 
litätskontrolle, 

Im Rahmen der Anwendung besbmmter Erzeugungs- 
und Qualitätsregeln die Kosten eines gemeinschaft- 
lich durchgeführten Gesundheitsdienstes sowie bei 
pflanzlichen Erzeugnissen auch die Kosten für Warn- 
dienste. Hierzu rechnen insbesondere die damit in 
Verbindung stehenden Kosten der Oberwachung der 
Durchführung vorbeugender Gesundheits- und Hy- 
gienemaßnahmen, Dabei können unter Berücksichti- 
gung von wirtschaftlichen Notwendigkeiten auch die- 
jenigen Kosten als bei hilf e fähig angesehen werden, 
die sich auf Vorprodukte des Erzeugnisses beziehen, 
für das die spezielle Erzeugergemeinschaft gebildet 
ist (darunter fallen z, B. bei einer Erzeugergemein- 
schaft Schlachtsthweine gemeinschaftlich durchzu- 
führende vorbeugende Gesundheits- und Hygiene- 
maßnahnten, die sich auf Ferkel in Mitgliedsbetrieben 
beziehen, oder bei einer Erzeug erg em eins chaft für 
Wein gemeinschaftlich durchzuführende vorbeu- 
gende Maßnahmen zur Schadensverhütung, die sich 
auf Weintrauben beziehen); 


1 . 1 , 2^10 

Beiträge an Vereinigungen von Erzeugergemein- 
schaften zu deren Aufwendungen, soweit diese bei- 
hilfefähige Zwecke betreffen. 


Nicht beiblifefählg sind: 


Kosten, die unmittelbar die Erzeugung betreffen. Als 
solche sind insbesondere anzusehen: Kosten für Saat- 
und Pflanzgut, Düngemittel. POanzenschutzmiUel, 
Tiermaterial und dergleichen, Futtermittel, ÜerärzÜi- 
che Behandlungs- und Arzneikosten; 


Kre di tbeschafhmgsk osten und Zinsen, 


Für die Förderung von Erzeugergemeinschaften für 
fischwiitschafüiche Erzeugnisse sind nicht die vorste- 
henden Nm. 1. 1.2.1, 1.1.2.2und 1.1. 2.2,1 bis 1.1.2.2.10 
maßgebend, sondern Artikel 6 Abs, 2 und 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 3796/91 des Rates vom 


29, Dezember 1981 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Fischereierzeugnisse (ABh Nr. L 379 
S. 1) sowie Artikel 1 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 457/72 der Kommission vom 2. März 1972 über 
die Abgrenzimg des Begriffs der Verwaltungskosten 
der Erzeugerorganisationen der Fischwirtschaft 
(ABI, Nr, L 54 vom 3. März 1972, S. 31). 


1.1,3 

Behandlung anerkannter Erzeugergemeinschaften, 
die aus Zusammenschlüssen hervorgehen. 


1,1. 3,1 

Die in § 5 Abs. 2 des MarktsLruktuigesetzes näher 
bezei ebneten anerkannten Erzeug erg e me ins chaJten 
können eine Beihilfe nur für solche Aufwendungen 
erhalten, die ihnen durch eine wesentlich weiterge- 
hende Anpassung an die Erfordernisse des Marktes 
zusätzlich eots leben. 

Als wesentlich weilergehende Anpassung an die 
Erfordernisse des Marktes ist anzusehen: 


1.1,3.1,1 

die wesentliche qpianÜLative Vergrößenmg eines 
bestehenden Erzeugerzusammenschlusses, der den 
Absatz nach gemeinsamen Verkaufsregeln vomimmt 
oder bei dem die zur Veräußerung bestimmten 
Erzeugnisse durch die Erzeugergemeinschaft zum 
Verkauf angeboten werden; und/oder 


1.1.3.12 

die wesentliche qualitative Funktionsänderung eines 
bestehenden Zusanunenschiusses durch Einfühnmg 
gemeinsamer Verkaufsregeln bzw. Einführung des 
zum Verkauf Anbietens durch die Erzeugergemein- 
schaft, 


1.1,3,12 

die Einführung bzw. Verschärfung der gemeinsamen 
Erzeugungs- und Qualitatsregelni sofern sie mit einer 
quantitativen Vergrößerung oder einer qualitativen 
Funktfonsanderung im Sinne von Nr. 1, 1.3,1, 1 bzw. 
1.1,3.L2 verbunden ist. 


^J2 Vereinigungen von Erzeugergemeinsohaften 

12.1 Empfänger der Beihilfen 

12 . 1.1 

Als Empfänger der Beihilfen kommen nur anerkannte 
Vereinigungen von Erzeug ergemeinschaf len in Be- 
tracht, Den Vereinigungen können nur anerkannte 
Erzeugergemeinschaften beitreten. 
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Bemessungsgrund lagen der Bef hatten 

Bemessung nach der Höhe des Verkaufserlöses 

Für Vereinigungen gilt sinngemäß das gleiche wie für 
Erzeug ergemeimchaften (vgl. Nr. 1. 1.2,1). Dabei sind 
die Verkaufserlöse der von der Anerkennung erfaß- 
ten, jährlich nachgewiesenen Erzeugung der Erzeu- 
gergemeinschaften, die der Vereinigung angehören, 
zugrunde zu legen. 


Begrenzung nach der Höhe der Organisaäonskosten. 
Zu den beihilfefähigen Organisatlons kosten können 
insbesondere gezählt werden: 


die Kosten wie unter den Nm. 1.1. 2.2*1, 1.1. 2.2.2, 

1.1. 2. 2. 3 und 1.1. 2. 2.9 in Verbindung mit den Erzeu- 
gergemeinschaften angeführt; 


1.2.2.2.2 

sofern eine Vereinigung im Einvernehmen mit ihren 
Erzeugergemeinschaflen die Lagerung, die marktge- 
rechte Aufbereitung des Verkauiseizeugnisses und 
die Verpackung übernimmt, finden die Bestimraun- 
gen der Nm. 1.1. 2.2.5 und 1.1, 2.2.6 entsprechend 
Anwendung. 


Hat eine Vereinigung mit der Übernahme von unter 
Nr. L2.2.2.2 angeführten Tätigkeiten ein Risiko zu 
tragen, die Kosten einer entsprechenden Risikoversi- 
cherung. 


1 ^ 

Für die Förderung von Vereinigungen von Erzeuger- 
gemeinschaften für fisch wirtschaftliche Erzeugnisse 
sind nicht die vorstehenden Nrm 1,2.2.1 und 1.2.2.2 
maßgebend, sondern Artikel 6 Abs. 2 und 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 3796/81 sowie Artikel 1 Abs. 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 457/72* 


1 .3 Abgretmojng der Förderung zwischen 

Erzeugergemeinschaften und deren Verehilgungen 

1*3.1 

§ 5 Abs. 3 des Marktstrukturgesetzes bestimmt, daß 
für den gleichen Zweck eine Beihilfe nur einmal, 
entweder der Exzeugergemeinschaft oder der Verei- 
nigung. gewährt werden kann. Damit soll eine Dop- 
pelförderung ausgeschlossen werden. Führt also eine 


Erzeugergemeinschaft Beiträge an die Vereinigung 
ab, aus denen die Vereinigung ihren Aufwand bestrei- 
tet. so können diese Beiträge, soweit sie beihilfefähi- 
gen Verwendungszwecken zugeführt werden, nur 

— entweder bei den Erzeuger gemeinschaften als 
Ausgaben oder 

— bei den Vereinigungen als Kosten 
Grundlage für eine Beihilf ege Währung sein* 


2- Investttionsbeihltfen 

2*1 Erzeugergomeinschaften, Erzsugerorgantsatfonen 
Z.IhI Empfänger der Beihlhen 

Empfänger der Beihilfen können nur anerkannte 
Erzeugergenieinschaf teni) bn Sinne des Markts truk- 
turgesetzes, anerkannte Erzeugerorganisationen im 
Sinne der Verordnung (EWG) Nr* 3796/81 über 
die gemeinsame Marktorganisation für Fischerei- 
erzeugnisse und anerkannte Erzeugergemeinschaf- 
ten im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 
über die gemeinsame Marktorganisation für Hopfen 
(ABI. Nr. L 175 vom 4, August 1971, S. 1) sein* Es 
können also nur Investitionen bezuschußt werden, 
an denen die vorgenannten Erzeugergemeinschaften 
oder Erzeugerorganisationen Eigentum erwerben 
und die durch sie selbst genutzt werden. Eine Weiter- 
gabe der Beihilfen an einzelne Mitglieder, auch in 
Form von Sachzuwendungen, ist ausgeschlossen* 


2.1*2 Höhe der Beihilfen 

Der Beihilfesatz beträgt bis zu 25 % der beihilf efähi- 
gen Investitionskosten; in den neuen Bundesländern 
beträgt er bis zu 30 % der beihilf ©fähigen In vesrtitions- 
kosten. Bei Vorhaben, die zusätzlich eine Förderung 
nach dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds (EAGFL), Abteilung Ausrichtung, erhalten, 
beträgt der Zuschuß für den T eil der Investitionen, der 
gleichzeitig nach diesen Grundsätzen und aus dem 
EAGFL beihilfefähig ist. Jedoch nicht mehr als die 
Differenz zwischen 35 % der nach diesen Grundsätzen 
beihilfefähigen Kosten des Vorhabens und dem 
Zuschuß aus dem EAGFL, 


2.1.3 Belhlifefaaige Investitionen 

Beihilfefähig sind nur Erstinvestitionen: Ersalzbe- 
schaffungen können nicht bezuschußt werden. Als 
beihüfefähige Investitionen können insbesondere 
angesehen werden: 

’) Auf Grund des MStrG anerkannte Erzeugergemeinschaften 
für fischwirtschaftiiche Erzeugnisse können in Abweldbung 
von dem generell geltenden siebenjährigen Förderungsxeil- 
raum nur in den ersten fünf Jahren nach ihrer Anerkennung 
Investiüonsbeihilfeii erhallen. 
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Investitionen, die dem Transport zum Zwecke der 
Zusammenfassung und des Absatzes des gemeinsa- 
men Angebots dienen; 


Investitionen, die unmittelbar der Anvvendung der 
satzungsgemäßen Erzeugungs- und Qualitälsregeln 
dienen (z. B. Waagen in der Schweinemast zur Erzie- 
lung eines marktgerechten Angebots von Schweinen 
bestimmter Qualität, Kühlungseinrichhmgen für ver- 
schiedene pflanzliche und tierische Erzeugnisse); 


Investitionen für die raarktgerechte Aufbereitung 
oder Verpackung einschließlich Etikettierung des 
Angebots; 


2.1 -3 j4 

Investitionen für die Lagerung des Angebots. 


2.L4 Nicht beihilfefährge Investitionen 

Nicht beihilfefähig sind: 


ZIAl 

Anlageinvesfitionen, die unmittelbar der Erzeugung 
dienen. Als solche sind insbesondere anzusehen: 
Bauten sowie lebendes und totes Inventar; 


2.tA2 

Kosten für Wohnbauten nebst Zubehör und für den 
Erwerb von Grund und Boden, der nicht für das 
betreffende Bauvorhaben benötigt wird [sondern z. B, 
nur für Wohnbauten oder für später durchzuführende 
Erweiterungsbauten). Auch Kr e di tb es chaffungs ko- 
sten, Pachten und Erbbauzinsen haben außer Betracht 
zu bleiben. Etwa gewährte Rabatte oder Skonti sind 
von den Kosten vorweg in Abzug zu bringen. 


Z2 Vereinigungen von Erzeugergemein^chaften 

Als beihilfefähige Investitionen körmen — sofern die 
Vereinigung im Einvernehmen mit ihren Erzeugerge- 
meinschaften die Lagenmg. die marklgerechte Auf- 
bereitung und Verpackung übernimmt — angesehen 
werden: 

— Investitionen für die Lagerung der Angebote der 
angeschlossenen Erzeugergemeinschaften, 


— Investitionen für die marktgerechte Aufbereitung 
oder Verpackung und Etikettierung der Ange- 
bote. 

Nicht beihilfefähig sind die unter 2.1.4 aufgeführten 
Kosten, 


3. Förderung von Unternehmen 

3,1 Empfänger der Beihilfen 

Ais Empfänger der Beihilfen kommen nach Maßgabe 
der Ln § 6 Abs. 1 des Marktslrukturgesetzes genannten 
Voraussetzungen Unternehmen ohne Rücksicht auf 
ihre Rechtsform in Betracht, die mittels Lieferverträge 
in entsprechendem Umfang Erzeugnisse der Erzeu- 
gergemeinschaften oder Erzeugerorganisationen auf- 
nehmen und beihilfefähige Investitionen tätigen. 


3.2 BelNifefahlge Investitionen 

Als beihiJfefähige Investitionen sind solche anzuse- 
hen, die der Verbesserung der Qualität und des 
Absatzes des oder der Erzeugnisse dienen, die Gegen- 
stand der Lieferverträge sind. 

Dazu zählen insbesondere Investitionen, die der 
Lagerung, Kühlung, Sortierung, maiktgerechten Auf- 
bereitung, Verpackung oder Etikettierung dienen, 
soweit sie unmittelbar Erzeugnisse betreffen, die in 
der Anhanglisle*) aufgeführt sind. Es zählen weiter 
dazu Investitionen, die der Be- oder Verarbeitung des 
oder der Rohprodukte dienen, über die mit Erzeuger- 
gemeinschaften Lieferverträge geschlossen smd, so- 
weit das betreffende Be- und Verarbeitungserzeug- 
nis, zu dessen Herstellung die Investition getätigt 
wird, in der Anhangsliste des Marktstrukturgesetzes 
aufgeführt ist. {So können z. B. Maschinen oder Anla- 
gen für die Herstellung von Butter oder Käse gefördert 
werden, wenn in entsprechendem Umfang mit Erzeu- 
gergemeinschaften Lieferverträge über Milch abge- 
schlossen sind. Es körmen dagegen beispielsweise 
nicht Investitionen gefördert werden, die unmittelbar 
mit der Herstellung von Kondensmilch in Verbindung 
stehen, weil Kondensmilch in der Anhangliste des 
Gesetzes nicht erfaßt ist.) 

Nicht beihilfefähig sind die Investitionen für Ver- 
Iriebsfahrzeuge sowie die unter Nr. 2.1.4 aufgeführ- 
ten Kosten, 


3.3 Höhe der Beihilfen 

Der Beibilfesatz beträgt bis zu 25 % der beihilfefähi- 
gen Investitionskosten. Satz 2 der Nr. 2.1.2 güt ent- 
sprechend. 

1) Bei Uefervertiägen mit Erzeugerorganisationen der Fisch- 
wirtschaft müssen die Invesüüonen Erzeugnisse betreffen, 
die in Artikel 1 Abs. 2 der VO (EWG) Nr. 105/76 des Hates 
vom 19. Januar 1976 über die Anerkennung der Erzeuger- 
Organisationen der Fisch wirtschait (ABI Nr, L 20, Seile 39) 
aufgeführt sind. 
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Eine Investition ist u, a. erst dann als der Verbesse- 
rung der Marktstruktui dienend anzusehen, wenn 
mindestens zwei Fünftel der durch die Investition 
geschaffenen Kapazität durch über Lieferverträge 
gebundene Erzeugnisse von E rzeuger gern einsch al- 
ten ausgelastel werden* 

Der Beihilfesatz ist auf den anteiligen Wert der Inve- 
stition zu beziehen, der durch Erzeugnisse ausgelastet 
wird, die über die Lieferverträge mit Erzeugergemein - 
schäften gebunden sind. 


4. Allgemeine Bestimmungen 

4.1 AusschluS der Doppetffirderung 

Investiüonen. die auf Grund anderer Maßnahmen des 
Bundes und/oder der Länder, die auf die Verbesse- 
rung der Morktslruktur gerichtet sind, bezuschußl 
werden, dürfen nicht nach dem Maiktstiuktuigesetz 
gefördert werden. 

Das gilt hinsichtlich der Startbeihilfen sinngemäß. 


4.2 Bdglrrn der Förderung 

Erzeugergemeinschaflen und Vereinigungen können 
Startbeihilfen für solche Aufwendungen erhalten, die 
vom Tage der Erfüllung der Anerkennungsvorausset- 
zungen, jedoch nicht vor Eingang des Antrags auf 
Anerkennung bei der zuständigen Behörde entstan- 
den sind. Gründungskosten sind unabhängig davon 
beihüfefähig* 

Das erste Förderun^ahr beginnt mit dem Tag der 
Anerkennung. 


Hinweis: 

Förderung von Erzeugerorganisationen und 
Erzeugergemelnschaften nach EG-Recht 

1. Maßnahmen aufgrund der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 (Amtsblatt der EG L I18/t) des Rates 
über eine gemeinsame Marktorganisation für Obst 
und Gemüse. 

Die Förderung von Erz eugerorgamsa honen für Obst 
und Gemüse richtet sich unmrttelbar nach dieser 
Verordnung und dem dazugehörigen EG-Folge- 
recht. 

2. Maßnahmen aufgrund der Verordnung (EWG) 
Nr. 3796/8 1 des Rates über die gemeinsame Markt- 
orgonisaüon für Fischer ei erzeugnlsse. 

Die Förderung von Eizeugerorganisaüonen für 
hschwirtschaiüiche Erzeugnisse richtet sich unmittel- 
bar nach der Verordnung (EWG) Nr. 3796/81 (Amts- 
blatt der EG L 3?9/i vom 3L Dezember 1981) und dem 
dazugehörigen EG-Folgerecht unter Berücksichti- 
gung der Bestimmungen der VO (EWG) Nr, 3571/99 


des Rates vom 4. Dezember 1990 zur Festsetzung 
bestimmter Maßnahmen für die DurchfCihrung der 
Gemeinsamen Fischereipolitik in der ehemaligen 
Deutschen Demokraüschen Republik (Amtsblatt der 
EG L 353/10 vom 17. Dezember 1990). 

3. Maßnahmen aufgrund der VO (EWG) Nr. 1696/71 
des Rates über die gemeinsame MarktorganisaÜon 
für Hopfen. 

Die Förderung von Erzeugerorganisationen für Hop- 
fen richtet sich unmittelbar nach der VO (EWG) 
Nr. 1696/71 (Amtsblatt der EG L 175/1 vom 26. Juli 
1971) und dem dazugehörigen Folgerecht unter 
Berücksichtigung der Bestinunungen des Anhangs 
XIV der VO (EWG) Nr. 3577/90 des Rates vom 4. De- 
zember 1990 über die für die Landwirtschaft erforder- 
lichen Übergangsmaßnahmen und Anpassungen auf- 
grund der Herstellung der deutschen Einheit (Amts- 
blatt der EG L 353/23 vom 17. Dezember 1990). 


Grundsätze für die Förderung der Verbesserung 
der Verarbertungs- und Vermarktungsstruktur 
der Fischwirtschaft 

1. Zuwendungszweck 

Durch die Förderung soll die Be- und Verarbeitung 
sowie die Vermarktung fischwirtschaftlicber Erzeug- 
nisse in bezug auf, Menge, Qualität und Art des 
Angebots an die Markterfordernisse angepaßt wer- 
den; damit sind insbesondere Voraussetzungen für 
Erlösvorteile der Erzeuger zu schaffen. 


2. Gegenstand der Förderung 

2,1 

Förderungsfähig sind die angemessenen Aufwendun- 
gen für 


2 . 1.1 

Neu- und Ausbau von Kapazitäten einschließlich der 
technischen Einrichtungen und des Ankaufs der dafür 
erforderlichen Grundstücke, 


2 . 1.2 

innerbetriebliche Rationalisierung durch Umbau und/ 
oder Modernisierung der technischen Einrichtun- 
gen, 

Im Zusonunenhang mit den Nrn. 2.1.1 und 2.1.2 
zählen zu den förderungsfähigen Aufwendungen 
generell die Kosten der Vorplanung, soweit es sich 
nicht um Verwal lungskos Een der Länder handelt. 

Vorhaben können sich in Bauabschnitte gliedern; die 
Vorhaben müssen Jedoch in längstens fünf Jahren 
dujchgeführt sein. 
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Z2 

Von der Förderung sind ausgeschlosseii; 


Z2,1 

NeuanJageo, wenn dem Aus- oder Umbau vorhande- 
ner Anlagen oder dem Ankauf von für das Vorhaben 
geeigneter Gebäude, die vor ihrem Ankauf einem 
anderen Zweck dienten, wirtschaftlich der Vorzug zu 
geben ist. 


2^2 

elngebrachte Grundstücke, Gebäude, Einrlchhmgen 
und lechrüsche Anlagen, 


2,2^ 

Wohnbauten nebst Zubehör, 


Z2A 

Anschaffungskosten für Pkw und Vertriebsfahrzeuge, 
Kosten für Büroeinrichtimgen sowie für Büromaschi- 
nen und -geräte, 


Z2^ 

Kreditbeschaffungskosten, Pachten, Erbbauzinsen 
und Grunderwerbssteuer, 


ZZ6 

Ersatzbeschaffungen, Eigenleistungen, 


Z2,7 

Ankäufe von Kapazitäten, deren Errichtung mit 
Öffentlichen Mitteln, die der Strukturverbessenmg 
dienten, gefördert worden ist- 


ZZß 

Investitionen von Unternehmen, an denen die Treu- 
handanstalt mittelbar und unmittelbar zu mehr als 
25% beteiligt Ist. 


3. Zuwendungsempfänger 

Als Zuwendungsempfänger kommen vorhandene 
oder neu zu schaffende Absatzeinrichtungen und 
Unternehmen des Handels sowie der Be- und Verar- 
beitung für bschwtrlschafUlche Erzeugnisse ohne 
Rücksicht auf ihre Rechtsform in Betracht. 


4, Zuwendungsvoraussetzungen 
41 

Inv es Ü tionsf örd erun g 


4.1.1 

Die Förderung setzt das Vorliegen eines Sektorpianes 
voraus, dessen Aufstellung Landersache Ist. 


Für den Seklorplan gelten die Anforderungen des 
Artikels 3 der VO (EWG) Nr 4042/89, 


41UJ 

Das zu fördernde Vorhaben muß sich im Hinblick auf 
Größe und Standort in den Sektorplan einordnen. 

41.4 

Unternehmen können nur gefördert werden, wenn sie 
mindestens fünf Jahre lang mindestens 20%. ihrer 
Aufnahmekapazität an den Erzeugnissen, für die sie 
gefördert werden, durch Lieferverträge mit Erzeugern 
binden. Die beteiligten Erzeuger können sich bei den 
Lieferverträgen gemeinschaftlich vertreten lassen. 
Den Lieferverträgen stehen entsprechende satzungs-, 
statutenmäßige oder gesellschaftsvertragliche Ver- 
pflichtungen zwischen Erzeugern und gemeinschaft- 
lichen Absatzeinrichtungen gleich. 

Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann in 
begründeten Hinzelfähen den durch Lieferverträge zu 
bindenden Anteil auf bis zu 10% für einen Zeitraum 
von mindestens zwei Jahren verringern. 

Von dem Erfordernis der Lieferverträge ist bei Inve- 
stitionen von Seefischmarktbetreibem wegen der 
besonderen Funktionsweise dieser Absatzeinrich- 
tungen abzusehen. 

41^ 

Jede Förderung setzt voraus, daß die betriebswirt- 
schaftliche Rentabilität des Vorhabens gesichert 
erscheint. Es sind Wirtschafüidikeilsberechnungen 
vorzulegen, in denen auch nachzuweisen ist, daß die 
unlerstelllen Absatzmengen nachhaltig erreichbar 
stad. 


4 , 1.6 

Im Falle von Fusionen oder sonstiger Zusammen- 
schlüsse müssen alle beteiligten Unternehmen ihre 
Zustimmung rechtsverbindlich zugesichert haben. 
Die dabei geschlossenen Verträge müssen der Zielset- 
zung der Förderung entsprechen. Durch die Förde- 
rung darf der Wettbewerb nicht wesentlich beein- 
trächtigt werden. 
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4.1.7 

Die Förderung von Investitionen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, daß die geför- 
derten 

— Grundstücke, Bauten und bauliche Anlagen inner- 
halb eines Zeitraums von zwölf Jahren ab Fertig- 
stellung, 

— technische Einrichtungen innerhalb eines Zeit- 
raums von fünf Jahren ab Lieferung 

veräußert oder verpachtet oder nicht den Förderungs- 
Voraussetzungen entsprechend ver^vendel werden. 


5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 

Zu den Maßnahmen gemäß Nm. 2,1.1 und 2.L2 
werden Zuschüsse bis zu 25% — in den neuen 
Bundesländern bis zu 30 % — der förderungsfähigen 
Kosten des Vorhabens gewährt. 

Bei Vorhaben, die zusätzlich eine Förderung aus dem 
Haushalt der Europäischen Gemeinschaften erhalten, 
beträgt der Zuschuß für den Teil der Investitionen, der 
gleichzeitig nach diesen Grundsätzen und aus dem 
Haushalt der Europäischen Gemeinschaften beihilf e- 
fähig ist, jedoch nicht mehr als die Differenz zwischen 
35 % — in den neuen Bundesländern 45 % “ der nach 
diesen Gnmdsätzen beihüfefähigen Kosten des Vor- 
habens und dem Zuschuß aus dem Haushalt der 
Europäischen Gemeinschaften, 


Grundsätze für die Fördeaing 
wasserwirtschaftlicher und 
kulturbautechmscher Maßnahmen 

1, Zuwendungszweck 

L1 

Zur Unterstützung der Land- und Forstwirtschaft und 
der Entwicklung des ländlichen Raumes können was- 
serwirtschaftliche und kulturbautechrusche Maßnah- 
men gefördert werden. 


2, Gegenstand der Förderung 
2,1 

Als wasserwinschafüiche und kuJhJurbautechnische 
Maßnahmen sind förderungsfähig: 


2 , 1,1 

Vorarbeiten. 


ZI 2 

Ausgleich des Wasserabflusses, 


ZI ,2.1 

Talsperren, 

Z1,Z2 

Hochwasserrückhaltebecken, Speicherbecken, Seen, 
Teiche, 

Z1JL3 

Anlagen zur Wasserüberleitung in wasserarme Fluß- 
gebiete, 

Z1,Z4 

Anlagen zur Grundwasseranreicherung, 

Z1,3 

Schutz gegen die zerstörende Wirkung von Wasser 
und Wind, 

Zl,3.1 

Wildbachverbauung einschließlich der Sanierung der 
Einzugsgebiete mit voixangig Ingenieurbiologischen 
Methoden. 

ZI ,3,2 

Gewässerausbau zur Verhütung von Hochwasser- 
schäden, so natumah wie möglich, 

ZI ,3,3 

Maßnahmen gegen den Bodenabtrag durch Wasser 
und Wind sowie SchutzpOanzungen und sonstige 
landschaftsverträgliche Anlagen zur Verbesserung 
der natürlichen Produktionsbedingungen des Pflan- 
zenbaus wie Wallheckenr Steinriegel und Erdwälle, 

Z14 

Neubau und Befestigung von ländlichen Wegen, 

ZI Al 

Verbindungswege, 

2,1 ,4,2 

landwirtschaftliche Wege, 
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2.1^ 

zentrale Wasserversorgungs- und AbwasseranJagen 
in Ifindlichen Gemeinden, 


2 . 1^1 

Wasserversorgungsanlagen, 


Abwasseranlagen, 


2.1 

Anlagen zur Aufbereitung und landwirtschaftlichen 
Verwertung von Abfällen und Klärschlamm. 


Infolge der Ausführung wasserwirtschaftlicher und 
kulturbautechnischer Vorhaben notwendige andere 
Maßnahmen, insbesondere Maßnahmen des Nahn- 
Schutzes und der Landschaftspflege. 


2JZ 

Eingeschränkte Förderung 


2^*1 

Als wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen dürfen grundsätzlich nicht gefördert 
werden: 


2 ^ 1,1 

Entwässerung, 


2*2.1^ 

Bewässerung, ausgenommen sind hiervon Anlagen in 
Obstflächen zum Zwecke der Froslschulzberegnung 
einschließlich des Wasserzulaufs, der Wasserent- 
nahme, der WasserverteUung und der Ingenieurlei- 
stungem 


2 ^ 1.3 

Landbautedmische Maßnahmen, Lnsbesondeie der 
Tiehimbruch von Grünland, die Umwandlung von 
Grünland in Acker und gegebenenfalls dessen 
anschließende Entwässerung sowie die Umwandlung 
von Ödland in landwirtschaftliche Nutzfläche und 
gegebenenfalls deren anschließende Entwässerung, 


2^,1^ 

Dränungen und landbautedmische Maßnahmen dür- 
fen nur in den Gebieten der Progiamme „Emsland". 
„Küstenplan" und „Nord“ sowie bei Vorhaben mit 
gleichzeitiger Förderung nach der VO (EWG) 
Nr. 1938/81 gefördert werden. 


? py 

Vorarbeiten sind nur Zweckforschungen, Untersu- 
chungen und Erhebungen, soweit 6s keine gewässer- 
kundlicben Daueraufgaben sind. Sie werden geför- 
dert, wenn sie den unter Nr. 2.1 genannten Maßnah- 
men dienen. 


Der Ausbau von Fließgewässem darf grundsätzlich 
nur gefördert werden, wenn natumahe Ausbauver- 
fahren angewandt werden. Dabei soll die Verbesse- 
rung der Selbstreinigungskraft der Gewässer berück- 
sichtigt werden. Der Erwerb von Randstreifen entlang 
der Gewässer sowie die Anlage von Schutzpflanzun- 
gen auf diesen Streifen sind dabei förderungsfähig. 


2J2A 

Schutzpflanzungen in Verbindung mit Meliorationen 
werden gefördert, wenn sie zum Schutz gegen Boden- 
abtrag und Austrocknung durch Wind sowie gegen 
örtliche Kalüuft und WindfrÖste erstmals angelegt 
werden. 


2 . 2,6 

Aufforstungen in Verbindung mit Meliorationen wer- 
den gefördert als Erstaufforstungen von Ödland und 
ertragsarmen Boden, z. B. Grenzertragsböden; Weih- 
nachtsbaumkulturen und die Umwandlung von Nie- 
der- in Hochwald sind keine Aufforstungen im Sinne 
dieser Grundsätze. 


2 . 2,6 

Der Neubau befestigter Verbindungswege und land- 
wirtschaftlicher Wege oder die Befestigung vorhande- 
ner, bisher nicht oder nicht ausreichend befestigter 
Verbindungswege und landwirtschaftlicher Wege 
einschließlich der dazugehörigen Brucken 

— in ländlichen Gemeinden, in denen vor einer 
Förderung ein ausgebautes Wegenetz von weni- 
ger als 1,2 km je 100 ha LN vorhanden ist und die 
Förderung den Ausbau nicht über 1,5 km je 100 ha 
LN ansteigen läßt. Die nach Landesrecht zustän- 
dige Behörde kann in begründeten Einzelfällen 
Ausnahmen zulassen, 
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— bei Vorhaben, die gleichzeitig nach der VO (EWG) 
Nr. 1938/61 (EG -Sonderprogramm) gefördert wer- 
den, 

und zwar: 

Wege zwischen land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebsstätten und den dazugehörigen Nutzflächen 
und zur Aufschließung dieser Nutzflächen^ 

Wege, durch die Gehöfte oder Gruppen von solchen 
erstmalig eine Jederzeit befahrbare Verbindung mit 
dem festen Wegenetz erhallen (Verbindungswege)? 

kurze Ortsausfahrlen, wenn sie im Zusammenhang 
mit einem Ausbau ländlicher Wege stehen? sie dürfen 
10% der Gesamtlänge des jeweiligen Weges nicht 
überschreiten und höchstens 100 m betragen? 

Wegebefestigungen landwirtschaftlicher Wege mit 
geschlossenen Decken sind weitestgehend zu vermei- 
den. 


ZJL7 

Zentrale WasserversorguiagsanJagen nur in ländli- 
chen Gemeinden? das sind Gemeinden, ihre Ortsteile 
oder Ortschaften, die keinen überwiegend städti- 
schen oder gewerblichen Charakter haben. Beim Bau 
zentraler WasserversorgungsanJagen ist der Erwerb 
von Flächen, die zum Schulz des für die Sicherstellung 
der Trinkwasserversorgung benötigten Gnmdwas- 
sers erforderlich sind, förderungsfähig. Bei Grund- 
stückszuleitungen für iandwirtschafüiche Betriebe 
mit mehr als 50 m Länge sind die Kosten für die über 
50 m hinausgehenden Längen, jedoch höchstens bis 
zu einer Gesamtlänge von 800 m, förderungsfähig. 


ZZ8 

Unbare Leistungen (Hand- und Spanndienste der 
Beteiligten) sind bis zu dem Aufwand förderungsfä- 
hig, der sich bei der Vergabe der Arbeiten an einen 
Unternehmer ergeben würde, abzüglich eines ange- 
messenen UntemehmerzuschJages. Sachleistungen 
dürfen höchstens mit 80 % der für diese Leistungen zu 
angemessenen Preisen veranschlagten Kosten be- 
rü(ä:sichtigt werden. 


zzd 

Werkzeug und Kleingeräle, die für Regiearbeiten 
verbraucht werden, sind fÖrderungsfaJhJg. 


2^10 

Nebeneinkünfte, die bei einem geförderten Bauvor- 
haben für den Träger wiederkehrend zu erwarten 
sind, sind bei der finanziellen Förderung angemessen 
zu berücksichtigen. 


2,2,11 

Betriebsgebaude, Bauhöfe, Dienst- und Werkdiensl- 
wohnungen und Garagen sind nur förderungsfähig, 
soweit sie in einem räumlichen und funktionellen 
Zusammenhang mit dem Vorhaben stehen und für 
dieses zwingend erforderlich sind, ' 


2.3 

Von der Förderung sind ausgeschlossen? 


2.3,1 

Wasserversorgungs- und KanalisationsLeitungen zur 
Erschließung neuer oder geplanter Siedlungs- und 
Industriegebiete? 

Kanalisationsleitungen, die nicht Bestandteil einer 
zentralen Abwasseranlage sind oder die Abwässer 
einleiten sollen, für die zum Zeitpunkt der Inbetrieb- 
nahme der Kanalisation keine Abwasserbehand- 
lungsanlage vorhanden ist, die die Mindestanforde- 
rungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer 
nach § 7a WHG erfüllt; 

Auswechslungen veralterter Anlagen oder Anlagen- 
teile, sofern diese als Emeuerungsarbeiten durchge- 
führt werden? 

Grundstückszuleitungen ab Rohrleitungsnetz bzw. 
Grundstücksentwässerungsleitungen bis Kanalnetz, 
mit Ausnahme der Grundslückszuleitungen für land- 
wirtschaftliche Betriebe. 


^ 3,2 

Straßen mit überörtlicher Verkehrsbedeutung sowie 
Straßen und Wege innerhalb der Ortsbebauung und 
innerhalb vorhandener oder geplanter Siedlungs- und 
Industriegebiete; 

sonstige Wege im ländlichen Raum, insbesondere 
Fußwege, Radwege und Reitwege. 


2.3^ 

Der Bau von Verwaltungsgebäuden. 


2.3,4 

Die Beschaffung von Kraftfahrzeugen, Geräten für die 
Bauausführung und Fachliteratur. 


2.3,5 

Unterhaltung und spätere Pflege von wasserwirt- 
schaftlichen und kultiirbautechnischen Anlagen und 
das dazu benötigte Material. 
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3, Zuwendungsempfänger 
3,1 

Zuwendungsempfänger können sein das Land und 
sonstige Köiperschaiten des öffentlichen Rechts. 

Begünstigte können außerdem Körperschaften des 
öffentlichen Rechts sein, die Mitglieder der Träger 
sind? in diesem Falle können den Trägem die zur 
Durchführung der Vorhaben notwendigen Mittel als 
Kapitaleinlage zur Verfügung gestellt werden. 


Die Zuwendungsempfänger dürfen die Förderungs- 
mitlel mit Ausnahme der Mittel für Vorarbeiten nicht 
an natürliche Personen und Juristische Personen des 
Privatrechts weitergeben oder ausleihen. 

Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann in 
begründeten Einzelfällen für juristische Personen 
Ausnahmen zulassen, wenn dadurch slchergeslellt 
wird, daß ein Vorhaben wirtschaftlich günstiger 
durchgeführt werden kann. 


4, Ziwendungsvoraussetzungen 

4.1 

Die Förderung von Investitionen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, daß die geför- 
derten 

— Grundstücke, Bauten und baulichen Anlagen 
innerhalb eines Zeitraumes von zwölf Jahren ab 
Ferligslellimg, 

— technischen Einrichtungen, Maschinen und Ge- 
räte innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren ab 
Lieferung 

veräußert oder nicht mehr dem Verwendungszweck 
entsprechend verwendet werden. 


4,2 

Vorteile Dritter aus Folgemaßnahmen sind durch 
Beiträge angemessen zu berücksichtigen. 


43 

Die landschaftsökologischen Wirkungen der Maß- 
nahmen sind zu beachten. 


44 

Bei der Durchführung wasserwirtschaftlicher und kul- 
turbautechnischer Maßnahmen sind die Ergebnisse 
der wetsserwirtschafUichen Rahmenplanung und der 
agrarstrukturellen Vorplanung sowie die Erforder- 
nisse des Umwelt- und Naturschutzes und der Land- 
scbaftspflege zu berücksichtigen. 


5. Art und Umfangp Höhe der Zuwendung 

6.1 

Die förderungsfähigen Kosten für das Vorhaben set- 
zen sich zusammen aus 

— den Kosten für Bauentwurf, Bauoberleitung und 
örtliche Bauleitung sowie sonstige Leistungen 
nach der HonorarordLnung für Architekten und 
Ingenieure (HOAl), 

— den Baukosten sowie 

— den Kosten für Gnmderwerb und Nutzungsent- 
schädigung. 


6.2 

Bei der Ermittlung der förderungsfähigen Kosten ist 
von den Baukosten auszugeheu, die nach Abzug von 
Leistungen Dritter auf Grund besonderer Verpflich- 
tungen und der übrigen nicht förderungsfäbigen 
Kosten verbleiben. 


6 ^ 

Der Begünstigte darf nicht geringer belastet werden, 
als ihm unter Berücksichtigung aller Vorteile zugemu- 
let werden kann. Eigenleistungen des Begünstigten 
sind bare Eigenmittel, Darlehen und der Wert der 
unbaren Leistungen. 


6.4 

VeräußerungsgewijQjie, die beim Verkauf kultivierter 
im Eigentum des Bauträgers stehenden ödländereien 
oder erlragsaimer Flächen entstehen, sind von den 
förderungsfähigen Kosten abzusetzen. 


5.5 

Die Förderung durch Zuschüsse soll für eine Maß- 
nahme 70 % der förderungs fähigen Kosten nicht über- 
steigen. ln den neuen Bundesländern soll die Förde- 
rung von Wasserversorgungs- und AbwasseranJagen 
Jeweils 80 % der förderungsfähigen Kosten nicht über- 
steigen. Abweichend hiervon gelten für folgende 
Maßnahmen bzw. Teilmaßnabmen nachstehende 
Höchstsätze: 

Dränung 30%, 

Beregnung 50%, 

Landbautechnische Maßnahmen 30%, 

ländlicher Wegebau gemäß Nr. 2.2.6 erstes Tiiet 

40%. 

Die nach dem Landesrecht zuständige Behörde kann 
in begründeten Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
jedoch nicht hinsichüich der Höchstsätze für Dränung, 
Beregnung, landbaulechnische Maßnahmen und 
ländlicher Wegebau gemäß Nr. 2.2.6 erstes Ttret. 
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Ist das Land auf Grund gesetzlicher Verpflichtungen 
Begünstigter oder zur Zahlung der Baukosten ver- 
pflichtet, werden 60% der ihm anfallenden förde- 
rungsfähigen Kosten vom Btind erstattet. 


6.6 

Abweichend von den ln Nr. 5.5 festgelegten Höchst- 
sätzen soll in den neuen Bundesländern für den 
ländlichen Wegebau die Förderung durch Zuschüsse 
80% der fördenmgsfähigen Kosten nicht überstei- 
gen. 


Grundsätze für die Förderung 
forstwirtschaftlicher Maßnahmen 

Zuwendungszweck 

Zur Unterstützung einer beständigen Entwicklung 
der Forstwirtschaft können folgende Maßnahmen 
gefördert werden, die der Sicherung der Nutz-, 
Schutz- und Erholungsfunktion des Waldes sowie der 
Verbesserung der Produkhons-, Arbeits- und Absatz- 
bedingungen in der Forstvdrtschaft dienen: 

A. Waldbauliche Maßnahmen und sonstige forstwirt- 
schaftliche Investitionen 

B. Forstwirtschaftlicher Wegebau 

C* Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

D, Erstaufforstungsprämie 

E. Maßnahmen aulgrund neuartiger Waläschäden 


A. Förderung waldbaulicher Maßnahmen und 
sonstiger forstwirtschaftlicher Investitionen 

1. Gegenstand der Förderung 

L1 

Vorarbeiten: 

Untersuchungen, Analysen, gutachülche Slellung- 
B nahmen und Erhebungen, die der Vorbereitung 
1 von Erstaufforstungsmaßnahmen, Schutzpflonzungen 
E LNitf zur Urnslelliing auf natumahe Waldwirtschaft 
= dienen. 


1.2 

Aufforstung von bisher nicht forstwirtschaftlich 
genutzten flächen (Erstaufforstung): 

— Saat und Pflanzung (einschließlich Kulturvorberei- 
tung), 

— Schutz der Kultur gegen Wild, 

— Sicherung der Kultur während der ersten fünf 
Jahre. 


1.3 

Schutzpflanzungen (mindestens dreireihig) und Feld- 
gehölze, 

Mit der Anlage von Schutzpflanzungen soll zugleich 
auch ein Nulzholzeitrag angestrebt werden, 

Unterhaltung und spätere Pflege sind von der Förde- B 
rvng ausgeschlossen. = 


1.4 

M aßnahm en zur Umsteilung auf natumahe Waldwirt- S 
schaftf auch als FolgemaBnohmen im Zusammenhang M 
mit Wurf, Bruch oder sonstigen Naturereignissen = 
sowie Watdbrond. S 


1A1 

Langfristige Überführung von Eeinbestanden in S 
sfondorf gerechte und stabile Mlschhesfande. g 


1A2 

Umbau nicht sfondortgerechfer öesfande in Standort- g 
gerechte und stabile Mischbestände, sofern die zum b 
U mbau anstehenden Bestände 70% ihres Umtriebsal- 
ters noch nicht erreicht haben. 

Diese Einschränkung gilt nicht für durch Wurf, Bruch 
oder sonstigen Naturereignissen sowie durch Wald- 
biand geschädigte, instabile Bestände. 


1.5 

Nachbesserungen (Saal und Pflanzung), wenn in den 
beiden ersten Jahren nach Aufforstung, Umbau, 
Anlage von Schutzpflanzungen und Feldgehölzen, 
Vor- und Unterbau sowie Wiederaufforstung bei den 
Kulturen infolge ungewöhnlicher Witterungsbedin- 
gungen Ausfälle in Höhe von mehr als 40% der 
Pflanzenzahl auf getreten sind. 


1.6 

Waldbauliche Maßnahmen in Jungbeständen mit = 
dem Ziel, diese an Standort und Bestockungsziel 
anzupassen sowie die Sicherheit und Wertleistung der 
Bestände zu erhöhert = 

Als Jungbeslände gellen: 

— Nadelbaum bestände bis zu einem ßestandesaller 
von 40 Jahren, 

— Laubbaumbestände bis zu einem Bestandesalter 
von 60 Jahren, 

Die Lander können anstelle des vorbezeichnelen 
Altersrahmens einen entsprechenden mittleren Brust- 
höhendurchmesser, eine entsprechende Oberhöhe 
oder ein anderes vergleichbares Kriterium wählen. 
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1,7 

Sonstige forstwirtschaftliche Investitionen 

Erstinvestitioiien für geeignete Einrichtungen und 
Anlagen zur langfristigen Lagerung von Holz und, der 
dafür erforderlichen konservierenden Behandlung 
mit dem Ziel, den Absatz von Holz, insbesondere bei 
Zw an gsein schlagen, zu rationalisieren und damit die 
Forstbetriebe zu stabilisieren. 


2. Zuwendungsempfanger 
2,1 

Land- und forstwlrischafUiche Unternehmer 

— im Sinne des § 1 Abs. 3 des Gesetzes über eine 
Allershiife für Landwirte {GAL} sowie 


I 22 

5 Juristische Personen des Privatrechts als Inhaber 
S eines land- und forstwirtschaftlichen Betr/ebes, 
S wenn 

E — deren Mitglieder zum Zeitpunkt der Aniiagstel- 
E lung den überwiegenden Teil ihres Erwerbs aus der 
M Land- und Porstwlrtschafl ziehen, 

E — die Kapitalbeteiligung der Öffentlichen Hand nicht 
= mehr oJs 25% des Eigenkapitals beträgt. 


22 

S Juristische Personen des Privat- und öffentlichen 
5 i?cch£s als Inhaber eines land- und forstwirtschaltli- 
E c/ien Betriebes, wenn diese unmittelbar kirchliche, 
= gemeinnützige oder mildtätige Zwecke verfolgen. 


2,4 

Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse im Sinne des 
Gesetzes zur Erhaltimg des Waldes und zur Förderung 
der Forstwirtschaft (Btindeswaldgesetz) vom 2. Mai 
1975 (BGBL I S. 1037), 


Z5 

Teilnehmergeraeinschaften nach dem Flurbereini- 
gungsgesetz, 


2.6 

S Juristische Personen des öifentUchen Rechts als Eigen - 
S (umer land- und forstwirtschafWcher Flächen, sofern 


es sich um kommunaie Gebietskörperschaften mit 
ländlichem Charakter handelt. 

NichüändUche Gemeinden oder Gemeindeverbände 
werden nur als Mi(gb'eder forstwirtschaftlicher Zu- 
sammenschlüsse gefördert. Ihr Anteil an der MJi- 
gliedsfläche darf jedoch den der Gesamtfläche der 
übrigen Mitglieder nicht wesentlich übersteigen. 

Sonstige Inhaber land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe oder Grundbesitzer, außer Bund und Länder, 
deren Vorhaben ijn Interesse einer Verbesserung der 
Agrar-, Forst- oder Landschaftsstniktur derFörderung 
bedürfen, insbesondere wenn die Maßnahmen wegen 
der Gemenge- oder Zusammenlage der Grundstücke 
mit anderen Grundstücken geschlossen durchgeführt 
werden müssen. 


2,7 

Bei Maßnahmen der Erslaufforstung nach Nr. 1.7 
und 1.2: 

— GÜe natürlichen Personen, 

— Juristische Personen des Privat- und dl/enüichen 
Rechts 

als Besitzer vor land- und forstwlrtschafthchen Flä- 
chen. Bund, Länder und nichtländllche Gemeinden 
sind von der Förderung ausgeschlossem 

Hinsich Weh der nich Uändlichen Gern ein den gilt 
Nr. 2.6 Abs. 2 entsprechend. 


3p Zuwendungsvoraussetzungen 

Die Zuwendungsempfänger müssen Eigentümer der 
begünstigten Flachen sein oder für Pachtflächen eine 
schriftiiehe Einverstöndniserklärung des Eigentümers 
voriegen. 


4p Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

4,1 

Art der Zuwendung 


4.1,1 

Die Zuwendung wird in Form eines einmaligen 
Zuschusses gewährt. 


42 

Umfang und Höhe der Zuwendung 


42.1 

Förderungsfähig sind die nachgewiesenen Kosten der 
Maßnahmen nach: 


S — im Sinne des § 2 Abs, 1 Nr. 1 und Abs. 2 und 3 des 
E zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung 

E der Landwirte (KVLG 1989), 
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Nr. 1.1 bis zu 80% 

Nr. 1.2, 1.4.1, 1.4.2 und 1.5 

bis zu 50% bei standortbedingter Aufforstung mit 
einer Nadelbaumart, 

bis zu 70% bei Misch- und TannenJculturen, 

bis zu 85 % bei LaubbaumMulturen einschUeßfich bis 

zu 20% Nadelboumantefi, 

Nr. 1.3 bis zu 55%. 

Nr. L6 bis zu 50%, 

Nr. 1.7 bis zu 40%. 


4.3 

Auf den Kostermachweis kann verzichtet werden, 
wenn die Länder die förderungsfähigen Kosten nach 
durchsc/inJ/ü/c/ien Erfahrungssälzen festsetzen. 


4A 

Eigenleistungen der Zuwendungsempfänger, seiner 
Familienangehörigen und seiner Arbeitskräfte sind 
fördenings fähig bis zu 80 % der Kosten, die sich bei 
Vergabe der Arbeiten an Unternehmer oder bei 
Durchführung der vergleichbaren Arbeiten im Staats- 
wald ergeben würden. 


AS 

Sachleistungen der Zuwendungsempfänger sind för- 
derungsfähig bis ru 80 % des Marktwertes. 


Ad 

Die förderungsfähigen Kos ten vermindern sich um die 
Zuschüsse und Sachleistungen Dritter aufgrund 
besonderer Verpflichtungen. 


5. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
6.1 

Waldbauliche Maßnahmen zur Verbesserung der 
Struktur von Jungbestanden werden nur gefördert bei 
Betrieben mit einem EinheitswerL für die forstwirt- 
schafüiche Nutzung bis zu 100 000 DM. Die nach 
Landesrecht zuständige Behörde kann bei Flächen 
mit neuartigen Waldschäden oder bei besonders 
ungünstigen StandortverhälUiissen oder bei Betrie- 
ben mit überdurchschnittlicher Ausstattung mit Jung- 
beständen in begründeten Einzelfällen Ausnahmen 
zulassen. 


6-2 

Die Förderung von sonstigen forstwirtschaftlichen 
[nvestitionen erfolgt unter dem Vorbehalt des Wider- 
rufs für den Fall, daß die geförderten 


— GrLmdstücke, Bauten und baulichen Anlagen 
innerhalb eines Zeitraumes von zwölf Jahren ab 
Fertigstellung. 

— Maschinen, technischen Einrichtungen und Ge- 
räte innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren ab 
Lieferung 

veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck 
entsprechend verwendet werden. 


5.3 

Die Aufforstung ist nur bei Verwendung sfondorige- 
rechter Baumarten f Order ungsfähig. 


B. Förderung des forstwirtschaftlichen 
Wegebaus 


6, Gegenstand der Förderung 
6J 

Neubau forstwirtschaftlicher Wege sowie die Befesti- 
gung bisher nicht oder nicht ausreichend befestigter 
forstwirtschaftlicher Wege einschließlich der dazuge- 
hörigen notwendigen Anlagen. Die Kosten der dazu- 
gehörigen Bauentwürfe, der Bauausführung und der 
Bauleitung sowie notwendiger Werkzeuge und Kleiu- 
geräle für Regiearbeiten sind Bestandteile der Auis- 
fühiungskosten. Dazu gehören auch Zweckforschun- = 
gen und Erhebungen im unmittelbaren Zusammen- 
hang mit dem Wegebauprojekt einschließlich der 
landschaftsökologischen Auswirktingen. 


6 . 1,1 

Wege zwischen land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebsstätten und den dazugehörigen Nutzflä- 
chen, 


6 . 1.2 

Wege zur Aufschließung dieser Nutzflächen sowie zu 
deren Anschluß an das öffentliche Straßen- und 
Wegenetz, 


6-2 

Maßnahmen der Landschaf tspflege und Landschafts- 
gestaltung, die infolge des Baues forstwirtschaftlicher 
Wege notwendig werden. 
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7. Von der Förderung sind ausgeschlossen 

7.1 

Straßen mit überörtlicher Verkehrsbedeutung sowie 
Straßen und Wege innerhalb vorhandener oder 
geplanter Siedlungs- und Industriegebiete, Fuß-, Rad- 
und Reitwege. 


7 ^ 

Unterhaltung und spätere Pflege von forstwirtschaftli- 
chen Wegen und der dazugehörigen notwendigen 
Anlagen sowie das dazu benötigte Material. 


8. Zuwendungsempfänger 

Körperschaften des öffentlichen Rechts, forstwirt- 
schaftliche Zusammenschlüsse im Sinne des Bundes- 
waldgesetzes, wenn sie satzungsgemäß dazu geeig- 
net sind, die privaten Waldbesitzer oder das Land als 
Träger eines Vorhabens im Körperschafts- oder Pri- 
vatwald. 


9. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

9.1 

Art der Zuwendung 

Die Zuwendung wird in Form eines einmaligen 
Zuschusses gewährt. 


9.2 

Umfang der Zuwendung 

Folgende Kosten sind fördenmgsfähig: 


9.2.1 

Die Baukosten, die nach Abzug von Leistungen Dritter 
aufgrund besonderer Verpflichtungen und der übri- 
gen nicht förderungsfähigen Kosten verbleiben. 


9.2.2 

Eigenleistungen des Zuwendungsempfängers kön- 
nen bis zu dem Aufwand gefördert werden, der sich 
bei der Vergabe der Arbeiten an einen Unternehmer, 
abzüglich eines angemessenen Untemehmerzuschla- 
ges, ergeben würde. 


9.2.3 

Sachleishmgen der Zuwendungsempfänger dürfen 
höchstens mit 80 % der für diese Leistungen veran- 
schlagten Kosten berücksichtigt werden. 


9.3 

Höhe der Zuwendung 

Die Förderung durch Zuschüsse soll für eine Maß- 
nahme 70% der förderungsfähigen Aufwendungen 
nicht übersteigen. Das Land kann in begründeten 
Einzelfällen Ausnahmen zulassen. 


10. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

10.1 

Bevorzugt zu fördern sind Wegebauten, wenn damit 
gleichzeitig ein freiwilliger Landtausch unter Beteili- 
gung mehrerer land- und forstvrirtschaf Üicher VoUer- 
werbsbetriebe ermöglicht wird. 


10.2 

Bei der Durchführung der Maßnahme sind die Ergeb- 
nisse der forstlichen Rahmenplanung oder — soweit 
diese nicht vorllegl — die der agrarstrukturellen 
Vorplanung und die der Landschaftsplanung zu 
berücksichtigen. 


10.3 

Wegebefestigungen mit Schwarz- und Betondecken 
sind grundsätzlich nicht förderungsfällig. 


10A 

Werden durch eine forstwirtschaftliche Wegebau- 
maßnahme andere Baumaßnahmen zwingend not- 
wendig, so können diese im unabwendbar erforderli- 
chen Umfang ebenfalls gefördert werden (Veranlas- 
sungsprinzip). Vorteile Dritter aus Folgemaßnahmen 
sind durch Beiträge angemessen zu berücksichti- 
gen. 


C, Förderung forstwirtschaftlicher 
Zusammenschlüsse 

1 1 . Gegenstand der Förderung 

11.1 

E rs tin ves li ti o n en 


11 . 1.1 

Die erstmalige Beschaffung von Geräten, Maschinen 
und Fahrzeugen für forstliche Betriebsarbeiten, eiB-' 
schließlich Transport von Rohholz und Be- und Verar- 
beitung einfachster Art. 
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Die erstmalige Beschaffung von Fahrzeugen (Kleln^ 
transporter oder Kombiwagen) für den Transport von 
Waldarbeitskraften, Geräten, Werkzeugen, Maschi- 
nen und Hilfsstoffen zum und vom Arbeitsort sowie 
die erstmalige Beschaffimg von beweglichen Schutz- 
hütten und Waldarbeiterschutzwagen, 


11.14 

Die erstmalige Anlage von Holzaufarbeitung splälzen 
sowie Holzhofen einschließlich geeigneter techni- 
scher Einrichtungen, 


11 , 1,4 

Die erstmalige Erstellung von Betriebsgebäuden (Un- 
terstellraume für Maschinen, Geräte, Fahrzeuge und 
Hilfsstoffe» Werkstätten, Hütten in Pflanzgärten), 


11.2 

Verwaltung und Beratung 


114,1 

Die angemessenen Kosten für die Verwaltung und für 

die Beratung der Mitglieder. Dazu gehören: 

— Gründungskosten, 

— Personal- und Reisekosten, 

— Geschäftskosten, einschließlich Büroeinrichhmg, 
-maschinen und -geräte, 

— Versicherungskosten, soweit das zu versichernde 
Risiko den forstwirtschaftlichen Zusammenschluß 
betrifft, 

— Kosten für die Fortbüdung der Beratxmgskräfte 
einschließlich der Beschaffung von L ehrmi tteln, 

— Kosten des Angebots und des Verkaufs ausschließ- 
lich der Frachten, 

— Mehrkosten, die in Verbindung mit der Zusam- 
menfassung des Holzangebots sieben (ausgenom- 
men die Kosten für die Hohemle, Holzbringung 
und die Gewinnung sonstiger Forsterzeugnisse). 


12, Von der Förderung sind ausgeschlossen: 
1Z1 

Abschreibungen für Investitionen; 


1Z2 

Personal- und Reisekosten, soweit sie nicht bei den 
forstwirtschaftiichen Zusammenschlüssen selbst an- 
fallen (sondern z. B- bei den Landwlrtschaftskam- 
mem); 


124 

Kosten, die unmittelbar die Erzeugung betreffen und 
sonstige Betriebsausgaben, Nr- 11.2. 1, letzter An- 
strich, bleibt unberührt; 


12,4 

die anteiligen Investitions-, VerwaltungS' und Bera- 
tungskosten angegüederter Forstbetriebe des Bundes 
und der Länder sowie nichtländlicher Gemeinden und 
Gemeindeverbände. Als Maßstab gilt die Mitglieds- 
flache, Für die nichtländlichen Gemeinden und 
Gemeindeverbände gilt Nr. 2.6 entsprechend; 


124 

Investitionen, die von einzelnen land- oder forstwirt- 
schaftlichen Betrieben vorgenommen werden; 


12.6 

Investitionen nach den Nm. 11.1-1 und 11.1.2 — mit 
Ausnahme der erstmaligen Beschaffung von bewegli- 
chen Schutzhütten und Woldarbeilerschutzwagen — , 
wenn es sich nicht um neue und neuzeitliche Geräte, 
Maschinen, Fahrzeuge sowie gewerblich gefertigte 
Einrichtungen oder ELnrichtungsteüe handelt: 


12,7 

Aufwendungen im Zusammenhang mit Investitionen 
nach den Nm, 11,1,3 und 11,1.4 für Wohnbauten, 
Werkwohnungen oder Verwaltungsräume und für 
den Erwerb von Grund und Boden, der nicht für das 
betreffende Vorhaben benötigt wird (sondern z. B. ntir 
für Wohnbauten, Werkwohnungen oder Verwal- 
tungsiäume oder für spätere durchzuführende Erwei- 
terungsbauten); 


12,6 

Kreditbeschaffungskosten, Pachten, Erbbauzinsen 
und vergleichbare Aufwendtmgen; 


12,9 

Aufwendungen für Ersatzbeschaffungen einschliefl- 
Uch der Ersatzteile, 

Die Beschaffung von Geräten, Maschinen, Fahrzeu- 
gen und sonstigen technischen Einrichtungen mit 
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wesentlichen technischen Neuenmgen oder mit 
wesenUich verbesserter Leistung sind keine Ersatzbe- 
schaffungen. 


13. Zuwendungsempfanger 

Anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 
ün Sinne von § 41 Absatz 5 Nr, 1 des Gesetzes zur 
Erhaltung des Waldes und zur Förderung der Forst- 
^ Wirtschaft (Bundeswaldgesetz) vom 2. Mai 1975 
U (BGBl. 1 S. 1037) sowie nach dem Gesetz über forst- 
= wlrlschafüiche Zusammenschlüsse vom L September 
1 1969 (BGBL I S. 1543). 


14. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

14.1 

Art der Zuwendung 

Die Zuwendung wird in Form eines einmaligen 
Zuschusses gewährt. 


14.2 

Umfang der Zuwendung 


14 . 2.1 

Förderungsfähig sind die nachgewiesenen Kosten. 


14 . 2.2 

Eigenleistungen und Sachleistungen bei der erstmah- 
S gen Anlage von Holzaufarbeitungsplätzen, von Hoiz- 
5 höfen einschließlich geeigneter technischer Einrich- 
S hingen sowie bei der erstmaligen Erstellung von 
Betriebsgebäuden können bis zu 15 % der anerkann- 
ten Bausumme berücksichtigt werden, soweit sie 
anhand prüfungsfähiger Unterlagen nachgewiesen 
werden. 


14.3 

Höhe der Zuwendung 


14 . 3.1 

Der Fördeningssatz für Erstinvestitionen beträgt bis 
zu 40 % der fördeningsfähigen Kosten. 


14 . 3.2 

Der Förderungssatz für Kosten der Verwaltung und 
Beratung beträgt in den ersten zehn Jahren der 
Förderung bis zu 40 %, in den folgenden fünf Jahren 


bis zu 30 % und für weitere fünf Jahre bis zu 20 % der 
förderungsfähigen Kosten, 

In den neuen Bundesländern beträgt der Förderungs- 
satz für Kosten der Verwaltung und Beratung davon 
abweichend fn den Jahren 1993 bis f995 bis zu 80%^ 
in den Jahren J996 bis 1998 bis zu 60%, in den Jahren 
1999 bis 2000 bis zu 40% der förderungsfähigen 
Kosten. 

Im Anschluß an die Förderung nach Absatz 1 und 2 
kann die 20%lge Bezuschussung weitergewährt wer- 
den. soweit der forstwirtschaftliche Zusammenschluß 
waldbauliche Aufgaben wahmimmt und solange er- 
überdurchschnittlich mit Beständen bis zu 40 Jahren 
ausgestattet ist. 

Ist die Förderung eines forstwirtschaftlichen Zusam- 
menschlusses nach Absatz 3 beendet^ kann dieser 
nicht noch einmal gefördert werden. 


15. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Die Förderung von Investtüonen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, daß die geför- 
derten 

— Grundstücke, Bauten und baulichen Anlagen 
innerhalb eines Zeitraumes von zwölf Jahren ab 
Fertigstellung, 

— Maschinen, technischen Einrichtungen und Ge- 
räte innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren ab 
Lieferung 

veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck 
entsprechend verwendet werden. 


D, Erstaufforstungsprämie 

16. Gegenstand der Fördening 

Gewährung einer Prämie zum Ausgleich von Elnkom- 
mensverluslen aufgrund der Aufforstung landwirt- 
schaftlich genutzter Flächen, Von der Förderung sind 
Erstaufforstungen zum Zweck des Kurzumtriebs'- und 
Weihnachtsbaumanbaus ausgeschlossen. 


17. Zuwendungsempfänger 
17.1 

Land- und forstwirtschaftliche Unternehmer 

— im Sinne des § 1 Abs. 3 des Gesetzes über eine 
Allershilfe für Landwirte sowie 

— im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 und 3 des 
zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung 
der Landwirte [KVLG 1989). 
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17J 

Juristische PersoRen des Privairechts als Inhubei 
eines land- und forsiwirtschaiUichen Betriebes, 
wenn 

— deren Mitglieder zum Zeitpunkt der Antragstel- 
lungden überwiegenden Teil ihres Erwerbs aus der 
Land- und Porstwfr(sc/iö/( ziehen, 

— die KapilalbeteUigung der Ö/ZentLfc^en Hand nicht 
mehr als 25% des Eigenkopitals betrögt 


17.3 

Juristische Personen des Privat- und öffentitchen 
Rechts als Inhaber eines land- und forstwirtschaltU- 
chen Betriebes, wenn diese unmittelbar kirchliche, 
gemeinnützige oder nüldlätige Zwecke verfolgen. 


17>l 

Sonstige Inhaber eines land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebes, bei denen die Erstaufforstung im Interesse 
einer Verbesserung der Agrar-, Forst- oder Land- 
schaftsstrukiur der Förderung bedarf. 


17.6 

— Alle übrigen 
natürlichen Personen, 

juristischen Personen des Privatrechts und 

— forstwirtschaltliche Zusammenschlüsse im Sinne 
des Gesetzes zur Erhaltung des Waldes und zur 
Förderung der Forstwirtschaft (BundeswaJdgesetz) 
vom 2, Mai 1975 

als Besitzer von land- und forslwirischaftUchen Flä- 
chen, bei denen die Erstaufforstung im Interesse einer 
Verbesserung der Agrar-, Forst- oder Landschalts- 
struktur der Forderung bedorf. 


17.6 

Ausgeschlossen sind Leistungsempfanger nach dem 
Gesetz zur Förderung der Einstellung der landwirt- 
schaftlichen Erwerbstätigkeit. 


18. Fördemngsvoraiissetzungen 
iai 

Die Zuwendungsempfänger müssen Eigentümer der 
begünstigten Flächen sein oder für Pachtflachen eine 
schrilUiche Emverständniser/c/örung des Eigentümers 
vorlegen. 


^SJ2 

Die Förderung erfolgt unter der Voraussetzung, daß 
die aufgeforsteten Flächen ordnungsgemäß gepflegt 
werden. 


19. Umfang und Höhe der Zuwendung 
19.1 

Die Prämie wird in Form von jährlichen Zuschüssen 
gewährt. 


19.2 

Die PrÖTTu'e beträgt lür Zuwendungsempfänger nach 
Nrm 17,1 bis 17 A bei Aufforstung von Flächen, die 
vom Antragsteiler in den beiden der Aufforstung 
vorangehenden Jahren selbst bewirtsc/io/fei wurden, 
jährlich 

— für die Aufforstung von Ackerflächen bis zu 35 
Bodenpunkten bis zu 600 DM je Hektar; darüber 
hinaus für jeden zusätzlich nachgewiesenen 
ßodenpunkt bis zu 15 DM, höchstens 1 400 DM je 
Hektarf 

— für die Aufforstung von Grünlandflächen bis zu 
600 DM je Hektar. 


19.3 

Bei allen übrigen Flächen der Zuwendungsempfänger 
beläuft sich die Prämie auf bis zu 350 DM je Hek- 
tar 


^9A 

Die Prämie wird jährlich für eine Dauer von bis zu 20 
Jahren, gerechnet ab dem Zeitpunkt der erslrno/igen 
Aufforstung der Fläche, gewährt 

Die Länder können die PrömJenhähe und/oder -dauer 
in Abhängigkeit von den für die Aufforstung verwen- 
deten Baumarlen oder Bestandestypen sowie in 
Abhängigkeit vom vorhandenen Waidanleii im Auf- 
forstungsgebiet staffeln. 


E, Maßnahmen aufgrund neuarf/grer 
IVa/dsc/iäden sowie aufgrund von 
Sc/i^denserB/gn/ssen unfer überwiegender 
MttbeteiUgung neuartiger Waidschäden 

20 . Gegenstand der Förderung 

20.1 

Vorarbeiten: 

— Untersuchungen, Analysen und gutachterliche 
Stellungnahmen zur Beurteilung von Düngungs- 
maßnahmen (Nr. 20.2) sowie 


77 




Drucksache 12/4207 


Deutscher Bundestag — 12* Wahlperiode 


— ErhebungeD. die der Vorbereitung von Maßnah- 
men nach Nm, 20.2 bis 20.4 dienen* 


202 

Bodenschutz- und Meliorationsdüngung, wenn da* 
durch eine strukturelle Verbesserung der Bodenstreu, 
des Bodens oder des Nährstoffhaushalts erzielt wird 
und damit eine Verbessenmg der Widerstandskraft 
3 der Bestände erwartet werden kann (gutachterlicher 
M Nachweis gemäß Nr. 22). 


20^ 

Vor- und Unterbau (einschließlich Nahirverjüngung) 
in lüddgen oder verlichtelen Beständen und 
B estandsrändem : 

— Saat und Pflanzung (einschließlich Kulturvorberei- 
tung), 

— Schutz der Kultur gegen Wild, 

— Sicherung der Kultur während der ersten fünf 
Jahre, 


20.4 

Wiederaufforstung (einschließlich Naturverjüngung) 
mit dem Ziel, die betroffenen Waldflächen, deren 
gegenwärtige Bestände nicht mehr lebensfähig sind, 
in Bestockung zu hallen und die Leistungsfähigkeit 
^ der neu zu begründenden Bestände zu verbessern; im 
3 einzelnen gilt Nr, 20.3 entsprechend. 


21. Ztiwendungsempfänger 
21.1 

Land- und forstwirtschaftliche Unternehmer 

— Im Sinne des § 1 Abs* 3 des Gesetzes über eine 
AltershÜfe für Landwirte (GAL) sowie 

— im Sinne des § 2 Abs, 1 Nr. 1 und Abs, 2 und 3 des 
zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung 
der Landwirte (KVLG 1909), 


3 JuiisUsche Personen des Pnvatrechts aJs Inhaber 
5 eines land- und forstwIrtscha/tUchen Betriebes, 
M wenn 

3 — deren Mitglieder zum ZeilpunJd der AntragsteJ- 
= lung den überwiegenden Teil ihres Erwerbs aus der 

S Land- und Forstwirtschaft ziehen, 


— die KapitüibeteilJgung der öffentlichen Hand nicht 
mehr als 25 % des EJgenJtapitals beträgt 


21.3 

Juristische Personen des Privat- und öifenlJJchen 
/fechte aJs Inhaber eines fand- und forstwirischafill- 
chen Betriebes, wenn diese unmittelbar kirchliche, 
gemeinnützige oder mildtätige Zwecke verfolgen. 


21A 

PorstwirtschafUiche Zusammenschlüsse im Sinne des 
Gesetzes zur Erhaltung des Waides und zur Förderung 
der Forstwirtschaft (BundeswaJdgesetz} vom 2, Mol 
1975 (BGBL 1 S. 1037). 


2tS § 

Teiinehmergemeinschaften nach dem FlurbereinJ- S 
gungsgeselz. 1 


21,6 

Juristische Personen des öffentlichen /fechte oZs Eigen- 
tümer land- und forstwirtschaftlicher PJöchen, sofern 
es sich um kommunale Geb/etekörperscha/fen mit 
ländlichem Charakter handelt 

Nichtländliche Gemeinden oder Gemeindeverbönde 
werden nur als Mifgh'eder forsiwlrlschafUicher Zu- 
sammenschlüsse gefördert, Ihr Anteil an der Mif- 
g//eds//oche darf jedoch den der Gesamiilache der 
übrigen Mitglieder nicht wesentlich übersteigen. Die 
nach Landesrecht zuständige Behörde kann ln 
begründeten Einzelfällen Ausnahmen zulassen. 

Sonstige Inhaber land- und forstwirtschaftücher 
Betriebe oder Grundbesitzer, außer Bund und Länder, 
deren Vorhaben im Interesse einer Verbessenmg der 
Agrar-, Forst- oder Landschaflsstruklur der Förderung 
bedürfen, insbesondere wenn die Maßnahmen wegen 
der Gemenge- oder Zusammenlage der Grundstücke 
mit anderen Grundstücken geschlossen durchgeführt 
werden müssen. 


22, ZuwBndungsvoraussetzung 

Voraussetzung für die Förderung nach Nr, 20.2 ist. = 
daß eine gutachtliche Stellungnahme die Zweckmä- 
ßigkeit und Unbedenklichkeit der geplanten 
Düngungsmaßnahme bestatlgti gegebenenfalls ist 
eine Boden- oder eine Blatt- bzw* Nadelanalyse 
durchzuführen. 
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1 23. Artf Umfang und Höh& der Zuwendungen 

E 23.1 Art der Zuweixtung 
s 

= Die Zuwendung wird in Form eines einmaligen 
§ Zuschusses gewöhrL 


s 23^ Umfang und Höhe der Zuwendung 

M Förderungsföhig sind die nachgewiesenen Kosten für 
M Maßnahmen nach: 

I NnZOJ biszu 80% 

1 Nr 20.2 bis zu 90% 

S Nr. 20.3 und 20.4 

§ bis zu 50% bei standortbedingter Aufforstung mit 
= einer Nadelbaumart, 

E bis zu 70% bei Misch- und Tannenkulturen, 

= bis zu 85 % bei LaubbaumkuJiuren einschiießUch 
* h/s zu 20% NadelbaumanieiL 


23JS 

Förderungsfähig sind die nachgewiesenen Kosten. 
Auf den Kostennachweis kann verzichtet werden, 
wenn die Lander die förderungs fähigen Kosten nach 
diircbschnihlichen Erfahnmgssätzen festsetzen. 


23,4 

Eigenleistungen der Zuwendungsempfänger, seiner 
Familienangehörigen und seiner Arbeitskräfte sind 
förderungsfähig bis zu 60 % der Kosten, die sich bei 
Vergabe der Arbeiten an Unternehmer oder bei 
Durchführung der vergleichbaren Arbeiten im Staats- 
wald ergeben würden. 


23.5 

Sachleistungen der Zuwendungsempfänger sind för- 
derungsfähig bis zu 80% des Marktwertes. 


23,6 

Die förderungsfähigen Kosten vermindern sich um die 
Zuschüsse und Sachleistungen Dritter aufgrund 
besonderer Verpflichtungen. Die nach Landesrecht 
zuständige Behörde kann in begründeten Einzeifällen 
Ausnahmen zulassen. 


23,7 

= Bei Wiederaufforstungen von Rächen (Nr. 20,4), 
deren Vorbestände 60 % ihrer Umtriebszeit erreicht 
hatten oder älter waren, werden nur bis zu 80% der 
unter Berücksichtigung von Nm. 23.3 bis 23.6 ermit- 
5 teilen Kosten als förderungsfähig anerkannt. Die nach 


Landesrecht zuständige Behörde kann in begründe- 
ten Einzelfallen Ausnahmen zulassen. 


24, Sonstige Zuwendungsbestrrnmungen 

Die Maßnahmen nach Nrn. 20.3 und 20.4 sind nur bei g 
Verwendung standortgerechter Baumarten iörde- 5 
rungstöiüg. ^ 


Grundsätze für die Förderung von 
Leistungsprüfungen in der tierischen Erzeugung 

A. Müchleistungsprüfung 

B. KontroUringe für Mastschweine, Ferkel. Mastrin- 
der, Mastlämmer und Jungmasthammel 

C. Leistungsprüfuogsanstalten für Rinder, Schweine 
und Schafe 


A, Müchleistungsprüfung 
1, Zuwendungszweck 

Die Milchleistungsprüfung beim Rind kann gefördert 
werden, weU sie die Grundlage für die züchterische 
Selektion sowie für die Verbesserung der Produktivi- 
tät und Qualität in der Milcherzeugung ist. 


2. Gegenstand der Förderung 

Förderungsfähig sind: 

— Die Durchführung der Milchleistungsprüfungen 
und der damit verbundenen Beratung, 

— die Aufbereitung der Prüfungsergebnisse für züch- 
terische und betriebswirtschaftliche Zwecke. 


3. ZuwendungsempfÖnger 

KontroUverbande und KontioUvereine und sonstige 
mit dieser Aufgabe betraute Einrichtungen. 


4, Zuwendungsvoraussetzungen 

Der Zuwendungsempfänger muß der Aufsicht der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde unterliegen. 


5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 
6,1 

Die Zuwendungen werden in Form von Zuschüssen 
gewährt. Sie sind zur teUweisen Abdeckung der 
laufenden Kosten des Teils der Milchleistungsprüfung 
bestimmt, der über das wirtschaftliche Interesse des 
einzelnen Kuhhalters hinausgeht 
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6 ^ 

Die Höhe des Zuschusses beträgt im Jahr bis zu 
20, — DM für jede Kuh. für die die Müchleistungsprü- 
hmg durchgeführt wird. 


B. Kontrollringe für Mastschweine, Ferkel, 
Mastrinder, Mastlämmer und 
Jungmasthammel 

6. Zuwendungszweck 

Zur Verbesserung der Produklionsbedingungen in 
den land Wirts chafüi eben BetiieberL kann die Durch- 
führung von Ertrags- und Qualitätskontrollen geför- 
dert werden* 


7. Gegenstand der Förderung 

FÖrdeningsfähig sind die Kosten nach Nr. 10 für die 


7*1 

SchweinemastkontroUe, 


7*2 

Kontrolle von Zuchtsauen in Ferkelerzeugerbetrie- 
ben, 


7*3 

Rindermastkontrolle, 


7.4 

Mastkontrolle für MasUämmer und Jungmastham- 
mel. 


7 ^ 

Förderungsfähig sind auch die damit verbundene 
Beratung und die Tätigkeit der Tiergesundheitsdien- 
ste bei den Maßnahmen nach Nm. 7*1, 7.2 und 7.4. 


8. Zuwendungsempfänger 

Kontrollringe, Zusammenschlüsse von solchen Rin- 
gen und gegebenenfalls auch kombinierte Ringe* 


9. Zuwendungsvoraussetzungen 

9.1 

Der Zuwendungsempfänger muß 

— ausschließlich zum Zweck der Kontrolle und Bera- 
tung auf der Grundlage eines eingetragenen Ver- 
eins oder einer Genossenschaft arbeiten, 

— unabhängig von wirtschaftlichen Unternehmun- 
gen sein und finanzieU nicht von solchen getragen 
oder gestützt werden, 

— in seiner Satzung verankern, daß die Aufnahme 
eines Mitglieds nicht von der Bindung an 
bestimmte Formen des Bezugs von Produktions- 
mitteln und des Absatzes von Tieren abhängig 
ist. 


9.2 

Für Aufwendungen der Kontrolle und Beratung ln 
gewerblichen Betrieben können Förderungsmitlel 
nicht bereitgestellt werden. Für die Abgrenzung zwi- 
schen landwirtschaftlichen und gewerblichen Betrie- 
ben gelten die steuerlichen Vorschriften. 

In den neuen Bundesländern ist Voraussetzung für 
eine Förderung, daß der Betrieb Tierhaltung auf 
überwiegend eigener Futtergrundlage betreibt. 


9.3 

Bei der Kontrolle der Zuchtsauen in Ferkelerzeuger- 
betrieben sind folgende Bedingungen zu erfüllen: 


9.3*1 

Laufende Aufzeichnung über Deckdaten mit Angabe 
des Ebers, Geburtsdatum der Ferkel, Zahl der gebo- 
renen und abgeselzten Ferkel. Die Ferkel sind zu 
kennzeichnen* 


9*3-2 

Die bezuschußten Ferkelerzeugerbetriebe müssen 
dem zuständigen Schweinegesundhellsdienst ange- 
schlossen sein* 


9*4 

Aufwendungen, die dem Zuwendungsempfanger im 
Rahmen dieser Maßnahme entstehen, dürfen nur 
insoweit als beihüfe fähige Aufwendungen anerkannt 
werden, als sie nicht bereits bei der Bemessung von 
Beihilfen auf Grund anderer Forderungsmaßnahmen 
mit berücksichtigt worden sind (z. B* Förderung von 
Erzeugergememschafteu auf Grund des Marktstruk- 
turgesetzes). 
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9.6 

Bei der Ermittlung der förderungsfähigen Kosten ist 
von den jährlich laufenden Kosten der Kontrolle und 
Beratung auszugehen. Zu den jährlichen laufenden 
Kosten der Kontrolle und Beratung rechnen die im 
jeweiligen Haushaltsjahr entstandenen und nachge- 
wiesenen Personal- und Reisekosten sowie alle im 
gleichen Zeitraum angefallenen sachlichen Aufwen- 
dungen für Büroräume. Schreibmaterial, Vordrucke, 
Auswertung der Ergebnisse, Desinfektionsmittel für 
die Desinfektion ringeigener Waagen sowie Ohrmar- 
ken und Geräte für die Kennzeichnung und derglei- 
chen, Ausgenommen sind Beiträge an übergeordnete 
Organisationen, die Kosten der Beschaffung von 
Büroeinrichtimgsgegenständen aller Art im Werte 
von mehr als 20. — DM je Stück sowie die Kosten der 
Beschaffung von Geräten usw., die der Durchführung 
der Kontrolle dienen, wie Kraftfahrzeuge, Waagen 
und dergleichen sowie Medikamente. 


10> Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 
10,1 

Die Zuwendungen werden in Form von Zuschüssen 
gewährt. 


10,2 

Zuschüsse können in folgender Höhe gewährt wer- 
den: 


10Ü 

Für alle bis zum Mastende kontrollierten und im 
Jeweiligen Haushaltsjahr verkauften Mastschweine 
bis zu 1,35 DM je Mastschwein, jedoch nicht mehr als 
60 % der jährlich laufenden Kosten der Kontrolle und 
Beratung einschließlich der Aufwendungen für den 
Schweinegesundheitsdienst, 


10,2,2 

Für alle im jeweiligen Haushaltsjahr kontrollierten 
Würfe bis zu 5,40 DM je Wurf, jedoch nicht mehr als 
60 % der jährlich laufenden Kosten der Kontrolle und 
Beratung einschließlich der Aufwendungen für den 
Schweinegesundheitsdienst. 


10 : 2.3 

Für alle bis zum Mastende kontrollierten Rinder bis zu 
0,55 DM tm Monat für jedes unter Kontrolle stehende 
Mastrind, jedoch nicht mehr als 60% der jährlich 
laufenden Kosten der Kontrolle und Beratung. 


10.Z4 

Für alle bis zum Mästende kontrollierten und im 
jeweiligen Haushaltsjahr verkauften Mastlämmer 


und Jungmaslhammel bis zu 1.20 DM je Tier, jedoch 
nicht mehr als 60 % der jährlich laufenden Kosten der 
Kontrolle einschließlich der Aufwendungen für den 
S chaf g es undhei Is dl ens t . 


C. Leistungsprüfungsanstatten für Rinder, 
Schweine und Schafe 

11. Zuwendungszweck 

Durch die Förderung soll der Zuchtfortschritl in der 
Rinder-, Schweine- und Schafhaltung sichergeslellt 
werden. 


12. Gegenstand der Förderung 

Förde rungs fähig sind die bauliche Errichtung und der 
Ausbau von LeislungsprüfungsanslaJten für Rinder, 
Schweine und Schafe einschließlich der erforderli- 
chen technischen Einrichtung. 


13. Zuwendungsempfänger 

Träger der Vorhaben können sein 


13.1 

Das Land und Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, 


13.2 

Tierzucht- und Besamungsorganlsationen, 


14. Zuwendungsvoraussetzungen 
14.1 

Die Förderung wird für die in einer zwischen Bund 
und Ländern abgestimmlen Liste von Vorhaben 
gewährt. 


14_2 

Die Förderung von Investitionen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, daß die geför- 
derten 

— Grundstücke. Bauten und bauUchen Anlagen 
innerhalb eines Zeitraumes von zwölf Jahren ab 
Fertigstellung, 

— technischen Einrichtungen, Maschinen und Ge- 
räte innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren ab 
Lieferung 

veräußert oder nicht mehr dem Verwendungszweck 
entsprechend verwendet werden. 
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Von der Förderung sind ausgeschlossen 

— Wohnbauten nebst Zubehör, 

— Büroeinrichtungen. FaJhrzeuge, 

— Erwerb von Grund und Boden. 

— die laufende Unterhaltung der Anstalt. 


15. Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 
16,1 

Die Zuwendungen werden in Form von Zuschüssen 
gewährt. 


16 ^ 

Der Zuschuß beträgt bis zu 100% der f örd e rungs fähi- 
gen In vesÜÜonen, wenn die in Nr. 13.1 Genannten die 
Prufungsanstalten errichten. 


15 ^ 

Der Zuschuß beträgt bis zu 50% der förderungs fähi- 
gen Investitionen, wenn die in Nr. 13.2 genannten die 
Prüfungsanstalten errichten und die Prüfungen durch 
die nach Landesrecht zuständige Behörde überwacht 
werden. 


154 

Die Mindestsumine des förderungsfähigen Investi- 
äonsvoluroens beträgt 100 000, — DM. 


Grundsätze für die Förderung 
landwirtschaftlicher Arbeitnehmer durch 

— Hitfen im Landarbetterwohnungsbau und 

— Anpassungshilfen 

Erster Teil 

Landarbeiterwohnungsbau 

(Diese Grundsätze gehen nicht in den neuen Bundes- 
ländern.) 


1. Zuwendungszweck 

Durch die Förderung soll erreicht werden, daß der 
Landwirtschaft ein Stamm fachlich qualifizierter, viel- 
seitig verwendbarer Arbeitnehmer erhalten bleibt. 


2. Gegenstand der Förderung 

2.1 

Fördenmgsfähig sind 

— der Bau und Kauf von eigengenulzten Familien- 
heimeo und Eigentumswohnungen, 

— die bauliche Verbesserung solcher Objekte, sofern 
das Gebäude oder die Wohnung erhaltungswürdig 
ist, 

— die jeweils geltenden Gebühren für Architekten, 
Ingenieure und Betreuer. 


2.2 

Beim Kauf muß das Gebäude oder die Wohnung ijn 
Wohnwert einem Neubau oder einer Neubauwoh- 
nung vergleichbar sein oder durch Verbesserungs- 
maßnahinen nach Nr. 2.3, die in unmittelbarem 
Zusammenhang mit dem Erwerb stehen, vergleichbar 
gemacht werden. 


2.3 

Bauliche Verbesserungen im Sinne dieser Grundsätze 
sind alle Maßnahmen, die geeignet sind, Größe und 
Ausstaltungsgrad der Wohnungen so zu verändern, 
daß sie den heutigen Wohnansprüchen genügen. 
Instandsetzungen und Schönheitsreparaturen sind 
förderbar, wenn sie durch bauliche Verbessenongen 
verursacht worden sind. 

Nicht zu den baulichen Verbesserungen im Sixme 
dieser Grundsätze gehören die Schaffung von Gara- 
gen und die Anschaffung von Gegenständen, die nicht 
Gebäudebestandteil werden. 


24 

Gefördert werden nur Vorhaben, die den Anforderun- 
gen der §§ 39 bis 41 des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
zes entsprechen. 


2 ^ 

Von der Förderung sind ausgeschlossen 


Z.6.1 

Landwirtschaftliche Arbeitnehmer, die bereits in 
irgendeiner Form Förderungsmittel nach diesen 
Grundsätzen oder nach entsprechenden früheren 
Richtlinien des Bundes oder der Länder als Landarbei- 
ter erhalten haben. 

Zugelassen ist jedoch die Förderung einer notwendi- 
gen Modemisierrmg. eines An-, Aus- oder Umbaus 
sowie der Aufstockung bei einem bereits geförderten 
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Objekt, sofern der landwinschaftliche Aibeitnehmer 
seit der ersten Förderung ununterbrochen als solcher 
tätig gewesen ist und der An-, Aus- oder Umbau sowie 
die Aufstockung auf Grund einer wesentlichen Ver- 
größerung seiner Familie notwendig geworden ist 


2 ^^ 

Ehemalige Betriebsleiter, die den Betrieb aufgegeben 
haben und in ein Arbeitsverhaltois bei dem Hofnach- 
folger eingetreten sind sowie künftige Unternehmer 
eines landwirtschaftlichen Betriebes und Personen, 
die mit dem Betriebsleiter (Eigentümer) im ersten oder 
zweiten Grad verwandt oder verschwägert sind. 


3. Zuwendungsempfänger 
3,1 

Die Förderung können nur solche Arbeitnehmer in 
Anspruch nehmen, die hauptberuflich in einem sozi- 
alversicherungs- und lohnsleuerpflichtigen Dauerar- 
beltsverhältnis — mindestens aber neun Monate im 
Jahr — in landwirtschafUichen. forstwirtschaftlichen 
oder gärtnerischeTi Betrieben im Produktions bereich 
tätig sind (landwirtschaftliche Arbeitnehmer); die 
Betriebe müssen gemäß § 1 3 Einkommensteuergesetz 
der Land- und Forstwirtschaft zugerechnet werden 
und dürfen nicht auf Rechnung von Bund, Ländern, 
Gemeinden oder Gemeindeverbänden betrieben 
werden. 

Arbeitnehmer, die in Gewerbebetrieben kraft Rechts- 
form tätig sind, können gefördert werden, wenn die 
Betriebe im übrigen die Merkmale eines landwirt- 
schaftlichen Betriebes aufweisen. 


3 ^ 

Landwirtschaftliche Arbeitnehmer sind auch 

— Gulshandwerker, 

— Arbeitnehmer in der Binnenfischerei, 

— Angehörige IderpDegerischer oder sonstiger Spezi- 
alberufe in land- imd forstwirtschaftlichen Betrie- 
ben, 

— Arbeitnehmer in überbetrieblichen Zusammen- 
schlüssen landwirtschaftlicher Unternehmen (Ma- 
schinenringe, Maschinengemeinschaften, Mel- 
keraushilfsdienste u, ö.), wenn sie ausschließlich 
für die diesen Zusammenschlüssen angehörenden 
landwirtschaftlichen Unternehmen tätig sind, 

— Arbeitnehmer, die regelmäßig zur Vertretung des 
BelriebsLnhabers oder einer anderen Arbeitskraft 
in landwirtschaftlichen Betrieben für landwirt- 
schaftliche Arbeiten eingesetzt sind, unabhängic 
von der Person ihres Arbeitgebers, 


4, Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1 

nicht besetzt 


4.2 

Die Förderung erfolgt unter dem Vorbehalt des Wider- 
rufs und der Umwandlung des Zuschusses in ein 
Darlehen gemäß Nr. 6 für den Fall, daß der landwlrt- 
schafüiche Arbeitnehmer beim Bau oder Kauf nicht 
weitere zehn, bei baulichen Verbessenmgen nicht 
weitere fünf Jahre hauptberuflicher landwirtschaftli- 
cher Arbeitnehmer bleibt (Bindungsfrist). 

Die Zeit einer Fortbildung oder Umschulung in einem 
landwirtschaftlichen Beruf wird als hauptberufliche 
landwirtschaftliche Tätigkeit anerkannt, wenn Art 
und Dauer der Maßnahme durch eine Bescheinigung 
der zuständigen Stelle nachgevriesen werden. 

Der landwirtschaf Üiche Arbeitnehmer muß bei Bezug 
des Familienheims oder der Eigentumswohnung ver- 
heiratet sein und darf im Zeitpunkt des Eingangs des 
Antrags bei der nach Landesrecht zuständigen Stelle 
das 55. Lebensjahr -* bei baulicher Verbessenmg das 
60. Lebensjahr — nicht vollendet haben. Bei weibli- 
chen landwirtschafUichen Aibeitnehmem tritt an die 
Stelle des 55. das 50. und an die Stelle des 60. das 
55, Lebensjahr. 

Das Jahreseinkommen darf die Einkommens grenze 
des § 25 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes nicht 
überschreiten. 


A3 

Unverheiratete landwirtschaftliche Arbeitnehmer 
sind verheirateten gleichzustellen, wenn sie im übri- 
gen die Voraussetzungen nach Nm. 3.1, 3.2, 4.1 tmd 
4.2 erfüllen und mit mindestens einem ihnen gegen- 
über unterhaltsberecbügten Angehörigen m häusll^ 
Cher Gemeinschaft leben. 


A4 

Landwirtschaftliche Arbeitnehmer werden nur geför- 
dert, wenn ihr Arbeitsplatz in ihrem jetzigen Betrieb 
voraussichtlich auf Dauer gesichert ist oder die für den 
Fall des Verlustes ihres jetzigen Arbeitsplatzes in 
zumutbarer Entfernung von ihrer Wohnung aller Vor- 
aussicht nach wieder Arbeit als landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer im Sinne dieser Grundsätze finden 
werden. Als Dauer gilt beim Bau oder Kauf ein 
Zeitraum von mindestens zehn Jahren, bei baulichen 
Verbesserungen ein solcher von mindestens fünf 
Jahren. 
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5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
5.1 

Die Förderung besteht in der Gewährung eines ein- 
maligen Zuschusses. 

Die nach diesen Grundsätzen gewahrten Zuschüsse 
sind keine öffentlichen Mittel ira Sinne des § 6 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes. 


5.2 

Mindestens 10 % der Gestehungskosten müssen 
durch bare oder unbare Eigenleistungen gedeckt 
werden. Unbare Leistungen dürfen nur bis zu 80 % der 
im Kostenvoranschlag veranschlagten Untemeh- 
mensleistungen als Eigenleistung anerkannt werden. 
Auf Eigenleistungen werden keine Zuwendungen 
gewährt. 


6.3 

Beim Bau und Kauf eines Familienheimes oder einer 

Eigentumswohnung beträgt der Zuschuß für landwirt- 
schaftliche Arbeitnehmer, die bei An trag Stellung 

— noch nicht 36 Jahre alt sind, bis zu 30% 
der Gestehungskosten, jedoch nicht mehr als 
50 000 DM. 

— 36 bis 45 Jahre alt sind, bis zu 27% der Geste- 
hungskosten, jedoch nicht mehr als 45 000 DM, 

— 46 bis 55 Jahre alt sind, bis zu 24% der Geste- 
hungskosten, jedoch nicht mehr als 40 000 DM. 


5.4 

Der Zuschuß nach Nr. 5,3 erhöht sich für jedes Kind 
um 3 000 DM. Zu berücksichtigen sind die Kinder, für 
die der landwirtschaftliche Arbeitnehmer bei Antiag- 
stellung Anspruch auf Kindergeld nach dem Bundes- 
klndergeldgesetz oder auf eine das Kindergeld aus- 
schließende Leistung für Kinder hat. 

Erhöht sich die Zahl der zu berücksichtigenden Kin- 
der beim Bau bis zum Ablauf des dritten Monats nach 
Bezugsfertigslellung oder beim Kauf bis zum Ablauf 
des dritten Monats nach Eigen himsüb er gang oder 
davor liegendem Bezug, so ist der Zuschuß auf Antrag 
entsprechend zu erhöhen. 

Bei der baulichen Verbesserung eines Familienhei- 
mes oder einer Eigentumswohnung beträgt der 
Ziischufl bis zu 50% der Gestehungskosten, jedoch 
nicht mehr als 10 000 DM. 


6.5 

Gestehungskosten sind 

— beim Bau die Gesamtkosten im Sinne der §§ 5 bis 
11a der Zweiten Berechnungsverordnung, 


— beim Kauf der Kaufpreis einschließlich Erwerbsko- 
sten sowie die Kosten der eventuell nach Nr. 2.2 
notwendigen baulichen Verbesserungen, 

— bei baulichen Verbesserungen die Kosten der 
notwendigen Aufwendungen. 

Die Gestehungskosten schließen die Mehrwertsteuer 
ein. 


6. Sonstige Zuwendungsbestimniungen 
6.1 

Der Zuschuß ist nach Maßgabe von Nm. 6.2 bis 6.4 in 
ein Darlehen umzuwandeln, wenn der Zuschußemp- 
fänger innerhalb der Bindungsfrist seine Tätigkeit als 
hauptberuflicher landwirtschaftlicher Arbeitnehmer 
aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht nur 
vorübergehend (länger als ein halbes Jahr) aufgibt. 


6.2 

Ist der Zuschuß wegen Aufgabe der hauptberuflichen 
landwirtschaftlichen Tätigkeit in ein Darieben umzu- 
wandeln, beträgt das Darlehen 

— beim Bau und Kauf eines Familienheimes oder 
einer Eigentumswohnung 100% des Zuschusses, 
wenn der Zuschußempfänger seine Tätigkeit als 
hauptberuflicher landwirtschaftlicher Arbeitneh- 
mer weniger als fünf Kalenderjahre ununterbro- 
chen ausgeübt hat? das Darlehen verringert sich 
mit jedem weiteren Jahr der Tätigkeit als hauptbe- 
ruflicher landwirtschaftlicher Arbeitnehmer um 
15 % bis herab auf 25 %. weim der Zuwendimgs- 
empfänger im zehnten Jahr ausscheidet; 

— bei baulichen Verbesserungen eines Familienhei- 
mes oder einer Eigentumswohnung 100% des 
Zuschusses, wenn der Zuschußempfänger seine 
Tätigkeit als hauptberuflicher landwirtschaftlicher 
Arbeitnehmer weniger als drei KaJendeijaJxre 
ununterbrochen ausgeübt hat? das Darlehen ver- 
ringert sich mit jedem weiteren Jahr der Tätigkeit 
als landwirtschaftlicher Aibeitnefamer um 20 % bis 
herab auf 60%. wenn der Zuschußempfänger im 
fünften Jahr ausscheidet. 


6.3 

Die Laufzeit des Darlehens nach Nr. 6.2 beginnt mit 
dem auf den Eintritt des Umwandlungsgrunds folgen- 
den Vierteljahiesersten, Der jeweilige Darlehensbe- 
trag ist mit 6% zu verzinsen und unter Zuwachs der 
ersparten Zinsen mit 2 % zu tilgen. 


6.4 

Während der Bindungsfrist, längstens jedoch bis zum 
Erreichen des Renlenalters oder bis zu einer etwaigen 
Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit, ist der Zuschuß- 
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empfänger veipflichlel nachzuweisen, daß er noch 
landwirtschaftlicher Arbeitnehmer ist. 

Die Bindungsfrist sowie die Fristen in Nr. 6.2 rechnen 
vom Beginn des Jahres, das der vollen Auszahlung des 
Zuschusses folgt. 


Zwe^ Teil 

Grundsätze für die Förderung durch eine 
Anpassungshilfe für ältere landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer 

7. Zuwendungszweck 

7.1 

Durch die Anpassung der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion an den Markt und an rationelle Verfahren 
scheiden auch ältere landwirtschaftliche Arbeitneh- 
mer aus landwirtschaftlichen Unternehmen aus. 

Die Gewährung einer Anpassungshilfe gibt diesen 
AibeiLnehmem eine Hilfe, sich an die neue Situation 
anzupassen. 


8> Zuwendungsempfänger 
8,1 

Landwirtschaftlichen Arbeitnehmem kann eine An- 
passungshilfe gewährt werden. 


8.2 

Als landwirtschaftlicher Arbeitnehmer (Nr. 8,1) gilt, 
wer als Arbeiter oder Angestellter in den dem Aus- 
scheiden aus dem JandvrirtschafÜichen Arbeitsver- 
hältnis vorangegangenen 120 Kalendermonaten min- 
destens 90 Monate in landwirtschaftlichen Unterneh- 
men im Sinne des § 1 Abs. 3 und Abs. 3 a des Gesetzes 
über eine Allershilfe für Landwirte rentenversiche- 
rungspElichtig beschäftigt war. 

ln den neuen Bundesländern gelten die vorgenannten 
Voraussetzungen als erfüllt, wenn es sich um eine 
Tätigkeit als Arbeitnehmer im Sinne des § 249c 
Abs. 22 Arbeitsförderungsgesetz handelt oder der 
Arbeitnehmer in einem landwirtschaftlichen Unter- 
nehmen im Sinne des § 2 Abs. 1, 2 und 3 des Zweiten 
Gesetzes über die Krankenversicherung der Land- 
wirte (KVGL 1989) beschäftigt war. 


9. Zuwendungsvoraussetzungen 

9.1 

Die AnpassungshiKe kann einem landwirtschaftli- 
chen Arbeitnehmer gewährt werden, der 


9.1,1 

seinen Arbeitsplatz auf Veranlassung seines Arbeit- 
gebers im Rahmen von Maßnahmen zur Produktions- 
einschränkung oder rationelleren Gestaltung oder 
Stillegung eines landwirtschaftlichen Betriebes oder 
Teilen eines landwirtschaftlichen Betriebes in erheb- 
lichem Umfang {vgl. Nr 9.3) aufgeben muß, 


9 . 1.2 

im Zeitpunkt des Ausscheidens aus diesem Betrieb 

— in diesem Betrieb in den letzten drei Jahren 
mindestens 24 Kalendermonate rentenversiche- 
rungspflichtig beschäftigt war, 

— das 50,, jedoch nicht das 65. Lebensjahr vollendet 
hat, 

— keine der folgenden Renten bezog: 

• Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkett 
oder wegen Alters aus der gesefzüc/ien Renten- 
versicherung, 

• AifersgeM, vorzeitiges A/fersgeid, Landabgabe- 
rente nach dem Gesetz über eine AltershMfe für 
Landwirte als ehemaliger landwirtscha/tJJcher 
Unternehmer oder mJtiiei/ender FamHIenange- 
hörlger, 

• ProdukUonsaufgaberente nach dem Gesetz zur 
Förderung der Einstellung der landwirtschaftli- 
chen ErwerbstätJgkeit aJs ehemaliger landwirt- 
schaftlicher Unternehmer, 

• Ausgleichsgeld nach dem Gesetz zur Förderung 
der Einstellung der landwirtschaftlichen Er- 
werbstätig kelt als ehemaliger Arbeitnehmer 
oder mlthelfender Familienangehöriger, 

— kein Vorruhestands- oder AJtersübergangsgeJd 
bezog. 


g.1.3 

künftig seinen Lebensunterhalt aus außerlandwirt- 
schafüicher ErwerbsLäligkeit bestreitet oder 


9.1.4 

nach dem Ausscheiden aus dem landwirtschaftlichen 
Aibeilsverhältnis arbeitslos gemeldet ist. 


9.2 

Nimmt ein Berechtigter an einer vom Arbeitsamt 
geförderten Aibeitsbeschaffungsmaßnahme teil, so 
verliert er seinen Anspruch auf Anpassungshilfe wäh- 
rend der Teilnahme auch dann nicht, wenn diese 
Maßnahme im landwirtschaftlichen Bereich durchge- 
fübrt wird. Die Höhe der Anpassungshilfe richtet sich 
während der Teilnahme an einer Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahme nach Nr. 10.2.3. 
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In allen anderen Fällen ruht bei vorübergehender 
Aufnahme einer landwirtschaftlichen Erwerbslätig- 
keit der Anspruch auf Anpassungshilfe während der 
Dauer dieser Beschäftigung. 


9.3 

Rationellere Gestaltung, Produkhonseinschrärikung 
oder Stillegung von Teilen eines Betriebes in erhebli- 
chem Umfang (vgl. Nr. 9.1,1) liegt von wenn sie zu. 
einer Verringerung des Arbeitseinsatzes im Betrieb 
fühlt, die mindestens 50% der taiifvertragllchen 
Arbeitszeit eines landwirtschaftlichen Arbeitnehmers 
entspricht. 


10. Art und Höhe der Zuwendungen 

10.1 

Der Monatsbetrag der Anpassungshilfe beträgt höch- 
stens: 

bei Arbeitslosigkeit bei außerlandwirt- 
schaftlicher 
Erwerbstätigkeit 

(Nr. 9.1.4) (Nr. 9.1.3) 

— DM — 

im 1. und 2. Jahr 500 300 

im 3. bis 5. Jahr 400 240 

im 6. bis 10. Jahr 300 — 

im 11. bis 15. Jahr 200 — 

nach dem Ausscheiden aus dem landwirtschaftlichen 
Betrieb, mindestens jedoch 200 DM. 


10 . 1.1 

In den neuen Bundesländern beträgt der Monats be- 
trag der Anpassimgshilfe höchstens: 

bei Arbeitslosigkeil bei außerland wirt- 
schaftlicher 
Erwerbs tä ti gk ei t 
(Nr. 9.1.3) 

— DM — 

350 210 

280 170 

210 — 

140 — 

S nach dem Ausscheiden aus dem landwirtschaftlichen 
m Betrieb, mindestens jedoch 140 DM. 


10.2 

Für die Berechnung des Monatsbetrages gelten 
jeweils die Verhältnisse am Monatsersten. 


10 . 2.1 

Bei Arbeitslosigkeil wird der Monalsbetrag der 
Anpassungshilfe in Höhe des Betrages gewährt, um 
den das auf volle Deutsche Mark nach unten abgerun- 
dete monatliche Einkommen des ehemaligen land- 
vrirtschaftlichen Arbeitnehmers niedriger ist als 

— 50 % des früheren Bruttomonatsentgelts bei Nicht- 
verhelraleten, 

— 55 % des früheren Bruttomonatsenlgelts bei Ver- 
heirateten. 

Für Berechtigte, die mindestens ein Kind im Sinne des 
§ 32 Absätze 1. 4 und 5 des Emkommensteuergesetzes 
haben, erhöhen sich die vorgenannten Prozentsätze 
um jeweils zehn Prozentpunkte. 


10.2.2 

Als Einkommen ün Sinne der Nr. 10.2.1 gelten 

— Arbeitslosengeld, 

— Arbeitslosenhilfe, 

— Einkommen aus selbständiger und unselbständi- 
ger Tätigkeit, soweit die Geringfügigkeitsgrenze 
des § 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
überschritten wird. 


10 . 2.3 

Bei außerlandwirlschafüicher Tätigkeit wird der 
Monatsbetiag der Anpassungshilfe in Höhe des Betra- 
ges gewählt, um den das neue Netlomonatsentgelt 
niedriger ist als 

— 65 % des trüberen BrutlomonaLsenlgelts bei Nicht- 
verheirateten, 

— 70% des früheren Bnittomonatsentgelts bei Ver- 
heirateten. 

Für Berechtigte, die mindestens ein Kind im Sinne des 
§ 32 Absätze 1 , 4 und 5 des Einkommensteuergesetzes 
haben, erhöhen sich die vorgenannten Prozentsätze 
uro jeweils fünf Prozentpunkte. 


10.3 

Die Anpassungshilfe wird nachträglich frühestens 
zum 1. Juni eines jeden Jahres für den zurückliegen- 
den Berechtigungszeitrauin in einer Summe ausge- 
zahlt. Den Berechtigten kann für den zurückliegen- 
den Berechllgungszeitraum auf Antrag ein Abschlag 
auf die zum 1. Juni eines jeden Jahres zu gewährende 
Anpassungshilfe gezahlt werden. 


10.4 

Die Anpassungshilfe wird bis zum Bezug einer Rente g 
(Nr. 9.1.2) — im Falle einer Rente y/egen Alters jedoch S 
nur einer Vollrenle — bzw. bis zur Vollendung des £ 
65. Lebensjahres gezahlt, bei außeriandwirlschaflli- 


(Nr. 9.1.4) 

s im 1. und 2. Jahr 
^ im 3. bis 5. Jahr 
S im 6. bis 10. Jahr 
£ im 11. bis 15. Jahr 


86 


Deutscher Bundestag — 12, Wahlperiode 


Drucksache 12/4207 


eher Erwerbs tätig keil (Nr. 9.1.3) für maximal fünf 
Jahre. 


10*6 

Der Monat des Ausscheidens aus dem landwirtschaft- 
Ucheo Arbeitsverhäitnis und der Monat, in dem das 
65. Lebensjahr vollendet wird, gelten als volle Kalen- 
dennonate. 


11* Verfahren 
11.1 

Die Anpassungshilfe wird jährlich auf Antrag 
gewährt. 


11*2 

Die Anpassungshilfe kann erstmals innerhalb des 
Jahres nach dem Ausscheiden aus dem landwirt- 
schaftlichen Arbeitsverhältois beantragt werdem in 
den Folgejahren ist siejeweils spätestens zum 1. April 
zu beantragen. 


12. Übergangsregelung 
12,1 

Für die Berechnung und Bewilligung der Anpas- 
sungshilfe sind die Förderungsgrundsatze zum Zeit- 
punkt des Antragseinganges maßgeblich. 


Grundsätze für die Gewährung einer 
Umstellungshüfe 

1, Zuwendungszweck 

Zur Erschließung zusälzheher Einkommensmöglich- 
keiten können Landwirte, die ihren landwirtschaftli- 
chen Betrieb auf eine Bewirlschaftungsweise mit 
geringerem Arbeitsbedarf umstellen und an einer 
beruflichen Umschulung teilnehmen, gefördert wer- 
den. 


2, Gegenstand der Förderung 

Gewährung einer Ums t eil ungs hilf e während der Teil- 
nahme an einer beruflichen Bildungsmaßnahme mit 
einem staatlich anerkaimten oder einem gleichwerti- 
gen Abschluß auf Gesellen-, Facharbeiter- oder 
Gehilfenebene für einen auflerlandwirtschaftlichen 
Beruf oder für einen von der Arbeitsverwallung ent- 
sprechend dem regionalen Bedarf vorgeschlagenen 
Beruf zur Erleichterung der betrieblichen Umstellung 
des landwirtschaftlichen Betriebs. 


3. Zuwendungsempfänger 

Landwirte, die zum Zeitpunkt der Antragstellung 
lajidwirtschafüicher Unternehmer im Sinne des § 1 
Abs. 3 oder 3 a des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte (GAL) sowie des § 2 Absatz 1 Nr. 1 und 
Absätze 2 und 3 des zweiten Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte (KVLG 1989) _ 
sind* Die nach Landes/echi zuständige Behörde kann = 
in begründeten AtisnahmefoUen ansteUe des Be- = 
iriebsleiters den Hofnachfolger, der außerhalb eines s 
renfenversic/ieningsp/iichf/gen ßeschd/iigungsver- S 
häilnisses hauptberuflich im Unternehmen tätig Ist, S 
fördern. = 


4, Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1 

Eine Umslellungshiife kann gewährt werden, werm 


4.1.1 

der Antragsteller (Nr. 3) als landwirtschaftlicher 
Unternehmer einen landwiitschaftlichen Betrieb im 
Hauplerwerb (vgl. Nr. 3.1 der Grundsätze für die 
Förderung von einzelbelrieblichen Investitionen in 
der Landwirtschaft) führt, oder außerhalb eines ren- g 
ienversicherungspnichtigen Beschäftigungsverhält- = 
nissea hauptberuflich im Unternehmen tätig isL s 


4*1.2 

nach Beratung durch die nach Landesrecht zustän- 
dige Behörde ein UmslcUungsplan (Nr. 4.2) erstellt 
wurde. 


4,1.3 

durch das örtlich zuständige Arbeitsamt eine Bera- 
hmg erfolgte und die persönliche Eignung des 
Antragstellers sowie die arbeitsmarktpoUtlsche 
Zweckmäßigkeit des angestrebten Berufs festgestelll 
wurden, 


4,1 A 

der Antragsteller an der vom Arbeitsamt vorgeschJa- 
genen beruflichen Bildungsmaßnahme nach Nr. 2 
teilnimmt und 


4,1.5 

sich der Antragsteller verpflichtet, im Anschluß an den 
Förderungszeilraum eine die Beitragspflicht zur 
Arbeitslosenversicherung begründende Beschäfti- 
gung oder eine selbständige Tätigkeit aufzimeh- 
men. 
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4^ 

Der Umstellungsplan enthält Maßnahmen zur Anpas- 
sung der betrieblichen Organisation und Produktion 
an einen verringerten Arbeitskräfteeinsalz. 

Die betrieblichen Umstellungsmaßnahmen sind ent- 
sprechend dem Umstellungsplan möglichst während 
der beruflichen Bildungsmaßnahme durchzuführen. 


4^ 

Eine Fördenmg ist ausgeschlossen, soweit vergleich- 
bare tmterhaltssichemde Leistungen nach anderen 
.gesetzlichen Vorschriften gewährt werden. 


5. Art und Höhe der Zuwendung 

6.1 

Der Monatsbetrag der Umstellungshilfe beträgt 
650 DM, in den neuen Bundesländern 510 DM. 


6^ 

Für Berechtigte erhöht sich der in Nr. 5, 1 genannte 
Betrag um 150 DM, in den neuen Bundesländern um 
90 DM, furjedesKindim Sinne des §32 Abs. 1,4 und 5 
des Einkormnensteuergesetzes. 


as 

Die Urastellungshilfe wird als Zuschuß gewährt. 


5.4 

Die im unmiltelbaien Zusammenhang mit der Teil- 
nahme an der beruflichen BUdungsmaßnahme (Nr. 2) 
entstehenden notwendigen Sachkosten können nur in 
Höhe der nachgewiesenen Kosten erstattet werden, 
soweit sie nicht durch das Arbeitsamt nach den 
Vorschriften des Arbeitsförderungsgesetzes getragen 
werden. 


6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

e.1 

Die Umstellungshilfe wird auf Antrag für die Dauer 
der Teilnahme an der vorgeschJageoen beruflichen 
Büdungsmaßnahme gewährt. Zur Dauer der Bü- 
dungsmaßnahme zählen auch Wartezeiten bis zum 
Beginn der Prüfungen und Prüfuhgszeiten bis zum 
Ende der Prüfungen. 


6 ^ 

Die Auszahlung der UmslellungshiMe erfolgt in 
Monatsheträgeo jeweils zum Beginn eines Monats. 
Beginnt oder endet eine Bildungsmaßnahine im Laufe 
eines Monats, so wird der volle Monatsbelrag ge- 
zahlt. 


6.3 

Die SachkosLenerslaltung (Nr. 5.4) erfolgtauf beson- 
deren Antrag, wenn ein Ablehnungsbescheid des 
Arbeitsamts vorliegt. 


6.4 

Soweit bei Maßnahmen nach Nr, 4.2 Investitionen 
getätigt werden müssen, schließt die Gewährung 
einer Umsteilungshilfe eine Förderung nach anderen 
Förderungsgrundsätzen dieses Rahmenplans nicht 
aus. 


Grundsätze für dfe Förderung von Maßnahmen 
zur Erhöhung der Sicherheit an den Küsten der 
Nord- und Ostsee sowie an den fließenden 
oberirdischen Gewässern im Tidegebfet gegen 
Sturmfluten (Küstenschutz) 

1. Zuwendungszweck 

Küstenschutzmaßnahmeji sind 


1.1 

Vorarbeiten, 


1_2 

Neubau, Verstärkung und Erhöhung von Hochwas- 
serschutzwerken an der Küste, auf den Inseln und an 
den WasserJäufen im Tidegebiet einschließlich not- 
wendiger Befestigungsarbeiten und des Baues von 
Deichverteidigungswegen in einer Breite von 3,0 ra, in 
besonders begründeten Ausnahmefällen bis zu 
4.50 m; 


1.3 

Sperrwerke und sonstige Bauwerke in der Hochwas- 
serschutzlinie an der Küste, 


1.4 

der Bau von Buhnen und ähnlichen Anlagen, 
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1.5 

Vorlandarbeiten vor schaiUegenden Seedeichen in 
einer Tiefe von 400 m. 


2. Gegenstand der Förderung 

2,1 

Die Fördermittel können zur Finanzierung der unter 
Nr. 1 genannten Maßnahmen verwendet werden. 


2,1,1 

Die Kosten für Bauentwürfe* Bauoberleilung und 
örtliche Bauleitung der unter Nr. 1 genannten Maß- 
nahmen sind Bestandteile der Ausführungskosten 
und förderungsfähig. 


2,1,2 

ln Folge der Ausführung von Küstenschutzmaßn ah- 
men notwendige Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Land schaftsp Oege sind förderungsfähig. 


2,2 

Eingeschränkte Förderung 


2 , 2.1 

Vorarbeiten sind nur Zweckforschungen, Untersu- 
chungen und Erhebungen, soweit es keine gewässer- 
kundhchen Daueraufgaben sind. Sie werden geför- 
dert, wenn sie den unter Nr. 1 genannten Verwen- 
dungszwecken dienen. 


2.2,2 

Deichverteidigungswege können nur insoweit geför- 
dert werden, als sie im Zusammenhang mit einer unter 
Nr. 1 genannten Maßnahme erforderlich sind. Die 
Förderung darf nicht dazu führen, daß andere Wege- 
baulaslträger entlastet werden. 


2 . 2.3 

Der Neubau von Hochwasserschulzwerken an der 
Küste, für die ökologisch wertvolle Flächen benötigt 
werden, ist nur förderungsfähig, 

— soweit die notwendige Sicherheit nicht durch 
andere vertretbare Maßnahmen erreicht werden 
kann. 


— wenn im Fachplan oder in einem landschaftspfle- 
gerischen Begleitplan festgelegt ist, daß die einge- 
deichten Flächen, die ökologisch besonders wert- 
voll sind, grundsätzlich zu Ersatzbiotopen (Schutz- 
zonen) gestaltet bzw. entwickelt werden. Bisher 
bereits landwirtschaftlich genutzte Flächen blei- 
ben davon unberührt. 


2 . 2.4 

Notwendiger Grunderwerb ist für die unter Nr. 1 
genannten Maßnahmen förderungsfähig. 

Bei Vordeichungen ist vor dem Kauf von Grundstük- 
ken Einvernehmen mit dem BML herzustellen. 


22,5 

Unbare Leistungen (Hand- und Spanndienste der 
Beteiligten) sind bis zu dem Aufwand förderungsfä- 
hig, der sich bei der Vergabe der Arbeiten an einen 
Unternehmer ergeben würde, abzüglich eines ange- 
messenen Untemehmerzuschlages. Sachleistungen 
dürfen höchstens mit 80 % der für diese Leistungen zu 
angemessenen Preisen veranschlagten Kosten be- 
rücksichtigt werden. 


2 . 2.6 

Werkzeug und Kleingerate, die für Regiearbeiten 
verbraucht werden, sind förderungsfähig. 


Z2J 

Nebeneinkünfte, die bei einem geförderten Bauvor- 
haben für den Träger wiederkehrend zu erwarten 
sind, sind bei der finanziellen Förderung angemessen 
zu berücksichtigen. 


223 

Veräußerungsgewinne aus dem Verkauf neu einge- 
deichter Flächen sind von den förderungsfähigen 
Kosten abzusetzen oder zur Finanzierung einer ande- 
ren Küstenschutzmaßnahme zu verwenden. 


22.9 

Belriebsgebäüde, Bauhöfe. Dienst- und Werkdienst- 
wohnungen und Garagen sind nur förderungsfähig, 
soweit sie in einem räumlichen imd funktionellen 
Zusammenhang mit dem Vorhaben stehen und für 
dieses zwingend erforderlich sind. 
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23 

Von der Förderung sind ausgeschlossen 


23*1 

Schöpfwerke aller Art und Größe, Entwässerungen, 
Bewässerungen, landbautechnische MaJlnahraen und 
der Bau von ländlichen Wegen; 


233 

der Bau von Verwaltungsgebäuden; 


233 

die Beschaffung von Kraftfahrzeugen, Geräten für die 
Bauausführung und Fachliteratur; 


234 

Unterhaltung und spätere Pflegearbeiten von Küsten- 
schutzmaJSnahmen sowie das dazu benötigte Mate- 
rial. 


3. Zuwendungsempfänger 
31 

Träger der Vorhaben (Begünstigte) können sein das 
Land und Köiperschaiten des öffentlichen Rechts, 
ausgenommen Teilnehmexgemeinschaften nach dem 
Plurbereinlgxmgsgesetz, 


33 

Die Träger der Vorhaben dürfen die Fördermittel 
nicht an natürliche Personen und juristische Personen 
des Privatrechls weitergeben oder auslelhem 


33 

Träger für den Bau von Deichverteldigimgswegen 
muß die gleiche öffentlich-rechtliche Körperschaft 
sein, die die HaupEmaßnahme ausfühxE. 


4. Zuwendungsvoraussetzungen 

4,1 

Die Förderung von Investitionen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, daß die geför- 
derten 

— Grundstücke, Bauten und baulichen Anlagen 
innerhalb einer Frist von zwölf Jahren ab Fertig- 
stellung, 


— technische Einrichtungen. Maschinen und Geräte 
innerhalb einer Frist von fünf Jahren ab Liefe- 
mng 

veräußert oder nicht mehr dem Verwendungszweck 
entsprechend verwendet werden. 


43 

Werden durch Küstenschulzmaßnahmen andere Bau- 
maßnahmen zwingend notwendig, so können diese 
im unabwendbar erforderlichen Umfang ebenfalls 
gefördert werden (Veranlässungsprlnzip). Dabei sind 
Vorteile Dritter durch Beiträge angemessen zu 
berücksichtigen. 


4.3 

Bei Maßnahmen des Küstenschutzes und bei sonsti- 
gen wösseiwirtschaftlichen und kulturbautechni- 
sehen Maßnahmen ist in allen Fallen eine sachliche 
Trermung vorzunehmen. 


4,4 

Die landschaftsökologischen Wirkungen der Maß- 
nahmen sind zu beachten. 


5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
5,1 

Bei der Errrultlung der förderungsfähigen Kosten ist 
von den Baukosten auszugehen, die nach Abzug von 
Leistungen Dritter auf Grund besonderer VerpQich- 
hingen und der übrigen nichtfördeningsf^gen 
Kosten noch verbleiben. 


53 

Der Begünstigte darf nicht geringer belastet werden, 
als ihm unter Berücksichtigung aller Vorteile zugemu- 
tet werden kam, Eigenleistungen des Begünstigten 
sind bare Eigenmittel, Darlehen und der Wert der 
unbaren Leistungen. 


63 

Die Förderung durch Zuschüsse soll für eine Maß- 
nahme 95 % der förderungsfähigen Kosten nicht über- 
steigen. tn begründeten Ausnahmefällen kaim sie für 
ein Einzelvorhaben bis zu 100% der fördeningsfähi- 
gen Kosten betragen. Ist das Land auf Grund gesetz- 
licher Verpflichtungen Träger des Vorhabens oder zur 
Zahlung der Baukosten verpflichtet, werden 70 % der 
ihm verbleibenden förderungsfähigen Kosten vom 
Bund erstattet. 
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Gmndsätze für die Förderung zur 
Wiedereinrichtung und Modernisierung 
bäuerlicher Familienbetriebe im Haupterwerb 

(Diese Grundsätze gellen in den neuen Bundeslän- 
dern.) 


1. Zuwendungszweck 

Zur Unterstützung einer beständigen Entwicklung 
der Landwirtschaft im Haupterwerb können investive 
Maßnahmen gefördert werden, die der Wiederein- 
richtung bäuerlicher Familienbetriebe und der Mo- 
dernisierung bestehender Betriebe durch Verbesse- 
rung der Produktions- und Arbeitsbedingungen die- 
nen. Durch die Förderung sollen insbesondere 

— die Wiedereinrichlung leistungs- und wettbe- 
werbsfähiger Betriebe, die es dem Betriebsinhaber 
ermöglichen, aus dem Betrieb für sich und seine 
Familie ein dauerhaft ausreichendes Einkommen 
zu erzielen, unterslüLzt werden, 

— die strukturelle Weiterentwicklung bestehender 
Betriebe gewähileislel, deren Leistungsfähigkeit 
gesteigert und dadurch 

— das landwirtschaftliche Einkommen verbessert 
oder stabilisiert werden. 

Dabei sollen auch die dauerhafte Erhaltung der natür- 
lichen Ressourcen der Landwirtschaft sowie die Ziele 
und Erfordernisse des Umwelt- und Tierschutzes 
berücksichtigt werden. 


3L Gegenstand der Förderung 
ZI 

Betriebliche Investitionen 


Z1.1 

Förderungsfähig sind betriebliche Investitionen 

— zur Senkung der Produktionskosten und Verbesse- 
nmg der Arbeitsbedingungen, 

— zur qualitativen Verbesserung und Umsleliung der 
Erzeugung nach Maßgabe der Marklbedürinisse, 

— zur Hnergieeinsparung und zur Energieumstcl- 
lung auf umweltverträglichere Energiearten, 

— zur Verbesserung der natürlichen Produktionsbe- 
dingungen des Pflanzenbaus, 

— zur Direktvermaiktung von selbsterzeugten land- 
und forstwirtschaftlichen Erzeugnissen, 

— im Bereich Freizeit und Erholung, soweit diese 
Investitionen infolge der Anpassung land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe an die Marklent- 
wicklung und zur Weilerführung des Betriebes 
erforderlich sind. 


Weitere Investitionen 

— im Hinblick auf den Schutz und die Verbesserung 
der Umwelt und 

— im Hinblick auf die Verbesserung des Tierschut- 
zes, 

sind förderungsfähig, sofern diese im Zusammenhang 
mit betrieblichen Investitionen zur Wiedexeinrichtung 
oder Modernisierung erfolgen. 


2 , 1.2 

nicht besetzt 


2.14 

Förderungsfähig sind auch 

— die Erslbeschaffung von mobilen und stationären 
Maschinen und Ausrüstungsgegensländen, außer 
von gebrauchten mobilen Maschinen, die älter als 
fünf Jahre sind, 

— die Erstbeschaffung von lebendem Inventar mit 
Ausnahme von Schweinen, Geflügel, SchJachtkäl- 
bem und Schafen, 

— InvestiÜonenfürRebanJagen auf Flächen, die nach 
dem 1. September 1970gerodet wurden und für die 
ein Wiederbepflanzungsrecht nach der VO (EWG) 
Nr, 3577/90 des Rates vom 4. Dezember 1990, 
Anhang XB Punkt 11.3 besteht, 

— die Kosten für die Erstellung des Wiedereinrich- 
tungsplanes oder des Modemisierungsplanes. 

— die jeweils geltenden Belreuungsgebühren für 
Architekten, Ingenieure und Betreuer. 


22 Eingeschränkte Förderung 
22,1 

Investitionen in der Schweineproduküon können nur 
im Rahmen der jeweils geltenden Bestimmungen der 
Verordnung (EWG) Nr. 2328/91 des Rates vom 15. Juh 
1991 zur Verbesserung der Effizienz der Agrarstruktur 
(ABI. der EG Nr. L 218 vom 6. August 1991) gefördert 
werden. 

Bei der Umsleliung von Mastschweine- auf Sauenhal- 
tung entspricht der für eine Zuchtsau erforderliche 
Platz dem für 6,5 Mastschweine. 

Im Falle der Wiedereinrichtung eines landwirtschaft- 
lichen Betriebs gelten die für diesen Bereich vorgese- 
henen Bedingungen der Verordnung nicht, wenn die 
Wiedereinlichtung aus der Umstrukturierung land- 
vrirtschafüicher Unternehmen in Form juristischer 
Personen hervorgeht und die Zahl der vorher in diesen 
Unternehmen vorhandenen Mastschweineplätze ins- 
gesamt nicht überschritten wird. 
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90 9 

EnveilerungsiBvestitionen in der Rindfleischerzeu- 
gung werden nur gefördert, wenn im Zieljahr der 
Besatz mit Fleischrindem drei Großvieheinheiten 
(GVE) je Hektar der für die Ernährung dieser Rinder 
benötigten Gesamtfulteranbauflache nicht über- 
steigt. 

Inveshtioneu im Bereich der Rindvieh- und Schweine- 
haltung dürfen außerdem nur gefördert werden, weim 
nach Durchführung der Maßnahmen für die im 
Betrieb anfallenden Exkremente eine Lagerkapazität 
von grundsätzlich sechs Monaten vorhanden ist. 


2^3 

Investitionen im Bereich der Milchkuhhaltung kön- 
nen gefördert werden, wenn 

— zum Zeitpunkt der AntragsteUung nicht mehr als 
40Küheje AK und 60 Küheje Betrieb gehalten und 
diese Grenzen durch die Investition nicht üh^- 
schritten werden. 

Im Falle der Wiedereinrichtung eines landwirt- 
schaftlichen Betriebs ist eine Überschreitung 
zulässig, wenn die Wiedereinrichtung aus der 
Umstrukturierung landwirtschaftlicher Unterneh- 
men in Form juristischer Personen hervorgehl und 
die Zahl der vorher in diesen Unternehmen vor- 
handenen Milchkühe insgesamt nicht überschrit- 
ten wild; 

— derBetiiebzumZeitpunktderAntragstellungüber 
mehr als 30 % Dauergrünland oder mehr als 50 % 
HauptfutterOache verfügt, die nach Landesrecht 
zuständige Behörde kann in begründeten Einzel- 
fällen Ausnahmen zulassen; 

— die Investition im Rahmen der zum Zeitpunkt der 
AntragsteUung jeweils vorhandenen Referenz- 
menge des Betriebes zum Zwecke der Wiederein- 
richtung oder Modernisierung erfolgt. 


Z2A 

Investitionen im Bereich der Tierhaltung werden nur 
gefördert, wenn die einzelbetiiebliche Nährstoffbi- 
lanz keinen Überschuß ergibt Dies wird unterstellt, 
wenn der Viehbesatz im Zieljahr 2,5 Großvieheinhei- 
ten je Hektar landwirtschaftlich genutzter Räche 
nicht übersteigt. Die nach Landesrecht zuständige 
Stelle kann auf der Grundlage einer einzelbetriebli- 
chen Nährstoffbilanzierung unter Berücksichtigung 
überbetrieblich nachgewiesener Ausbringiingsflä- 
chen und anerkannter VerwertungsmÖghchkeiten für 
überschüssige Nährstoffe Ausnahmen zulassen. 

Nach Durchführung der Maßnahmen muß für die im 
Betrieb anfallenden tierischen Exkremente eine 
Lagerkapazitäl für grundsätzlich sechs Monate vor- 
handen sein. 


233 

Investitionen im Bereich der Eier- und Geflügelerzeu- 
gung können nur gefördert werden, wenn und soweit 
sie aufgrund von Auflagen oder Verpflichtungen 
erforderlich sind, welche die öffentliche Hand zum 
Schutz und zur Verbesserung der Umwelt oder zur 
Verbesserung des Tierschutzes vorgesehen hat. Sie 
dürfen jedoch nicht zu einer Produktionssteigerung 
führert 

Bei Maßnahmen zur Verbesserung des Tierschutzes 
ist nur die Erweiterung der Gebäude zur Unterbrin- 
gung der für die gleiche Zahl von Tieren notwendigen 
Batterien förderungsfähig, sofern sie im Zusammen- 
hang mit allgemeinen belriebüchen Investitionen zur 
Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedin- 
gungen erfolgen. 


2 . 2.6 

Die Förderung des Landankaufs kann von der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde nur in begründeten 
Einzelfällen zugelassen werden. 


2.3 

Von der Fördenmg sind ausgeschlossen 


2.3.1 

Investitionen für den Wohnhausbereich sowie Investi- 
tionen in Betriebszweigen, die im Sinne der Steuerge- 
setze als gewerbliche Neben betriebe gelten, und in 
den nicht gewerblichen Nebenbetrieben Substanz- 
betriebe, Sägewerke und Brennereien; förderbar sind 
jedoch Investitionen für Wohnhäuser bei Aussiedlun- 
gen, 

Weiterhin förderbar sind Investitionen 

— für den Beherbergungsbereicb des Betriebszwei- 
ges „Urlaub auf dem BauemhoT', sofern die 
Gesamtzahl von 15 Gästebellen nicht überschrit- 
ten wird, 

— in den gewerblichen Nebenbetrieben „Direktver- 
marktung" und „Freizeit und Erholung*', 

soweit diese nicht im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" oder anderer Förderungsprogramme förderbar 
sind. 


2 . 3.2 

nicht besetzt 


2.3^ 

Anpflanzungen von Apfel-, Bim- und Pfirsichbäumen 
mit Ausnahme von EmeuerungspOanzungen von 
Apfel- und Birnbäumen; 
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Z3.4 

Betreuungsgebühren für eine Beratung in RechtsEra- 
gen: 


24-5 

die Entwässerung und der Tiehimbruch von Grün- 
land, die Umwandlung von Grünland in Acker und 
gegebenenfalls dessen anschließende Entwässerung, 
die Umwandlung von Ödland in landwirtschaftliche 
Nutzfläche und gegebenenfalls deren anschließende 
Entwässerung sowie die Entwässerung von Acker. 


3. Zuwendungsempfänger 


3.1 

Landwirtschaftliche, land- und forstwirtschaftliche 
Unternehmer, deren landwirtschaftlicher Anteil an 
ihrem Gesamleinkommen spätestens im Zieljahr min- 
destens die Hälfte beträgt und deren Arbeitszeit für 
den landwirtschaftlichen Betrieb mehr als die Hälfte 
ihrer Gesamtarbeitszeit ausmacht (Haupterwerb}. 

Pächter, die überwiegend auf gepachteten Flächen 
wirtschaften, müssen Nutzungsverhältnisse von ange- 
messener Dauer, in der Regel von zwölf Jahren, durch 
Vorlage entsprechender Verträge oder auf andere 
Weise nachweisen- 

Forstwirtschaftliche Unternehmer und Unternehmer 
der Binnenfischerei sind diesem Personen kr eis 
gleichgestellt. 

Landwirte, deren Einkommen aus landwirtschaftli- 
chen, forstwirtschaftlichen, touristischen oder hand- 
werklichen Tätigkeiten bzw. ÖflenÜich geförderten 
Leistungen für die Erhaltung des natürlichen Lebens- 
raumes auf ihrem Betrieb mindestens 50% des 
Gesamteinkommens ausmachl und die für deren 
Tätigkeiten außerhalb des Betriebes aufgewendele 
Arbeitszeit weniger als die Hälfte ihrer Gesamtar- 
beitszeit umfaßt. Allerdings darf der unmittelbar aus 
den landwirtschaftlichen Tätigkeiten auf dem Betrieb 
resultierende Anteil des Einkommens 25 % des 
Gesamteinkommens des Landwirts nicht unterschrei- 
ten* 


3*2 

Verpächter, die auf der Grundlage eines Wiederein- 
richtungsplanes/Modemisierungsplanes Investitio- 
nen zugunsten des an einen Haupterwerbslandwirt 
verpachteten Betriebes durchführen. 


34 

nicht besetzt 


3*4 

Juristische Personen, die einen land- und forstwirt- 
schaftlichen Betrieb bewirtschaften und unmiltelbar 
kirchliche, gemeinnützige oder mildtätige Zwecke 
verfolgen. 


4, Zuwendungsvoraussetzungen 
AI 

nicht besetzt 


4 * 1,1 

Der Zuwendungsempfänger raußnach seiner berufli- 
chen Vorbildung und/oder durch angemessene 
Berufserfahrung die Gewähr für eine ordnungsge- 
mäße Bewirtschaftung des Unternehmens bieten. 


4.14 

Eine Starthilfe nach Nr. 5.1.1 kann gewährt werden, 
wenn der Zuwendungsempfänger die Abschlußprü- 
fung in einem Agrarberuf bestanden und eine land- 
wirtschaftliche Fachschule besucht und mit Erfolg 
abgeschlossen hat oder eine gleichwertige Berufsbil- 
dung besitzt. 

Der Nachweis einer ausreichenden beruflichen Qua- 
lifikätion für Zuwendungsempfänger, die zum Zeit- 
punkt der An trag Stellung unter 40 Jahre alt sind, muß 
spätestens zwei Jahre nach Bevrilligung der Star thilf e 
erbracht werden* 

Zuwendungsempfänger, die älter als 40 Jahre sind, 
müssen eine angemessene Berufserfahrung nachwei- 
sen, die sie befähigt, einen landwirtschaftlichen 
Betrieb ordnungsgemäß zu bewirtschaften, 

Betriebsinhaber, die älter als 55 Jahre sind, sind von 
der Gewährung der Starthilfe ausgeschlossen* 


4,2 

nicht besetzt 


44*1 

Die Summe der positiven Einkünfte des Zuwendungs* 
empfängers und seines Ehegatten darf nachweislich 
zum Zeitpunkt der Antragstellung 120 000 DM nicht 
überschritten haben. 
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4 ^^ 

Der Zuwendungsempfänger hat einen Wiedereinrich- 
hingsplan oder einen Modemisienmgsplan Vorzüge- 
gen. Dieser hat eine Laufzeit von vier Jahjen und muß 
enthalten: 

— Die Betriebsdaten für den wiedereinzurichtenden/ 
zu modernisierenden Betrieb mit Darstellung der 
geplanten Belrlebsführung. 

— im Falle der Wiedereinrichtung eine Planimgs- 
redmung über das nach Abschluß der Wiederein- 
richtung zu erwartende Arbeilseinkommeni das 
58 072 DM je AK/Jahi (120% des Referenzein- 
kommens) nicht überschreiten darf? im Falle der 
Modernisierung gilt das Referenzeinkommen zum 
Zeitpunkt der An trag Stellung. 


4,3 

Durch den Wiedereinrichtungsplan/Modernisie- 
rungsplan muß anheuid einer Rentabilitätsberech- 
nung nachgewiesen werden, daß die Investition vom 
Standpunkt der Situation des Betriebes und seiner 
Wirtschaft aus gerechtfertigt ist und seine Durchfüh- 
rung ein dauerhaft ausreichendes Arbeitseinkommen 
je AK in dem Betrieb sicherstem. 

insbesondere muß der Kapilaldienst unter Berück- 
sichtigung der Gesamtsituation des Betriebs sowie 
angemessener Lebenshaltungskosten tragbar sein. 


44 

Die Förderung erfolgt mit der Auflage, daß eine 
ordnungsgemäße betriebswirtschaftliche Buchfüh- 
rung für die Dauer von zehn Jahren, beginnend mit 
dem auf die Bewilligung folgenden Wirtschaftsjahr, 
eingeführt wird. 


5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 
Ö.1 

Die Zuwendungen können in Form von 

— Zinszuschüsseo, 

— Öffentlichen Darlehen und 

— Zuschüssen 
gewährt werden. 


5,1,1 

Die Wiedereinrichtung kann mit einer nicht an eine 
Investition gebundenen Starthilfe in Höhe bis zu 
23 500 DM gefördert werden. 

Die Starthilfe kann in Kooperationen in Form von 
Volifusionen für bis zu drei Haupterwerbslandwirte 
gewährt werden. 


Die Gewährung dieser Starthilfe setzt keine betriebs- 
wirtschafUiche Buchführung voraus. 

Keine Starthilfe erhallen Wiedereinrichter, die eine 
Prämie nach Nr. 23 der Grundsätze für die erstmalige 
Niederlasstmg von Junglandwirten erhalteiL 


5,2 

Die baren und unbaren Eigenleistungen müssen min- 
destens 10% des förderungsfähigen Investitionsvolu- 
mens betragen. Auf Eigenleistungen werden keine 
Zuwendungen gewährt. 


6,3 

Zur Förderung der Wiedereinrichtung und Moderni- 
sierung kann dem Zuwendungsempfänger eine Zins- 
verbilligung für ein Kapitalmarktdarlehen von bis zu 
329 000 DM je AK, max Jedoch nur bis zu 400 000 DM 
je Unternehmen gewährt werden, Kapilalmarktdarle- 
hen unter 30 000 DM oder mit einer Laufzeit von 
weniger als vier Jahren werden nicht verbilligt. 

Die Dauer der Zinsverbilligung beträgt bei Immobi- 
lien bis zu zwanzig Jahren und bei allen übrigen 
Investitionen bis zu zehn Jahren. 

Die Zinsverbilligung kann bis zu 5 % im nicht benach- 
teiligten Gebiet oder bis zu 6% im benachteiligten 
Gebiet betragen. 


64 

Anstelle der Zinsverbilligung nach Nr. 5.3 kann für ein 
Investitionsvolumen bis zu 400 000 DM ein Zuschuß 
gewährt werden. 

Der Zuschuß beträgt: 

— für Immobilien bis zu 25%, in benachteiligten 
Gebieten bis zu 35%, 

— für alle übrigen Investitionen bis zu 20%, in 
benachteiligten Gebieten bis zu 30% der förde- 
rungsfähigen Aufwendung, 

Eigenleistungen nach Nr. 5.2 sowie die öffentlichen 
Darlehen und Zuschüsse werden bei der Ermittlung 
der förderfähigen Aufwendungen nicht berücksich- 
tigt; die Prämie zur erstmaligen Niederlassung für 
Junglandwirte ist dagegen einzubeziehen. 


6,6 

Zusätzlich kann für Gebäude und bauliche Anlagen 
ein öffentliches Darlehen 

— bei Wiedereinrichtung bis zu 160 000 DM je 
Betrieb, 

— bei Modernisierung bis zu 50 000 DM je Betrieb 
gewährt werden. 
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Die nach Landesrecht zuständige Stelle kann in 
begründeten Einzeifällen die Erhöhung des öffentli- 
chen DarJehens 

— bei Wiedereiniichlung auf bis zu 400 000 DM je 
Betrieb, 

— bei Modemisienmg auf bis zu 130 000 DM je 
Betrieb 

zulassen. 

Das öffentliche Dariehen ist mit 1 % zu verzinsen und 
nach vier tUgungsfreien Jahren unter Zuwachs der 
ersparten Zinsen mit 2 % zu tügen. 

Die Jährliche Tilgung ist von der zuständigen obersten 
Landesbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle 
nach Ablauf des neunten Jahres nach Beginn der 
Förderung auf bis zu 5 % des ursprüngtichen Daile- 
hensbetrages zu erhöhen, wenn dies nach Prüfung der 
wirtschaftlichen Entwicklung des Betriebes gerecht- 
fertigt ist* 


5.6 

Außerdem kann für die im ZusannraerLhang mit der 
Wieder einiichtung vorgenommenen baulichen Inve- 
stitionen in grünlandbezogenen Tierhaltungszweigen 
ein weiterer Zuschuß bis zu 50 000 DM gewährt 
werden* 


6,7 

Junglandwiiten nach Teil D der Grundsätze für die 
Förderung von einz el betrieblichen Investitionen in 
der Landwirtschaft kann neben der Zinsverbilligung 
nach Nr. 5.3 ein Zuschuß bis zu 5 % des aufgenomme- 
nen zinsverbilligten Kapitalmarktdalehens oder ne- 
ben dem Zuschuß nach Nr. 5.4 ein Zuschuß von 5% 
der förderungsfähigen Aufwendungen im Sinne von 
Nr. 5.4 gewährt werden, wenn sie 

— zum Zeitpunkt der Antrögstellung unter 40 Jahre 
alt sind und 

— erstmals hauptberuflich einen landwirtschaftli- 
chen Betrieb übernommen haben und landvrirt- 
schaftliche Unternehmen im Sinne des § 1 Abs. 3 
oder Abs* 3a des Gesetzes über eine Allershilfe für 
Landwirte (GAL) oder des § 2 Absatz 1 Nr. 1 und 
Absätze 2 und 3 des zweiten Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte (KVLG 1989) 
geworden sind, und zwar als All ein Unternehmer 
oder Mituntemehmer nur mit ihrem Ehegatten 
oder einen bzw. mehreren anderen Junglandwir- 
ten (erste Niederlassung). 

Die Förderung kann auch durch eine um jeweils einen 
Prozentpunkt höhere Zinsverbilligung anstelle des 
5%igen Zuschusses gemäß Salz 1 erfolgen. 


5*8 

Die Betreuungsgebühren können für Verfahren 
gewährt werden, in denen öffentliche Darlehen ein- 
gesetzt werden oder bei denen das bauliche Investi- 
tionsvolumen mehr als 100 000 DM beträgt. 

Die Gebühren werden als Zuschuß gezahlt und 
berechnen sich nach den in § 8 Abs. 3 Satz 1 der II. 
Berechnungsverordnung in der jeweils gültigen Fas- 
sung genannten Vomhundertsätzen mit einem Zu- 
schlag 

a) von 1,50% bis zu 350 000 DM einschließlich, 

b) von 1,25% bis zu 550 000 DM einschließlich, 

c) von 1,00 % über 550 000 DM. 

Statt des Hochs tbetrages, der sich aus den nach Salz 1 
maßgebenden Kosten und dem Vomhundertsatz der 
entsprechenden Kostens tufe ergibt, darf der Höchst- 
betrag der vorangehenden Kostenstufe gewählt wer- 
den* BerechnungsgrundJage ist das fördemngs fähige 
bauliche Investitionsvolumen einschließlich techni- 
scher Einrichtungen und Erschliessung, jedoch ohne 
ß armebe nk os ten . 


5 , 8,1 

Durch die Gebühr sind die in § 8 Abs. 3 Satz 2 der 
n. Berechnimgsverordnung genannten Zuschläge 
und die Betreuung beim Grundstückserwerb abge- 
gohen. 


5 , 8.2 

Wird die FÖrdenmg des Vorhabens nach Bevrilligung 
der Mittel eingest^L, so können dem Betreuer bis zu 
60% der Betreuung sgebühr belassen werden, wenn 
der Betreuer nachweisl, daß die Einstellung des Vor- 
habens von ihm nicht zu vertreten ist. 


6,03 

Gemäß § 8 Abs. 3 und 4 letzter Satz der IT. Berech- 
nungsverordnung darf neben dem Höchstbetrag die 
Umsatzsteuer angeselzt werden* 


5,9 

Die angemessenen Kosten für die Erstellung des 
Wiedereinrichtungs- oder Modemisierungsplanes 
werden in Höhe von 60% als Zuschuß gewährt. 


6,10 

Für Schutzpflanzungen und sonstige landschaftsver- 
trägüche Anlagen zur Verbesserung der natürlichen 
Produktionsbedingungen des Pflanzenbaus wie Wail- 
hecken, Sleinriegel und Erdwälle zum Erosionsschutz 
kann ein Zuschuß bis zu 60% gewährt werden. 
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6- Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
6.1 

Für das förderungsfdhige betriebliche Investitionsvo- 
lumen sind die Kosten ohne Mehrwertsteuer maßge- 
bend. 


6 ^ 

Die Gewährung der Starthilfe erfolgt unter dem Vor- 
behalt des Widerrufs und der Umwandlung in ein 
Darlehen für den Fall, daß der Belriebsinhaber seinen 
Betrieb innerhalb von zwölf Jahren aufgibt. Die Lauf- 
zeit des Darlehens beginnt mit dem der Betriebsauf- 
gabe folgenden Vierteljahresersten. Der Darlehens- 
betrag ist mit 6 % zu verzinsen und unter Zuwachs der 
Erspanüsse mit 2% zu tilgen. 

Die Umwandlung der Starthilfe in ein Darlehen erfolgt 
nicht bei Erreichen des Rentenallers, wenn der 
Betrieb durch einen Rechtsnachfolger weitergeführt 
wird, oder einer Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit des 
Betriebsinhabers. 


6J3 

Die Förderung von Investitionen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widenufs für den Fall, daß die geför- 
derten 

— Grundstücke, Bauten und bauliche Anlagen inner- 
halb eines Zeitraumes von zwölf Jahren ab Fertig- 
stellung, 

— Maschinen, technische Einrichtungen und Geräte 
innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren ab 
Lieferung 

veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck 
entsprechend verwendet werden. 

Wurde innerhalb der letzten sechs Jahre bereits eine 
einzelbefcriebliche Investition gefördert, kann eine 
neuerliche Förderung nur gewährt werden, wenn 
dadurch die Höchstbeträge nach Nr, 5 nicht über- 
schritten werden. 

Diese Regelung gilt auch, wenn die Förderung im 
Rahmen einer Kooperation wahrgenommen werden 
soll. 


6.4 

Jeder Zuwendungsempfänger kann seine Förderung 
ganz oder teilweise im Rahmen einer Kooperation 
wahruehmen. Unter einer Kooperation im Sinne die- 
ser Grundsätze ist die vertraglich geregelte Zusam- 
menarbeit mehrerer Landwirte zu verstehen, die nicht 
in Form einer juristischen Person erfolgt und bei der 
jeder Landwirt mindestens eigene Flächen — a/s 
alleiiuger oder anteiliger Nutzungsberechtigter — in 
die Kooperation zur gemeinsamen Bewirtschaftung 
einbringL Der Vertrag muß schriftlich geschlossen 
werden. Die Zusammenarbeit kann den gesamten 


Betrieb (VoUfusion), einen oder mehrere Betriebs- 
zweige (TeUfusion) oder Teilaufgaben umfassen. 

Die Kooperation muß für eine Dauer von mindestens 
sechs Jahren, vom Zeitpunkt der BewüJigung an, 
vereinbait sein. Die Mitglieder der Kooperation kön- 
nen ihren Ajiteil am Kapital der Kooperation durch 
Geld- oder Sacheinlagen oder durch persönliche 
Arbeitsleistung einbringen. Jedes MitgÜed muß dar- 
über hinaus bei einer Vollfusion durch persönliche 
Arbeitsleistung an der Bewirtschaftung der Koopera- 
tion mitwirken. 


6.4,1 

Bei Vorliegen einer Kooperation werden bei den 
nachstehend aufgeführten Nummern die Grenzwerte 
mit der Zahl der Mitgliedsbetriebe multipliziert, 
jedoch höchstens bis zu folgenden Obergrenzen im 
Falle von: 


Nr. 2.2.3 

120 Kühe, soweit nicht der 2. Absatz der Nr. 2.2,3 eine 
Überschreitung zuläßt; 


Nr. 5.3 

Kapitalmarktdarlehen bis 1.2 Mio. DM, 


Nr, 5.5 

öffentliche Darlehen 

— bei Wiedereinrichlung 480 000 DM, 

— bei Modernisierung 150 000 DM, 
in begründeten Einzelfällen Erhöhung 

— bei Wiedereinrichlung bis zu 1,2 Mio, DM, 

— bei Modernisierung bis zu 390 000 DM. 


Nr, 5.6 

Zuschuß bis zu 150 000 DM. 

Bei der Nummer 2.2.3 gilt die Obergrenze nur, wenn 
es sich um eine VoUfusion handelt. 


6.4_2 

Im Falle der Modernisierung bäuerlicher Familienbe- 
triebe ist eine Förderung bis in Höhe der Obergrenzen 
nach Nr. 6.4.1 nur zulässig, wenn die Kooperation 
Betriebe oder BetriebsLeUe betrifft, die vor der Antrag- 
steUung mindestens fünf Jahre als selbständiger 
Betrieb bewirtschaftet worden sind. 
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6.4.3 

Beantragt ein Mitglied einer Teilfusioii sowohl m der 
Kooperation als auch in seinem Einzelbetrieb eine 
Förderung, so darf seine Gesamtf ördenmg nicht höher 
sein als die für einen Einzelbetrieb zulässige. Das 
gleiche gilt, wenn die Zusammenarbeit auch eine 
Teilaufgabe betrifft. 


6,5 

Eine Förderung nach diesem Grundsatz kann gleich- 
zeitig und zusätzlich nach dem Grundsatz für die 
Förderung von Maßnahmen zur Energieeinsparung 
und EnergieträgerurastelluDg gewährt werden; dabei 
darf das förderungsfähige InvestiÜonsvoliimen von 
insgesamt 3,5 Mio. DM je Unternehmen nicht über- 
schritten werden. 

Bei Maßnahmen zur Eoergieeinsparung und Eneigie- 
Irägerumstellung muß sichergestelll sein, daß die 
Investitionen zum Schutz und zur Verbesserung der 
Umwelt beitragen und nicht zu einer Produktionsslei- 
gerung führen. 


6.6 

Landwirte, die Prämien oder andere öffentliche Mittel 
für die Aufgabe der Milchaxüieferung oder der Milch- 
viehhaltung erhalten haben, können innerhalb von 
zehn Jahren nach der Genehmigung des entsprechen- 
den Antrages keine Investitionshilfen für den Milch- 
bereich erhalten. 


7. Übernahme von Bürgschaften 


7.1 

Für zinsverbüligte Kapitalmaiktdarlehen im Sinne 
von Nr. 5,3 können anteilige modifzierte Ausfallbürg- 
schaften, die in einem Plan nach Nr. 4,2.2 vorgesehen 
sind, von den neuen Bundesländern übemormnen 
werden, soweit der Kredit nicht durch bankübliche 
Sicherheiten gedeckt und mit Zahlung der vertraglich 
vereinbarten Zins- und Tilgimgsleistungen gerechnet 
werden kann. Der Bund übernimmt hierfür mit geson- 
derter Erklärung eine Garantie von 60%. 


7,2 

Bürgschaften können nur für Kredite übernommen 
werden, die bei Anlragstellung auf Bürgschaf tsüber- 
nahme noch nicht gewährt oder verbindlich zugesagt 
worden sind. Eine Kredilzusage unter dem ausdrück- 


lichen Vorbehalt der Büigschaftsgewährung ist 
unschädlich. 


7,3 


Die Bürgschaften decken höchstens 80 % des Ausfalls 
an der Hauptforderung, den marktüblichen Zinsen 
sowie den Kosten der Kündigung und Rechtsver- 
folgung, für die Kosten jedoch nur bis zu 2% 
des Bürgschaftshöchstbetrages für die Hauptforde- 
rung. 

Ab Eintritt des Verzuges des Kreditnehmers ist der 
Zinssatz in die Bürgschaft einbezogen, der gegenüber 
dem Kreditnehmer als Schadensersatzanspruch gel- 
tend gemacht werden kann. Die Höhe des Schadens- 
ersalzanspruches ist auf den Diskontsatz zuzüghch 
3 V. H. p.a. begrenzt, es sei denn, im Schadensfall wird 
ein höherer Ersatzanspruch nachgewiesen. ln keinem 
Fall darf jedoch der vertraglich vereinbarte und von 
dem bürgenden Land gebilligte Regelzinssatz über- 
schritten werden. 

Sonstige Verzugsschäden, Zinseszinsen, Stundungs- 
zinsen, Provisionszinsen. Strafzinsen, Überziehungs- 
zinsen, Bearbeitungsgebühren und Prüfungskosten 
sind von der Bürgschaft nicht erfaßt und dürfen auch 
nicht mittelbar gegenüber dem bürgenden Land in die 
Ausfallberechnung einbezogen werden. 

Der Selbstbehall der Hausbanken beträgt mindestens 
20%; er darf nicht gesondert oder vorrangig besichert 
oder auf Dritte übertragen werden. 


7,4 


Der Kreditnehmer hat so weil wie möglich Sicherhei- 
ten — vorrangig Grundpfandrechte — zur Verfügung 
zu stellen. Dies gilt auch, wenn er nachträglich dafür 
geeignetes Vermögen erlangt. Zu den Sicherheiten, 
die vor Feslslellen des Atisfalls zu verwerten sind, 
gehören auch etwaige für das Darlehen gegebe- 
ne Bürgschaften Dritter. Bei haftungsbeschränken- 
den Rechtsformen sollen grundsätzlich alle Gesell- 
schafter, die einen wesentlichen Einfluß auf den 
Kreditnehmer ausüben können, für den Kredit mit- 
haften. 


7,5 


Die Verbürgung von Haushaitsmilteln des Bundes 
und der Länder sowie die Übernahme von Bürgschaf- 
ten in Sanierungsfällen sind ausgeschlossen. 
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Grundsätze für die Gewährung von Hiffen zur 
Umstrukturierung landwirtschaftlicher 
Unternehmen sowie für neu gegründete 
landwirtschaftliche Unternehmen ln Form 
juristischer Personen und 
Personengesellschaften 

piese Grundsätze gelten in den neuen Bundeslän- 
dern 0 


1. Zuwendungszweck 

Die Förderung soÜ die Umstrukturierung ehemaliger 
landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften 
sowie die Gründung landwirtschaftlicher Unterneh- 
men in Form von eingetragenen Genossenschaften, 
Kapital- und Personeugesellschaften unter Berück- 
sichtigung einer um weltv erträglichen landwirtschaft- 
lichen Produktion unterstützen. 

Untemehmensziel deS Zuwendungsempfängers muß 
es sein, eine auf die unmittelbare Bodenertragsnut- 
zung ausgerichlete Landwirtschaft auf der Grundlage 
von Eigentum des Unternehmens oder seiner Mitglie- 
der bzw, Anteilseigner zu betreiben. 


2. Gegenstand der Förderung 
2,1 

Betriebliche InvestiÜooen 


2 , 1.1 

Rationalisierungsmvestitionen zur Erhöhung der Ar- 
beitsproduktivität, zur Freisetzung von Arbeitskräften 
und Senkung der Produktionskosten, insbesondere 
solche, die durch die Entflechtung von unvrirtschaJtll- 
chen Betrieben, durch die Zusammenführung von 
Pflanzen- und Tierproduktion und durch die Grün* 
düng ökonomisch sinnvolTer und Ökologisch vertret- 
barer Betriebseinheiten notwendig werden. Dabei 
sollen 

— in der Pflanzenproduktion dem Schutz der Umwelt 
und der Sicherung einer um weltv erträglichen Pro- 
duktion, insbesondere durch Modernisierung der 
Maschinen und Geräte für die Anwendung von 
Pflanzenschutz- und Düngemitteln sowie zur Gül- 
leausbringung, durch schonende Bodenbearbei- 
tung und durch Senkung der Ernte- und Lagerver- 
luste, 

— in der Tierproduktion der Verminderung bzw. 
Beseitigung von Umweltbelastungen 

Rechnung getragen werden. 

Außerdem sind die Normen des Umwelt- und Tier- 
schutzes sowie die Lebensmittelhygiene, insbeson- 
dere zur Gewinnung, Kühlung und Lagerung der 
Rohmilch zu berücksichtigen. 


2.1^ 

Investitionen zur Unterstützung von Maßnahmen zur 
Energieeinsparung. Energieträge rum Stellung, Nut- 
zung umweltverträglicher und kostengünstiger Ener- 
giearten sowie zur Verringerung von Umweltbela- 
stungen (gemäß den Grundsätzen für die Förderung 
von Maßnahmen zur Energieeinsparung und Energie- 
Irägeruinsteßung in den neuen Bundesländern). 


2,1.3 

Investitionen zur Verbesserung der natürlichen Pro- 
duktionsbedingungen des Pflanzenhaus. 


2,1.4 

Förderungsfähig sind auch betriebliche Investitio- 
nen 

— zur Direktvermarktung von selbsterzeugten gärt- 
nerischen, land-, forsl- und binnenfischwixtschaft- 
lichen Erzeugnissen, 

— im Bereich Freizeit und Erholung, 

soweit diese Investitionen in betriebseigenen Gebäu- 
den erfolgen und der Anpassung der landwirtschaftli- 
chen Unternehmen an die Marktentwicklung und zur 
Weiterführung des Unternehmens sowie zur Siche- 
rung angemessener Einkommen seiner Mitarbeiter 
dienen. 


2,2 

Fördenmgsfähig sind außerdem 

— Investitionen für Rebanlagen auf Rächen, die nach 
dem 1. September 1970 gerodet wurden und für die 
ein Wiederbepflanzungsrecht nach der VO (EWG) 
Nr. 3577/90 des Rates vom 4. Dezember 1990, 
Anhang XD Punkt 11,3 besieht. 

— die Kosten für die Erstellung des Sanierungs- und 
Entwicklungsplanes, 

— die jeweils geltenden Gebühren für Betreuer. 


2,3 

Eingeschränkte Förderung 


2JJ.1 

LnvesUtionen im Bereich der Rinder- und Schweine- 
haltung können nur gefördert werden, wenn sie nicht 
zur Erhöhung der Produktion führen; insbesondere 
darf die Zahl der Mastschweine' oder Sauenplätze, 
die in den neuen oder um strukturierten Betrieben 
[nsgesamt aufgebaut werden, nicht die Zahl der 
Mastschweine- oder Sauenplätze übersteigen, die 
vorher in den alten Betrieben vorhanden waren. 
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Bei der Umstellung von Mastschweine- auf Sauenhal- 
hmg entspricht der für eine Zuchtsau erforderliche 
Platz dem für 6,5 Mastschweine. 

Neubauten können ausnahmsweise gefördert wer- 
den. Die Nutzung vorhandener Bausubstanz hat Vor- 
rang, 


Z3.2 

Investitionen in MiJchkuhhaltungen können nur 

gefördert werden, wenn 

— das landwirtschaftliche Unternehmen nach der 
Unistrukturiening über mehr als 30 % Dauergrün- 
land oder mehr als 50 % Hau plfu tierfläche verfügt 
oder nutzt, die nach Landesrecht zuständige 
Behörde kann in Einzelfällen Ausnahmen zulas- 
sen; 

— nach Durchführung der Investitionen der Milch- 
kuhbestand nicht vergrößert vdrd und keine Pro- 
duktionserhöhung erfolgt, 

— die Investitionen im Rahmen der zum Zeitpunkt 
der Antrag Stellung jeweils vorhandenen vorläufi- 
gen Referenzmenge des Unternehmens erfolgen. 

Die spätere endgültige Zuteilung von Referenz- 
mengen wird durch die Förderung nicht präjudi- 
zieit. 


2 . 3 . 2.1 

Investitionen in Färsenaufzuchtbetrieben, die auf 
Mücbkuhhaltung umstellen, können nur gefördert 
werden, wenn 

— das landwirtschaftliche Unternehmen nach der 
UmsLrukturierung über mehr als 30 % Dauergrün- 
land oder mehr als 50 % Hauptfutterfläche verfügt 
oder nutzt, die nach Landesrecht zuständige 
Behörde kann in Einzelfällen Ausnahmen zulas- 
sen; 

— die Investitionen im Rahmen der zum Zeitpunkt 
der Antragstellung jeweils vorhandenen vorläufi- 
gen Referenzraenge des Unternehmens erfolgen. 

Bei Neuinvestitionen in Färsenaufzuchtbetiieben sol- 
len in der Regel 120 Kuhplätze pro Betrieb nicht 
überschritten werden. 

Die spätere endgültige Zuteilung von Referenzmen- 
gen wird durch die Förderung nicht präjudiziert. 


2^ 

Investitionen im Bereich der Rindfleisch erzeugung 
können nur gefördert werden, wenn der Besatz mit 
Fleischrindem am Ende des Planungszeitraumes drei 
Großvieheinheiten (GVE)je Hektar der für die Ernäh- 
rung dieser Rinder benötigten Gesamtfutleranbauflä- 
che nicht übersteigt. 


2^ 

Investitionen im Bereich der Schweinehaltung kön- 
nen nur gefördert werden, soweit Kapazitätsauswei- 
tungen ausgeschlossen sowie Arbeits^äfte abgebaut 
werden. Mindestens 35% der von den Schweinen 
verbrauchten Futtermittel müssen vom Betrieb selbst 
erzeugt werden können. 

Die Förderung Ist außerdem davon abhängig, daß 
Bestände, soweit es zur Herstellung einer umweltge- 
rechten Tierhaltung erforderlich ist, entsprechend 
reduziert werden. 


2 ^ 

Investitionen im Bereich der Eier- und Geflügelerzeu- 
gung können nur gefördert werden, wenn und soweit 
sie aufgrund von Auflagen oder Verpüichtungea 
erforcJerÜch sind, welche die öffentliche Hand zum 
Schutz und zur Verbesserung der Umwelt und/oder 
des Tierschutzes vorgesehen hat. Die Maßnahmen 
dürfen jedoch nicht zu einer Produktionssleigerung 
führen. 


2^0 

Investitionen im Bereich der Tierhaltung werden nur 
gefördert, wenn die einzelbetriebiiche Nährstoffbi- 
ianz keinen Überschuß ergibt. Dies wird unterstellt, 
wenn der Viehbesatz im Zieljahr 2,5 Großvieheinhei- 
ten je Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche 
nicht übersteigt. 

Nach Durchführung der Maßnahmen muß für die im 
Betrieb anfallenden tierischen Exkremente eine 
Lagerkapazität für grundsätzlich sechs Monate vor- 
handen sein. 


2A 

Von der Förderung sind ausgeschlossen 


Z4.1 

nicht besetzt 


2.4.2 

Investitionen für den Wohnhausbereich; ausgenom- 
men bleiben Investitionen für 

— den Bereich Freizeit und Erholung, 

— Wohnungen bei Betriebsteilverlagerungen, 
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2 . 4 ^ 

Kauf von lebendem Inventar oder eine Aufstockung 
aus eigener Nachzucht, 


Z4A 

Investitionen für Verwaltungsgebäude und nicht- 
landwirtschaftliche Betiiebsteüe, 


2A^ 

Landankauf, die nach Landesrecht zuständige Be- 
hörde kann un Einzelfall (Flächen mit Belriebsgebäu- 
den) Ausnahmen zulassen; 


2A6 

die Entwässerung und der Tiefumbruch von Grün- 
land, die Umwandlung von Grünland in Acker und 
gegebenenfalls dessen anschließende Entwässerung, 
die Umwandlung von Ödland in landwirtschaftliche 
Nutzfläche und gegegenenfalls deren anschließende 
Entwässerung sowie die Entwässerung von Acker. 


2,A7 

Anpflanzungen von Apfel-, Bim- und Pfirsichbäumen 
mit Ausnahme von Emeuerungspflanzungen von 
Apfel- und Bimenbäumen, 


3. Zuwendung&empfänger 

3.1 

— Landwirtschaftliche, gärtnerische und forstwirt- 
schaftliche, eingetragene Genossenschaften sowie 
eingetragene Genossenschaften der Binnenfi- 
scher, 

— landwirtschaftliche, gärtnerische, forstwirtschaftli- 
che und birmenfischereiwirtschaftliche Kapital- 
und Personeogesellschaften. 


3.2 

Ausgeschlossen sind Unternehmen, soweit die Kapi- 
talbeteiligung der öffentlichen Hand mehr als 25 % 
des Eigenkapilals des Unternehmens beträgt. 


4. Zixwendungsvorau5setzungen 
4.1 

Der Antragsteller hat einen Betriebsentwicklungsplan 
vorzulegen. Dieser muß enthalten: 

— Daten überden derzeitigen Zustand des Unterneh- 
mens. 


— Beschreibung und Begründung der geplanten 
Investitionen, die ün Sinne des Zuwendungszwek- 
kes sowie zur Sicherung eines dauerhaft ausrei- 
chenden Arbeitseinkommen der Mitarbeiter not- 
wendig sind. 

— Eine geprüfte DM- Eröffnungsbilanz. Die Prüfung 
ist nicht erforderlich, wenn die Eröffnungsbilanz 
gemäfl Artikel 4 Ziffer 18c des „Gesetzes zur 
Beseitigung von Hemmnissen bei der Privatisie- 
rung von Unternehmen und zur Förderung von 
Investitionen*' vom 22. März 1991 (BGBl. I S. 766) 
erstellt wurde. 

— E/ne Planungsrechnung über das nach Abschluß 5 
des Planungszeitrau/ns zu erwartende Arbeitsein- 1 
kommen, das 58 072 DM Je AK/Jahi (120% des g 
Referenzeinkommens) nicht übersteigen darf. 1 


4.2 

Antragsteller im Umwandlungsprozeß müssen nach- 
welsen, daß der Umwandlungsprozeß nach den Vor- 
schriften des Landwirlschaflsanpassungsgeseizes 
eingeleitet wurde, insbesondere die Vennögensauf- 
teüuiig weitgehend geklärt ist. 


4.3 

Die Unternehmensleitung muß mindestens einer 
natürlichen Person obliegen, die nach ihrer berufli- 
chen Vorbildung und/oder durch angemessene 
Berufserfahrung die Gewähr für eine ordnungsge- 
mäße Bewirtschaftung des Unternehmens bietet imd 
deren Anteil am Gesamteinkommen zum Zeitpunkt 
der Antragsteilung zu mindestens 50 % aus der Tätig- 
keit in landwirtschaftlichen Unternehmen stammt und 
deren Arbeitszeit für das landwirtschaftliche Unter- 
nehmen mehr als die Hälfte ihrer Gesamtarbeitszeit 
ausmacht (Haupterwerb). 


4.4 

Das Arbeitseinkommen je betriebsnotwendiger AK = 
(VoUarbeltskraft) je Jahr darf im Zeitpunkt der s 
Antragstellung 58 072 DM (120% des Referenzein- S 
kommens) nicht übersteigen. 1 


4.6 

Die Förderung erfolgt mit der Auflage, daß eine 
ordnungsgemäße betriebswirtschaftliche Buchfüh- 
rung für die Dauer von zehn Jahren beginnend mit 
dem auf die Bewilligung folgenden Wirtschailsjahr, 
eingeführt oder fortgeführt wird. 
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5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 
5,1 

Die Zuwendungen können in Form von 

— Zinszuschüssen. 

— Zuschüssen gemäß Nummern 5.5, 5.6 und 5,8 
gewährt werden. 


5,2 

Das förderungsfdhige Investitionsvolumen darf 
143 000 DM/VoUarbeitskraft, höchstens jedoch 
3,5 Mio. DM je Unternehmen nicht überschreiten. 

Soweit Zuwendungsempfänger an anderen Unter- 
nehmen beteiligt sind, ist eine Mehrfachiörderung 
ausmschließen. 


6^ 

Die baren und unbaren Eigenleistungen müssen min- 
destens 10% des förderungsfähigen Investitionsvolu- 
mens betragen. Auf Eigenleistungen werden keine 
Zuwendungen gewährt. 


6 ^ 

Für ein Kapilalmaiktdarlehen bis zu 90 % des förde- 
rungsfähigen Investitionsvolumens kann dem Zuwen- 
dungsempfänger ein Zinszuscbuß gewährt werden. 
Der Zinszuschuß kann bis zu 5 % im nicht benachtei- 
ligten Gebiet oder bis zu 6% im benachteiligten 
Gebiet betragen. Kapilalraarktdarlehen unter 
100 000 DM oder mit einer Laufzeit von weniger als 
4 Jahren werden nicht verbilligt Die Dauer der 
Zinsverbilligung beträgt bei Iromobilien bis zu zwan- 
zig Jahren und bei den übrigen Investitionen bis zu 
zehn Jahren. 


5 ^ 

Für Aussiedlungen bzw. Teilaussiedlungen, die durch 
Auflagen der öffentlichen Hand notwendig werden, 
kann für die Erschließung (Wegebau, Abwasserbesei- 
tigung, Anschluß an die Energie-, Wasserversor- 
gungs- und Fernsprechnetze, Zu- und Abnuflbrun- 
nenanlage in der Binnenfischerei) ein Zuschuß bis zu 
25% der Kosten, höchstens jedoch 100 000 DM 
gewährt werden. 


5,6 

Die Betreuungsgebühren können für Verfahren 
gewährt werden, bei denen das bauliche LnvestiLions- 
volumen mehr als 200 000 DM beträgt. 

Die Gebühren werden als Zuschuß entsprechend 
folgender Berechnungsgnindlage gezahlt: 


Die Gebühren werden als Zuschuß gezahlt und 
berechnen sich nach den in § 8 Abs. 3 Satz 1 der 
IJ. Berechnungsverordnung in der jeweils gültigen 
Fassung genannten Vomhundertsätzen mit einem 
Zuschlag 

a) von 1,50 % bis zu 350 000 DM Investitionsumfang, 

b) von 1,25 % bis zu 550 000 DM Investitionsumfang, 

c) von 1,00% bis zu 1 000 000 DM Investitionsum- 
fang, 

d) von 0,70% über 1 000 000 DM Investitionsum- 
fang. 

Statt des Höchslbetrages, der sich aus den nach Satz 1 
maßgebenden Kosten und dem Vomhundertsatz der 
entsprechenden Kostenslufe ergibt, darf der Höchst- 
betrag der vorangehenden Kostenstufe gewählt wer- 
den. Berechnungsgnmdlage ist das förderungsfähige 
bauliche Investitionsvolumen einschließlich techni- 
sche Einrichtungen und Erschließung, jedoch ohne 
Baunebenkosten. 


6 . 6,1 

Durch die Gebühr sind die in § 8 Abs. 3 Satz 2 der 
IL Berechniingsverordnung genannten Zuschläge 
und die Betreuung beim Grundstückserwerb abge- 
gölten. 


6.6,2 

Wird die Förderung des Vorhabens nach Bewilligung 
der Mittel eingesteiU, so können dem Betreuer bis 
60% der Betreuungsgebühr belassen werden, wenn 
der Betreuer nachweisl, daß die Einstellung des Vor- 
habens von ihm nicht zu vertreten ist. 


5 . 6 ^ 

Gemäß § 8 Abs, 3 und 4 letzter Satz der II. Berech- 
nungsverordnung darf neben dem Höchst betrag die 
Umsatzsteuer angesetzt werden. 


5.7 

Die angemessenen Kosten für die Erstellung des 
Sanierungs- und Enlwicklurrgsplanes werden in Höhe 
von 60 % als Zuschuß gewährt. 

Die Inanspruchnahme der Förderung für die Erstel- 
lung des Sanierungs- imd Entwicklungsplanes und für 
die Betriebsberatung gern, Richtlinie zur Förderung 
der ökonomischen privaten Beratung in den neuen 
Bundesländern können nacheinander oder zeitgleich 
erfolgen. Dabei sind Fördermittel, die für eine 
betriebsbezogene Beratung gewährt werden, bei der 
Ermittlung der Höhe des Zuschusses für die Erstellung 
des Sanierungs- imd Entwicklungsplanes in Anrech- 
nung zu bringen. 
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6wB 

Für Schulzpflanzungen und sonstige tandschaftsver- 
trägllche Ajodagen zur Verbesserung der natürlichen 
Produktionsbedingungen des Pflanzenbaus wie Wall- 
hecken, Stern riegel und Erd wälle zum Erosionsschutz 
kann ein Zuschuß bis zu 60% gewährt werden. 


6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

e.1 

Für dos fördenmgsfähige Investitionsvolumen sind 
die Kosten ohne Mehrwertsteuer maßgebend. 


6,2 

Eine Förderung nach diesen Gnmdsätzen kann 
gleichzeitig und zusätzlich nach den Grundsätzen für 
die Förderung von Investitionen zur Energieeinspa- 
rxmg und Energieträgerumstellung ln den neuen Bun- 
desländern gewährt werdeui dabei darf das förde- 
ningsfähige Investitionsvolumen von insgesamt 
3,5 Mio. DM je Unternehmen nicht überschritten 
werden. 


6,3 

Die Förderung von Investitionen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufes für den Fall, daß die geföf' 
derten 

— Gebäude und baulichen Anlagen innerhalb eines 
Zeitraumes von zwölf Jahren ab Fertigstellung, 

— Maschinen, technische Einrichtungen und Geräte 
innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren ab 
Lieferung 

veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck 
entsprechend verwendet werden. 

Von einem Widerruf kann abgesehen werden, wenn 
das geförderte Unternehmen umgebildet wird und der 
Rechtsnachfolger die Förderungsgnmdsatze dem 
Sinne nach erfüllt. Die Förderung kann dann auf die 
Rechtsnachfolger übertragen werden. 


6,4 

Ehe Ausschöpfung des förderungsfähigen Investi- 
tionsvolumens von höchstens 3.5 Mio. DM je Unter- 
nehmen ist nur innerhalb von drei Jahren möglich. 


ew5 

Untemehmen und deren Rechtsnachfolger, die Prä- 
mien oder andere öffentliche Mittel für die Aufgabe 
der Milchanliefenmg oder der Milchviehhaltung 
erhalten haben, können innerhalb von zehn Jahren 
nach der Genehmigung des entsprechenden Antrages 


keine Investitionshilfen für den MÜchbereich erhal- 
ten. 


7. Übernahme von Bürgschaften 
7,1 

Für zinsverbüligte Kapitalmarktdarleben im Sinne 
von Nr. 5.4 (ausgenommen sind Kapitalmarktdarle- 
hen für Investitionen für den Wohnhausbereich) kön- 
nen anteilige modifizierte Ausfallbürgschaften von 
den neuen Bundesländern übernommen werden, 
soweit der Kredit nicht durch bankübliche Sicherheit 
len gedeckt und mit der Zahlung der vertraglich 
vereinbarten Zins- und Tßgungsleistungen gerechnet 
werden kann. Der Bund übemlmmt hierfür mit geson- 
derter Erklärung eine Garantie von 60%. 


7JZ 

Bürgschaften können nur für Kredite übernommen 
werden, die bei Antragstellung auf Bürgschaftsüber- 
nahme noch nicht gewährt oder verbindlich zugesagt 
worden sind. Eine Kreditzusage unter dem aiis drück - 
liehen Vorbehalt der Bürgschaftsgewährung ist 
unschädlich. 


7,3 

Die Bürgschaften decken höchstens 80% des Ausfalls 
an der Hauptforderung, den marktüblichen Zinsen 
sovrie den Kosten der Kündigung und Rechtsverfol- 
gung, für die Kosten jedoch nur bis zu 2% des 
Bürgschaflshöchslbetiages für die Hauptforderung. 

Ab Eintritt des Verzuges des Kreditnehmers ist der 
Zinssatz in die Bürgschaft einbezogen, der gegenüber 
dem Kreditnehmer als Schadensersatzanspruch gel- 
tend gemacht werden kann. Die Höhe des Schadens- 
ersatzanspruches ist auf den Diskontsatz zuzüglich 
3 V. H. p. a. begrenzt, es sei denn, im Schadensfall wird 
ein höherer Ersatzanspruch nachgewiesen. In keinem 
Fall darf jedoch der vertraglich vereinbarte und von 
dem bürgenden Land gebilligte Regelzinssatz über- 
schritten werden. 

Sonstige Vexzugsschäden, Zinseszioseo. Stundungs- 
zinsen, Provisaonszinsen, Strafzinsen, Oberziehungs- 
zinsen, Bearbeitungsgebühren und Prufungskosten 
sind von der Bürgschaft nicht erfaßt und dürfen auch 
nicht mittelbar gegenüber dem bürgenden Land in die 
Ausfallberechnung einbezogen werden. 

Der Selbstbehalt der Haus banken beträgt mindestens 
20 %; er darf nicht gesondert oder vorrangig besichert 
oder auf Dritte übertragen werden. 


7,4 

Der Kreditnehmer hat so weit wie möglich Sicherhei- 
ten — vorrangig Grundpfandrechte — zur Verfügung 
zu stellen. Dies gilt auch, wenn er nachträglich dafür 
geeignetes Vermögen erlangt. Zu den Sicherheiten, 
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die vor Festslellen des Ausfalls zu verwerten sind, 
gehören auch etwaige für das Darlehen gegebene 
Bürgschaften Dritter. Bei haftungsbeschränkenden 
Rechtsformen sollen grundsätzlich alle Gesellschaf- 
ter, die einen wesentlichen Einfluß auf den Kreditneh- 
mer ausüben können, für den Kredit nuthaften. 


7 ^ 

Die Verbürgung von Haushaltsmitteln des Bundes 
und der Lander sowie die Übernahme von Bürgschaf- 
ten in Sanierungsfällen sind ausgeschlossen. 


Qrundsätze. fQr die Förderung von Maßnahmen 
zur EnergieeJnsparung und 
Energietragerumstellung 

piese Grundsätze gelten in den neuen Bundeslän- 
dern.) 


1. Zuwendungszweck 

Unterstützung von Maßnahmen zur Energieeinspa- 
rung, Energieträgerumstellung, Nutzung umweltver- 
träglicher und kostengünstiger Energiearten, soweit 
diese zum Schutz und zur Verbesserung der Umwelt 
beitragen und nicht zu einer Produktionssteigening 
führen. 


2. Gegenstand der Förderung 
Z1 

Förderungs fähig sind 


Invesütioaen für bauliche und technische Wärme- 
dämmungsmaßnahmen und Regeltecbnik in 

— beheizten Ställen, Bruträumen und Fischzuchtan- 
lagen sowie zugehörigen Produktionsnebenge- 
bauden, 

— beheizten Trocknungsanlagen für pflanzliche Er- 
zeugnisse der Landwirtschaft, 

— beheizten Gewächshäusern und sonstigen beheiz- 
ten gartenbaulichen Kulturräumen 

einschließlich der Modernisierung der Heizungsanla- 
gen. 


Wärm erückgewinnungssy Sterne, Wärmepumpen, So- 
laranlagen, Biomasseanlagen, Windkraftanlagen so- 
wie die Erneuerung von Kleinwasserkraftanlagen. 


2,1.3 

Investitionen zur Umstellung der Heizanlagen von 
Rohbraunkohle auf umweltverträglichere Energieträ- 
ger, 


2.1,4 

Investitionen zum Einbau von Umweltschutzeinrich- 
tungen — z, B. Rauchgasreinigungsanlagen — in 
vorhandenen Energieumwandlungsanlagen, 


2,2 

Von der Förderung sind ausgeschlossen die Investitio- 
nen 

— nur im Wohn bereich, 

— in der Verarbeitung landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse. 


3. Zuwendungsempfänger 
3,1 

— Einzelbetriebe (Familienbetriebe) mit Land- und = 

Forstwirtschaft, Garten bau oder Binnenfischerei s 
im Haupt- und Nebenerwerb, = 

— landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche und gärt- 
nerische eingetragene Genossenschaften sovrie 
eingetragene Genossenschaften der Binnenfi- 
scher, 

— landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche, gärtneri- 
sche und binnenfischerei wirtschaftliche Kapital- 
und Personengeseßschaften, 

— juristische Personen, die einen land- \juad forstwirt- 
schaftlichen Betrieb bewirtschaften und unmittel- 
bar kirchliche, gemeinnützige oder mildtätige 
Zwecke verfolgen. 

Die oben genannten Betriebe sind nur dann zuwen- S 
dungsberechügt, wenn sie die bewert ungsiechüichen £ 
und ertragssteuerUchen Vorausseiztingen erfüllen, S 
die für die Einordnung als land- und lorstwlrtschafili- S 
Cher Betrieb gehen. = 


3,2 

Ausgeschlossen sind Zuwendungsempfänger, soweit 
die Kapitalbeteiligung der öffentlichen Hand mehr als 
25 % des Eigenkapitals des Unternehmens beträgt. 


4. Zuwendungsvoraussetzungen 
4,1 

Der Zuwendungsempfänger muß einen Nachweis 
über die Leistungsfä^gkeit und Wettbewerbsfähig- 
keit des Betriebes erbringen. 
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Darüber hinaus ist die ZwedondBigkell und Wirt- 
schaftlichkeit der dujchzufühienden Maßnahmen 
aujfeuzeigen. 


5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 
5,1 

Die Zuwendung wird als Zuschuß gewährt. 


6 ^ 

Das fördeningsfähige Investitionsvolumen darf 
3,5 Mio. DM nicht überschreiten. 

Soweit Zuwendungsempfänger an anderen Unter- 
nehmen beteiligt sind, ist eine Mehrfachförderung 
auszuschüeßen. 


5 ^ 

Die baren und unbaren Eigenleistungen müssen min- 
destens 10% des förderungsfähigen Investitionsvolu- 
mens betragen. Auf Eigenleistungen werden keine 
Zuwendungen gewährt. 


6,4 

Der Zuschuß kann für 

— Solaranlagen, Biomasseanlagen, Windkiaflanla- 
gen sowie die Erneuerung von Kleinwasserkraft- 
anlagen bis 2 u 40%, 

— für alle anderen Maßnahmen bis zu 30% 

des förderungsfähigen Investitionsvolumens betra- 
gen. Berechnungsgrundlage ist das um die Eigenlei- 
stungen verminderte förderungsfähige Invesütions- 
voiumen. 


6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6,1 

Für das förderungs fähige Investitionsvolumen sind 
die Kosten ohne Mehrwertsteuer maßgebend. 


6,2 

Eine Förderung nach diesen Gnmdsätzen kann 

gleichzeitig und zusätzlich nach den Grundsätzen 

— für die Förderung zur Wiedereiniichtung und 
Modernisierung bäuerlicher Familienbetriebe im 
Haupterwerb, 

— des Agraikreditprogramms (AKP), 

— für die Gewährung von Hilfen zur Umstrukturie- 
rung landwirtschaftlicher Unlemehinen sowie für 
neugegründete landvrirlschaftliche Unternehmen 


in Form juristischer Personen und Personengesell- 
schaften 

gewährt werden^ dabei darf das förderungsfähige 
Investitionsvolumen von insgesamt 3,5 Mio, DM je 
Unternehmen nicht überschritten werden. 


6,3 

Die Förderung von Investitionen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufes für den Fall, daß die gefor- 
derten 

— Gebäude und baulichen Anlagen innerhalb eines 
Zeitraumes von zwölf Jahren ab Fertigstellung, 

— Maschinen, technischen Eimichtungen und Ge- 
räte innerhalb eines Zeitiaumes von fünf Jahren ab 
Lieferung 

veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck 
entsprechend verwendet werden. 


6.4 

Die Ausschöpfung des förderungsfähigen Investi- 
tionsvolumens von höchstens 3,5 Mio. DM je Unter- 
nehmen ist nur innerhalb von drei Jahren möglich. 


Grundsätze für die Förderung im Bereich 
der Marktstrukturverbesserung 

(Diese Grundsätze gelten in den neuen Bundeslän- 
dern.) 


1, Zuwendungszweck 

Durch die Fördenmg soll die Vermarktung landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse in bezug auf Menge, Qualität 
und Art des Angebotes an die Markterfordernisse 
angepaßt werden. 

Es soll ein Beitrag zur Verbesserung der Wettbe- 
werbsfähigkeit der Verarbeitungs- und Vermaik- 
tungsuntemehmen geleistet werden, um insbeson- 
dere Voraussetzungen für Erlösvorteüe der Erzeuger 
zu schaffen. 


2. Gegenstand der Förderung 

2,1 

Ford erungs fähig sind die angemessenen Aufwendun- 
gen für 


2 , 1,1 

Neu- und Ausbau von Kapazitäten einschließlich der 
technischen Einrichtungen und des Ankaufs der dafür 
erforderlichen Grundstücke, 
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2.1.2 

innerbetrieblicbeRalionalisierung durch Umbau und/ 
oder Modernisierung der technischen Einrichtun- 
gen. 

Im Zusammenhang mit den Nummern 2.1.1 und 2.1.2 
zählen zu den förderungs fähigen Aufwendungen 
generell die Kosten der Vorplanung, soweit es sich 
nicht um Verwaltungskoslen öffentlicher Stellen han- 
delt. 

Vorhaben können sich in Bauabschnitte gliedern: die 
Vorhaben müssen jedoch in längstens fünf Jahren 
durchgeführt sein. 


a2 

Von der Förderung sind ausgeschlossen 


Z2A 

Eingebrachte Grundstücke, Gebäude, Einrichtungen 
und technische Anlagen, 


Z2.2 

Wohnbauten nebst Zubehör, 


2.2.3 

AnschaffunqskosLen für Pkw und Büroeinrichtun- 
gen. 


2 , 2 ^ 

Kreditbeschaffungskosten, Pachten, Leasingkoslen, 
Erbbauzinsen, Grund erwarbst euer, Umsatzsteuer, 


2^ 

Ersatz beschaffungen, Eigenleistungen, 


2^6 

Investitionen auf der Einzelhandelsstufe, 


2.Z7 

tnveslitionen von Unternehmen, an denen die Treu- 
handanstall mittelbar und unmittelbar zu mehr als 
25% beteiligt ist. 


3. Zuwendungsempfänger 

Als Zuwendungs empfang er kommen vorhandene 
oder neu zu schaffende Absatzeiniichtungen und 
Unternehmen des Handels sowie der Be- und Verar- 
beitung für landwirtschaftliche Erzeugnisse mit eige- 
ner Rechtspersönlichkeit in Betracht, deren Tätigkeit 
sich nicht gleichzeitig auf die Produktion landwirt- 
schaftlicher Grunderzeugnisse erstreckt. 

Anwendungsbereiche der Grundsätze sind: 


3.1 

VerbessertJLng der SchJachthof Struktur sowie damit 
unmittelbar in Verbindung stehende nachgelagerte 
Be- oder Verarbeitungsbereiche. 


3.2 

Verbesserung der Molkerei Struktur Of 


3.3 

Investitionen 

— bei Vermarklungseinrichtungen für frisches Obst 
und Gemüse, 

— zur Herstellung von NaJ3konservea oder tiefgefro- 
renem Obst und Gemüse sowie 

— zur Herstellung von Obst- und Gemüsesäften oder 
-mosten. 


3.4 

InvesÜtionen 

— für die Annahme, Aufbereitung und Lagerung von 
Speisekartoffeln sowie 

— im Bereich der Be- und Verarbeitung von Kartof- 
feln, und zwar zur Herstellung von Veredelungs- 
erzeugnissen für die menschliche Ernährung. 

') im RaJimen der Maßnahme sind vorrangig AnJagen zü 
berücksichtigen, die durch das Zkrsverbllilgungsprogrannn 
des Bundes für die Molkerei Wirtschaft im Wege von Leasing - 
Verträgen bereitgesteUt worden sind. In diesen Fällen hat der 
Eigentumsübergang vom Leasinggebei zum Zuwendungs- 
empfänger zom Buchwert tu erfolgen, der gleichzeitig 
Bemessungsgmadlage für den Zuschuß ist. 
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3.6 

Investitionen für Annabme, Aufbereitung und Lage- 
rung von Getreide, Ol- und Hülsenfrüchien. 


aa 

Investitionen im Bereich der Tierkörperbeseitigungs- 
anlagen. 


3-7 

Investitionen Im Bereich der Geflügelschlachte- 
rei en. 


3.8 

Investitionen in anderen Bereichen für Vorhaben, für 
die ein Sektorplan gemäß Artikel 7 der VO (EWG) 
Nr. Öd6/90 zur Verbesserung der Veraibeitimgs- und 
Vennaiklungsbedingungen landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse eingereicht worden ist, dem der Planungs- 
ausschuß zugestlmmi hat. 


4. Zuwendungsvoraussetzungen 


4.1 

Die Förderung setzt voraus, daß ein Sektorplan gemäß 
Artikel 7 der VO (EWG) Nr. 866/90 zur Verbesserung 
der Verarbeitungs- und Vermarktungsbedingungen 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse eingereicht worden 
ist. 

Für einen Sektorplan nach der Verordnung (EWG) 
Nr. 866/90 gelten die Anforderungen des Artikels 3 
dieser Verordnung. 


4.2 

Das zu fördernde Vorhaben muß sich im Hinblick auf 
Größe und Standort in den Seklorplan einfügen. 


4-3 

Das zu fördernde Vorhaben muß nach Durchführung 
den einschlägigen Qualitäts- und Hygienebestim- 
mungen der Europäischen Gemeinschaften entspre- 
chen. 


4.4 

Das zu fördernde Vorhaben muß eine im EG-Maßstab 
wettbewerbsfähige Größe erreichen. 


4.6 

Für das zu fördernde Vorhaben muß der Nachweis der 
Umweltverträgüchkeit erbracht werden. 


4.6 

Unternehmen können nur gefördert werden, wenn sie 
iTundestens fünf Jahre lang mindestens 40% ihrer 
Aufnahmekapazität an den Erzeugnissen, für die sie 
gefördert werden, durch Lieferverträge mit Erzeugern 
binden. Den Lieferverträgen stehen entsprechende 
satzungs-, statutenmäßige oder gesellschaftsvertrag- 
liche Verpflichtungen zwischen Erzeugern und 
gemeinschafüichen Absatzeinrichtungen gleich. 

Von dem Erfordernis der Lieferverträge ist bei Inve- 
stitionen bei Vermarktungseinrichtungen für Blumen 
und Zierpflanzen wegen der besonderen Funktions- 
weise dieser Absatzeinrichtungen abzusehen. 


4.7 

Jede Förderung setzt voraus, daß die betriebswirt- 
schaftliche Rentabilität des Vorhabens gesichert 
erscheint. Es sind Wirtschaftlichkeitsberechnungen 
vorzulegen, in denen auch nachzuweisen ist, daß die 
unterstellten Absalzmengen nachhaltig erreichbar 
sind. 


4.8 

Im Falle von Fusionen oder sonstiger Zusammen- 
schlüsse müssen alle beteiligten Unternehmen ihre 
Zustimmung rechtsverbindlich zugesichert haben. 
Die dabei geschlossenen Verträge müssen der Zielset- 
zung der Förderung entsprechen. Durch die Förde- 
rung darf der Wettbewerb nicht wesentlich beein- 
trächligt werden. 


4.8 

Die Förderung von Investitionen erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, daß die gefor- 
derten 

— Grundstücke, Bauten und baulichen Anlagen 
innerhalb eines Zeitraums von zwölf Jahren ab 
Fertigstellung, 

— technischen Einrichtungen innerhalb eines Zeit- 
raums von fünf Jahren ab Lieferung 

veräußert oder verpachtet oder nicht den Förderungs- 
vorausselzungen entsprechend verwendet werden. 
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5p Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 

Zu den Maßnahmen gemäß Nummern 2,1,1 und 2.1.2 
werden Zuschüsse bis zu 30% der förderungsfähigen 
Kosten des Vorhabens gewährt. 

Bel Vorhaben, die zusätzlich eine Förderung aus 
dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
(EAGFL), Abt. Ausrichtung, erhalten, beträgt der 
Zuschuß für den Teil der liivestitionen, der gleichzei- 
tig nach diesen Grundsätzen und aus dem EAGFL 


beihilfefähig ist, jedoch nicht mehr als Differenz 
zwischen 45 % der nach diesen Grundsätzen beihilfe- 
fähigen Kosten des Vorhabens und dem Zuschuß aus 
dem EAGFL. 

Neben den Zuschüssen kann dJe fnvesUÜonszulage 
nach dem InvesUUcnszulagengeseiz /n Anspruch 
genommen werden; <Ue Gesamtlörderung unter Ein- 
beziehung der InvesÜtionszuiage darf Jedoch 55 % der 
beihiUefähigen Kosten des Vorhabens nicht über- 
schreiten. 
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Anhang Rahmenplan 1993 bis 1996 


Garantieerklärung 




Präambel 


Die Lander Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom- 
mem, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen sowie 
Berlin-Ost- (Länder) haben im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe n Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes für zinsverbüligte Kapitalmarkt- 
darlehen, die nach Maßgabe der Förderungsgrund- 
sätze 


— für das Agrarkreditprogranun, 

— für die Förderung zur Wiedereinrlchtung und 
Modernisierung bäuerlicher Familienbetriebe im 
Hauplerwerb sowie 


— für die Gewährung von Hilfen zur Umstrukturie- 
rung von landwirtschaftlichen Unternehmen sowie 
für neugegründete landwirtschaftliche Unterneh- 
men in Form juristischer Personen und Personen- 
ge Seilschaften 

gewährt wurden und weiterhin gewährt werden, 
modifizierte Ausfall bürg schäften übernommen und 
übernehmen weiterhin derartige Bürgschaften bis zur 
Höhe *) von insgesamt 


Brandenburg 

M e ckl enb urg - V orp o mm em 

Sachsen 

Sachsen-Anhalt 

Thüringen 

Berlin Ost 


845 275 000 DM 
238 10? 000 DM 
827 200 000 DM 
626 921 000 DM 
461 661 000 DM 
836 000 DM 


insgesamt 3 000 000 000 DM 

zuzüglich anteiliger Zinsen und Nebenkosten, 


Die Bundesrepublik Deutschland (im folgenden Bund 
genannt), vertreten durch den Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und den Bun- 
desminister der Finanzen übernimmt hiermit auf- 
grund des § 10 Nr. 6 des Gesetzes über die Feststel- 
lung des BundeshaushaJtsplans für das Haushaltsjahr 
1993 (Haushallsgesetz 1993) vom 21. Dezember 1992 
(BGBL 1 S. 2229} 60% der von den Landern aus den 
AusfaDbürgschaflen zu tragenden Ausfälle bis zu 
einem Gesamtbetrag von t 600 000 000 DM zuzüglich 
60% der von den Ländern zu tragenden Ausfälle an 
Zinsen und Nebenkosten, für die Kosten jedoch nur 
bis zum Gesamtbetrag von 36 000 000 DM nach 
Maßgabe folgender Bestimmungen. 


") Aufteilung der Bürgschaften auf die Bundesländer ist für die 
genannten Förde rungsgnmdsätze entsprechend der zweiten 
Anmeldung der Lander 1991 vorgenommen. 


Die Garantie des Bundes gilt nur für Ausfälle aus 

solchen Ausfallbürgschaften, 

1 . bei denen die Voraussetzungen nach Absatz 1 der 
Präambel der Garantieerklärungen gegeben 
sind, 

2. über die die Lander in Durchführung der Rahmen- 
pläne 1991 bis 1993 (Rahmenplan der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" für den Zeitraum 1991 bis 
1994, Rahmenplan der Gemeinschaflsaufgabe 
„ Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" für den Zeitraum 1992 bis 1995, Rahmen- 
plan der Gememschoftsaufgabe „ Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes'' für den 
Zeitraum 1993 bis J996) und in der jeweils zulässi- 
gen Frist vom 1. Januar 1991 bis zum 31. Dezember 
1993 entschieden haben, 

3. bei denen eine anderweitige Finanzierung der 
geförderten Vorhaben nicht möglich war und 

4. bei denen die Länder bei der Entscheidung über 
die Übernahme der Bürgschaften feslgelegl haben, 
daß es sich um Bürgschaften innerhalb des Rah- 
menplans handelt. 


n. 

Die Länder werden dem Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten und dem Bundesmi- 
nister der Finanzen nach dem als Anlage 1 beigefüg- 
ten Muster die Namen der kreditgebenden Institute 
und der Kreditnehmer, die Kreditbeträge, die Lauf- 
zeit, die Zinssätze tind die Höhe der von ihnen 
verbürgten Kreditteüe sowie die Daten der Kreditver- 
träge (Kreditzusagen), das Dalum der Entscheidung 
über die Bürgschaft und die Einbeziehung in den 
Rahmenplan innerhalb eines Monats nach Aushändi- 
gung der Urkunde über die Bürgschaften an den 
Kreditnehmer milteilen. 

Die Lander werden nicht valutierte und wieder aus- 
geplante Kredite dem Bund gegenüber stornieren. Die 
für ein Kalenderjahr gemeldeten und irmerhalb des- 
selben Jahres stornierten Kredite werden auf das 
Jahieskontingent nicht angerechnet. 


ra. 

Die Übernahme, Verwaltung und Abwicklung der 
Bürgschaften werden von den Ländern durchgeführt. 
Die Länder entscheiden dabei nach pflichtgemäßem 
Ermessen vor allem darüber, ob 
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1. nach Maßgabe allgemein gültiger Beurteilungs- 
maßstäbe eine anderweitige Finaimerung des Vor- 
habens nicht möglich ist, 

2. unter Berücksichtigung der haushaltsrechUicheo 
Vorschriften der Länder sowie unter entsprechen- 
der Würdigung der Interessen des Bundes und der 
Länder Kreditverträge geändert, insbesondere ver- 
bürgte Forderungen gestundet, Tilgungen ge- 
streckt, Sicherheiten geändert oder freigegeben 
werden sowie der Übertragung der Kredite zuge- 
stimmt wird, 

3. nach Inanspruchnahme des Bundes aus der Garan- 
tie Bürg Schafts forderun gen aufgrund der haus- 
hallsrechüichen Vorschriften der Länder gestun- 
det, niedergeschlagen oder erlassen werden. 


rv- 

Der Bund — vertreten durch den Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — und der 
Bundesrechnungshof sind berechügl. bei den Län- 
dern die die verbürgten Kredite betreffenden Unter- 
lagen jederzeit zu prüfen. Die Länder werden dem 
Bund die von ihm im Zusammenhang mit der Garan tie 
erbetenen Auskünfte erteilen. 

Die Länder werden die Kreditnehmer und — bezüg- 
lich der zu verbürgenden Kredite — die Kreditgeber 
verpfhchten, eine Prüfung des Bundes oder seiner 
Beauftragten zu dulden, ob eine Inanspruchnahme 
aus den Ausfallbürgschaften in Betracht konunen 
kann oder die Voraussetzungen für eine solche vorhe- 
gen oder Vorgelegen haben. Die Länder werden die 
Kreditnehmer und die Kreditgeber weiter verpflich- 
ten, dem Bund die von ihm im Zusammenhang nül den 
Ausfallbüjgschaften erbetenen Auskünfte zu ertei- 
len. 

Die Länder haben die Kreditnehmer zu verpflichten, 
die Prüfungskosten zu tragen. 


V, 

Der Bund kann aus seiner Garantie erst dann in 
Anspruch genommen werden, wenn die Länder ihre 
Verpflichtungen aus der Ausfall bürgschaft dem kre- 
ditgebenden Institut gegenüber erfüllt haben. 

Die Länder sind berechtigt, bei drohenden Ausfällen 
Abschlagszahlungen zur Minderung des Ausfalls an 
Zinsen zu leisten. An den Abschlagszahlungen betei- 
ligt sich der Bund in Höhe von 60 % . 

Bel Zahlungsanforderungen übersenden die Lander 
dem Bund einen Schadensbericht und eine Aufstel- 
lung über die von den Ländern geleisteten Zahlun- 
gen. Nach Abwicklung des Schadensfalls legen die 
Länder eine Schlußrechnung vor. 

Der Bund wird den auf ihn entfallenden Anteil inner- 
halb von zwei Monaten nach Eingang der Mitteilun- 
gen der Lander erstatten. 


Erlöse aus der Verwertung der für die verbürgten 
Kredite gestellten Sicherheiten sowie sonstige Rück- 
flüsse aus den verbürgten Krediten sind in Höhe von 
60% an den Bund abzuführen. Die Länder übersen- 
den hierzu dem Bund eine sachlich und rechnerisch 
festgestellte Zusammenstellüng nach dem als An- 
lage 2 beigefügten Muster. 

Die Länder werden den Bundesanteü an den Erlösen 
innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der 
Beträge bei den Ländern an den Bund überweisen. 


VI. 

Die Länder sind verpflichtet, von den von ihnen und 
ihren beauftragen Stellen vereinnahmten laufenden 
Bürgschaftsentgelten 60% an den Bund abzufüh- 
ren. 

Der Entgeltanteil des Bundes ist für j edes vorangegan- 
gene Kalenderjahr bis zum 31. März eines jeden 
Jahres an die Bundeskasse Bonn. Klo. 380 01 060 bei 
der Landeszentralbank Bonn, zu überweisen. 


vn. 

Die Garantie wird übemomraen 

a) für die Bürgschaften, über die die Länder in Durch- 
führung des Rahmenplans der Gemeinschaflsauf- 
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes'" für den Zeitraum 1991 bis 1994 in 
der Zeit vom 1. Januar 1993 bis zum 31. Dezember 

1991 entschieden haben, bis zum 31. Dezember 

2011 , 

b) für die Bürgschaften, über die die Länder in Durch- 
führung des Rahmenplans der Gemeinschaf Isauf- 
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" für den Zeitraum 1992 bis 1995 in 
der Zelt vom 1. Januar 1992 bis zum 31. Dezember 

1992 entschieden haben, bis zum 31. Dezember 
2012. 

c) für die Bürgschaften, über die die Länder in Durch- 
führung des Rahraenplons der Gemeinschafts auf - 
gäbe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" für den Zeitraum 1993 bis J996in 
der Zeit vom 1 . Januar J 993 bis zum 3 1 . Dezember 

1993 entschieden haben, bis zum 31. Dezember 
2013. 


vm. 

Erfüllungsort und Gerichtsstand ist Bonn. 
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Anlage 1 
Land * * . 

Betr.: Gemeinschaftsaufgabe , Verbessemng der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
Übernahme von Bürgschaften im Monat * . . 199 * * * 

.Bürgschaftsliste Nr. . * * 


Ud 

Nr. 

t] Naai6 des 
Kredltueiinier? 
b) Nunc des 
Kjre<llüJMtHuts 

Krc<Ut^ 

betrag 

DM 

Ul ul' 
zeJL 

Zins- 

satz 

d) Datum der 

Entscheidung QJber die 
Bürgschaft und dJe 
Biubcädebung der 
BÜrgseboit ln den 
Rohmeiiplan 
bj Ofitem der AushÄfidJ' 
gung der BOrgschalts- 
erUttrung 
c) Datum des 
Kredlt-Vertnogs 

Hohe der 
Bürgschaft 
in % 

BÜrgschalts- 

teLrug 

Land 

DM 

AusloBgarontie 

Ehmd 

(60 % von SpoiLe fl) 

DM 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 











Anlage 2 

Land . * * 

Betr.: Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur imd des Küstenschutzes" 
Liste der Rückflüsse Nr. . . * (Rückflüsse in der Zeit vom * * . bis . . 0 


Ud* 

Nf. 

aj Name des Kreditnehmers 
b) Name des Kredldnstltuts 

Nr. der 

Bürgschaftstiste 
des Landes 
undUd. Nr. 

UrsprüngUcher 

Kreditbedarf 

PÜckflÜsse tm 
Bedchtszei träum 
aulgegiJederl nach 
Hauptforderung 
Zinsen und KosLon 

DM 

AnleB des Bundes 
(60 % von Spolbe 5] 

DM 

l 

2 

3 

4 

5 

6 
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TEIL III 

Bedeutung der Förderungsgrundsätze und Finanzierung der Maßnahmen 


Agrarstrukturelle Vorplanung 

Die agrarstrukturelle Vorplanung ist nach § 1 Abs. 2 
GemAgrG Bestandteil der Gemeinschaftsaufgabe. Sie 
ist eine Entscheidungshilfe für den effizienten mit 
anderen Bereichen abgestimmten Einsatz von MaB- 
n ahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur nach 
dem GemAgrG und ergänzender MaBnahmen. Sie 
soU entwicklungsbesünunende Maßnahmen der 
Land- und Forstwirtschaft aufzeigen und zur Bildung 
sachlicher und räumlicher Schwerpunkte bei der 
Verbesserung der Agrarstruktur beitragen. Dabei soll 
sie die besonderen Funktionen der Land- und Forst- 
wirtschaft erkennen lassen und festslellen, in welchen 
Formen die Land- und Forstwirtschaft ira Untersu- 
chungsraum zweckmäßig betrieben werden kann. Sie 
trägt dazu bei, regionale Entwicklungen aufzuzeigen 
und Fehlinvestitionen beim Einsatz der Mittel zur 
Finanzierung der Maßnahmen nach dem GemAgrG 
zu vermeiden. Ihr Bezug zu einer Vielfalt sich ergän- 
zender Maßnahmen bestimmt ihre vorrangige Auf- 
gabe, unter politischen Vorgaben und begrenzten 
finanziellen Mitteln Entscheidungshilfe für die Aus- 
wahl des für die Entwicklung des Untersuchungsge- 
bieles sinnvollsten Maßnahmenbündels zu sein. 

Agrarpolitik ist nicht nur eine sektorale Wirtschaftspo- 
litik, sondern auch eine auf die Verbesserung der 
Lebensbedingungen im ländlichen Raum ausgerich- 
tete Politik. Die Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agraislniktur müssen daher dieser räumlich zu ver- 
stehenden Aufgabe zugeordnet und als wesentliche 
Entwicklungsbeiträge angesehen werden; die agrar- 
sliukturelle Vorplanung hat dem fortentwickelten 
Selbstverständnis der Agrarpolitik Rechnung zu tra- 
gen und muß sich dazu eignen, als Grundlage für den 
landwirtschaftlichen Teil übergeordneter und fach- 
frerader Planungen zu dienen. 

Die Ergebnisse jeder agrarstruklurellen Vorplanxmg 
sind jedoch dem wirtschaftlichen, sozialen und politi- 
schen Wandel unterworfen; ihre Gültigkeit ist daher 
zeiüich begrenzt. Dem Zweck der agrarstrukturellen 
Vorplanung entsprechen insbesondere folgende Ge- 
sichtspunkte: 

— Der MaßnahmeDvorschlag ist nach Art, Umfang 
und Zeitpunkt der Durchführung sowie nach der 
Wirtschaftlichkeit 2 m begründen und unter dem 
Gesichtspunkt einer räumlichen und sachlichen 
Schwerpimktbüdung zu bewerten. 

— Für den abschließenden Bericht der agrarstruklu- 
reüen Vorplanung, in dem die Vorschläge für 


Hinweis: WcsenÜlche Verändenuagen gegenüber dem Rah- 
menplan 1992 bis 1995 sted durch schmmerte Linien neben dem 
Text gekennzeichnet. 


anzustrebende Maßnahmen zusammenfassend 
darzusteDen sind, werden die wichtigsten Belange 
genannt, die gegeneinander abzuwägen sind. Ihre 
vollständige Berücksichtigung soll sicherstellen, 
daß die Vorplanungen bundesweit das notwen- 
dige Maß an Gleichwertigkeit aufweisen, 

Aussagen zum Natur- und Umweltschutz, zur 
Landschaftsplanung, zu Freizeit und Erholung, 
über die voraussichtliche Bodennutzung, die Not- 
wendigkeit von Dorfemeuerungen sov^de über die 
landwütschaiüiche und außerlandwiitschaftliche 
Erwerbssiluation sind in die Untersuchung zu 
inlegiieren. Es wird davon ausgegangen, daß die 
Wahrung dieser Belange wie die aller übrigen 
öffentlichen Interessen zu der ögrarstrukturellen 
Vorplanung gehört, die als Entwicklungsplanung 
auf die Ziele der Raumordnung und Landespla- 
nung auszurichlen ist, die regionale Wirtschafts- 
struktur und Laadschaftsstruktur zu berücksichti- 
gen und die kommunalen Bauleitpläne zu beach- 
ten und die Umweltverträglichkeit der vorgezeich- 
neten Maßnahmen abzuschätzen hat. 

— Der zu leistende Unlersuchungsaufwand ist bei der 
Festsetzung flächenabhängiger Zuschußsätze für 
die Förderung der agrarstruklurellen Vorplanung 
berücksichtigt worden. 

Für die im Haushaltsjahr 1993 vorgesehenen Vorpla* 

nungen sind 20,42 Mo, DM Zuschüsse vorgesehen 

(siehe Übersicht 3). 


Flurbereinigung 

Die Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz sind 
nach wie vor besondere Instrumente zur Verbesserung 
der Agrarstruktur. Mit der 1988 erfolgten Änderung des 
Gesetzes über die Gemeinschaftsaofgabe „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" wird 
dem Rechnung getragen, daß sie zugleich geeignet 
sind, den ländlichen Raum zu gestalten, sich an den 
Ökologischen Ausgleichsfunktionen der ländlichen 
Räume zu orientieren und die funktionalen Wechselbe- 
ziehungen zwischen den verschiedenen Ökosystemen 
soweit zu verfolgen und zu fördern, daß die Funktions- 
fähigkeit des Naturhaushaltes insgesamt und nachhal- 
tig nicht gefährdet wird. Die Flurbereinigung bildet, 
wie aus der Hohe der in diesem Rahmenplan zur 
Verfügung stehenden Mittel zu ersehen ist, einen 
sachlichen Schwerpunkt xm Rahmen der Maßnahmen 
der Gemeinschaflsaufgabe. 

Um einer generellen Verbessejung der Lebensbedin- 
gungen im ländlichen Raum gerecht zu werden, sind 
besondere Schwerpunkte für die Durchführung groß- 
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räumiger und umlasseDder Ordnungsmaßnahrnen in 
den Gebieten gesetzt, in denen Maßnahmen der 
Verbesserung der Infrastruktur einschließlich der 
Dorfemeuerung sowie Planungen überörtlicher und 
überregionaler Verkehrsträger eine Neuordnung der 
ländlichen Räume erforderlich werden lassen. Dabei 
kommt der Sicherung eines nachhaltig leistungsfähi- 
gen Naturhaushaltes eine besondere Bedeutung zu. 

Die integrale Flurbereinigung unterstützt mit ihren 
Maßnahmen für eine wirksame Verbesserung der 
Lebensbedingungen in der jeweiligen Region eine 
erleichterte Anpassung an veränderte Rahmenbedin- 
gungen und macht die Angleichung oft sogar erst 
möglich. 

Für die Förderung der Flurbereinigung Häufende 
sowie 1993 eingeleitele Verfahren) sehen Bund und 
Länder die Vergabe von 6,37 Mio. DM öffentli- 
cher Darlehen, 370.77 Mio, DM Zuschüsse und 
0,79 Mio. DM Zinszuschüsse vor. Der finanzielle 
Schwerpunkt der Flurbereinigung liegt eindeutig in 
Bayern. 

ln den Bereichen, in denen es keiner integralen 
Neuordnung bedarf, oder in denen die Anlagen neuer 
Wegenetze sowie größere wasserwirtschaftliche Maß- 
nahmen nicht erforderlich oder zur Zeit nicht möglich 
sind, werden beschleunigte Zusammenlegungsver- 
fahren durchgeführt. Das schließt nicht aus, daß nach 
einigen Jahren, wenn es die Entwicklung des betrof- 
fenen Raumes erfordert, ein integrales Flurbereini- 
gungsverfahien durchgeführt werden kann. 

Die für die beschleunigten Zusammerüegungsverfah- 
ren veranschlagten Mittel belaufen sich ira Haushalts- 
jahr 1993 auf insgesamt 0,4 Mio, DM öffentlicher 
Darlehen, 24.70 Mio, DM Zuschüsse (siehe Über- 
sicht 3). 

Seil 1991 können auch Maßnahmen in Verfahren zur 
Feststellung und Neuordnung der Eigentumsverhält- 
njsse 53 bis 64 Landwirlschaftsanpassungsgesetz 
vom 29. Juni 1990 (GBl, T Nr 42 S, 642), zuletzt 
geändert durch Gesetz zur Änderung des Landwirt- 
schaftsanpassungsgesetzes vom 20. Dezember 1991 
(BGBl, I, S, 2312) im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe in den neuen Bundesländern gefördert wer- 
den. 


Freiwilliger Landtausch 

Der freiwillige Landlausch ist als Maßnahme zur 
Verringerung der Besitzzersplitterung und der Sb-uk- 
hjurverbesserung landwirtschaftlicher Betriebe aus 
Gründen der Kosten- und Zeiterspajnois ein agrarpoli- 
tisch bedeutsames Instrument. Er kommt als schnelles 
und einfaches Verfahren zur Verbesserung der Agrar- 
struktur vor allem dann zur Durchführung, wenn sich 
die Partner in einem begrenzten Gebiet über den 
Rächentausch einig sind und hierbei nur ein geringer 
Aufwand der Vermessung und Folgemaßnahmen ent- 
steht. Diesem Verfahren kommt eine wachsende 
Bedeutung bei Rächenstülegung. Exlensivierung, 
Aufforstung und Sicherung von Gewässerrandstreifen 
zu. Der freiwillige Landtausch kann als ein Verfahren 
nach dem Rurbereinigungsgesetz (§§ 103a bis 103 i) 


durchgeführi werden. Er wird darüber hinaus auch als 
Grundstücks tausch mit Eigentums Wechsel auf privat- 
rechtlicher Grundlage und als Tausch aufgrund lang- 
fristiger Pachtverträge gefördert, um diesem Instru- 
ment eine breite Anwendung zu eröffnen. 

Bund und Länder haben für den freiwilligen Land- 
lausch im Haushaltsjahr 1993 Zuschüsse in Höhe von 
12,65 Mio. DM eingeplant (vgl, Übersicht 3). 

Seit 1991 kann in den neuen Bundesländern auch der 
freiwillige Landtausch nach § 54 des Landwirtschafts- 
anapssungsgeselzes vom 29. Juni 1990 (GBl. I Nr, 42 
S, 642), zuletzt geändert durch Gesetz zur Änderung 
des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes vom 20, De- 
zember 1991 (BGBl, L S. 2312) gefördert werden. 


Dorfemeuerung 

Im Rahmen der Dorfemeuerung werden Maßnahmen 
gefördert, die durch eine Verbesserung der Produkü- 
ons- und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forst- 
wirtschaft die Lebensverhältnisse der in diesen Betrie- 
ben Tätigen und ihrer Familien verbessern. Sie tragen 
damit zur Erhaltung einer bäuerlichen Landwirtschaft 
bei und sind somit für die gesamte Land- und Forst- 
wirtschaft bedeutsam (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d 
GemAgrG). 

Das bedeutet, daß die Förderung der Dorfemeuerrrng 
im Rahmen der Gemeinschaflsaufgabe darauf gerich- 
tet ist, 

— ländliche Siedlungen als Standort land- und forst- 
wirtschaftlicher Betriebe zu erhallen und zu ver- 
bessern, 

— die Wirtschaftserschwemisse land- und forstwirt- 
schaftlicher Betriebe zu beseitigen sowie deren 
Arbeitsaufwand zu verringern, 

— die Umweltwirkungen land- und forstwirtschaftli- 
cher Betriebe mit den Erfordernissen zeitgemäßen 
Wohnens und Arbeitens in Einklang zu bringen, 

— nachteilige Umweltwirkungen auf die land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe zu beseitigen oder 
zu mildem, 

— die innerörtlichen Verkehrs- und Gewässerver- 
häJtnisse zu regeln und 

— die Identität der Gemeinden und OrtsteiJe als 
ländliche Siedlungen durch orlsbildprägende Er- 
haJtungs- und Geslaltungsmaßnahmen zu stär- 
ken. 

Um diesem Bedarf gerecht zu werden, sind nach der 
Gemeinschaftsaufgabe Aufwendungen fördenmgsfä- 
hlg in erster Linie für Maßnahmen, die der Planung, 
der Verbessenmg der innerörtlichen Verkehrsver- 
hältnJsse. der Abwehr von Hochwassergefahren für 
den Orlsbereich. der Erhaltung und Gestaltung land- 
uBd forstwirtschaftlicher oder ehemals land- und forsl- 
wirlschafüich geprägter Bausuhstanz. der Anpassung 
an die Erfordernisse zeitgemäßen Wohnens und 
Arbeitens und dem Neu-, Aus- und Umbau von land- 
und forstwirtschaftlichen Gerne ins chaflsanlagen die- 
nen. 
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Die vorgenannten Maßnahmen werden nur in 
Gemeinden oder Ortsteilen mit landwirtschaftlicher 
Siedlungsstruktur, in Weilern und landschaftsbestim- 
menden Gehöflgmppen und Einzelhöfen geförderL 

Anträge auf Gewährung von Zuschüssen können 
neben Privatpersonen auch Gemeinden, Gemeinde- 
verbände, Teilnehrnergememschaflen und Verbände 
nach dem Flurbereinigungsgeselz sowie Wasser- und 
Bodenverbände stellen. Die Zuschüsse betragen bis 
zu 30% der Kosten, jedoch höchstens 40 000 DM bei 
natürlichen und juristischen Personen des privaten 
Rechts und bis zu 60 % der Kosten bei öffentlichen 
Maßnahmen. 

Im Haushaltsjahr 1993 sind Maßnahmen mit einem 
Zuschußbedarf von 271,47 Mio. DM geplant, davon 
allein 183,66 Mio. DM in den neuen Bundesländern 
(vgl. Übersichten 3 und 22). 

Ab 1991 kann die Dorfemeuerung in den neuen 
Bundesländern im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe gefördert werden. Den neuen Bundesländern 
wurden bessere Konditionen eingeräumt. So können 
für die Finanzierung der Maßnahmen Zuschüsse bis 
zu 50% der Kosten, bei öffentlichen Maßnahmen bis 
zu 80 % der Kosten gewährt werden. 


Einzelbetriebliche Maßnahmen 

Die einzel betrieb liehen Maßnahmen umfassen die 
einzelbetriebliche Invesütionsförderungund die Aus- 
gleichszulage in den benachteiligten Gebieten, 

Für die verschiedenen Maßnahmen dieses Bereichs 
sind ohne die neuen Bundesländer für 1993 
1 108,13 Mio. DM Kassenmittel vorgesehen. Von den 
Maßnahmenkomplexen des Rahmenplans stellen die 
einzel betrieblichen Maßnahmen damit finanziell den 
größten Bereich dar (vgl, Übersicht 1). 


Efnzelbetrieblrche InvestitJonsförderung 

Gegenstände der einzelbetrieblichen Investitionsför- 
derung, die im wesentlichen auf EG -rechtlicher 
Grundlage beruht, sind: 

1. Das Einzelbetriebliche Investitionsförderungs- 
programm (EFP), 

2. Das AgrarkredilprogTarrLm (AKP), 

3. Die InvesÜtionshilfen zur Energieeinsparujig. 

4. Die Prämien für die erstmalige Niederlassung von 
Junglandwirten und 

5- Die ländliche Siedlung. 

Diese Förderungsgrundsatze gelten — bis auf das 
Agrarkreditprograrrun und die Prämie für die erstma- 
lige Niederlassung von Junglandwirten — nicht in den 
neuen Bundesländern. 

Durch die einzelbetriebliche Investitionsförderung 
soll die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der 
landwirtschaftlichen Betriebe innerhalb der Europäi- 
schen Gemeinschaft auf Dauer sichergestellt werden. 


Vor diesem f lintergrrmd werden insbesondere Inve- 
stitionen zur Verbesserung der Produktions- und 
Arbeitsbedingungen gefördert. Dabei wird auch öko- 
logischen Erfordernissen Rechnung getragen. 

Die einzelbetriebiiche Invesütionsfördening ist 1984 
in zwei wesentlichen Punkten dadurch modifizierl 
worden, daß die bis dahin geltende Förderschwelle 
abgeschafft und ein Agrarkreditprogramm eingeführt 
vrurde. 

Die Zielsetzung der Förderung ist seitdem nicht mehr 
vorrangig das Wachstum der Betriebe. Neben die 
Verbesserung des Einkommens trat gleichrangig die 
Sicherung des Einkommens. 

Seit 1986 wird jungen Landwirten zwecks Erleichte- 
rung der erstmaligen hauptberuflichen Niederlassung 
in einem landvrirtschafüicben Betrieb eine Niederias- 
sungsprämie angeboten. 

Durch den Rahmenplan 1989 wurde die Förderung 
von Investitionen zur Einkommenskombinatiön ein- 
geführt. und zwar sowohl im Einzel betrieblichen Lnve^ 
sütionsförderungsprogramm als auch im Agrarkiedit- 
programm. Danach sind betriebliche Investitionen zur 
Direktvermarktung von selbsterzeugten land- und 
forstwirtschaftlichen Erzeugnissen und im Bereich 
Freizeit und Erholung förderungsfähig, soweit diese 
Investitionen infolge Anpassung land- und forstwirt- 
schaftlicher Betriebe an die Marktentwicklimg und 
zur Weiterfuhrung des Betriebes erforderlich sind. 
Hierdoich soll den bäuerlichen Familien betrieben 
Anreiz gegeben werden, sich neben der Landwirt- 
schaft zusätzliche Einkonnnensmöglichkeiten zu 
schaffen. 

Ebenfalls 1989 aufgenommen wurde die Förderungs- 
mögUchkeit von Maflnahraea zur Verbesserung des 
Tierschutzes und zum Schulz und zur Verbesserung 
der Umwelt, sofern diese Maßnahmen im Zusarmnen- 
hang mit betrieblichen Investitionen zur Verbesse- 
rung der Produküons- und Arbeitsbedingungen erfol- 
gen. 

Außerdem wurde 1990 und 1992 im Einzelbelriebli- 
chen tnvestitionsfördenuingsprograinm und im Agmr- 
kredilprogramm die Förderung von Kooperationen 
durch Ausschöpfung der Förderungsmöglichkeilen 
des EG -Rechts verbessert. Die Zuwendungshöhe 
orientiert sich an den durch EG-Recht vorgegebenen 
Obergrenzen ein Vielfaches der für den Einzelbetrieb 
zulässigen Förderung. Mit dem Rahmenplan 1991 
wurde die Förderung nach dem Agrarkreditpro- 
gramm auch für landwirtschaftliche Unternehmen in 
den neuen Bundesländern möglich; hier allerdings 
mit wesentlich besseren Bedingungen. 


Investitionen im Rahmen des Einzeibetriebllchen 
Investftionsfördemngsprogramms (EFP) 

Im Mittelpunkt der einzelbetrieblichen Investitions- 
förderung steht dos Einzelbetriebliche Investitionsf ör- 
derungsprogramm, das sich an Haupterwerbslaod- 
wirle als Einzelunlemehmer oder als Mitglieder einer 
Kooperation richtet. 
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Förderungsvorausselzungen sind, daß 

— die Investition betriebswirtschaftlich sinnvoll ist 
und nachhaltig zur Exist enzsicheomg und Verbes- 
serung der Produktions- und Arbeitsbedingungen 
beiträgt, 

— der Kapitaldienst unter Berücksichtigung ange- 
messener Lebenshaltungskosten tragbar ist, 

— der Betriebsinhaber nach seiner beruflichen Qua- 
lifikation die Gewähr für eine ordnungsgemäße 
Bewirtschaftung des Betriebes bietet und sich zur 
Buchführung verpflichtet, 

— das Arbeitseinkommen je VoUarbeltskraft im 
Betrieb nicht über 48 394 DM/Jahr liegt sowie 

— die positiven steuerlichen Einkünfte des Betriebs- 
inhabers und seines Ehegatten einen Betrag von 
120 000 DM/Jahr nicht übersteigen. 

Außerdem ist ein Betriebsverbesserungsplan aufzu- 
stellen, der 

— Daten über den derzeitigen Zustand des Betrie- 
bes, 

— eine Beschreibung der Maßnahmen und insbeson- 
dere der geplanten Investition sowie 

— eine Darstellung der voraussichtlichen betriebli- 
chen Auswirkungen des Investitionsvorhabens 
rum Inhalt haben muß. 

FÖrderungsinslrumente sind primär Zinsverbilligung 
von Kapitalmarktdarlehen sowie alternativ Zu- 
schüsse. Bei größeren Baumaßnahmen (Althofsanie- 
rung, Aussiedlung) können additiv öffentliche Darle- 
hen und Sonderzrischüsse gewährt werden. Dabei 
werden Futterbaubetiieben in benachteiligten Gebie- 
ten und Grünlandbetrieben besonders günstige För- 
derungsmögüchkeilen eingeräumt, um der Tatsache 
Rechnung zu tragen, daß rindviehhaltende Betriebe 
gegenüber reinen Ackerbaubetrieben kapitalintensi- 
ver wirtschaften müssen. 

Die Förderung in den Bereichen Schweirieproduküon 
und Milcherzeugung ist an vorgegebenes EG-Recht 
gebunden. 

Im Schweinebereich ist die Förderung von Investitio- 
nen seit 1991 ausgesetzt, wenn diese Investitionen zu 
einer Erhöhung der ProdukÜonskapazilät führen. 
Investitionen in der Milcherzeugung können nicht 
gefördert werden, weim der Antragsteller über mehr 
als 40 Kühe je Arbeitskraft und 60 Kühe im Betrieb 
verfugt 

Im übrigen werden Investitionen im Bereich der 
'Herhaltung nur gefördert, wenn der Viehbesatz im 
Zieljahr 2,5 Großvieheinheiten je Hektar LF nicht 
übersteigt. 

Das Schwergewicht der Förderung im R ahm en des 
EFP Liegt auf größeren baulichen Maßnahmen, Die 
förderungsfählgen Kosten betragen rd, 813 Mio. DM 
und die Investitionshilfen einschließlich der Ver- 
pflichtungen aus den Vorjahren rd. 350 Mio. DM. 


Investitionen im Rahmen 

des Agrarkredjtprogramms (AKP) 

Durch das Agrarkreditprogramm soll die Finanzie- 
rung von MaßDahjnen zur Rationalisierung und 
Aibellserleichlenuig im landwirtschaftlichen Betrieb 
unterstützt werden. Förderungsfähig sind darüber 
hinaus betriebliche Investitionen in Wohngebäuden. 

Haupt- und Nebenerwerbslandwirte können für ein 
Kapilalmarkldarlehen von bis zu 143 000 DM je 
Arbeitskraft und je Unlemehmen eine ZinsverbiUi- 
gung erhalten, wenn ihre positiven steuerlichen Ein- 
künile 120 000 DM — davon aus nichtlandwirtschaft- 
lichen Einkunftsarten 60 000 DM — nicht überschrei- 
ten. 

Für die neuen Bundesländer wurden die Förderungs- 
Voraussetzungen deutlich verbessert. So können hier 
u, a. die Wiedereinrichhing einer landwütscbaftii- 
Chen Hofstelle im Nebenerwerb und die Erstbeschaf- 
fung von Maschinen gefördert werden. Zusätzlich 
sind Maßnahmen im Wohnhausbereich bis zu einem 
Investitionsvolumen von 30 000 DM mit einem 
Zuschuß von 40 % förderungsfähig, 

ln den Bundesländern wird 1993 mit rd, 2 460 Förder- 
fällen gerechnet. Die Zuschüsse belaufen sich auf rd. 

17.8 Mio. DM und die Zinszuschüsse auf rd, 

28.9 Mio> DM, 


Niederlassung von Junglandwirten 

Neben einer seil dem 1. Januar 1984 möglichen 
verbesserten InvestitioosfÖrderung kann hauptberuf- 
lichen Junglandwirten, die zum Zeitpunkt der Antrag- 
steUung unter 40 Jahre all sind, unter bestimmten 
Voraussetzungen eine einmalige Niederiassungsprä- 
mie bewilligt werden. Diese Prämie, die an eine 
Investition von 35 000 DM gebunden ist, beträgt 
23 500 DM, 

Die verbesserte InvestitionsfÖrdenmg für Jungland- 
wirte bestand ursprünglich in einer um jeweils einen 
Prozentpunkt höheren Zinsverbilligung. Sie hat 
inzwischen eme Ergänzung hinsichtlich der Förde- 
rungsart erfahren. Ab 1986 kann Jungland wirten 
neben der ihnen im Rahmen des EFP und AKP 
gewährten Förderung ein Zuschuß bis zu 5% des 
auf genommenen Kapitalmarktdarlehens bzw, eine 
um 1 %-Punkt höhere Zinsverbilligung gewährt wer- 
den. 


Investftionshlffen zur Energleelnspamng 

Wegen der zunehmenden Notwendigkeit zur Einspa- 
rung von bisher überwiegend verwendeten fossilen 
Energiearten und zur Überleitung auf die Verwen- 
dung mögtichst kostengünstiger und umweltfreundli' 
eher Energiearten können Maßn€dmien im Produk- 
tionsbereich der Landwirtschaft durch Zuschüsse 
gefördert werden. Es sind dies: 

— Wärmedämmung der baulichen Hüllen und der 
Warmwasser oder Dampf führenden Zuleitun- 
gen, 
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— Verbesseningen der Heizungs- und der damit 
verbundenen Regeltechnik, 

— Wärmerückgewinnungsanlagen, Wärmepumpen. 
Solar-, WindkraiL'-. Wasserkraft- und Biomassean- 
lagen; soweit es sich um Wärmerückgewinnungs- 
anlagen. Wärmepumpen und Biomasseanlagen 
handelt, können ab 1961 auch Nebenerwerbsland- 
wirte diese Förderung erhalten, 

— Umstellung der Heizanlagen von öl auf Fem- 
wäime und Blomasseverfeuerung sowie — bei 
Unterglasgartenbaubetrieben — auf Gas und 
Kohle. 

Die InvesÜlionshilfen zur Energieeinsparung werden 
insbesondere von Gartenbaubetrieben wegen deren 
intensiven Energieverbrauchs in Anspruch genom- 
men. 

Die Mindestinvestitionsgrenze liegt bei 5 000 DM. 
Die förderungsfähigen Höchstbeträge betragen 
143 000 DM je Arbeitskraft und 250 000 DM je Unter- 
nehmen. Die Höhe des Zuschusses kann sich auf bis zu 
20% dieser Aufwendungen beziehen. 

Bund und Länder haben 1992 für die vorgenannten 
Maßnahmen zur Energieeinsparung Fördermittel in 
Höhe von 31,6 Mio. DM vorgesehen. 


Ländilchd Siedlung 

Die Maßnahme gilt nicht in den neuen Bundeslän- 
dern. Durch die Maßnahmen der ländlichen Siedlung 
sollen im öffentlichen Interesse die Entwicklung und 
der Bestand landwirtschaftlicher VoUerwerbsbe- 
triebe, deren Existenz im Interesse der Bodenordnung 
und der Struktur ländlicher Gebiete erforderlich ist 
(Auffangbetriebe) gefördert werden. 

Ein öffentliches Interesse liegt z, B. vor, wenn die 
Erhaltung des typischen Landschaftsbildes bzw. des 
Erholung sw ertes der Landschaft nur auf diesem Wege 
sichergestelll werden kann. Dies gilt namentlich für 
die Offenhaltung der SchwarzwaldtäJer. Im übrigen 
werden Auffangbetriebe überwiegend in den Mittel- 
gebirgslagen in Hessen und tn Nordrhein-WestfaJen 
gefördert. Im nördlichen Bereich steht die Förderung 
von Auffangbetrieben überwiegend im Zusammen- 
hang mit anderen komplexen Slrukturmaßnahmen. 

Auch in 1993 kann die Entwicklung landwirtschafth- 
cher Betriebe zu Auffangbetrieben in bestimmten 
benachteiligten Gebieten — im wesentlichen durch 
Darlehen — gefördert werden? die Bereiche der 
Milchvieh- und Schweinehaltung sind jedoch von der 
Förderung ausgeschlossen, mit Ausnahme der Be- 
triebe im Gebiet des Schwarzwaldprogramms. Außer- 
dem wird durch Bodenzwlschenerwerb die Bereitstel- 
lung landwirlschafllicber Flächen für strukturverbes- 
semde Vorhaben im ländlicben Raum erleichtert. Seit 
1981 wild der Bodenzwischenerwerb nur noch durch 
ZinsverbüIiguBg gefördert. 


Förderung landwirtschaftlicher Betriebe 
in benachteiligten Gebieten 

Zweck der Förderung dieser landwirtschaftlichen 
Betriebe ist es. in benachteiligten Gebieten (Bergge- 
biele, Benachteiligte Agrarzonen. Kleine Gebiete) 
eine standortgerechte Agrarstruktur zu schaffen und 
zu sichern, einen Beitrag zur Erhaltung eines Mini- 
mums an Bevölkerungsdichte oder zur Erhaltung der 
Landschaft zu leisten und die landwirtschaftlichen 
Einkommen zu verbessern sowie ökologischen Belan- 
gen Rechnxing zu tragen. 

Die Förderung ist in den alten Bundesländern ab 
1. Oktober 1974 und in den neuen Bundesländern ab 
1992 angelauJen. Sie basiert auf einer EG-RichÜinie, 
die der EG-Mtnlsterrat am 28. April 1975 beschlossen 
(RL 75/268/EWG) und mit der Verordnung (EWG) 
Nr. 2328/91 des Rates vom 15. Juli 1991 zur Verbes- 
serung der Effizienz der Agrarstruktur geändert hat. 

In den benachteiligten Gebieten erhalten landwirt- 
schaftliche Betriebe im Haupt- und Nebenerwerb eine 
verbesserte Investitionsförderung. Darüber hinaus 
können Investitionen im Rahmen von Kooperationen 
im Bereich der gemeinschaftlichen Futtermittelpro- 
duktion sowie gemeinsam genutzter Weiden und 
Almen gefördert werden. 

Außerdem erhalten landwirtschaftliche Betriebe eine 
Ausgleichszulage, wenn mindestens 3 ha LF in den 
benachteiligten Gebieten liegen, und zwar für Rind- 
vieh, Pferde, Schafe und Ziegen pro Großvieheinheit 
und je Hektar Futterfläche; für andere landwirtschaft- 
lich genutzte Flächen — mit Ausnahme von Weich- 
weizen. Wein. Zuckerrüben und Inlensivkulturen 
sowie Flächen, für die eine Stillegungsprämie gezahlt 
wird — wird die Ausgleichszulage je Hektar 
gewährt. 

Die AusgleichszuJage beträgt jährlich mindestens 
53 DM und höchstens 240 DM je zuschußberechtigte 
GVE bzw. zuschußberechtiglen Hektar, in Ausnah- 
mefällen bis zu 286 DM. 

Bund und Länder haben 1993 für die Ausgleichszu- 
lage 1 013,70 Mio. DM bereit gestellt (vgl. Über- 
sicht 3). Die bereitgestellten Mittel für die Investitions- 
förderung der landwirtschaftlichen Betriebe und für 
die Kooperationen im Bereich der gemeinschaftlichen 
Futtermittelproduktion sowie gemeinsam genutzter 
Weiden und Almen der benachleüiglen Gebiete sind 
mit den Mitteln im emzelbeLriebiichen Bereich 
zusammengefaßt. 


Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur 

Diese Förderungsgrundsätze gellen nicht in den 
neuen Bundesländern; für die fünf neuen Bundeslän- 
der wurden spezielle Förderungsgnuidsälze einge- 
führl. 
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Verbesserung der Molkereistruktur 

Die Garantiemengenregelung sowie die Einfühning 
von Milchrenten haben regional unterschiedliche 
Wirkungen, die Anpassungsmaßnahmen der jMolke- 
reiwirtscbaft erforderlich machen. Stillegungen von 
ßetrlebsstätlen und Personalfreisetzungen sind un- 
vermeidlich. Durch Stillegungsbeihüfen sowie Beihil- 
fen zu Arheitnehmerabfindungen soll der notwendige 
Anpassungsprozefl erleichtert werden. 

Förderungsvoraussetzung ist in der Regel, daß ganze 
Betriebe stillgelegt werden. Unter besonderen Vor- 
aussetzungen ist auch die Förderung einer Stillegung 
von Betriebsabteilungen möglich. Es kann davon 
ausgegangen werden, daß die regionalen Schwer- 
punkte dieser Maßnahme in den Ländern liegen 
werden, in denen der Rückgang der Milchanlieferung 
am stärksten war. 


Investitionen im Bereich der Verarbeitung 
und Vermarktung von Lein 

Flachs gehört zu den emeuerbaren, nachwachsenden 
Rohstoffen, die angesichts der Endlichkeit der Roh- 
stoffreserven zunehmend an Bedeutung gewinnen. Es 
kann davon ausgegangen werden, daß es EG-weitfur 
Flachsfasero sowohl bei der textilen Verwendung als 
auch im technischen Bereich einen inleressanten und 
ausbaufähigen Markt gibt. Hier gilt es. frühzeitig die 
Wettbewerbsfähigkeit der einheiinischen Erzeuger zu 
stärken und den Absatz ihrer Erzeugnisse zu 
sichern. 

Durch die Förderung der Erfassung und Lagerung von 
Lein sowie von Einrichtungen zur Herstellung, Lage- 
nmg und Vermarktung von Leinfasem soll der Anbau 
von Flachs angeregt und der Notwendigkeit der 
Schaffung von Schvringanlagen Rechnung getragen 
werden. 


Investitionen bei Vermarktungseinrichtungen 
für frisches Obst und Gemüse 

Durch die Förderung von Einrichtungen zur Lage- 
rung, Reinigung, Sortierung und Verpackung von 
Obst und Gemüse soll der Absatz von Obst und 
Gemüse verbessert werden. Die Maßnahme schafft 
Voraussetzungen dafür, geeignete Arten und Sorten 
zu großen einheitlichen Partien zusammenzufassen, 
sie richtig zu behandeln und entsprechend zu lagern, 
Obst und Gemüse können, nach Qualiläts normen 
sortiert und gekennzeichnet, in angemessener Ver- 
packung zum richtigen Zeitpunkt dem Frischmarkt 
oder der Verwertungsindustrie zugeführt werden. So 
kann die Produktion und Vermarktung den besonde- 
ren Erfordernissen des stark importbestimmten Obst- 
und Gemüsemarktes angepoßl werden. Insbesondere 
in Verbindung mit der Fördenmg von Erzeugerorga- 
nisationen kann eine weitere Konzentration des 
Angebotes und eine Anpassung der Angebotsmengen 
an die Markterfordernisse erreicht werden. Im Rah* 
men dieser Maßnahmen können auch Einrichtungeri 
zxjLT Herstellung von Naßkonserven sowie tiefgefrore- 


nem Obst und Gemüse gefördert werden, soweit die 
entsprechenden Vorhaben einem Ausbau oder einer 
innerbetrieblichen Rationalisierung gellen. 

Besondere Förderungsschwerpunkte sind die traditio- 
nellen Obst- und Gemüseanbaugebiete in Baden- 
Württemberg, Rheinland-Pfalz, Nordrhein- Westfalen 
und Niedersachsen. Da auf dem einheimischen Markt 
gegenwärtig eine scharfe Konkurrenz zu Erzeugnis- 
sen aus anderen Milgliedstaaten der EG besteht, 
findet ein wichtiger Anpassungsprozeß statt, der 
durch diese Förderungsmaßnahmen erleichtert wird. 
Insgesamt sind für diese Maßnahmen 73,53 Mio, DM 
vorgesehen (vgL Übersicht 3). 


Investitionen bei Vermarktungselnrlchtungen 
für Blumen und Zierpflanzen 

Mit der Förderung von Verraarktungseinrichtungen 
für Blumen und Zierpflanzen wird eine verstärkte 
Zusammenfassung der Produktion und eine Verbes- 
serung der Angebolsstruktur sowie der Marktlranspa- 
renz angestrebt. Die Fordermaßnahme trägt dazu bei, 
Produktion und Vermarktung den Anforderungen des 
modernen Marketings anzupassen, um so die Wettbe- 
werbsfähigkeit der eiTüielmiscben Erzeuger zu ver- 
bessern und den Absatz ihrer Erzeugnisse zu 
sichern. 

Bund und Länder stellen hierfür Zuschüsse in Höhe 
von 10.03 Mio. DM zur Verfügung. Regionale Schwer- 
punkte der Förderung liegen in Nordrhein-Weslfalen 
und Rheinland-Pfalz (vgL Übersicht 3). 


Investttfonen Im Bereich der Be- und Verarbeitung 
von Kartoffeln 

Durch die Förderung soll der Neu- und Ausbau sowie 
die innerbetriebliche Rationalisierung von Fabiika- 
tionsanlagen für aus Kartoffeln hergestellte Verede- 
lungserzeugnisse für die menschliche Ernährung 
unterstützt werden. 

Generelles Ziel ist die Anpassung der Vermaiktungs- 
einrichtungen an die sich ändernden Verzehrge- 
wohnheiten der Verbraucher, Der Verbrauch verla- 
gert sich weiterhin auf Veredelungserzeugnisse aus 
Kartoffeln; bei Speisekartoffeln ist auch zukünftig mit 
Verbrauchs rück gangen zu rechnen. 

Das vorgesehene Zuschußvolumen beträgt 45,7? Mio. 
DM (vgl, Übersicht 3). 


Verbesserung der Marktatruktur gemäß VO (EWG) 
Nr 866/90 

im Rahmen der VO (EWG) Nr, 866/90 besteht die 
Möglichkeit, Investitionen national auch in anderen 
als in den oben genannten Bereichen zu fördern. Die 
in Befracht kommenden Porderungsbereiche müssen 
durch Seklorpläne konkretisiert werden. Die Sektor- 
pläne sind Bundessektorpläne, sie werden jedoch vori 
den Ländern in jeweils eigener Verantwortung auf ge- 
stellt. Soweit sich diese Pläne auf andere als die oben 
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genannten Bereiche beziehen, bedürfen sie der 
Zustünmung durch den Planungsausschuß, wenn die 
nationale Miüeistung aus Mitteln der Gern eins chafts- 
aufgabe erfolgen soll. 

Auf der Grundlage dieser Maßnahme können Unter- 
nehmen der Verarbeitung und Vermarktung sowie 
Erzeugergemeinschaften, sofern ihre Anerkennung 
länger als sieben Jahre zurückliegt und eine Beihilfe 
nach dem Maiktstnikturgesetz nicht mehr in Betracht 
kommt, Investitionsbeihilfen erhalten. 

Die für diese Maßnahme bereitgesielJten Zuschüsse 
belaufen sich auf 25,78 Mio. DM (vgl. Übersicht 3). 


Maßnahmen zur Verbesserung der Vermarktung 
alternativ erzeugter^ Produkte 

Die überbetriebliche Vermarktung von nach beson- 
deren Regeln erzeugten tan d wirtschaftlichen Erzeug- 
nissen wird sowohl durch Startb eihilf en als auch 
durch Investitionsb eihilf en gefördert. Ziel der Maß- 
nahme ist die Zusammenfassimg des Angebots dieser 
Erzeugnisse zu großhandelsfählgen Partien und damit 
einer Verbesserung der Marktstellung der betreffen- 
den Erzeuger. Hiermit wird zum einen dem Trend in 
der Landvidrlschaft Rechnung getragen, nach alterna- 
tiven Anbauregeln den Betrieb zu bewirtschaften. 
Zum anderen werden die Maßnahmen zur Hxteoslvie- 
rung der landwirtschaftlichen Erzeugung unterstützt. 
Darüber hinaus wird diese Maßnahme der wachsen- 
den Nachfrage nach „alternativ erzeugten" Produk- 
ten gerecht 

Für diese Maßnahme wurde ein Betrag von rd. 
10,53 Mio. DM veranschlagt [vgl, Übersicht 3). 


Maßnahmen gemäß Marktstrukturgesetz 

Die auf Grund des MaiktstrukturgeseLzes durchzu- 
führenden Maßnahmen sind Bestandteil dieses Rah- 
menplanes. Durch das MaiklsLrukturgesetz wird der 
Zusammenschluß landwirtschaftlicher Betriebe zu 
Erzeugergemeinschaften oder zu Vereinigungen von 
Erzeugergemeinschaften gefördert. 

Für die Warenbereiche Obst und Gemüse, fischwirt- 
schafüiche Erzeugnisse sowie Hopfen gelten EG- 
Verordnungen (s, u,}, 

Ziel der Förderung ist die Verbesserung der Marktpo- 
sition der Erzeuger, insbesondere durch die Produk- 
tion von Qualitätserzeugnissen, die kontinuierliche 
Belieferung des Marktes mH einheilüchen Partien und 
die Anpassung des landwirtschaftlichen Angebots an 
die Nachfrage, 

Durch die Tätigkeit der Erzeugergemeinschaften und 
deren Vereinigungen erfolgt eine Absatzsicherung 
für die betreffenden Landwirte, die in den landwirt- 
schaftlichen Betrieben die Möglichkeit zur rationellen 
Ausweitung der Produktion zu mechanisierungswür- 
digen Einheiten schafft. Insofern äst auch ein Zusam- 
menhang dieser Maßnahme mit der einzelbelriebli- 
chen Investitionsförderung gegeben. 


Anerkannte Erzeugergemeinschaften und deren Ver- 
einigungen können in den ersten fünf Jahren nach 
ihrer Anerkermung Start beihüfen zur Förderung ihrer 
Gründung und Tätigkeit erhalten. Zur Verbesserung 
der Marklstruktur werden Erzeugergemeinschaften 
und ihre Vereinigungen in den ersten sieben Jahren 
nach ihrer Anerkennung auch mit Investiüonsbethil- 
fen gefördert. Investitionsbeihilfen können auch 
Betriebe des Handels oder der Be- und/oder Verarbei- 
tung erhalten, wenn sie unter bestimmten Vorausset- 
zungen mit Erzeuger gerne ins chaften langfristige Lie- 
ferverträge eingehen. 

Erzeugergemeinschaften und -Organisationen sowie 
ihre Vereinigungen, die nach EG -Bestimmungen 
gebildet wurden, sind in ihrer wettbewerbsrechtli- 
chen Stellung den nach dem Markts trukturgeseiz 
gegründeten Gemeinschaften gleichgestellt. Auch sie 
können mit Investitionsbeihilfen auf der Grundlage 
des Marktstrukturgesetzes gefördert werden. 

Insgesamt haben Bund und Länder für 1993 
Zuschüsse in Höhe von 60,67 Mio. DM eingepiant 
(vgl. Übersicht 21). 


Maßnahmen auf Grund von EG-Verordnungen: 

— Obst und Gemüse (VO [EWG] Nr, 1035/72) 

— Flschwirtschaftilche Erzeugnisse (VO [EWG] 

Nr 3796/81) 

— Hopfen (VO [EWG] Nr 1696/71) 

Im Rahmen der gemeinsamen Maiklorganisation 
Obst und Gemüse gilt unmittelbar die Verordnung 
(EWG) Nr. 1035/72. 

Für fisch wirtschaftliche Erzeugnisse ist die Verord- 
nung (EWG) Nr. 3796/81 maßgebend. 

Für Hopfen ist die Verordnung [EWG) Nr. 1696/71 
maßgebend. 

Verbesserung der Verarbeitungs- 
und Vemiarktungsstmktur der Rschwlrtschaft 

Die Förderung dient der Verbesserung der Verarbei- 
tungs- und Vermarktungsslruktur der Fischwirtschaft. 
Sie umfaßt folgende Maßnahmen: 

— Vorhaben zum Neu- und Ausbau von Kapazitä- 
ten, 

— Innerbetriebliche Rationalisierung und/oder Mo- 
demisierung. 

— Kosten der Vorplanung. 

Damit soll Unlemehmen. die im Bereich der Verarbei- 
tung und Vermarktung von Fischereierzeugnissen 
(sowohl See- als auch.Süßwasserfische) tätig sind, die 
Anpassung an die Maiklerfordemisse erleichtert wer- 
den. 

Voraussetzung für die Förderung ist ein durch die 
Länder zu erstellender Sektorplan gemäß der Anfor- 
derungen der VO (EWG) Nr. 4042/89. 
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Die für diese Maßnahmen bereitgesteUten Mittel 
belaufen sich auf 19,42 Mio. DM (vgl, Übersicht 3). 


Wasserwirtschaftliche 

und kutturbautechnische Maßnahmen 

Wasserwirtschaftliche und kulturbaulechnische Maß- 
nahjnea dienen heute nicht mehr in erster Linie 
der landwirtschaftlichen Erzeugungsstelgerung. Der 
Schwerpunkt solcher Maßnahmen liegt vielmehr 

— im Schutz der natürlichen Ressourcen, 

— in der Erhaltung der Funktionsfähigkeit des länd- 
lichen Raumes, 

— in der Sicherung und Verbesserung der natürli- 
chen Lebensgrundlagen, 

— in der Verbesserung der Lebens- und Arbeitsver- 
haltnisse in den ländlichen Räumen. 

Itn wesentlichen dienen hierzu folgende wasserwirt- 
schaftliche und kulturbautechnische Maßnahmen 
und die dazugehörigen Vorarbeiten^ 

— Ausgleich des Wasserabflusses sowie Schutz 
gegen die zerstörende Wirkung von Wasser und 
Wind. Hierzu zählen ira wesenülchen Talsperren, 
Hochwasserrückhaltebecken, natumaher Gewäs- 
serausbau, Wildbachverbauungen, Windschutz- 
anlagen, 

— Neubau und Befestigung von ländlichen Wegen. 

— Zentrale Wasserversorgungs- und Abwasseranla- 
gen in ländlichen Gemeinden. 

Planung und Durchführung der raum wirksamen was- 
serwirtschaftlichen Maßnahmen sind eng mit der 
allgemeinen agrarstnikturellen Entwicklung verbun- 
den. 

ln den neuen Bundesländern unterstützen sie 
den grundlegenden Strukturwandel Im ländlichen 
Raum. 

In den Rahmenplan 1993 sind Zuschüsse in Höhe von 
rd. 800 Mio. DM und Zinszuschüsse von rd. 
6,5 Mio. DM eingestellt. Diese Maßnahmen stellen 
somit innerhalb dieses Rahmenplans einen sachlichen 
Schwerpunkt dar. 

Die räumliche Schwerpunktbildung richtet sich nach 
den jeweiligen Fachplanungen der Länder, die sich an 
den Zielen der Raumordnungspolitik orientieren. In 
erster Linie werden danach benachteiligte und struk- 
turschwache Gebiete begünstigt (s. im einzelnen 
Teil rV), 

Abweichend von den AlEbundesländem soll die For- 
derung durch Zuschüsse in den neuen Bundeslaiidem 
für Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen sowie 
für den ländlichen Wegebau jeweils Ö0% der förde^ 
rungsfähigen Kosten nicht überschreiten. 

Die Aufteilung der Gesanitkoslen auf die einzelnen 
Verwendungszwecke ist aus der Übersicht 3 zu erse- 
hen. 


Forstwirtschaftliche Maßnahmen 

Die Forderung forshvütschaftlicher Maßnahmen um- 
faßt: 

— Waldbauliche Maßnahmen und sonstige forstvrirt- 
schaftllche Investitionen, 

— Forstwirtschaftlicher Wegebau, 

— Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse, 

— Erstaufforstungsprämie, 

— Maßnahmen aufgrund neuartiger Waldschäden, 


Waldbauliche Maßnahmen 

— Vorarbeiten 

Dabei handelt es sich um Untersuchungen und 
Erhebungen die zur Vorbereitung von verschiede- 
nen förderungsfähigen Maßnahmen erforderlich 
sind. 

— Erstaufforslung 

Die Aufforstung stellt aus einzelbetrieblJcher vrie s 
auch gesamrivirtschaftlicher Sicht eine siimvolle 1 
Nützungsaltemative für bisher landvrirlschaflllch £ 
genutzte Rächen dar. Zugleich werden mit der 1 
Aufforstung günstige Umwellwirkungen erzielt, s 
Der wünschenswerten Ausdehnung der Waldflä- = 
che stehen jedoch hohe Investitionskosten für den S 
Grundeigentümer gegenüber. Der Förderung der S 
Erstaufforstung kommt deshalb große Bedeutung M 
zu. M 

— Langfristige Überführung von Reinbeständen in ^ 
standorlgerechte und stabile Mischbestände = 

Waldbestände, die historisch oder betriebswirt- J 
schafüich bedingt lediglich von einer Baumart = 
gebildet werden, sind oftmals instabil gegenüber M 
biotischen und abiotischen Scbadenseinllüssen. s 
Solche waldbaulich und langfristig auch eitrags- = 
mäßig unbefriedigenden Bestände sollen iangfri- = 
säg durch Vor- und Unterbau oder natürliche = 
Vorausveijüngung mit Mi schbaum arten in stand- 1 
ortgerechle und stabile Mischbestände überführt E 
werden. £ 

— Umbau nichtstandortgerechter Bestände in stand- = 

ortgerechle und stabile Mischbestände. = 

Diese Maßnahme wird bis zu einem bestimmten E 
Höchstalter des Bestandes sowie nach Kalastro- M 
phenereignissen gefördert. E 

— Waldbauliche Maßnahmen in Jungbeständen 

Die Jungbeslandspflege trägt durch Slammzahl- 
verminderung und Mischungsregulierung wesent- 
lich zur Entwicklung langfristig stabiler und 
gesunder, Vorrats- und wertmäßig befriedigender 
Altbestände bei. Es werden Zuschüsse zu den 
Kosten, die noch nicht durch Holzerlöse abgedeckl 
werden, gewährt. 

— Sonstige forstwirtschaftliche Investitionen 
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Da^u rechnen die erstmalige Anlage von Einrich- 
tungen zur langfristigen Lagerung von Holz und 
zui dafür erforderlichen konservierenden Behand- 
lung, Diese MaBnahjnen dienen der wirtschaftli- 
chen Stabilisierung von Forstbetrieben insbeson- 
dere bei umfangreichen Zwangseinschlägen. 


Forstwirtschaftlicher Wegebau 

Beim forstlichen Wegebau werden der Neu- bzw. 
Ausbau von Forstwirtschaftswegen im Privat- und 
Korperschaftswald gefördert. Weiterhin werden Vor- 
arbeiten. d, h. Zweckforschungen und Erhebungen 
für das jeweilige Bauvorhaben einschließlich der 
Prüfung seiner landschafts Ökologis eben Auswirkun- 
gen, gefördert. Davon erfaßt sind Wege zum Auf- 
schluß forstwirtschaftlicher Nutzflächen, Wege zwi- 
schen Forstflächen und den zugehörigen Betriebsstät- 
ten sowie zum Anschluß der Forstflächen an das 
öfTentiiehe Straßen- und Wegenetz, 

Mil der Förderung sollen 

— nicht oder unzureichend erschlossene Waldge- 
biete für eine ordnungsgemäße und nachhaltige 
Bewirtschaftung zugängig gemacht werden und 

— dleVoraussetzung für die rationelle Ernte und eine 
effektive Vermarktung des Holzes geschaffen oder 
verbessert werden. 


Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

Die Förderung forstwirtschaftlicher Zusammen- 
schlüsse umfaßt Zuschüsse zu Erstinvestionen, die der 
Verbesserung der forstwirtschaftlichen Erzeugung 
und des Absatzes von Forsteizeugnissen dienen, 
sowie zu den Kosten für Verwaltung und Beratung, 

Förderungsfähig sind die anerkaxmlen Zusammen- 
schlüsse im Sinne des § 41 Abs, 5 Nr. 1 Bundeswaid- 
gesetz. Die Verwallungs- und Beratungskosten der 
Zusammenschlüsse werden 20 Jahre lang bezuschußl, 
wobei die Höhe der Förderung von anfangs 40 % auf 
zuletzt 20 % der förderungsfähigen Kosten sinkt. Eine 
zeitlich begrenzte Ausdehnung dieser Fördenmg ist 
für Zusammenschlüsse möglich, die waldbauliche 
Aufgaben wahmehmen und überdurchschnittlich mit 
Jungbesländen bis zu einem Alter von 40 Jahren 
ausgestattel sind. 

Für die neuen Bmdesländer mit oftmals kleinstflächi- 
gem Splitterbesitz im PrivatwaJd und erhöhten Kosten 
in der Starlphase vriid, begrenzt bis 1998, in den 
ersten Jahren ein erhöhter Förderungssatz zu den 
Verwaltungs* und ßeraiungskosten von 60 bzw, 60 % 
gewährt. 

Die Förderung forstwirtschaftlicher Zusammen- 
schlüsse soll dazu beitragen, struktureUe Nachteile 
(geringe durchschnittliche Besitzgröße. Besitzzer- 
spütterung, Gemengelage) innerhalb des Privat- und 
Korperschaftswald es zu überwinden. 


Erstaufforstungsprämie 

Der Förderung der Erslaufforstung wird besondere S 
Bedeutung zugemessen. Aus diesem Grund wird S 
neben dem Zuschuß zu den invesliven Kosten für eine = 
Erstaufforstung eine Prämie zum Ausgleich von Ein- g 
kommensveriusten gegenüber der bisherigen 3and- = 
wirtschaftlichen Nutzung der Flächen gewahrt. Die £ 
Prämie wird daher nach standörtiieher Ertragsfähig- £ 
keit gestaffelt. Auf Länderebene ist darüber hinaus S 
eine Staffelung möglich, um den Erfordernissen der £ 
Raumordnung und Landesplanung sowie den waJd* - 
baulichen Zielen bei der Baumartenwahl Rechnung 
zu tragen. Neben Land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebsinhabem können mit einer geringeren Prämie 
alle übrigen privaten Grundbesitzer Zuwendungs- 
empfänger sein. 

Die Aufforstung bisher landwirtschaftlich genutzter 
Flächen steht in einem engen Zusammenhang mit der 
Agrarstniktufverbessening, da sie auf eine Verbesse- 
rung der landwirtschaftlichen Betriebsstrukturen und 
die Vermeidung von Produktionsüberschüssen ge- 
richtet ist. £ 


Maßnahmen aufgrund neuartiger Waldschäden 

— Vor- und Unterbau 

ln Beständen oder an Bestandesrändem, die auf- 
grund neuartiger Waldschäden lückig geworden 
bzw, verachtet sind, ist es häufig sinnvoll, Schatt- 
baumarten unter dem Schulz des Altbestandes 
yorauszuverjüngen (Vorbau) oder als boden- und 
beslandesstabüisierende Nebenbeslandsbaumar- 
ten (Unterbau) einzub ringen. 

— Bodenschutz- und Meliorationsdüngung 

Gezielte Düngungsmaßnahmen können durch den 5 
Ausgleich von Nährst offmängeln die Vitalität und = 
Wiederstandskrafl von Bäumen stärken, die durch s 
neuartige Waldschäden geschädigt sind.’ Durch 5 
Ausbringen von Kalk kann ferner auf Böden mit g 
ungenügender Pufferkapazität eine weiterge- = 
hende Versauerung durch saure Einträge aus der £ 
Luft abgepuffert werden. Um eine sachgemäße g 
Durchführung zu gewährleisten und negative 5 
Nebenwirkungen zu vermeiden, ist Voraussei- £ 
zung für die Förderung eine gutachtliche Stellung- s 
nähme, die die Zweckmäßigkeit und Unbedenk- S 
hchkeit der Maßnahme bestätigt. Gegebenenfalls M 
sind dafür auch Boden- oder Blatt- bzw. Nadelana- ^ 
lysen vorzunehmen. £ 

— Wiederaufforstung £ 

Ziel der Förderung der Wiederaufforstung bei = 
Vorhandensein neuartiger Waldscbäden ist es, g 
Bestände, die aufgrund der Schädigung nicht mehr = 
lebensfähig waren und geräumt wurden, rasch M 
durch neue Bestände zu ersetzen und dabei den s 
Waldboden unter Bestockung zu halten. Bei der = 
Wiederaufforstung sollen verstärkt Laubbaumar- £ 
ten verwendet werden, p 

Mit der Fördenmg dieser Maßnahmen soll erreicht 1 

werden, daß seitens der Forstwirtschaft die wenigen £ 
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ihr zur Verfügung stehenden Maßnahmen zur Stabi- 
lisierung von durch neuartige Waldschäden geschä- 
digten Wäldern durchgeführt werden können. 


Leistungsprüfungen in der tierischen Erzeugung 

Leistungsprüfungen sind für eine weitere Rationali- 
sierung in der tierischen Erzeugung unentbehrlich. 
Ihre Ergebnisse bilden die Grundlage für den züchte- 
rischen Fortschritt sowie für die Verbesserung der 
Produktivität und Qualität in der Tierproduktion. 

Die Ergebnisse der Milch! eis tungsprüfungen sind die 
Basis für eine 1 ei stimgs gerechte Fütterung der Tiere, 
für die Berechnung des Zuchtwertes der eingesetzten 
Bullen sowie für die zur Rationalisierung der Milcher- 
zeugung erforderliche Selektion der weiblichen Tiere, 
Mit Hilfe der Populaüonsgeneük ist es dabei möglich, 
züchterisch wertvolle Bullen herauszufinden, um 
diese dann stärker über die künstliche Besamung Ln 
der breiten Landeszucht einzusetzen. Diese Zucht- 
wertschätzung ist nur möglich, wenn ein hoher Anteil 
mil chleis tun gs geprüft er Tiere vorhanden ist. 

Ebenso wie die Milchleistungsprüfungen für die 
Milcherzeugung sind die Leistungsprufungsanstalten 
für Rinder, Schweine und Schafe für den züchteri- 
schen Fortschritt auf dem Gebiet der Reiscberzeu- 
gung von zentraler Bedeutung. 

Durch den freiwilligen Zusammenschluß der Erzeu- 
ger zu KonlrolLringen für Mastschweine, Ferkel, Mast- 
rinder, Masüärrumer und Jungmasthammel wird eine 
Verbesserung der Qualität tierischer Produkte herbei- 
geführt. Die KonLrollringe bilden vielfach die Grund- 
lage für die Arbeit der Erzeugergemeinschaf ten nach 
dem Markts Lruklurgesetz und sind somit ein wichtiger 
marktpolitischer Faktor von überregionaler Bedeu- 
tung. 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe stellen Bund 
und Lander 1993 für die Förderung aller vorgenann- 
ten Maßnahmen insgesamt 59,40 Mio, DM Zuschüsse 
bereit (vgl. Übersicht 3)* 


Landarbeiterwohnungsbau und Anpassungshilfe 
für ältere landwirtschaftliche Arbeitnehmer 

Die Förderung des Landaibeiterwohnungsbaus — sie 
gilt nicht in den neuen Bundesländern — ist eine 
Sliukturmaßnahme mit dem Ziel . der modernen Land- 
wirtschaft einen Stamm fachlich qualifizierter, vielsei- 
tig verwendbarer Fachkräfte zu erhallen. Die Maß- 
nahme hat ihren Schwerpunkt in den Bundesländern 
mit Betrieben, in denen in besonders starkem Maße 
Fremdarbeitskräfte eingesetzt sind oder in denen 
Betriebshelferdienste bestehen. 1993 woßen Bund 
und Länder für diese Maßnahme Zuschüsse in Höhe 
von 1.45 Mio. DM einsetzen (vgl. Obersicht 3). 

Die Anpassungshüfe für ältere landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer unterstützt die Anpassung der land- 
wirtschaftlichen Produkte an den Markt und die 
Verbesserung der Agrarstruktur. Ira Zuge dieser Ent- 
wicklung werden sowohl Telle von landwirtschaftli- 
chen Betrieben als auch ganze Betriebe stillgelegt. 


Darüber hinaus läßt sich die Situation von landwirt- 
schaftlichen Betrieben durch Maßnahmen zur Pro- 
dukt] onseinschiänkung oder zur rationelleren Gestal- 
tung des Betriebes verbessern. Der Entschluß des 
Betriebsinhabers, derartige Maßnahmen zu treffen, 
wild vielfach gehemmt durch die Sorge- und Treue- 
pflicht gegenüber den davon betroffenen, langjährig 
beschäftigten älteren Mitarbeitern. Die Gewährung 
einer Anpassungshilfe an diese Arbeitnehmer erwei- 
tert seinen En Ischeidungsspieliaum. Die Anpassungs- 
hilfe wird in Form von Monatsbeträgen unter leilwei- 
ser Anrechnung sonstiger Einkommen gewählt. Bund 
und Lander wollen in 1993 für diese Maßnahme 
Zuschüsse in Höhe von 27,26 Mio. DM einsetzen (vgL 
Übersicht 3). 


Umstellungshilfe 

Landwirtschaftliche Unternehmer mit Betrieben ohne 
ausreichendes Einkommens potential oder deren Hof- 
nachfolger sind zukünftig auf au ßerland Wirtschaft li- 
ebes Einkommen als zusätzliche odör Haupterwerbs- 
quelle angewiesen. Da der Aibeitsmarkl und der 
technische Fortschritt qualifizierte Fachkräfte verlan- 
gen. kann eine außerlandwirtschaftUche Erwerbstä- 
tigkeit nur nach erfolgreicher Qualifikation in einem 
außerland wirtschaftlichen Beruf im Wege einer 
Umschulung aufgenommen werden. 

Für eine erfolgreiche Umschulung ist die Umstellung 
des Betriebes auf eine Bewirtschaftimgsweise mil 
geringerem Arbeitseinsatz erforderlich. Zur Förde- 
rung der Umstellung wird den Landwirten während 
der Teilnahme an einer beruflichen Bildungsmaß- 
nahme eine finanzieUe Hilfe in Höhe von 850 DM/ 
Monat gewährt, der Betrag erhöht sich um 150 DM/ 
Monat pro Kind. Inden neuen Bundesländern beträgt 
die finanzielle Hilfe 510 DM pro Monat, der Betrag 
erhöht sich um 90 DM pro Kind. 

Bund und Länder woUen in 1993 für diese Maßnahme 
Zuschüsse Ln Höhe von ?,öl Mio. DM einsetzen (vgl. 
Übersicht 3). 


Küstenschutz 

Küstenschutz isl die Voraussetzung für die Erhaltung 
des Lebensraumes an den Küsten von Nord- und 
Ostsee, der etwa 1 Mio. ha Niederungsgebiet umfaßt. 
Die nach technischen und vrirtschaftlichen Kriterien 
konzipierten und bisher geschaffenen Küslenschutz- 
anlagen haben sich voll bewährt und ihre Schutzfunk- 
Uon gegen Sturmfluten an der Nordseeküste —zuletzt 
im Januar 1976 und November 1981 — hat erneut die 
Dringlichkeit unterstrichen, die der beschleunigten 
Fertigstellung der noch notwendigen Küslenschutzar- 
beiten zukommt. Mil entsprechendem finanzieUem 
Einsatz wird angeslrebt, die Schutzanlagen an Hand 
der aktualisierten Generalpläne der Küstenländer so 
schneU wie möglich fertigzuslellen. 

Im Jahre 1993 wollen Bund und Länder Gesamtzu- 
schüsse in Höhe von 199,85 Mio. DM einsetzen (siehe 
Übersicht 3). 
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Einzelbetriebliche Maßnahmen 
in den neuen Bundesländern 

Auf der Grundlage einer EG-Ermächtigitng könnea 
für eine bestimmte Übergangszeit in den neuen Bun- 
desländern einzelbetriebliche Maßnahmen mit spe- 
ziell zugeschnittenen Bedingungen und Förderungs- 
konditionen gefördert werden. Mil diesen Förde- 
rungsmaßnahmen erhalten die neuen Bundesländer 
wichtige Grundlagen für die Neuordnung der Land- 
wirtschaft, um ökonomisch und ökologisch sinnvolle 
Betriebsslrukluien aufbauen zu können. 

Im einzelnen handelt es sich um folgende Maßnah- 
men: 

1 . Förderung zur Wiedereinrichtung und Modernisie- 
rung bäuerlicher Familieabetriebe im Haupter- 
werb, 

2. Hilfen zur Uinslnjükturierung von landwirtschaftli- 
chen Unternehmen sowie neugegründete land- 
wirtschaf (liehe Unternehmen in Form juristischer 
Personen und Personeng esellschaften, 

3. Förderung von Maßnahmen zur Energieeinspa- 
rung und Energielrä ge rum Stellung, 

Um das Risiko der Banken bei der Bewilligung von 
Kapitalmarkldarlehen zu minim ieren und damit den 
Neuaufbau der landwirlscbafUichen Betriebe zu 
beschleunigen, haben Bund und Länder die Über- 
nahme von Bürgschaften bei den Förderungspro- 
grammennach L, 2. und beim Agrarkieditprogramm 
beschlossen. 

Das Agrarkreditprogiamm gilt mit besümralen Ver- 
besserungen für die neuen Bundesländer in allen 16 
Bundesländern. 

Die Verbesserungen betreffen 

— die Wiedereinriebtung einer landvvirtscbaftlichen 
Hofstelle im Nebenerwerb, wenn dies zur Errei- 
chung eines angemessenen Gesamlemkommens 
des Antragstellers und seines Ehegatten erforder- 
lich ist; 

— die Energie Umstellung auf umweltverträglichere 
Energiearten; 

— die Erstbeschaffung von mobilen und stationären 
Maschinen und technischen Einrichtungen, außer 
von gebrauchten mobilen Maschinen, die älter als 
fünf Jahre sind; 

— förderbare Maßnahmen Im Wohnhaus bis zu 
einem Investitionsvolumen von 30 000 DM mit 
einem Zuschuß von 40 v. H, 


Fördemng zur Wledereinrichtung 

und Modernisierung bäuerlicher Familienbetriebe 

im Haupterwerb 

Mit diesem Förderungsprogramm werden betriebli- 
che Investitionen von Haupterwerbslandwirten als 
Einzeluntemehmer oder als Mitglieder einer Koope- 
ration zur Wiedereinrlchtung und Modernisierung 
leistungs- und weltbewerbsfähiger Betriebe geför- 
dert. 


Förderungsvoraussetzungen sind, daß 

— durch einen genehmigten Wiedereinrichlungs- 
oder Modernisierungsplan anhand einer Rentabi- 
litätsberechnung nachgewiesen wird, daß die 
Invesbäon betriebswirtschaftlich siiuivoU ist und 
nachhalbg zur Ejdslenzsicherung und Verbesse- 
rung der Produktions- und Arbeitsbedingungen 
beiträgt, 

— der Kapitaldienst unter Bejücksichtigxmg der 
Gesamtsituation des Betriebes sowie angemesse- 
ner Lebenshaltungskosten tragbar ist, 

— der Betriebsinbaber nach seiner beruflichen Vor- 
bildung oder durch angemessene Berufserfahrung 
die Gewähr für eine ordnungsgemäße Bewirt- 
schaftung des Unternehmens bietet und sich zu 
einer betriebswirtschaftlichen Buchführung ver- 
pflichtet, 

— im FaÜe der Wiedereinrichtung eine Planungs- 
rechnung über das nach Abschluß der Wiederetn- 
richtung zu erwartende Arbeitseinkommen, das 
58 072 DM je AK/Jahi (120% des Referenzein- 
kommens) nicht überschreiten darf, (im Falle der 
Modernisierung gilt das Referenzeinkoimnen zum 
Zeitpunkt der Antragstellung) vorgelegt wird, 

— die positiven steuerlichen Einkünfte des Belriebs- 
inhabers und seines Ehegatten einen Betrag von 
120 000 DM nicht übersteigen. 

Der Wiedereinrichtungs- oder Modemisierungsplan 
muß außerdem die Betriebsdaten mit Darstellung der 
geplanten Belriebsföhrung enthalten. 

Die Wiedereinrichtung kann mit einer nicht an eine 
Investition gebundenen Starthilfe in Höhe bis zu 
23 500 DM gefördert werden. 

Förderungsinstrujnente sind darüber hinaus für die 
Wiedereinrichtung und Modernisierung die Zinsver- 
billigung — tm nicht benachteiligten Gebiet — bis zu 
5 V. H. für ein Kapilahnarktdarlehen von bis zu 
400 000 DM je Betrieb oder 329 000 DM je AK und 
öffentliche Darlehen für Gebäude und bauliche Anla- 
gen in unterschiedlicher Höhe bei der Wiedereinrich- 
tung oder bei der Modernisierung. Die Zinsverbilli- 
gung in benachteiligten Gebieten kann bis zu 6% 
betragen. Wiedereinrichlem kann außerdem in grün- 
landbezogenen Tierhaltungszweigen ein Zuschuß bis 
zu 50 000 DM bevriiligt werden. 

Die Förderung in den Bereichen der Sch weine Produk- 
tion und der Milchkuhhai Lang ist gnmdsätzlicb an die 
durch EG-Rechl vorgegebenen Obergrenzen gebun- 
den. 

im Falle der Wiedereinrichtung eines landwirtschaft- 
lichen Betriebes gelten die für diese Bereiche vorge- 
sehenen Bestands ob er grenzen nicht, wenn die Wie- 
dereinrichtung aus der Umstrukturierung landwirt- 
schaftlicher Unternehmen in Form juristischer Perso- 
nen hervorgeht und die Zahl der vorher in diesem 
Unternehmen vorhandenen Stailplätze insgesamt 
nicht überschritten wird. 

Inveslitionen im Bereich der Tierhaltung werden nur 
gefördert, wenn der Viehbesatz im Zieljahj 2.5 Groß- 
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vieheinheiten je Hektar landwirtschaftlich genutzter 
Flache nicht übersteigt, 

Ober das Wiedereinrichtungs- und Modemisierungs- 
programjn sollen 1993 rd, 1 500 Fälle mit förderungs- 
fähigen Kosten von rd. 923 Mio. DM gefördert werden 
(vgj. Übersicht 3), 


Hilfen zur Umstrukturierung 
von landwirtschaftlichen Unternehmen 
sowie für neugegründeta landwirtschaftliche 
Unternehmen in Form Juristischer Personen 
und Personengesellschaften 

Mit diesem Programm zur Urastruktiirierung ehema- 
liger landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaf- 
ten in jeder beliebigen Rechtsform werden tn erster 
Linie Maßnahmen zur Rationalisierung des Betriebes 
und Investitionen in der Tierproduktion im Hinblick 
auf die Verminderung bzw. Beseitigung von Umwell- 
belastungen sowie zur Verbesserung des Tierschutzes 
und der Lebensmiltelhygiene gefördert. 

Die Förderung ist gebunden an die Vorlage eines 
Betriebsentwicklungsplanes mit 

— Daten über den derzeitigen Zustand des Unterneh- 

mens, 

— Beschreibung und Begründung der geplanten 
Investitionen zur Sicherung eines ausreichenden 
Arbeitseinkommens der notwendigen Mitaibei- 

teii 

— Nachweis, daß die Unternehmensleitung minder 
stens einer Person obliegt, die mit ihrer beruflichen 
Vorbildung und Berufserfahrung die Gewähr für 
eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung bietet, 

— Nachweis, daß das Aibeitsemkommenje betriebs- 
notwendiger Arbeitskraft bei AntragsteUung 
58 072 DM/ Jahr (120 % des Referenzeinkommens) 
nicht übersteigt. 

Das förderungsfähige Investitionsvolumen beträgt 
maximal 143 000 DM je Arbeitskraft höchstens 
jedoch 3,5 Mio. DM je Unternehmen, wobei Eigenlei- 
stungen von mindestens 10 v. H. erbracht werden 
müssen. Es wird ein Zinszuschuß bis zu 5 v. H. (in 
benachteiligten Gebieten bis zu 6 v. H.) für Käpital- 
marktdarlehen von bis zu 90 % des förderungsfähigen 
InvestltioDSvolumens gewährt. Die Dauer des 21inszu- 
schusses beträgt bei Immobilien bis zu 20 und bei den 
übrigen Investitionen bis zu 10 Jahren. 

Investitionen in der Tierhaltung können nur gefördert 
werden, wenn der Viehbesatz 2.5 Großvieheinheiten 
(GVE) je Hektar im Zieljahr nicht überschreitet und 
eine Lagerkapazital für tierische Exkremente von 
mindestens sechs Monaten geschaffen wird. 

In der MüchkuhhaJtung kann eine InvestitionsfÖrde- 
rung in bestehenden Einheiten nur dann gewährt 
werden, wenn 

— mehr als 30 % Dauergrünland oder 50 % Hauptfut- 
terQäche nach der Umstrukturierung vorhanden 
sind {in EinzelfäUen sind Ausnahmen möglich), 


— keine Bestandsvergrößerung und keine Produk- 
tionserhöhung erfolgt, 

— im Rahmen der vorhandenen vorläufigen Milchre- 
ferenzmenge investiert wird. Die spatere endgül- 
tige Zuteilung von Referenzmengen wird durch 
die Förderung nicht präjudizierl. 

In der Rindfleischerzeugung setzt eine investive För- 
derung voraus, daß der Besatz an Fleischrindem am 
Ende des PlaxLungszeitraums 3 GVE je Hektar 
Gesamlfutteranbaufläche nicht übersteigt. 

ln der Schweinehaltung ist eine investive Förderung 
nur möglich 

— wenn keine Kapazstätsausweitung erfolgt, Arbeits- 
kräfte abgebaut und 

— wenn mindestens 35% des Schweinefulters vom 
Betrieb selbst erzeugt werden können. 

In der Eier- und Geüügeieizeugung dürfen fnvestibo- 
nen nur gefördert werden, die der Erfüllung staatli- 
cher Auflagen zum Umwelt- und Tierschutz dienen. 

Neubauten in der Rinder- und Schweinehaltung kön- 
nen ausnahmsweise gefördert werden. Die Nutzung 
vorhandener Bausubstanz hat Vorrang. Bei Neuinve- 
stitionen in Färsenaufzuchtbetrieben sollen in der 
Regel 120 Kuh platze je Betrieb nicht überschritten 
werden. 

Ausgeschlossen von der Forderung sind Unterneh- 
men, soweit die Kapitalbeteiligung der öffentlichen 
Hand mehr als 25 % des Eigenkapitals des Unterneh- 
mens beträgt. 

Hilfen zur Umstrukturierung und Neugründung sol- 
len 1993 insgesamt rd. 400 bevrilligt werden. Für ein 
Investitionsvolumen von rd. 1,04 Mrd. DM sind ßun- 
desmittel in Höhe von 22.9 Mio. DM vorgesehen (vgl. 
Übersicht 3). 


Fördemng von Maßnahmen zur Energieeinspamng 
und Energietragerumstellung 

Familienbetriebe im Haupt- und Nebenerwerb sowie 
Personenvereinigungen in beliebiger Rechlsform 
können ün Rahmen dieses Fördenmgsgrundsatzes 
durch Zuschüsse gefördert werden. Es sind dies: 

— Wärmedämmung und Regeltechnik in Wirtschafts- 
gebäuden, 

— AltemaÜvenergiesysteme (Warmerückgewin- 
nung, Wärmepumpen, Solar- und Biomasseanla- 
gen, Windkraft- und PUeinwasserkraftanlagen), 

— Heizungsumstellung von Rohbraunkohle auf um- 
weltverträglichere Energieträger. 

Investitionen für Wohnhäuser sowie Investitionen für 
Verarbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse wer- 
den nicht gefördert. 

Der Antragsteller muß einen Nachweis über die 
Leistungsfähigkeit des Betriebes und Zweckmäßig- 
keit der geplanten Maßnahmen erbringen. 
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Das förderungsfähige Investitionsvolumen beträgt 
maximal 3,5 Mio. DM, die Mindesteigenleistung zehn 
Prozent. Bs können Zuschüsse von bis zu 

— 40% für Solar-, Biomasse-, WindkrafLanlagen und 
Erneuerung von Klemwasserkraftanlagen, 

— 30% für alle anderen Maßnahmen, 

berechnet vom Investitionsvolumen abzüglich er- 
brachter Eigenleistung, gewährt werden. 

Von der Förderung ausgeschlossen sind Unterneh- 
men, soweit die Kapitalbeteiligung der öffentlichen 
Hand mehr als 25 % des Eigenkapitals des Unterneh- 
mens beträgt. 

In 1993 sollen 352 Maßnahmen mit einem Investitions- 
volumen von 95,74 Mio. DM gefördert werden. An 
Bundes- und Landesmitleln sind 22,81 Mio. DM vor- 
gesehen (vgl. Übersicht 3). 


Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur 
ln den neuen Bundesländern 

Die Struktur der Verarbeitung s- und Vermaiktungs- 
betriebe von landwlrtschafUichen Erzeugnissen in 
den neuen Bundesländern ist zum größten Teil veral- 
tet und entspricht nicht den herrschenden Markterfor- 
dernissen. Es ist daher ein grundlegender Anpas- 
sungsprozeß erforderlich. Die Koakurrenzfähigkeit 
der einheimischen Produkte ist Voraussetzung für den 
Erhalt einer Landwirtschaft, die den Landwirten eine 
ausreichende Lebensgrundlage bietet. Um die Wett- 
bewerbsfähigkeit der Erzeugnisse zu verbessern, sind 
erhebliche Investitionen erforderlich. Diese müssen 
den gesamten Verorbeitungs- und Vermarktungssek- 
tor erfassen; es muß sowohl die Qualität imd die Art 
des Angebots, als auch der Absatz der landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse grundlegend verbessert werden. 
Produktion und Vermarktung sollen den Anforderiin- 
gen des modernen Marketings angepaßt werden. 

Auf der Be- und Verarbeitungsstufe gehen die not- 
wendigen Investitionen einher mit umfangreichen 
Rahonalisierungsmaßnahmen, die für eine kosten- 
orientierte Produktion unerläßlich sind. In dem Be- 


und Verorbeiliingsbeieich besteht ferner ein hoher 
Anpassungsbedarf an geltende Hygienevorschriften, 
die auch die Qualität der Produkte beeinflussen. 

Dieser Anpassungsprozeß wird durch Fördermaßnah- 
men erleichtert und unterstützt, fm Jahr 1993 sind 
Investitionsbeibüfen für den Neu- und Ausbau von 
Kapazitäten sowie für innerbetriebliche Rationallsie- 
nmgsmaßnahmen durch Umbau und/oder Moderni- 
sierung für 74 Vorhaben beabsichtigt. Aus Bundes- 
und Landesmitteln sind 341,5 Mio. DM für die Inve- 
stitionsförderung vorgesehen (vgl. Übersicht 22). 

Investitionsbeihilfen sind in folgenden Bereichen 
möglich: 

— Scblachthöfe und damit unmittelbar in Verbin- 
dung stehende nachgelagerte Be- und Verarbei- 
tungsbetriebe, 

— Molkereien, 

— Vermarktimgseinrichtungen für frisches Obst und 
Gemüse, Einrichtungen zur Herstellung von Naß- 
konserven, tiefgefrorenem Obst und Gemüse, oder 
Obst- und Gemüsesäften, bzw. -mosten. 

— Vennarktungs- sowie Be- und Verarbeitungsein- 
richtungen für Kartoffeln, 

— ► Vermaiktungseinrichtungen für Getreide. Öl- und 
Hülsenfrüchte, 

— TierkörperbeseiÜgungsanlagen, 

— Geflügelschlachtereien. 

Ferner besieht die Möglichkeit, im Rahmen der VO 
(EWG) Nt. 866/90 Investitionen national auch in 
anderen als den oben genannten Bereichen zu för- 
dern. Die in Betracht kommenden Förderungsberei- 
che müssen durch Sektorpläne konkretisiert wer- 
den. 

Soweit sich diese Pläne auf andere als die oben 
genannten Bereiche beziehen, bedürfen äie der 
Zustimmung durch den Planungsausschuß, wenn die 
nationale Mitleistung aus Mitteln der Gemeinschafts- 
aufgabe erfolgen soll. 
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TEIL IV 

Besondere Förderungsschwerpunkte in den einzelnen Bundesländern 


Schleswig-Holstein 

Vorbemerkung 

Die Anmeldung des Landes Schleswig-Holstein zum 
Rahmenplan 1993 hat ein Gesamtvolumen in Höhe 
von 205,540 Mio. DM. davon 130,417 Mio. DM Bun- 
desonleü. Die sachlichen Schwerpunkte sind durch 
den Umfang der vier wichtigsten Maünahmengrup- 
pen gekennzeichnet, auf die folgende Anteile am 
gesamten Millelvolumen entfallen: 

— Küstenschutz 34.4% 

— elnzelhe trieb liehe Jnvestitionsförderung 34.7% 

— überbetriebliche Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Agrarstruktur fFluiberei- 
nigung, Wirtschaftswegebau, Regelung 

der Wasserwirtschaft) 5,7 % 

— Wasserversorgungs- und Abwasserbe- 
seitigungsanlagen 12.2 % 

Insgesamt entfallen auf diese Maßnahmengruppen 
somit 87% der vorgesehenen Förderungsmittel. 

Die räumlichen Schwerpunkte fallen bei den einzel- 
nen Maßnahmen z. T. recht unterschiedlich aus. Sie 
ergeben sich aus den jeweiligen Fachplanungen und 
orientieren sich an den Zielen der Raumordnungspo- 
litik. Global betrachtet erfordern vor allem die Küsten- 
regionen sowie die strukturschwachen Gebiete im 
Landesteil Schleswig und in Dithmarschen einen 
überdurchschnittlich hohen Anteil an FÖrdemngsmit- 
teln. Dabei ist zu berücksichtigen, daß gerade in 
diesen Gebieten die Land- und Emährungswirlschaft 
die tragende Wirtschaftskraft darstellt. 


1. Agrarstrukturelie Vorplanung 

Nach wie vor fördert Schlesvrig -Holstein diese Maß- 
nahme als eine Planungsgrundlage der Agrarstnik- 
tuiverbesserung und der Dorfemeuerung. 

Zur Vorbereitung von Flumeuordnungs- und Dorfenl- 
wicklungsplanungen sind umfangreiche Vorerhe- 
bungen zur Verbesserung der Infrastruktur sowie zur 
Naherholung und zur Landschaflspflege erforderlich. 
Schwerpunktmäßig wird in diesem Rahmen eine 
ökologische Bestandsaufnahme einschließlich Bewer- 
tung mit konzeptionellen Lösungsansätzen vorge- 
nommen. 

ln einigen Fallen werden früher aufgesleüte Vorpla- 
nungen zur Anpassung an die geänderten Zielsetzun- 
gen fortgeschrieben und verüeft. 


2. Flurbereinigung 

Z1 Fl urberelnlgungs verfahren und beschleunigte 
Zusammenlegung 

Die Flurbereinigimg soll in Schleswig-Holstein die 
ökonomische, ökologische, soziale und kulturelle 
Fuhkdonstüchügkeil der ländlichen Räume und der 
Dörfer sichern und verbessern. 

Ihre Stärke liegt in der Bündelung von Maßnahmen. 
Sie unterstützt die strukturelle Entwicklung der Land- 
wirtschaft. verbessert die Arbeits- und Produktionsbe- 
dingungen, stärkt die Produktivität und damit die 
Wettbewerbsfähigkeit der bäuerlichen Betriebe und 
behebt überbetriebllcbe Mängel. Der einzelne Be- 
trieb kann die Basis für eine derartige Entwicklung in 
der Regel nicht aus eigener Kraft schaffen. Dazu 
bedarf es der Mithilfe des Staates durch den Einsatz 
von Flurberetolgungsverfahren, Diese Verfahren sind 
auch erforderlich, um unterschiedliche Interessen 
auszugleichen. Aus diesem Grunde findet eine enge 
Zusammenarbeit mit dem Natur- und Umweltschutz 
stalL So wird nachhaltige Flurbereicherung erreicht; 
z. B. werden der Aufbau von Biotop Verbundsystemen 
unterstützt und wertvolle Landschaftselemente gesi- 
chert und bewahrt. Vereinfachten Fluiberemigungs- 
verfahren kommt wegen landschaftspflegerischer 
Aspekte eine besondere Bedeutung zu. 

Bei fiächenbeanspruchenden Vorhaben, die im 
öffentlichen Interesse liegen, behebt die Flurbereini- 
gung landeskulturelle Nachteile durch die Bereitstel- 
lung von Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnah- 
men. 

Die räumlichen Schwerpunkte der Flurbereinigung 
liegen in den Kreisen Dithmarschen, Schleswig- 
Flensburg und Steinburg. 

1993 ist beabsichtigt, Verfahren mit einem Gebiets- 
umfang von rd. 1 000 ha sowie vereinfachte Verfahren 
mit einer Fläche von zusammen rd. 6 000 ha mit dem 
Schwerpunkt landschaftspflegerischer Maßnahmen 
einzuleiten. 


2JZ Freiwilliger Landteuseb 

Der freiwillige Landtausch stellt eine wertvolle Ergän- 
zung zur Flurbereinigung dar. 

1993 wird mit etwa 65 Verfahren mit ca. 180 Teilneh- 
mern und einer Tauschfläche von insgesamt ca. 900 ha 
gerechnet. 
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3. Dorfemeuerung 

Ein weiterer Schwerpunkt der Agrars trukturv erb esse - 
nmg in Schleswig-Holstein ist die Dorfentwic klung. 
Sie basiert auf den Ideen und Anregungen der 
Gemeinden und ihrer Bürger, Schwerpunkte sind 
ortsbüd präg ende Eirizebnaßnahnien sowie die Ver- 
besserung des Ortsbildes. Neben Maßnahmen der 
Erhaltung treten solche der wirtschaftlichen Entwick- 
lung, Dabei kommt es darauf an. vorgegebene andere 
Förderraöglicbkeiten zu nutzen. Die besonderen Dorf- 
emeuerungsmittel werden neben Planung imd 
Betreuung nur für Vorhaben bereitgesleUtr die ander- 
weitig nicht gefördert werden können. 

Ziel der Dorfemeuerung ist es, Dörfer mit ausgepräg- 
tem wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben 
in einer vielfältigen, artenreichen Landschaft zu 
schaffen, ln diesem Zusammenhang sind auch inner- 
örtliche, dorfökologische Maßnahmen von Bedeu- 
tung, 

Darüber hinaus steUl das Land weitere Mittel u. a. für 
Um- und Aus baumaß nahmen zur Verfügung, insbe- 
sondere auch zur Begründung neuer Nulzungsmög- 
lichk eilen. 

1993 werden in 200 Gemeinden Dorfemeuenings- 
maßnahmen mit ca. 3 100 Einzelvorhaben durchge- 
führt. Dabei liegt der räumliche Schwerpunkt im 
strukturschwachen Landesteil Schleswig und an der 
Westküste. 


4. Einzelbetrfdbllche Maßnahmen 
und ländliche Siedlung 

ln Schleswig -Holstein ist die Wirlschaff so stark von 
der Land- und Forstwirtschaft geprägt, wie nur in 
wenigen anderen Bundesländern. Die schleswig-hol- 
steinische Landwirtschaft weist im Vergleich zu den 
europäischen Hauptkonkurrenlen immer noch slruk- 
Lurelle Defizite auf, die zu einer unbefriedigenden 
Einkommenslage vieler landwirtschaftlicher Unter- 
nehmen führen. 

Hauptziel der Förderung ist es daher auch im Jahre 
1993, entwicklungsfähige Betriebe in ihrem Anpas- 
sungsprozeß an geänderte Produktions- und Markl- 
bedingungen zu unterstützen und ihre Wettbewerbs- 
fähigkeit mit Bück auf den gemeinsamen Binnen- 
markt nachhaitigzu stärken. Insbesondere gilt es jetzt, 
die Auswirkungen der sich grundlegend geänderten 
EG-Agrarpolihk auf die Betriebe zu berücksichti- 
gen. 


4,1 Investitionen ln entwicklungsfähigen Betrieben 

Die Förderung existenzfähiger Betriebe bUdet in 
Schleswig-Holstein weiterhin einen wesentlichen 
sachlichen Schwerpunkt innerhalb der Agraistruktur- 
poütik. Dabei wird der größte Anteil der Maßnahmen 
wie in den Vorjahren bei der Förderung von Gebäu- 
den, baulichen Anlagen und deren technischer Aus- 
stattung liegen. 


Besondere Bedeutung hat hier die Althofsanierung 
mit ihrem räumlichen Schwerpunkt auf der Geest, die 
insbesondere gekennzeichnet ist durch einen über- 
durchschnittlich hohen Ajiteü an Grünlandbetrieben, 
die zur MilchviehhaJtung keine Produktionsaltema- 
tive haben. In diesen Betrieben hat die Fördenmg von 
Investitionen zur Verbesserung der arbeitswirtschaft- 
üchen Verhältnisse ohne Kapazitätsausweitung be- 
sondere Bedeutung. 

ln vielen Betrieben stellt auch die Schweinehaltung 
einen wichtigen Betriebszweig dar. Dies gilt insbeson- 
dere für flächenärmere Familienbetriebe. Da die För- 
derung nur Raöonalisierungsinvestiüonen beinhalten 
darf, dienen die Maßnahmen der Arbeitserleichte- 
rung und der Kostensenkung, Neben der Strukturver- 
besserung zielen diese Maßnahmen auch auf eine 
artgerechtere Nutztierhalhing und auf die Entlastung 
der Umwelt. 

Wegen der baulichen Entwicklung, auch in ländli- 
chen Gemeinden, ist die Aussiedlung landwirtschaft- 
licher Betriebe auch künfüg notwendig, und bei 
besonderem öffenüichen Interesse förderungs würdig, 
obwohl die hierfür ira Einzelfall erforderlichen hohen 
Aufwendungen die Finanzierung zunehmend er- 
schweren. 

Bei der Förderung entwicklungsfähiger Betriebe wer- 
den 1993 rd. 300 Förderungsvorhaben erwartet. 
Davon entfallen rd. 140 auf Althofsanierungen und 
Aussiedlungen. 

Um Junglandwirten die in der Regel mit erbebüchen 
finanziellen Belastungen verbundene Beiriebsüber- 
nahme zu erleichtern, erhalten diese eine einmalige 
Niederlassungsprämie in Höhe von 12 000 DM, wenn 
InvesÜÜonen von mindestens 35 000 DM durchge- 
führt werden. 1993 wird mit 300 Anträgen gerechnet. 
Daneben können Junglandwirte eine verbesserte För- 
derung erhallen, wenn sie im Rahmen des EFP bzw. 
des AKP investieren (rd. 70 Vorhaben), 


4,2 Agrarkredttprogramm 

Das Agrarkreditprogramm (AKP) ergänzt das Einzel- 
betriebüche Förderungsprogramm (EFP), soweit we- 
niger umfangreiche und weniger k api lala ufw endige 
Investiüonen geplant sind. Das erleichtert insbeson- 
dere kleineren und mittleren Betrieben die Durchfüh- 
rung notwendiger existenzsichemder Investitionsvor- 
haben ohne großen Planungs- und Verwaltungsauf- 
wand, 

Gefördert werden betriebliche Investitionen zur 
Erhaltung oder Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
und zur Verbesserung der Produktions- und Arbeits- 
bedingungen eüischlieflüch der Maßnahmen zur Ver- 
besserung des Umwelt- imd des Tierschutzes sowie 
Investitionen für Wohngebäude. 

Gewährt werden kapitalisierte Zinszuschüsse für 
Kapitalmarktdarlehen in einem gegenüber dem EFP 
stark vereüifachten Verfahrensgang. 

1993 wird mit einer Förderung zugunsten von 150 
Maßnahmen gerechnet. 
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4^ tnvestttlonshiff^ zur Energleelnsparung 

Die zunehmende Notwendigkeit zur Einsparung von 
bisher überwiegend verwendeten fossilen Energiear- 
ten und die dringend erforderliche Überleitung auf die 
Verwendung möglichst kostengünstiger und umwelt- 
freundlicher Energiearten erfordert Maßnahmen zur 
Energieeinsparung in landwirtschafülchen Betrie- 
ben, 

1993 wird mit 200 Anträgen gerechnet. 


44 Ausgieichszulage 

Die Ausgleichszulage wird in allen benachteiligten 
Gebieten Schleswig -Holst eins gewährt. Damit sollen 
natürliche Standortnachteile ausgeglichen werden, 
um in den strukturschwachen Räumen die landwirt- 
schaftliche Erwerbstätig keil aufrechtzuerhalten. Ziel 
ist ein Minimum an Bevölkerungsdichte zu erholten, 
eine intakte Landschaft zu sichern und den Küsten- 
schutz zu verbessern. 

Der Anmeldung liegt eine benachteiligte Agiaizone 
in Schleswig- Holstein von rd, 395 000 ha LF sowie 
kleine Gebiete von rd. 34 000 ha LF zugrunde. Es wird 
mit rd, 6 400 Anträgen auf Zahlung von Ausgleichs- 
zulage gerechnet. 


5. Marktstrukturverbesserung 

5,1 Molkerelstruktur 

Zur Zeit gibt es im Lande noch 38 Meiereien, Der 
gemeinsame Binnenmarkt mit seinen Fordenmgen an 
eine größere Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe wird 
bei der Meiereiwirtschaft zu einer bedeutenden Kon- 
zentration führen, die bereits eingesetzt hat. Für 1993 
sind Arbei Ine hm erabön düngen infolge von 8 Stille- 
gungen/Fusionen eingeplant. 


5,2 Obst und GemOse 

Das im Lande erzeugte Gemüse soll — soweit daraus 
Gemüsekonserven hergesbellt werden — möglichst 
auch im Lande verarbeitet werden. Es soll daher der 
Ausbau von 2 Konservenbetrieben gefördert wer- 
den* 


5.3 Blumen und Zierpflanzen 

Vorgesehen ist die Förderung von drei Vorhaben mit 
Investitionen zur besseren Vermarktung von Schnitt- 
blumen und Topfpflanzen. 


54' Verbesserung der Verarbeitung und Vermarktiing 
sonstiger landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

1993 sollen 20 Vorhaben aus Seklorplänen nach der 
Verordnung (EWG) Nr. 866/90, und zwar je drei 
Vorhaben aus den Bereichen Gemüse sowie Blumen 


und Zierpflanzen und 14 Vorhaben aus dem Bereich 
Vieh- und Fleischwfrlschaft sowie 8 Vorhaben aus 
dem Seklorplan nach der Neuordnung (EWG) 
Nr. 4042/89 (Fischwirtschaft) gefördert werden. 


5.6 MaSnahmen gern. Marktstrukturgasatz 

5.6,1 Startbelhllfen 

Vorgesehen ist die Förderung von vier Erzeuger- 
gemeinschaften nach der 1,, 6,, 9, und 18. DVO 
zum Marktslruklurgesetz (Schlachtvieh, Qualltätsge- 
Ireide, Zuchtvieh und Flachs), 


5.5,2 Invastitlonsbaihitfan 

Neben der Förderung nach der VO (EWG) Nr. 866/90 
bleibt die Gewährung von Investitioiisbeihilfen nach 
dem MStrG für die Bereiche bedeutend, für die kein 
Sektorplan nach der genannten EWG-VO aufgestellt 
worden ist. Geplant ist die Förderung von zwei Vor- 
haben in den Bereichen Getreide und Raps. 


6.6 Förderung der Vermarktung nach besondaran Regeln 
erzeugter landwirtscbaftfichar Erzeug ntssa 

6.6,1 Startbelhnfan 

Eingeplant ist die Förderung mit Startbeihilfen von 
acht Zusammenschlüssen, und zwar in den Bereichen 
pflanzliche Erzeugnisse (6) sowie tierische Erzeug- 
nisse [2], 


6.6.2 InvesÜtlonsbeniltfan 

Es sollen zwei Vorhaben aus den Bereichen pflanzli- 
che Erzeugnisse gefördert werden. 


6. WasserwirtschaftJiche und kulturbautechnlsche 
Maßnahmen 

6,1 Basaltlgung naturgagebaner Hachtella, Ausgleich des 
Wasserabfliisses und Schutz gegen Wasser und Wind 

Wie kein anderes Bundesland ist Schleswig- Holstein 
mit einer besonderen „ Wasserbypothek" belastet. 
Das Land zwischen zwei Meeren mit einem sehr 
hohen Anteil an Niedeningsgebielen war zuxn Schutz 
vor Überflutungen stets auf ein leistungsfähiges 
Gewässernetz angewiesen. Die Gewässer prägen in 
hohem Maße das Bild der Landschaft, 

In enger Koordination mit den l^dschaftspflegebe- 
hörden und in Anlehnung an die eindeutigen Vorga- 
ben des Generalplanes „Binnengewässer“ werden 
die Maßnahmen der Wasser- und Bodenverbände zur 
Regelung der Vorflut mit den Zielen von Naturschutz 
und Landschaflspflege verknüpft Zur Erhaltung der 
besonderen Landschaft, die Schleswig-Holstein zu 
einem der bedeutendsten Feriengebiete gemacht hat, 
sollen 1993 weitere Gewässer an die sich wandelnden 


126 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4207 


Anforderungen des Wasser- und Naturhaus holles 
angepaßt werden. 


6,2 Land- und forstwErtschaftirche Wege 

Der Neubau landwirtschaftlicher und forstwirtschaft- 
licher Wege trägt zur nachhaltigen Verbesserung der 
Produktlons- und Arbeitsbedingungen in der Land- 
und Forstwirtschaft bei. Er dient gleichzeitig der 
Stärkung der Wirtschaftskraft der ländlichen Räume, 
Einbezogen in die Durchführung werden landschafts- 
pflegerische Gesichtspunkte. Insbesondere werden 
Ausgestaltung, Trassenfühnmg, Seitenstreifen und 
Randbewuchs der jeweiligen Landschaft angepaßt. 

1993 werden rd. 130 km WirLschaflswege eine ver- 
kehrsgerechte Befestigung erhalten. 


6,3 Wasserversorgungsanlagen 

Der Ausbau der öffentlichen Wasserversorgung orien- 
tiert sich am Generalplan ,, Wassergewinnung und 
Wasserversorgung in Schleswig- Holstein von 1973" 
und am Bericht zur Wassergewinnung und Wasser- 
versorgung in Schleswig-Holstein 1986 — Drucksa- 
che Nr. 10/1908 — . 

Erklärtes Planziel war, möglichst alle Bewohner des 
Landes zu vertretbaren Kosten mit einwandfrei em 
Trinkwasser zu versorgen. Dazu sind noch für rund 
174 OOÖ Einwohner oder ca, 6,8% der Gesamlbevöt- 
kerung in rund 336 Gemeinden zentrale Wasserver- 
sorgungsanlagen in vorrangig ländlichem dünnbesie- 
delten und damit kostenintensiven Räumen zu 
bauen. 

Die noch zu versorgenden Gebiete liegen vorwiegend 
auf den Geeslrücken des Landes. Dort decken die 
Bewohner ihren Trink Wasserbedarf mengenmäßig 
meist noch ohne Schwierigkeiten aus kostengünsti- 
gen Eigenversorgungs- oder kleinen Gruppenversor- 
gungsanlagen. 

Die Beschaffenheit des meist ohne Aufbereitung als 
Trinkwasser genutzten, oberflächermahen Grund- 
wassers ist Jedoch zunehmend durch Umwelteinflüsse 
(z, B. Nitrat) beeinträchtigt und genügt häufig nicht 
mehr den Anforderungen der Trinkwasserversor- 
gung. 

Voraussetzung für eine vom Land gewährte finan- 
zielle Hilfe ist, daß in den Gemeinden mit kritischer 
Versorgungslage Beschlüsse zum Bau einer öffentli- 
chen zentralen Wasserversorgung gefaßt werden kön- 
nen, die heutigen Ansprüchen genügt. 

Gemeinden, die aufgrund gefaßter Beschlüsse die 
Versorgimgsaufgabe übernehmen, soüenmit den als 
Zuschüssen gewährten Hilfen in die Lage versetzt 
werden, den Bau der erforderlichen Versorgungsan- 
lagen zu finanzieren. 

Grundsätzlich werden von beantragten Vorhaben nur 
solche gefördert, bei denen die Eigenfinanzierung 
durch den Träger zu einem unzumutbaren Wasser- 
preis für die Bürger führt. 


6,4 Abwasseran tagen 

Die Abwasserbeseitigimg ist pflichtige Selbstverwal- 
lungsaufgabe der Gemeinden. Es sind weitere 
Anstrengungen nötig, um die Abwasserverhältnisse 
im Interesse des Gewässerschutzes im Lande hinrei- 
chend zu regeln. Das güt nicht nur für den Bereich 
Schmutzwasser, sondern auch für das Niederschlags- 
Wasser, das von bebauten oder befestigten Grund- 
stücken abfließt. 

Schon 1971 wurde der Generalplan „Abwasser und 
Gewässerschutz" ferüggesteUt. Er beinhaltet eine 
langfristige Planung für die Abwasserableitung und 
-behandJung sowie die gefahrlose Einleitung in die 
Gewässer. 

Der 2. Bilanzbericht von 1985 bestätigt das Ergebnis 
des 1, Bilanzberichtes, der 1978 vorgelegt worden ist. 
Die grundsätzliche Zielsetzung des Generalplans hat 
sich als richtig erwiesen. 

Auf der Grundlage des 2. Bilanzberichtes ist der 
Generalplan von 1971 unter Berücksichtigung neue- 
ster Erkenntnisse 1986 forlgeschriebert worden. 
Danach werden die Schwerpunkte auch künftig bei 
folgenden Maßnahmen liegen: 

— Neubau zentraler Ortsentwässerungsanlagen mit 
Ausbau biologischer Kläranlagen in Gemeinden, 
die noch nicht kanalisiert sind; 

— Anpassung der Reinigung s lei stung bestehender 
Kläranlagen an die gestiegenen Anforderungen. 

Infolge der großen Bedeutung einer schadlosen 
Abwasserbeseitigung auch für die Reinhalhmg der 
kleineren Gewässer ist diese Maßnahme rechtzeitig 
zu einem besonderen Schwerpunkt der Agrarstruk- 
turverbessemng geworden. Nalurbedingl erfordert 
diese Aufgabe in Schleswig -Holstein größere finan- 
zieUe Aufwendungen je EW als in anderen Gebieten 
der Bundesrepublik Deutschland, 

Dabei liegen die räumlichen Schwerpunkte innerhalb 
des Landes in den ländlich strukturierten Fremden- 
verkehrsgebieten an den Binnenseen, die durch die 
saisonale Spitzenbelastung überdurchschnittlich 
hohe Kosten verursachen, im Landesteil Schleswig 
und vergleichbar Struktur sch wachen Gebieten sowie 
hn Nacbbarraum um Hamburg. 

Nach den Zielen des fortgeschii ebenen Generalplans 
sind nach dem heutigen Bevölkerungssland noch 
etwa 170 000 Einwohner an zentrale Anlagen anzu- 
schließen. Die kontinuierlichen, über etwa weitere 
15 Jahre sich erstreckenden Auftragsvergaben in der 
zentralen Ortsentwässerung sind ein arbeitsmarktpo- 
litisch stabilisierender Faktor in ländlichen Räumen, 


Frostschirtzberegniingsanlagen 

Zur Existenz Sicherung der ErwerbsobstbaubeLriebe 
wurden 1992 auf 44 Obstbaubetrieben mit einer 
Beregnungsanlage von 145.8 ha Frostschutz bereg- 
nungsanlagen mit einem Investitionsvolumen von 
2,127 Mio. DM installiert. Hierfür gelangten Zu- 
schüsse von rd. 1,037 Mio. DM zur Auszahlung. 
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Nach den Angaben desFroslschulzverbandes muß für 
1993 nochmais mit einem Investitionsvoiunien von ca- 

2,0 Mio* DM und erforderlichen Förderungsnütlein 
von bis zu 1.0 Mio. DM gerechnet werden. 


7. Forstliche Maßnahmen 

7.1 WaldbauHche und sonstige forstliche Maßnahmen 

Schleswig-Holstein ist mit einem Anteil von nur 9% 
ein waldarmes Land. Seine Waldfläche wurde seit 
1950 um rd. 22 000 ha vergrößert. Der WaldanteiJ soll 
langfristig auf 12% angehobeo werden. Deshalb ist 
die Neu waldbil düng weiterhin ein vordringliches 
Ziel. 

Zum Atisgleich von HinkoTnmeasverlusten nach erst- 
maliger Aufforstung landwirtschaftlich genutzter Flä- 
chen wird in Scbleswig-Holstela ab 1. Januar 1991 
eine Erstaufforstungsprämie für die Dauer bis zu 
20 Jahren gewährt. Das Land erwartet von dieser 
Maßnahme, daß die private Erslaufforstung deutlich 
verstärkt wird. 

Ein weiterer Schwerpunkt Liegt bei dem Umbau nicht 
stan'dortgerechter Bestockung, insbesondere von 
Fichtenreinbeständen im Landesteü Schleswig. 

Die Fördenmg der Jungbestandspflege Ist für Schles- 
wig-Holstein außerordentlich bedeutsam, weß der 
überwiegende Teil der Wälder jung ist und die Pflege 
dieser Wälder aus den Erträgen der Forslvnrtschaft 
nicht mehr finanziert werden kann. 


7.2 Maßnahmen aufgrund neuartiger WaJdschäden 

Maßnahmen aufgxur^d neuartiger Waldschäden müs- 
sen als flonlderende Maßnahmen zur Eingrenzung 
der Imjnissionsschäden weiterhin gefördert werden. 

Die der Forstwirtschaft aus den unmissionsbedingten 
Waldschäden erwachsenden Belastungen können vor 
allem von den privaten Forstbetrieben nicht getragen 
werden. 

Die Förderungsmaßnahmea müssen der Schadens- 
entvricklung laufend angepaßt werden. 


7.3 Forstwirtschaftliche ZusammenschtOss© 

Die Privalwaldfläche umfaßt in Schleswig-Holstein rd. 
71 000 ha und macht damit ca. 50% der gesamten 
Waldfläche aus. Die Flächen der etwa 9 400 Waldbe- 
sitzer sind stark parzelliert. Die Förderung forstwirt- 
schaftlicher Zusammenschlüsse ist deshalb erforder- 
lich. In ihnen sind 5 1 07 Mitglieder mit einer Waldflä- 
che von 41 742 ha organisiert. Dadurch werden die 
Bewirtschaftung des Waldes und der Absalz des 
Holzes erleichtert. Für stmkturschwache forstwirt- 
schaftliche Zusammenschlüsse mit einem überwie- 
gendem Anteil von Aufbaubetrieben ist eine Verbes- 
serung der VerwoltungskostenfÖrderung uneriäß- 
Üch. 


Leistungsprüfungen in der tierischen Erzeugung 
8.1 Mllchlelstungsprüfungen 

Die Ergebnisse der Müchleislungsprüfungen werden 
für die Durchführung von Zuchtwertfeststellungen bei 
Bullen und Kühen benötigt. Die auf Grundlage der 
Zuchtwerte zu treffenden Selektionsentscheidungen 
dienen dem Zuchtfortschxilt und damit allgemein der 
Wirtschaftlichkeit in der Rinderproduktion des Lan- 
des. 

Rund der Verkaufserlöse entfallen in der schleswig- 
holsleijoJschen Landwirtschaft auf die Miicherzeu- 
gung. Der Umfang der Milch! eis tungsprüfung hat sich 
mit 273 000 Kühen (rd. 62 % aller vorhandenen Mßch- 
kühe) stabLhsiert. Um die Wettbewerbsfähigkeit zu 
erhalten, sind weiterhin finanzielle Aufwendungen 
zur Fortsetzung der MilchleistungsprüJung und zur 
Aufbereitung der Prüfungsergebnisse erforderlich. 


6-2 Kontrollringe für Mastschweinei Ferkel und Mastrinder 

Um die Rentabilität der Schweineproduküon nachhal- 
tig zu verbessern, ist eine spezielle Beratung in 
Verbindung mit Wirtschafüichkeitsberechnungen 
und QualitälskontroUen schweinehaltender landwirt- 
schaftlicher Betriebe unerläßlich. Die Beratung und 
die Auswertung der Produktion ser geh rüsse nimmt ein 
Spezial -Ko ntroUring vor. 

Der iandesweil tätige Spezial-Kontroilring erhält 
Zuschüsse zur Finanzierung seiner Aufwendungen 
für die Beratung und die Ertrags-Qualitätskontrol- 
len. 


6.6 LelstungsprOfungsanstatten 

Die für die Rassen Schwarzbunte und Rotbunte 
Schleswig-Holsteiner seit 1971 betriebene Eigenlei- 
slungsprüfstation für die Aufzucht von Jungbullen in 
Ruh winke). 2355 Wankendorf, muß aus züchterischen 
und arbeitswirtscbaftlichen Gründen modernisiert 
werden. Der vorgesehene Ausbau bezweckt die 
Umstellung auf praxisbezogene Prüfungsverfahren 
unter Einbeziehung des Wirlscbaftlichkeitsmerkmals 
FuUeraufnahmevermögen “ . 

Das Vorhaben ist in einer zvrischen BML und BMF 
abgestimmten Liste als förderungsfähige Maßnahme 
aufgeführl. Das Bauvorhaben soll 1994/95 durchge- 
führt werden* 


9. Maßnahmen für landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer 

9*1 Anpsssungshlira 

Durch die Anpassungshilfe soll älteren landwirt- 
schafüichen Arbeitnehmern, die ihren Arbeitsplatz in 
einem landwirlschafüichen Betrieb atif Veranlassung 
ihres Arbeitgebers im Rahmen von Maßnahmen zur 
Produktionseinschränkung oder zur Rationalisierung 
aufgeben mußten, der Übergang in eine außerland- 
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wirtschaftliche Erwerbstätigkeit bzw. bis zum Bezug 
einer Rente erleichtert werden. 

1993 wird mit rd. 25 Förderungsf allen gerechnet. 


9.2 Lande rbelterwohnungsbau 

ln der schleswig-holsteinischen Landwirtschaft ist im 
Vergleich zu anderen Bundesländern noch eine rela- 
tiv hohe Anzahl an Landarbeitern beschäftigt. Somit 
kommt dieser Förderung auch weiterhin eine beson- 
dere Bedeutung zu, 

1992 wurden 10 Neubau/Kaofvorhaben und 14 Vor- 
haben für bauliche Verbesserungen von Landarbei- 
tereigenheimen gefördert Für 1993 ist von voraus- 
sichtlich 20 zu fördernden Vorhaben auszugehen. 


10. Umstellungshllfe 

Um Landwirten die Aufnahme einer qualifizierten 
zusätzlichen außerlandwirtschafUichen Berufstätig- 
keit zu ermöglichen, kann für die Dauer der berufli- 
chen Umschulung eine UmslelJungshilfe gewahrt 
werden. 

Die monatliche Ums teil ungshilfe beträgt 850, — DM; 
je Kind werden weitere 150, — DM monatlich gezahlt. 
Notwendige Sachkosten können erstattet werden. 

Für 1993 wird mit ca. 13 Förderungsfällen gerech- 
net. 


11. Küstenschutz 
1L1 Vorarbeiten 

Für die emzelnen Küstenschutzvorhaben sind zum 
Teil umfangreiche Untersuchungen insbesondere im 
Hinblick auf die hydrologischen, bodenmechanischen 
und morphologischen Verhältnisse notwendig. Sie 
dienen sowohl der Vorbereitung der Maßnahmen 
selbst wie auch den erforderlichen Gankierenden 
Maßnahmen. 


11.2 Sielbaiiten 

Sielbauten im Rahmen der unter 9.3 genannten Deich- 
verstärkungen, wie z. B. das Deichsiel Rheinschleuse 
Glücksladt und das Laglum-Siel auf Föhr werden 1993 
finanziert. 


11.3 Neubau von Schutzworken, Buhnen, Vortandarbeiten 

Entsprechend den Vorgaben des Generalplans 
„Deich Verstärkung, Deichverkürzung und Küsten- 
schutz" “ Forts clnreibung 1986 — werden die Bau- 
maßnahmen zügig weiter vorangetrieben. 1993 sollen 
folgende Vorhaben finanziert werden: 

— Sandvorspüiung Sylt 

— Deich Verstärkung Nössekoog/Sylt 


— Deich Verstärkung Fohr 

— Deckwerke und Warf tabflac hangen auf Halligen 

— Deichverstärkung Trender Marsch/Nord Strand 
Restarbeiten 

— Deichverstärkung St. Margarethen 

— Deich Verstärkung Arentsee 

— Großbuhne Nashorn, Fohr 

— Buhnen und Deckwerke an der Ostsee 

Darüber hinaus werden Maßnahmen des flachenhaf- 
ten Küstenschutzes im Vorland vor Landesschutzdei- 
chen sowie Buhnenarbeiten vor Schardeichen finan- 
ziert. Diese sind erforderlich, um die Wellen bereits im 
Deichvorfeld zu dämpfen und den Weßenauflauf auf 
den Deichen zru vermindern. 

Die Zuschüsse dienen der Finanzierung wichtiger 
Aufgaben rum direkten Schutz der Menschen hinter 
den Deichen, 


Hamburg 

Vorbemerkung 

Die sachlichen Schwerpunkte des vorgesehenen Mil- 
teleinsatzes ergeben sich aus der geographischen 
Lage Hamburgs im Tidegebiet der Elbe sowie aus den 
besonderen Strukturen der landwirtschaftlichen Be- 
triebe und der übrigen Agrarwirtschaft die durch den 
unmittelbaren Einfluß der Großstadt und ihres Ein- 
zugsgebietes geprägt werden. 

Im Hamburger Landgebiet finden zur Zeit auf einer 
landwirtschaftlich genutzten Fläche von etwa 
14 000 ha rd. 1 700 landwirtschaftliche Betriebe 

— überwiegend — Garten- und Obstbaubetriebe — 
mit zusammen rd. 5 200 in der Landwirtschaft Tätigen 
ihre Existenzgrundlage. 

Zur Realisierung der 1993 vorgesehenen Maßnahmen 
stehen Mittel in Höhe von 27,001 Mio. DM (davon 
18,583 Mio. DM Bundesanleil) erforderlich; deren 
schwerpunktmäßiger Einsatz in den nachstehenden 
Bereichen erfolgt: 

— Agrar- und Marklstruktur- 

verbesserung rd. 12,0%, 

(inklusive Frostschutzberegnung) 

— Küstenschutz rd. 88,0%. 


1. Einzelbetriebfiche Maßnahmen 

Im Rahmen der Einzelbetrieblichen Förderung wer- 
den die Förderungsmittel überwiegend im Bereich 
des Gartenbaus eingesetzt. Sie werden zum größten 
Teil für Modemisierungs- und Rationalisierungsmaß- 
nahmen sowie Neu- und Umbauten von Gewächshäu- 
sern verwendet. Die in den Vorjahren dominierenden 
Energieeinsparungsmaßnahmen in Hamburg sind 
weiter rückläufig. Bei den landwirtschaftlichen 
Betrieben werden vorwiegend innerbetriebliche Ra- 
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tionalisienmgsmaßnahjnen zur Ajbeits- und Produk* 
tlonserleichteruiig in Milchviehbetiieben gefördert. 


2. Ausgleichszulage 

Wie im Vorjahr richtet sich die Ausgleichszulage nach 
dem Grad der wirtschaftlichen Nfachteile und nach 
einer geslaffeUen Prosperitätsschwelle bis zu einem 
Hochstbetrag je Begünstigten und Jahr von 240 DM/ 
GVE auf der Insel Neuwerk und von 150 DM/GVE 
bzw. ha im übrigen „Kiemen Gebiet" Hamburgs, 


3. Marktstrukturverbesserung 

Hamburg erfüllt für den norddeutschen Raum eine 
zentrale Marktfunktion, die es zu erhalten und auszu- 
bauen gilt. Die öffentlichen und privaten Märkte 
erfassen neben dem inländischen auch das ausländi- 
sche Warenangebot. Sie haben dadurch einen ent- 
scheidenden Anteil an der Versorgung der Bevölke- 
rung in Norddeutschland. 

Gefördert werden Rationalisienmgs- und Modernisie- 
rung sm aßnahmen im Bereich Obst und Gemüse. 

Innerhalb der gemeinsam mit den Ländern Nord- 
rhein- Westfalen, Niedersachsen und Schleswig -Hol- 
stein erstellten „Sektorpläne der nordwesldeulschen 
Bundesländer für 

— Obst und Gemüse sowie 

— Blumen imd Zierpflanzen*' 

sind in Hamburg Investitionen zur Verbesserung der 
Vermarktungs- und Verarbeilungsbedingungen in 
Höhe von ca. 5 Mio. DM im Jahre 1993 geplant 


4. Wassefwirtschaftliche Maßnahmen 

Der Obstbau ist im hamburgischen Teil des Alten 
Landes schwerpunktmäßig konzentriert. Die gesamte 
Obstfläche beträgt rd. 1 500 ha. ln diesem Bereich 
besieht neben einzelnen privaten Froslschutzbereg- 
nungsanJagen eine vom Haupteniwässerungsver- 
band der 3. Meile Alten Landes betriebene Gemein- 
schafts-Frostschulzberegnungsanlage, die in zwei 
Bauphasen 1979/81 und 1983/84 errichtet wurde. 

Durch die bestehende Verbands-Beregnungsanlage 
werden zur Zeit rd. 600 ha Obstfläche gegen die die 
Obstblüte gefährdenden und in den letzten Jahren 
verstärkt auf tretenden Spätfröste geschützt. Zusam- 
men mit den privaten Anlagen sind in Hamburg 
insgesamt rd. 690 harmd damit rd. 46% der gesamten 
hamburgischen Obstbaufläche beregenbar. 

Das System der Frostschutzberegnungsanlagen im 
hamburgischen Teil des Allen Landes soll nunmehr 
abschließend arrondiert werden durch eine Erweite- 
rung der Verfoandsfrostschutzberegnungsanlagen um 
ca. 114 ha Obslflächeauf 714 hamit Investitionskosten 
von ca. 3,06 Mio. DM. 
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5. Küstenschutz 

Ein weiterer Schwerpunkt der Förderung in Hamburg 
ist der Küstenschutz. Seit 1 988 vvrird mit Kosten von rd. 
180 Mio. DM ein Übergangsprogramm voraussicht- 
lich bis Ende 1996 zur Erhöhung der besonders 
gefährdeten Elbdeiche verwirklicht. Damit werden 
jedoch nur rd. 60 km von insgesamt 100 km Küslen- 
schutzaniagen erhöht. Lm Vergleich zum Ausbauzu- 
stand in den Nachbarländern sind die Deiche in 
Hamburg durchgängig 80 cm bis 100 cm zu niedrig. 
Eine Sicherheit wie an der Unterelbe wird somit durch 
das Übergangsprogramm nicht erreicht. Auf Empfeh- 
lung der „Unabhängigen Kommission Stunnfluten" 
ist deshalb ab 1992 eine Anpassung aller hamburgi- 
schen Küstehschutzanlagen an den Sicherheitsstan- 
daid der Nachbarländer an der TideeVbe vorgese- 
hen. 

Die Erweiterung des Übergangsprogramiiis von 
60 km auf 1 00 km umfaßt die Erhöhung der Deiche des 
laufenden Übergangsprogramms um weitere 15 cm in 
Anpassung an die mit Niedersachsen und Schleswig- 
Holstein einvemehiTxlichen Bemessungswasser- 
stände, die Erhöhung der (bisher nicht enthaltenen) 
Deiche hinter Hafenpoldem und der öffentlichen 
Küstenschutzmauem. Hinzu kommt die Anpassung 
von 74 Bauwerken in der Küstenschutziinie wie Sperr- 
werke, Schleusen, Schöpfwerke. Siele und Spentore- 
Bei den neuen SoUhöhen der Küstenschutzanlagen 
sind die Zuschläge für die Welleneinwirkung nach 
neuesten Erkenntnissen und ein MindesUreibord zu 
berücksichtigen. 

Außerdem werden in 1993 verschiedene Maßnahmen 
fortgeführl, u. a. Beschaffung von Klei sowie kleinere 
Maßnahmen, die der Verbesserung des Küstenschut- 
zes dienen. 

Der zusätzliche Flnanzbedarf für dl© Erweiterung des 
Obergangsprogramms auf alle Küstenschutzanja gen 
betragt ab 1993 752 Mio. DM. 


Niedersachsen 

Vorbemerkung 

Eine Zusammensteßung aller förderungsfähigen Ko- 
sten sowie des gesamten Mitleibedarfs für das Haus- 
haltsjahr 1993 ist den Anmeldeformularen zu entneh- 
men. 

Die sachlichen Schwerpunkte des Mitteleinsatzes lie- 
gen in Niedersachsen bei der Flumeuordnung und 
Dorfemeuerung, der Einzelbetrieb liehen Investitions- 
förderung und Ausgteichszulage, den wasserwirt- 
schaftlichen und forstlichen Maßnahmen, der Verbes- 
serung der Vermarktungs Struktur sowie dem Küsten- 
schutz. 


1. Flumeuordnung 

ln Niedersachsen sind 397 Rumeuordnungsverfahren 
mit einer Räche von 502 298 ha anhängig. Bei der 
Einleitung neuer Rumeuordnungsverfahren liegt ein 
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Schwerpunkt unverändert bei Untemehmensverfah- 
ren (z. B. Bundesbahn- und SlraBenbau), Hier haben 
sich neue räumliche Akzente durch die angesichts des 
deutschen Vereinigungsprozesses notwendigen Ver- 
kehrswegebauten ergeben- Daneben werden in 
beschränktem Umfang auch beschleunigte Zusam- 
menlegungen und vereinfachte Flumeuordnungsver- 
fahren rur Verbesserung der Produktions- und 
Arbeitsbedingungen bäuerlicher Betriebe zur Einlei- 
tung kommen* ln zunehmendem Maße werden Flur- 
neuordnungsverfahren auch vorgesehen, um Nut- 
zungskonflikte zwischen Naturschutz und Landwirt- 
schaft zu entflechten \md auf diese Weise dazu beizu- 
tragen, daß Planungen des Naturschutzes verwirk' 
licht werden können. 


Z Dorfemeuemng 

Im Förderungsprogromm befinden sich zur Zeit 
(Stand: 1. Januar 1992) 622 Dörfer. Im Haushaltsjahr 
1993 41 werden voraussichtlich 35 Dörfer neu aufge- 
noTTunen. 


3. Einzelbetrfebliche Maßnahmen 

Die InvesÜhonsprogramme der Einzelbetrieblichen 
Förderungsmaßnahmen werden auch in 1993 durch 
hohe AntragsQberhänge belastet. 

Das für Neuhewilligungen veranschlagte Mittelvolu- 
men (19,202 Mio. DM zzgl. 37,0 Mio, DM Verpflich- 
tung sermächtigun gen) wird daher ohne Einschrän- 
kung zur Verminderung der Antragsüberhänge ver- 
wendet. 

Es vrird weiterhin erforderlich sein, durch bestimmte 
materielle Änderungen in den Richtlinien zur Lösung 
des Oberhangproblems beizutragen. Eine Aufhebung 
des seit 1991 bestehenden Antragannahraestops ist in 
1993 noch rucht zu verwirklichen. 

Geplant ist, ca. 410 Anträge zu bewilligen. 

Mit dem Agrarkreditprogramm (AKP) werden 
schwerpunktmäßig Rationalisierungsmaßnahmen bei 
Wirtschaftsgebäuden gefördert. Es ist vorgesehen, mit 

10.0 Mio. DM kapitalisiertem Zinszuschuß (davon 

4.0 Mio. DM Kassenmittel und 6,0 Mio. DM VE) ca. 
550 Bewilligungen zu erteilen. 

Bei der AusgleichszuJage werden ca. 43 000 Anträge 
erwartet. Dafür sind 114, 158 Mio, DM Haushaltsmittel 
veranschlagt. 


4, Verbesserung der Veimarktungsstruktur 

Für die Marktstrukturverbessenjuag sind im Jahre 
1993 Zuschüsse von insgesamt 17,7 Mio. DM vorge- 
sehen. Darüber hinaus sollen Verpflichtungsermäch- 
tigungen in Höhe von 4,5 Mio, DM in Anspruch 
genommen werden. 

Neben der Bezuschussung von Erzeugergemein- 
schaften nach dem Marktstruktuigesetz soUen die 
Fördermittel vorrangig in den Bereichen „Be- und 


Verarbeitung von Kartoffeln“ (6,0 Mio, DM), „Ver- 
marktungselnrlchtungen für Obst und Gemüse'* 
[2,1 Mio. DM) sowie für Maßnahmen nach den EG- 
Verordnungen 355/77 und 866/90 (1,5 Mio. DM) 
eingesetzt werden. 

Die Unterstützung der Vermarktung alternativ 
erzeugter [andwirtschaftlicher Produkte bildet einen 
weiteren Schwerpunkt. Bezuschußt werden mit einem 
Mittelvolumen von 1,75 Mio. DM nach den Richtlinien 
über die Vermarktung nach besonderen Regeln 
erzeugter landwirtschaftlicher Erzeugnisse angemes- 
sene Aufwendungen für 

— die Gründung und das Tätigwerden von Erzeuger- 
zusammenschlüssen (Organisationsausgaben), 

— Erstinvestitionen von Erzeugerzusammenschlüs- 
sen oder Handelsunternehmen bzw, Be- und Ver- 
arbeitungsuntemehmen, die alternativ erzeugte 
Produkte aufnehmen. 

Des wetteren sind zur Verbesserung der Verarbei- 
tungs- und Vennarktuhgsbedingungen für Erzeug- 
nisse der Fischerei und der Aquakultur im Jahre 1 993 
Zuschüsse in Höhe von insgesamt 1,25 Mio. DM 
eingeplant. Förderungsschwerpunkte sind dabei 
Maßnahmen nach der EG-Verordnung Nr. 4042/89, 
für die ein operationeiles Programin aufgesteilt und 
von der EG -Kommission genehmigt worden ist. 

5, WasserwirtschaftJiche Maßnahmen 

Entsprechend dem Entvricklungsstand im ländlichen 
Raum und den verstärkt zu berücksichtigenden öko- 
logischen Belangen werden Mittel in allen Förde- 
mngsbereichen für Neubewilligungen nur noch für 
die sachlichen Schwerpunkte „Hochwasserschutz" 
und „Abwasseranlagen" eingesetzt. Der Bau von 
gemeindlichen Abwasseranlagen in ländlichen Ge- 
meinden hat dabei weiter an Bedeutung gewonnen. 
Zu den sachlichen Schwerpunkten im einzelnen: 

6.1 Hochwasserschutz 

Die durchzuführenden Einzelvorhaben liegen in den 
Flußgebieten von Elbe, Weser und Ems sowie an einer 
Vielzahl von kleineren Gewässern. Das derzeit größte 
Einzelvorhaben ist der Ausbau der Elbedeiche ober- 
halb Geesthacht. 

Der Schutz von Siedlungsgebieten vor Hochwasser 
hat unbedingt Vorrang* Nur in Ausnahmefällen die- 
nen die Maßnahmen ausschließlich dem Schutz von 
landwirtschaftlichen Flächen. 

Die im Hochwasserschutz dringlichen Maßnahmen 
umfassen noch ein Bauvolumen von ca. 
670 Mio, DM* 


5-2 Abwasseranlagen 

Der AnschJußgrad an gemeindliche Abwasserbeseiti- 
gungsanJagen beträgt zur Zeit ca. 88%. Hier ist der 
Einsatz weiterer Mittel zum Erreichen eines höheren 
Anschlußgrades erforderlich. Die notwendigen Inve- 
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stidonen auf dem Sektor Abwasserbeseitigung betra- 
gen in Niedersacbsen allein für die Kanalisation rd. 
2 Mrd. DM, Für die Abwasserreinigimg werden die 
Kosten im ländlichen Raum veranschlagt mit rd. 

1,3 Mrd, DM, davon für die Nachrüstung mit einer 
dritten Reinigungsstufe rd. 0,7 Mrd. DM. 


6. Forstwlrtschaftiiche Maßnahmen 
6.1 Waldbauliche Madnahmen 

Die Ertragslage der niedersächsischen Forstbetriebe 
liegt weiterhin unter dem Bundesdurchschnitt, Die 
Förderung strukturverbessemder waldbaulicher 
Maßnahmen ist daher für die Zukunft der Forstbe- 
triebe und -betriebsteile von besonderer Bedeutung. 
Die Ansätze ermöglichen eine Fortsetzung der Förde- 
rung auf gegenwärtigem Niveau, 

Durch die 1991 eingeführte Erslaufforstungsprämie 
für die Aufforstung landwirtschaftlicher Nutzflächen 
wird eine Steigerung der Erstaufforstungsfläche auf 
1 000 ha/Jahr erwartet. Dadurch wird auch der Mit- 
lelbedarf für die Bezuschussung derErstaufforstungs^ 
kosten/der bisher 26 % der Zuwendungen ausmachte, 
erheblich steigen. 


6,2 MaBnahmen aufgrund neuartljgar Waldschäden 

Das Hauptgewicht der Förderung liegt auf der Kom- 
pensaüonskalkung. Von den ca. 445 000 ha kaUoings- 
fähiger Fläche im Privat- und förderungsfähigen Kör- 
perschaftswald sind in den vergangenen acht Jahren 
lediglich ca. 125 500 ha gekalkt worden. 

Das angestrebte Ziel einer Wiederholung der Kalkung 
im zehnjährigen Turnus kann nicht erreicht werden. 


solange der erhebliche Eigenanteil (20% und Mehr- 
wertsteuer) von den Waldbesitzem für Maßnahmen 
aufzubringen ist, die sie selbst nicht zu vertreten 
haben. Dazu wäre eine Erhöhung des Fördersatzes auf 
100% der Kosten und eine entsprechende Erhöhung 
der Mittel erforderlich. 

Die Ansätze ermöglichen eine Fortsetzung der Förde' 
rung auf gegenwärtigem Niveau. 


6.3 Forstwirtschaftilclia Zusammensdilüsse 

Die forstwirtschaftlichen Zusammenschlüsse haben 
bei der Durchführung forstwirtschaftlicher Maßnah- 
men im kleinen und mittleren PrivatwaJd zuneh- 
mende Bedeutung. Die veranschlagten Mittel werden 
weiterhin zur Existenzsicherung der Zusammen- 
schlüsse dringend benötigt. 


6.4 Forstwirtschaftlicher Wegebau 

Mit dem Ansatz von 0,8 Mio. DM ist die Förderung von 
geplanten Neu- und Ausbauten auf rd. 40 km Länge 
möglich. Trotz erheblichen Nachholbedarfs soll 
wegen des Vorrangs anderer Förderungen der Wege- 
bau auf diesem dringend notwendigen Umfang 
beschränkt bleiben. 


7. Küstenschutz 

Nach der im Jahre 1988 auf der Grundlage des 
Generalplanes „ Küstenschutz Niedersachsen — Sep- 
tember 1973*' erfolgten Bestandsaufnahme und dem 
weiteren Bauforlschrill ergibt sich für den Deichbau 
zum L Januar 1991 folgender Sachstond: 


Bereich 

gesomto Deichlänge 

Deiche mH 
ausreichend ea 
Abmessungen 

noch 

grundlegend 
auszu bauen 

noch 

□achzuerhohen brw. 
ProIlJanpassuiig 

km 

km 

km 

km 

Haupldeiche vor den Sperrwerken 

611 

474 

58 

79 

Deiche oberhalb der Sperrwerke 

498 

377 


insg, 121 

Inseldeiche 

35 

23 


insg, 12 


Neben Deichbaumaßnahmen sind insbesondere noch 
zahlreiche Siele neu zu bauen bzw. den festgesetzten 
Deichhöhen anzupassen, Deichverteidigungswege 
auszübauen, Inselschutzwerke herzuslellen und die 
Arbeiten der Vorlandsicheiung an der Küste fortzu- 
setzen. 

Im Haushaltsjahr 1993 werden Deichbaumaßnahmen 
vor allem am östlichen Dollartdeich, an der Leybucht. 
am Jadebusen, im Land Wursten sowie auf der Insel 
Baitrum ausgeführt. 


Bremen 

Vorbemerkung 

Die sachlichen Schwerpunkte des vorgesehenen Mit- 
teieinsalzes liegen in den Bereichen 

— Marktslruktur und 

— Küstenschutz. 
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getragen. Dieser Ansatz soll auch zukünftig in einzel- 
nen Bereichen des Stadtstaates duicbgeführt wer- 
den. 


2. Einzelbetriebliches Forderungsprogramm 

Wegen des hohen Grünlandanteüs wirtschaften die 
meisten Betriebe im Bereich der Milchviehhaltüng. 
Wie schon in der Vergangenheit können durch 
gezielte InvesUtionen im arbeils wirtschaftlichen Be- 
reich die Arbeitsbedingungen der betroffenen Land- 
wirte erheblich verbessert werden. 

Im Bereich des Gartenbaus wird neben Investitionen 
zur Energieeinsparung weiter die Errichhmg von 
Gewächshäusern gefördert. 


3. Ausgleichszulage 

Die Förderung der landwirtschaftlichen Betriebe mit 
der Ausgleichszulage je nach Grad der Nutzung hat 
sich in den Jahren bewährt Es ist gelungen, den 
weniger intensiv vmtschaftenden Betrieben über die 
Ausgleichszulage eine gewisse Einkommensverbes- 
serung zu ermöglichen. 


4. Marktstruktur 

Die Zuschüsse für die Marktslnikturverbesserung 
werden im Bereich des Seefischmarktes Bremerhaven 
eingesetzt. Hierbei handelt es sich im wesentlichen 
um Förderung von Investitionen, die auf die Rationa- 
lisienmg und Modernisierung der Produktionsein- 
richtung ausgerichtet sind. 


5. Wasserwirtschaft und Küstenschutz 

Wie in den Jahren vorher ist es ein Anliegen Bremens, 
im Bereich der HochwasserschutzmaßDahmen in Bre- 
merhaven und Bremen einen Schutz für die Menschen 
zu garantieren. 


Nordrhein-Westfalen 

Vorbemerkung 

Ziel der nordrhein- westfälischen Agrarpolitik ist es, 
eine funktionsfähige Land- und Forstwirtschaft unter 
Berücksichtigung der Erfordernisse des Umweltschut- 
zes zur Sicherung von natürlichen Lebensgrundlagen 
zu erhallen. Die Erwerbstätigen in der Land- und 
Forstwirtschaft sollen solidarisch an der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung der Einkommens- und 
Lebensbedingungen leilnehmen und innerhalb der 
Landwirtschaft sollen soziede Sicherheit und sozialer 
Ausgleich verbessert werden. Die Maßnahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" spielen in Nord- 
rhein-Westfalen nach wie vor bei der Erreichung 
dieses Zieles eine wichtige Rolle. Die geplanten 


Maßnahmen koramen dabei nicht nur direkt den 
Betrieben, sondern den ländlichen Gebieten aüge- 
mein zugute. 

Entsprechend den unterschiedlichen Maßnahmen ist 
der Einsatz der Förderungsmittel regional gestreut? für 
einzelne Förderungen ergeben sich aus ihrer jeweili- 
gen Zielsetzung räumhcbe Schwerpunkte. 

Die sachlichen Schwerpunkte liegen — wie in den 
Vorjahren — bei den Maßnahmen? Wasserwirtschaft, 
Flurbereinigung, investive Einzelbetriebliche Förde- 
rung, Ausgleichszulage, Dorfemeuerung und Forst- 
wirtschaftliche Maßnöhmen, 


1. Agrarstnikturelle Vorplanung 

Die agrarstrukturelle Vorplanung stellt die allgemei- 
nen, wirtschaftlichen und sozio-ökonomischen Ver- 
hältnisse sowie die besonderen Funktionen der Land- 
und Forstwirtschaft in einem Gern emdegebiet dar. 
Auf dieser Grundlage werden in einem Gutachten 
Vorschläge für Maßnahmen zur Verbesserung der 
AgrarsLniktüi, zur Erhaltung und Entwicklung der 
Landschaft und zur Vorbereitung der Dorfemeuerung 
erarbeitet und zu anderweitigen Vorhaben und Pla- 
nungen Stellung genommen. Soweit dem Zweck der 
Untersuchung angemessen, wird auf die Umweltver- 
träglichkeit eingegangen* Mit HUfe von Nutzen- 
Koslen-Überlegungen werden Zeitpläne für Investi- 
tionen und deren FlnaDzierung auf gestellt. Die Gut- 
achten enthalten zunehmend Aussagen über künftige 
Bodennutzung und Ökologische Zusammenhänge. 

Die agrajstxuktureHe Vorplanung hat sich als kosten- 
günstiges. umfassend vorbereitendes Instrument zuj 
Landentwicklung enviesen, das in einigen Fällen 
beim Ablehnen von Förderungen oder deren Einlei- 
tung auch der Rechtsprechung standgehalten hat. Sie 
hat in den letzten Ja^en immer mehr an Bedeutung 
gewonnen und vrird diese in Zukunft behalten. 

Die in Auftrag zu gebenden Gutachten umfassen 
hauptsächlich Untersuchungen zur Dorfemeuerung. 


2. Flurbereinigung 

Die nurbereinigung in Nordrhein- Westfalen ist 
Bestandteil einer Agrarpolitik, die zum Ziel hat, eine 
funktionsfähige Land- und Forslwijrtschafl unter 
Berücksichtigung der Erfordernisse des Umweltschut- 
zes zur Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen 
zu erhalten. Hieraus ergibt sich, daß Bodenordnungs- 
verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz nicht 
mehr überwiegend auf die Verbessemmg der Produk- 
tionsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft 
ausgerichtet sind, Bodenordnungsverfahren sind 
heute vor allem dort von Bedeutung, wo sich aus 
wirtschaftlichen Interessen der Land- und Forstwirt- 
schaft. Bächen beanspruch enden öffentlichen Vorha- 
ben und Belangen des Naturschutzes und der Land- 
schaftspflege Konflikte ergeben. Die Entflechtung 
und der Ausgleich der mitemander konkurrierenden 
Interessen ist dabei das vorrangige Ziel der Bodenord- 
nung. 
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Dies gilt zunehmend auch bei der Realisierung von 
Naturschutzprogramnien. Unter Wahrung der wirt- 
schaftlichen Belange der land- und forstwirtschaftli- 
chen Betriebe erfolgt die Bereitstellung von Flachen 
durch Bodenordnung zur Sicherung ökologischer 
Vorrangflächen sowie Flächenausweisungen bzw. 
Ausgleichsregelungen für Maßnahmen der Land- 
schaftsentwicklung, des Boden- und des Gewässer- 
schutzes sowie für sonstige Maßnahmen zur Siche- 
rung oder Wiederherstellung eines ausgewogenen 
Naturhaushalts. 

Soweit Maßnahmen nicht überwiegend der Agror- 
strukturverbesserung dienen, werden sie aus Landes- 
mitteln finanziert. In Verfahren, die überwiegend der 
Agraistruktujverbesserung dienen, werden zuneh- 
mend Maßnahmen zur Sicherung eines nachhaltig 
leistungsfähigen Naturhaushalts und zur Dorfent- 
wicklung gefördert 


3. FrelwIMiger Landtausch 

Der freiwillige Land tausch stellt ein schnelles, einfa- 
ches und kostengünstiges Verfahren dar, das sowohl 
zur Verbesserung der Agrarstruktur als auch aus 
Gründen des Naturschutzes und der Landschafts- 
pflege durchgeführt werden kann. Diesem Verfahren 
kommt insbesondere bei der Sicherung von Gewäs- 
serrandstreifen Bedeutung zu. 


4- Dorfemeuerung 

Die Förderung der Dorfemeuenmg wurde 1984 in die 
Gemeinschaftsaufgabe „ Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" übernommen. 

Maßnahmen der Dorfemeuenmg werden in solchen 
Gemeinden und Ortsteilen gefördert, deren Sied- 
lungsstruktur durch die Land' und Forstwirtschaft 
wesentlich geprägt ist und eine Verbesserung der 
Agrarstruktur, also auch des Umfeldes von land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben, bewirken. 


6> Einzelbetriebliche Invastitfonsfördeiung 

Ziel der einzel betrieblichen Investitionsförderung 
wird es auch weiterhin sein, die Bxlstenzfähigkeit von 
Betrieben zu verbessern bzw, zumindest zu slcheiii, 
Arbeits- und ProdukÜonsbedingungen zu verbessern 
sowie — ohne einen weiterhin notwendigen Struktur- 
wandel wesentlich zu unterbinden — Arbeitsplätze in 
der Landwirtschaft 2 ai erhalten. Das ist für Nordrhein- 
Westfalen von besonderer Bedeutung, weil der Anteil 
der landwirtschaftlichen Erwerbstätigen an der 
Gesamtbevölkerung bereits sehr gering und darauf zu 
achten ist, daß die von der Land' und Forstwirtschaft 
erwarteten gesellschaftlichen Aufgaben gewährlei- 
stet bleiben. Es wird weiterhin eine rege Nachfrage 
erwartet. 

Im Mittelpunkt der einzel betrieblichen Investitions- 
förderung wird die Förderung von baulichen Maßnah- 
men in Altgehöften stehen. 


Die Aussiedlungen (emschließhch der Teil- und 
Betliebszweigaussiedlungen) sowie die Althofsanie- 
rungen verbessern die Produktions- und Arbeitsbe- 
dingungen landwirtschaftlicher Betriebe und bewir- 
ken eine Verbesserung ihrer Wirtschaftlichkeit, ln 
der Regel bilden sie zugleich Ansatzpunkte zu Dorf- 
emeuerung und -entwicklung. 


5.1 Agrarkredttprogramm 

Im Rahmen des AgTarkreditprograniins werden Inve- 
stitionen zur Arbeitserleichterung und/oder Verbes- 
serung der Wettbewerbsfähigkeit gefördert niit einem 
kapitalisierten Zinszuschuß. Zugang zur Förderung 
haben auch Nebenerwerbslandwirte, Das Agrarkre- 
ditprogramm hat, seitdem die Förderung von Maschi- 
nen für den Auflenbereich nicht mehr möglich ist, 
insgesamt an Bedeutung verloren. Durch die Auf- 
nahme der Fördenmg von bis zu 15 Gästebetten für 
den „Urlaub auf dem Bauernhof“ gewinnt das AKP 
jedoch wieder an Attraktivität. 


5-2. AiisgJetchszulage 

Die Zahlung der Ausgieichszulage an Landvrirte in 
den benachteiligten Gebieten hat eine große Bedeu- 
tung für die einzel betriebliche Existenzsicherung, 
Vielfach ist es nur mit Hilfe der Ausgleichszahlung 
möglich, die Bewirtschaftung landwirtschafüicher 
Flächen aufrechtzuerhalten. Die Höhe der Aus- 
gleichszulage wird, wie bereits im Vorjahr, nach dem 
Grad der wirtschaftlichen Nachteile und nach der 
Höhe der positiven Einkünfte gestaffelt. 


5.3 Junglandwfrte 

Bei der Übernahme des Betriebes im Generationen- 
wechsel kommen auf den Junglandwirt z. T. erhebli- 
che finanzielle Belastungen zu. Zur Milderung tinan- 
zieller Engpässe bei betrieblichen Investitionen erhal- 
ten Junglandwirte eine einmalige Niederlassungsprä- 
mie in Hohe von 15 000 DM, werm Investitionen von 
min. 35 000 DM durchgeführt werden. Daneben gel- 
len für Junglandwirte günstigere Förderungskondi- 
tionen bei Förderungen im Rahmen des EFP und des 
AKP. 


6. Marktstrukturvdrbessonjng 
6.1 Obst-/Qemüsa 

Die Tendenz im Verarbeitungsbereich von Obst und 
Gemüse zur Durchführung von Investitionen ist wie- 
der steigend. Der wichtige Wirtschaftszweig der Obst- 
und Naßkonservenindustrie hat zwar erhebüche 
Marktanteile an ausländische Mitbewerber abgeben 
müssen. Es ist aber inzwischen gelungen, neue 
Märkte ln den neuen Bundesländern zu erschheßen. 
Kapazitätserweiterungen sind dringend erforderhch. 

Unter diesem Aspekt kommt der Förderung über die 
Gemeinschaftsaufgabe „ Verbesserxing der Agrar- 
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stmktuT und des Küstenschutzes*' verstärkte Bedeu- 
tung zu. 

Die beabsichtigten Maßnahmen werden die Markt- 
position der einheimischen Naßkonservenindustrie 
festigen und mit einer Kapazitalssteigerung verbun- 
den sein. Die Investitionsvorhaben wirken sich dar- 
über hinaus positiv auf die ün harten Existenzkampf 
stehenden einheimischen Erzeuger von Obst und 
Gemüse aus. weil ihnen nach den Förderungsrichüi- 
nien eine Erhöhung der Abnahme ihrer Erzeugnisse 
(Bindungsquole 40% auf 5 Jahre) garantiert wird. Bei 
den übrigen Investitionsvorhaben handelt es sich 
vorwiegend um Modemisierungs- und Rationalisie' 
rungsvorhaben. Die beabsichtigten Projekte werden 
in erheblichem Maße dazu beitragen, Arbeitsplätze in 
diesem Bereich zu festigen und auszubauen. 

Wie bereits in den Vorjahren entfällt im Frischmarkt“ 
bereich Obst und Gemüse der größte Investitionsbe- 
trag auf das Haupterzeugungs gebiet Rheinland. 
Beabsichtigt ist hier schwerpunktmäßig der Neubau 
des Erzeug erg roßmarkt es Düsseldorf an einem links- 
rheinischen Standort sowie der Bau von Lagerhallen 
und Kühlhäusern, 

Die Maßnahmen tragen zur Kapazitatsausweitung der 
Vennarktungssysteme bei. Dies ermöglicht den ver- 
stärkten Einstieg von Landwirten in den gärtnerischen 
Gemüsebau, Die vorgesehenen Rationalisierungs- 
und Modemisierungsinvesliöonen werden die Lei- 
stungsfähigkeit der Märkte verbessern. 


6.2 Blumen und Zierpflanzen 

Nach wie vor steht die einheimische Erzeugung unter 
starkem Importdruck aus Mitgliedstaaten der EG, 
Neben den Niederlanden tritt auch zimehmend Spa- 
nien als Hauptexporteur auf. Darüber hinaus ist. ein 
stetiges Anwachsen der DritUandimporte feslzusleh 
len. Ein rascher Ausbau sowie die Zentröhsierung der 
Vermarktungssysteme ist deshalb unumgänglich. 

Nur mit gezielten Maßnahmen können Beiträge zur 
Erholung der Wettbewerbsfähigkeit gegenüber den 
anderen Mitbewerbern geleistet werden. 

Hervorzuheben ist in diesem Morklbereich der 
geplante Bau einer zentralen Versteigerung für Blu- 
men und 21ierpQan2en am Niederrhein. Darüber hin- 
aus sind Hallenerweiterungen und Investitionen ira 
mnerbetriebUchen Transport vorgesehen. 

Die vorgenannten Maßnahmen tragen in ihrer 
Gesamtheit maßgeblich dazu bei, die Wettbewerbs- 
position des nordrhein- westfälischen Gartenbaus ün 
Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt zu stär- 
ken und zügig auszubauen. Des weiteren kann die 
Marktslellung der einheimischen Erzeuger gefestigt 
werden. An der Durchführung der Gesamtinvesti- 
tionsmaßnahmen besteht auch aufgrund der volks- 
wirtschaftlichen Bedeutung ein erhebliches Landes- 
interesse. 

Die Bereitstellung von Bundes- und Landesmitteln als 
nationale MiÜelstung ist Grundlage für die Beantra- 
gung von Zuschüssen aus dem EAGFL, Die hierfür 
erforderlichen Sektorpläne und operaüonellen Pro- 


gramme virurden erarbeitet und hegen der EG- Kom- 
mission vor. 


6.3 Molkfifdistruktur 

Im Rahmen von Molkereikapazitätssüllegun gen wer- 
den Beihilfen zu Arbeitnehmerabfindungen gewährt. 
Mit dieser Förderungsraaßnahme sollen die wlrt- 
schafüichen Nachteile, die sich aus der Rückführung 
der MUchanlleferung durch die eingeführte EG- 
Milchgarantiem engen- Regelung ergeben, gemildert 
werden. Die Behülfe wird im Wege des Erstattungs- 
Verfahrens gewährt und beträgt 50 % der Arbeitneh- 
ra e ra b fin düngen . 


6.4 MaBnahmen nach dem Uarktstrukturgesetz 

Durch die Gewährung von Tnvesätionshilfen gemäß 
§ 6 Marktstrukturgesetz an Unternehmen, die land- 
wirtschcLflliche Erzeugnisse beziehen, absetzen, be- 
oder verarbeiten und langfristige Lieferverträge mit 
Erzeugergemeinschaflen eingehen, soW insbesondere 
die Marktstellung der Erzeuger verbessert und die 
Beheferung des Marktes mit einheitlichen Partien 
sowie die Anpassung des landwirtschaftlichen Ange- 
bots an die Nachfrage sichergesleilt werden. 

Gleichzeitig dient diese Förderung als Basisfinonzie- 
rung für Zuschüsse aus dem EAGFL, Abteilung Aus- 
richtung, auf der Grundlage des gemäß Verordnung 
(EWG) Nr. 866/90 erstellten Seklorplanes Kartof- 
feln, 

Das in 1990 neugefaßte Morktstiuktuigesetz sieht vor, 
daß auch für pDanzliche Erzeugnisse zur technischen 
Verwendung oder Energieverwendung (nachwach- 
sende Rohstoffe) Erzeugergemeinschaften gebildet 
werden imd damit die Voraussetzung für deren För- 
derung geschaffen werden können. Für die bisher 
vom Maiktstrukturgesetz erfaßten Erzeugiüsse konn- 
ten in Nordrhein-Westfalen Startbeihilfen für'Erzeu- 
gergemeinschoften in ausreichendem Umfang bis 
einschließlich 1981 gewahrt werden. Diese Möglich- 
keit soll nunmehr auch Erzeugergemeinschaften, die 
für die neu hiazukommenden Erzeugnisse gebildet 
werden, eröffnet werden. 


6x5 Vermarktung nach besonderen Regeln erzeugter 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

Durch die Gewährung von Startbeihilfen für die 
Gründung und das TäÜgwerden von Erzeugerzusam- 
menschlüssen und Beihilfen für VermaiktungsinvesÜ- 
tionen soll Zusammenschlüssen von landwirtschaftli- 
chen Betrieben, die nach den Regeln des ökologi- 
schen Landhaus wirtschaften, önonzieUe Hilfestel- 
lung bei der Vermarktung ihrer Erzeugnisse gegeben 
werden. Zudem werden auch Vermaiktungsinvesti- 
Üonen von Abnehmern der Produkte der Zusammen- 
schlüsse finanziell gefördert. 

Durch die Förderung soll die Vermarktung zusam- 
mengefaßter Partien nach besonderen Regeln erzeug- 
ter landwirtschaftliche! Produkte an die Morkterfor- 
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deraisse ongepaßl werden. Insbesondere sollen die 
Voraussetzungen für die Befriedigung der weiterhin 
steigenden Verbrauchemachfrage nach derartigen 
Produkten sowie für Eriösvorteüe für die Erzeuger 
geschaffen werden. Diese Maßnahme unterstützt 
auch die im Rahmen der EG-Extensivierung gefor- 
derte Umstellung der landwirtscbafüichen Produktion 
auf eine ökologische Wirtschaftsweise. 


6.6 MaricstnJkturverbe$senjr>g — Aufbereftting und 
Vermarktung von Faserlein 

Der Flachsanbau stellt eine ökologisch sinnvolle 
Alternative zur Getreideerzeugung dar. Es kann 
davon ausgegangen werden, daß es EG-weil für 
Flachsfasem sowohl bei der textilen Verwendung als 
auch im technischen Bereich einen interessanten und 
ausbaufähigen Markt gibt. Hier gilt es, die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Erzeuger zu stärken und den 
Absatz ihrer Erzeugnisse zu sichern. 

Durch den beabsichtigten Bau einer Anlage mit einem 
neuartigen Verfahren zur Herstellung und Aufberei- 
tung von Flachsfasem können die bisherigen, mit 
hohen Witterungsrisiken behafteten Röstverfahren 
auf dem Feld ersetzt und neue Verwendungszwecke 
für Flachsfasem erschlossen werden. 


7. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnlsche 
Maßnahmen 

7.1 Wasserbau 

Neben dem langjährigen Förderungsschwerpunkt 
der Hochwasserrückhaltung wird im Bereich des 
Wasserbaus die ökologische Verbesserung der Ge- 
wässer bevorzugt subventioniert. Ausbau von Gewäs- 
sern sowie die Gewässerunterhaltung stehen unter 
der Zielsetzung, größtmögliche Natumähe zu errei- 
chen und werden insofern auch vom Land milfinan- 
ziert. 


7J2. Abwasserbeseitigung 

Um die Gewässergüie leistungsschwacher Gewässer 
zu erhalten oder zu verbessern, ist es erforderlich, 
insbesondere im ländlichen Raum den Bau von 
Abwasseranlagen zu fördern. Dieses ist eine länger- 
fristige Aufgabe. 

Es sollen inbesondere 

— der Bau von Kläranlagen, 

— die Sanierung bestehender Kläranlagen sowie 

— die Verbessenmg der Klärschlammbebandlung 
und darüber hinaus der Bau von 

— Regenbecken und Regenwasserbehandlungsanla- 
gen. 

— die Neuerrichtung und Verbesserung von Kanali- 
sationsanlagen und 

— die Erfassung des Kanalzustandes 
gefördert werden. 


8. Forstwirtrohaftliche Maßnahmen 

6.1 WaldbauHchd und sonstige forstlicbe MaSnahmen 

Im Rahmen der förderfähigen waldbauZicben und 
sonstigen forstlichen Maßnahmen wird ein besonde- 
rer Schwerpunkt die Investitionsförderung von 
Erstaufforstungen und die Zahlung einer Erstauffor- 
stungsprämie zum leilweisen Ausgleich fehlender 
landwirtschaftlicher Einkünfte sein. Vorgesehen ist 
die Erslaufforshmg von rd. 250 Hektar ehemals land- 
wirtschaftlich genutzter Flächen. 

Einen weiteren Förderschwerpunkt stellt die Boden- 
schutzdüngung dar. die sich als wichtige Maßnahme 
bei der Eindämmung der neuartigen Waldschäden 
erwiesen hat. Vorgesehen ist die Förderung der Dün- 
gung auf rd. 20 000 Hektar. 


Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse sind als 
Selbsthilfeeinrichtungen des Waldbesitzes gebildet 
worden, um strukturbedingte Nachteile bei der 
Bewirtschaftung kleinparzellierter oder in Gemenge- 
lage verstreuter Waldparzellen zu verringern. Nach 
§ 13 des Landesforstgesetzes sollen forstwirtschaftli- 
che Zusammenschlüsse bei öffentlichen Förderungs- 
maßnahmen besonders berücksichtigt werden. 

Die Förderung nach den entsprechenden Grundsät- 
zen des Rahmenplans sieht als Starthilfe eine Zuwen- 
dung zu den E rslinv es ti honen von Maschinen und 
Geräten vor. 

Darüber hinaus werden in der AnJaufphase Zuschüsse 
zu den Verwallungskosten gewährt. Voraussichtlich 
werden ca. 90 Zusatrunenschlüsse eine tinauzielle 
Förderung mit diesen Mitteln erfahren können. 


9. Mllchleistungsprüfungen und Kontrollringe 

Die Förderung der Leistungsprüfungen wird aufgrund 
der am 1 . September 1 990 in Kraft getretenen Novelle 
des Tierzuchlgeselzes. das die Bedeutung der Lei- 
stungsprüfungen und die Pflicht des Staates zu ihrer 
Durchführung und der Veröffentlichung ihrer Ergeb- 
nisse normiert, fortgeführt. 

Dabei handelt es sich um die Unterstützung der 
Arbeiten, die die Mitglieder der Milchkontrollver- 
bände und der Kontrollringe für Mastschweine, Fer- 
kel, Mastrinder, MasUammer und Jungmastharmnel 
leisten. Die Förderungsmittel für die Milchleistungs- 
prüfungen kommen rd. 11 200 Betrieben mit rd. 
299 000 Kühen zugute, für die die Miichieistungsprü- 
hmg die Grundlage für die züchterische Selektion und 
für die Verbesserung der Produktivität und der Qua- 
lität der Milcherzeugung darstellt. Die Milchlei- 
stungsprüfung dient außerdem im gesamtwirtschaftli- 
chen Interesse der Zuchtwertschätzung von Bullen, 
durch deren Einsatz in der künstlichen Besamung die 
Wirtschaftlichkeit der Mllcherzeugungsbetiiebe we- 
sentlich verbessert wird. Sie liefert außerdem wichtige 
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Daten für die Bewältigung der Probleme, die mit der 
Quotenregelung entstanden sind. 

In Nordrhein-Westfalen werden sechs Kontroüringe 
gefördert. Die Forderungsmittel sind dazu bestimmt, 
die wirtschaftlichen Leistungen der diesen Konlroll- 
ringen angeschlossenen Betriebe und damit ihre Bei- 
spielswirkung für die gesamte nordrh ein -westfälische 
Landwirtschaft durch Ertrags- und Qualitätskontrol- 
len nachhaltig zu verbessern. 


10. Umstellungshilfe 

Landwirte, die Ln ihren Betrieben ausreicheode Bin- 
kommen nicht erzielen können und deshalb durch 
eine zusätzliche auflerl and wirtschaftliche Tätigkeit 
ihre Einkommensmöglichkeilen erweitern wollen, 
können an einer beruflichen Bildungsinaßnahme mit 
einem staatlich anerkarmlen Abschluß für einen 
außerlandwirtschafüichen Beruf teilnehmen. Ihnen 
wird eine monatliche Unlerhaltshilfe während der 
UmschuJungszeit gewährt zur Erleichterung der 
Umstellung des landwirtschaftlichen Betriebes auf 
eine Bewirtschaftungsweise mit geringerem Arbeits- 
bedarf. 


11 > Anpassungshilfe 

Die Förderungsmaßnahme tragt der Tatsache Rech- 
nung, daß durch die Anpassung der landwirtschaftli- 
chen Produktion an den Markt und an rationelle 
Verfahren auch ältere landwirtschaftliche Arbeitneh- 
mer aus den landwirtschaftlichen Unternehmen aus- 
scheiden. 

Die Gewährung einer Anpassungshilfe dient diesen 
Arbeitnehmern, sich an die neue Situation anzupas- 
sen und erweitert den Entscheidungsspielraum des 
Betriebs Inhabers für erforderliche betriebliche An- 
passungsmaßnahmen. 

Im Hinblick auf die vorgenannten Ziele und aufgrund 
der Situation auf dem ArbeitsmarkI mit einer über- 
durchs chnitllich hohen Arbeitslosenquote in Nord- 
rhein-Westfalen ist diese Förderungsmaßnahme von 
erheblichem Land esinl er esse. 


Hessen 


Vorbemerkung 

Gegenüber dem Vorjahr ist der Bundesanteil an 
den Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe von 101,524 
Mio. DM auf 97,986 Mio. DM gesenkt worden. Zusam- 
men mit dem entsprechenden Landesanleil wird ein 
Gesamtvolumen von 163,310 Mio. DM erreicht, des- 
sen Aufteilung auf die einzelnen Verwendungs- 
zwecke aus der Übersicht 9, Teil VUI hervorgebt. 


1. Agrarstrukturelle Vorplanung 

Durch die AgrarstruktuieUe Vorplanung werden Ziel- 
Vorstellungen und Leitlinien für die Erhaltung und 
Entwicklung des ländlichen Raumes erarbeiteL Diese 
Planung ist insbesondere im Hinblick auf den Struk- 
turwandel in der Landwirtschaft und die Lösung der 
damit verbundenen Probleme (z. B. ökologische, 
sozio-ökonomische usw.) von Bedeuhmg. Von der 
erweiterten Möglichkeit, thematische Planungs- 
schwerpunkte zu bilden, wird verstärkt Gebrauch 
gemacht werden. 

Die begonnenen Grundlagenarbeilen, insbesondere 
die Kartierung von oberflächennahen Lagerstätten. 
{Rohstoffkarteh die Erstellung einer hydrogeologi- 
schen Karte (Verschmulzungsempfindlichkeil und 
Ver s chm utzungs gef ähr düng des Grundwassers) so- 
wie die Bodenerosionskartierung, werden unabhän- 
gig hiervon fortgesetzt. Abgesehen von diesen Grund- 
lagenarbeilen sollen agraxstruklurelle Planungsvor- 
haben mit einer planungsgebietsbezogenen Gesamt- 
fläche von ca. 20 000 ha durchgefuhrt werden. 


2, Rurbereinigung 

ln 1993 sollen nach den Planungen acht Flurbereini- 
gungen, davon eine Wembergsflurbereinigimg, mit 
einer Verfahrensfläche von rd. 7 500 ha eingeleitet 
werden. Hierin enthalten sind u. a. durch Planungen 
der Verkehrsträger bedingte Verfahren. Die bereits in 
Durchführung befindlichen Maßnahmen werden fort- 
gesetzt. 


3, Dorfemeuerung 

Mit den Ford erungsmilt ein der Gemeinschaftsauf- 
gabe sollen Dorfemeuenmgs maßnahm en finanziert 
werden, die vor allem die Produklions- und j^beits- 
bedingungen in der Land- und Forslwirtschafl sowie 
die Lebeirsverhältnisse der bäuerlichen Familien ver- 
bessern. Neben dem städtebaulich, sozial und ökolo- 
gisch orientierten Land es prog ramm zur Erneuerung 
der hessischen Dörfer dient die Gemeinschaftsauf- 
gabe damit vorrangig der umfassenden Verbesserung 
der Agrarstruktur. Die Maßnahmen werden in 
Gemeinden oder Ortsteüen mit landwirtschaftlicher 
Siedlungsstruktur sowie in Weüem und landschafts- 
bestimmenden Gehöftgruppen und Einzelhöfen ge- 
fördert. 


4. Einzelbetriebliche Investitionen 

Die Investitionsbereitschaft der Landwirte ist nach wie 
vor erheblich, insbesondere im MUchviehbereich, in 
dem die Landwirte ihre Slallbauten den gegebenen 
Referenz mengen entsprechend anpassen. Bei den 
umfassenden Förderungsmaßnahmen (Althofsanie- 
nmg sowie Teil- und Belriebszweigaussiedlungen) ist 
daher ein Antragsslau entstanden. Vorgesehen ist die 
Förderung von rd. 80 Verfahren mit förderungsfähi- 
gen Kosten von rd. 53 Mio. DM. 
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im Übrigen bleiben das EFP und das AKP als Angebote 
für die Landwirte^ auch mit kjeineren Maßnahmen die 
Arbeils- und Produktionsbedingungen ihrer Betriebe 
verbessern. Dabei werden die zusätzlichen Förde- 
rungsjuöglichkeiten im Betriebszweig ^ Urlaub auf 
dem Bauernhof" sowie in den Nebenbetrieben ^Di- 
rektverrnaiktung" und „Freizeit \ind Erholung“ ein- 
bezogen. 


6. Ausglefchszulage nach dem 
Berg bauemprog ramm 

Die Maßnahme hat im Rahmen der Förderung der 
Landwirtschaft einen besonderen Stellenwert. Die 
benachteiligten Gebiete in Hessen haben inzwischen 
einen Umfang von 401 000 ha erreich^ dies entspricht 
51,9% der LF des Landes. 

Die Ausgleicfaszulage bemißt sich nach der landwirt- 
schaftlichen Vergleichszahl (LVZ) der Betriebe und 
schöpft die Ford eningsmögüchkei len nach EG -Recht 
voll aus. insgesamt werden für die AusgleichszuJage 
in Hessen 53,0 Mio. DM ausgegeben; bei etwa 17 000 
begünstiglen Betrieben ergibt sich ein Duichschnitts- 
betrag von rd. 3 200 DM. 


6. Marktstnikturverbesserung 

Zur Verbesserung der Molkereistruktm wird die 
Stillegung von Betriebsstätlen durch Gewährung von 
Zuschüssen zu Vermögensverlusten und Arbeitneh- 
raerabfindungen unterstützt. 

Im Rahmen der für 1990 getroffenen Obergangsrege- 
lung für genehmigte und noch nicht abgeschlossene 
Programme gemäß EG-VO Nr. 355/77 werden Maß- 
nahmen für die Warenbereiche Fleisch und Getreide, 
Ölsaaten und KÖmerleguminosen sowie Obst und 
Gemüse gefördert, für die bereits Bewilligungen zu 
Lasten von Veipflichtungsermächtigungen erteüt 
wurden. Im Rahmen der EG-VO Nr. 866/90 werden 
Maßnahmen für die Warenbereiche Milch sowie Obst 
und Gemüse beantragt. 

Nach den Vorschriften des Marktstruktujgesetzes 
werden Start- und Investitionsbeihilfen an anerkannte 
Erzeugergemeinschaften und Vereinigimgen ge- 
wahrt. Mit derzeit 59 solcher Gemeinschaften und 
Vereinigungen werden die Warenbereiche Schlacht- 
vieh, FerkeL Qualitatsgetreide, Raps, Wein. Zucht- 
vieh, Schlachtgeflügel, Eier, Wolle, Baumschul- 
eizeugnisse, Kartoffeln. Sonnenbiumenkeme und 
Industriepflamen sowie Blumen und Zierpflanzen 
erfaßt. Weitere Erzeugergemeinschaften [u. a. für 
Arznei- und Gewürzpflanzen sowie für Zucht- 
schweine) befinden sich im Anerkennungs verfah- 
ren. 


7. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 

Die im Hessischen Ried laufenden Sanienmgsmaß- 
nahmen zur Verbesserung der ökologischen Verhält- 


nisse werden im Jahr 1993 nach Vorlage des „über- 
greifen Gutachtens zur Überprüfung der Ökologi- 
schen Verträglichkeit der Grund wasseranieichenmg 
im Hessischen Ried unter Verwendung von aufberei- 
tetem Rheinwasser" und Entscheidung über Art und 
Umfang weiterer Maßnahmen fortgeführt. 

Der Bauabschnitt 1993 umfaßt Maßnahmen der 
InfUtjaüon mit einem Bauvolumen von rd. 

20.0 Mio. DM. 

Die über gebi etliche Abflußregelung zur Bewirtschaf- 
tung der Gewässer größerer Niederschlagsgebiete 
wird planmäßig w ei terge führt. Die Im Rahmenplan 
1993 vorgesehenen Mittel werden schwerpunktmäßig 
für die Fortführung der Maßnahmen Hochwasser- 
rückhaltebecken Oberramstadt (WV ModauJ und 
Hochwasseirückhallebecken Triesch fWV Schwarz- 
bach-Ried), Sicherheitsmaßnahmen an Rückhallean- 
lagen sowie für Sicherungsmaßnahmen einschließlich 
Renaturierung der Sandbaudeiche (WV Modau) ein- 
gesetzt. 

Im ländlichen Raum werden zur Sicherstellung der 
Wasserversorgung Erweiterungen von bestehenden 
Anlagen, wie z, B. Erschließungsmaßnahmen, Maß- 
nahmen zur Verbesserung bzw. Sicherung der Was- 
serqualltäl und Schaffung eines Versorgungsverbun- 
des. erforderlich. Ivlit den verfügbaren Bundes- und 
Lojidesnütteln und den Mitteln der Komraunen 
kann ein vordringliches Investitionsvolumen von 

3.0 Mio. DM abgewickelt werden. 

Damit wird die Trinkwasserversorgung für rd. 
5 000 EW/EGW langfristig sichergesteül. 

Die Maßnahmen zum Gewässerschutz werden fortge- 
führi. 

Dabei handelt es sich vorrangig um Vorhaben von 
Gemeinden und Abwasserverbänden zum Ausbau 
von Hauptsammlem und zur Errichtung von Kläran- 
lagen, die bereits in früheren Bauabschnitten begon- 
nen wurden. Die Investitionen kommen überwiegend 
in strukturschwachen und dünn besiedelten Gebieten 
zur Ausführung. 

Die Landes- und Bundesnüttel einschließlich der Mit- 
tel der Kommunen mobilisieren ein Investitionsvolu- 
men zum Bau von Kläranlagen einschließlich der 
Hauplsanurüer in Höhe von rd. 13 Mio. DM. Damit 
können rd. 20 000 EW/EGW an ordnungsgemäße 
AbwasseranJagen angeschJossen werden. 


8, Forstlicho Maßnahmen 

Um die Durchführung des naturgemäßen Waldbaues 
unter besonderer Berücksichtigung des taubbauman- 
baues im Privat- und KÖrperschafLswald nach den im 
hessischen Staalswald geltenden Grundsätzen unter 
wirtschaftlich tragbaren Bedingungen zu ermögli- 
chen, sind Beihilfen bis zu den nach den Förderungs- 
grundsätzen für waldbauliche Maßnahmen und son- 
stige forstwirtschaftliche Investitionen möglichen 
Obergrenzen erforderlich. 

Maßnahmen aufgrund neuartiger Waldschäden die- 
nen der Beseitigung der Schäden insbesondere durch 
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BodenschutzJtaLkung, der Vitalisienmg der Bestände 
und der Vorbeugung vor weiteren Schäden und 
beanspruchen Finanzmittel, die weil über die Mög- 
lichkeiten der Waldbesitzer hinausgehen. 

Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse sind als 
Selbsthilfeeinrichtungen des Waldbesitzes gebildet 
worden, um strukturbedingte Nachteile bei der 
Bevor tschaf tun g kleinparzeilierter oder in Gemenge- 
lage verstreuter WaldpaizeJlen zu verringern. 

Forstwirtschaftlicher Wegebau ist eine wesentliche 
Voraussetzung für die Gewährleistung der vieUälti- 
geg Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktionen des 
Waldes. Die Förderung soll angesichts der hohen 
Investitionskosten diese Waldbesitzer in ihrem Bemü- 
hen unterstützen, nicht oder unzureichend erschlos- 
sene Waldflächen zugänglich zu machen* Eine 
strenge forstfachliche Prüfung wird sicherstellen, daß 
die Mittel in Bedarfsschwerpunkten eingesetzt und 
die Maßnahmen unter besonderer Berücksichtigung 
des Natur- und Landschaftsschutzes durchgeführt 
werden. 


9. Leistungsprüfungen ln der tierischen Erzeugung 

Von der Förderung der MüehJ eis tun gs Prüfungen wer- 
den derzeit rd. 5 000 Betriebe mit rd. 116 000 Kühen 
erfaßt. Dies entspricht einer Kontrolldlchte von rd. 
50%. 

Den 25 hessischen Schweinekontrolliingen sind 
820 Betriebe angeschlossen. Kontrolliert werden rd* 
164 000 Mastschweine und rd. 18 500 Zuchtsauen. In 
der Rindermast besteht 1 KontroUxing, dem z. Z. 37 
Betriebe mit rd. 4 400 Bullen angeschlossen sind. 


Rhe LrUan d -Pf alz 
Vorbemerkung 

Nach Beschluß des Planungsausschusses für die 
Gemeinschaflsaufgabe vom 17. Dezember 1992 ste- 
hen dem Land Rheinland- Pfalz für die Gern einschafts- 
auf gäbe .Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" für das Jahr 1993 insgesamt 
189 983 Mio. DM, davon 75 993 Mio. DM Landesmit- 
tel zur Verfügung. Die sachlichen Schwerpunkte des 
Mitteleinsatzes im Jahr 1993 verteüen sich auf fol- 
gende Maßnahmegruppen: 


MaßDätimGgnt ppe 

Mio. DM 

% 

E inz elbe tri eb h ch e 

För d erungsmaß n ahm en 

77.280 

40, ä7 

darunter: 

Ausgleichszulage ,■ 

55,210 

27,48 

Wasserwirtschaft 
einschließlich 
landwirtschaftlicher 
Wegebau . . . . , 

41,980 

22,09 

Flurbereinigung 

29,920 

15.75 

Forstliche Maßnahmen . . . 

20,000 

10,52 


Durch die Konzentration der FörderungsraiUel entfal- 
len auf die genannten Maßnahmen 89,04% des 
Gesamtplafonds. Außerdem sind für die Dorfemeue- 
rung 6,60% und für die Marktstiukturverbesserung 
2,79% des Iviitleleinsatzes vorgesehen* 

Räumliche Schwerpunkte bilden vor allem die von 
Natur benachteiligten und strukturschwachen ländli- 
chen Gebiete, 


1- Rurbereinigung 

Trotz beachtlicher Fortschritte bei der Durchführung 
von Bodenordnungsverfahren nach dem Flurbereini- 
gimgsgesetz sind diese Maßnahmen auch in Zukunft 
bei ungünstigen agrarstruktur eilen Bedingungen und 
auch im HlnbUck auf andere vielfältige Stnikturmän- 
gel in den Gemarkungen weiterhin dringlich. Der 
fortschreitende Strukturwandel in der Landwirtschaft 
macht zusätzliche Maßnahmen erforderlich. Es zeigt 
sich auch zunehmend, daß sehr viele Fördermaßnah- 
men für die Landwirtschaft und den Weinbau ohne 
gleichzeitige oder anschließende Bodenordnungsver- 
fahren nicht oder nur mit begrenztem Ergebnis duich- 
geführt werden können* Das gilt insbesondere für die 
im Anschluß an die EG -Agrarreform anlaufenden 
flankierenden Maßnahmen. Die Landeskulturverwal- 
tung ist bemüht, verstärkt beschleunigte und land- 
schaftsschone n de Verfahren duichzuführen, wobei 
zur Unterstützung der Kulturäraler wieder Arbeits- 
gruppen für beschleunigte Zusammenlegungs verfah- 
ren eingesetzt werden. Erhöhte Aufwendungen bei 
Planung und Ausbau sind weiterhin im Hinblick auf 
die notwendige Berücksichtigung der ökologischen 
Belange erforderlich. Dabei sind verstärkt Aus- 
gleichs- und Ersatzm aßnahmen notwendig, die zura 
Teil die Ausfühnmgs kosten je Hektar Bearbeitungs- 
Däche deutlich erhöhen und zusätzliche Finanzie- 
rungsmiltel erfordern. Zur notwendigen Ergänzung 
der Bodenordnungsverfahren nach dem Flurbereini- 
gung sgeseLz wurde ein neues Landtausch- undPacht- 
forderungsprogranmi entwickelt. 

Vor allem in Verbindung mit Dorfemeuerungsmaß- 
nahmen werden von den Bürgern und Gemeinden 
zunehmend Dorfflurbereinigungsverfahren gefor- 
dert. 

Hinsichtlich der regionalen Schwerpunkte der Boden- 
ordnungsverfahren sind keine wesentlichen Ände- 
rungen festzusteüen. Die Schwerpunkte der Acker- 
Grünland verfahren Liegen nach wie vor in den Höhen- 
gebieten und bei der Weinbergsnurbereinigung in 
den Weinbauregionen der Miltelmosel, der Vorder- 
pfalz und in den rheinhessischen FÜieingemeinden. 


2, Dorfemeuerung 

Die Dorfemeuerung in Rheinland-Pfalz ist in der 
Fläche sehr stark vertreten. Von den rd. 2 300 Ortsge- 
meinden besitzen derzeit rd. l 800 Gemeinden ein 
Dorferaeuerungskonzepl als Grundlage zur Dorf- 
emeuerungsförderung. Nach Wegfall der Stnikturhil- 
femittel wurde der Ansatz für die Dorfemeuerung im 
Finanzausgleich entsprechend erhöht. 
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Für das Jahr 1993 werden weilerentirtdckelte Richt- 
linien für die Dorfemeuenuig in Rheinland-Pfalz 
gelten. 


3, Einzelbetnebllche Maßnahmen 


ai Investftloner) ln landwirtschaftlichen Betrieben 

Das Hauptziel der Investitionsförderung in E^ieinJand- 
Pfalz ist es, entwicklungsfähige landwirtschaftliche 
und weinbauliche Betriebe in ihrem Anpassungspro- 
zeß an geänderte Produktions- und Marktbedingun- 
gen zu unterstützen und eine leistungsfähige Land- 
wirtschaft in den ländlichen Räumen zu erhalten. Der 
Schwerptmkt wird daher — wie in den Vorjahren — 
bei der Förderung von Gebäuden und baulichen 
Anlagen liegen, um damit die Wettbewerbsfähigkeit 
der Betriebe zu stärken. Die geförderten Vorhaben 
tragen neben der Strukturverbesserung auch zur 
Uraweltentlastung im Bereich der tierischen Vered- 
lung und zur Energie ein sparung bei. 

In der Milchkuhhaltung besteht in Betrieben, die ihre 
Referenzmenge aufgestockt haben, ein erheblicher 
Nachholbedarf bei Investitionen zur Arbeitserleichle- 
rung und Rationalisierung. Auch für 1993 wird im 
Bereich der Milchkuhhaitung noch mit einer starken 
Nachfrage nach Fördermitteln gerechnet. 

Im Rahmen des Agrarkreditprogramm werden über- 
wiegend kleinere bauliche Investitionen zur Arbeits- 
erleichlenmg und Rationalisierung gefördert. Die 
gegenüber dem Rahmenplan vorgenommenen Förde- 
rungseinschränkungen im Wohnhaus bereich und für 
den Landankauf werden beibehalterL 

Die 1992 erweiterten Fördermöglichkeilen für Ma- 
schinen zur ökologischen Ausrichtung der Produktion 
sowie in den Bereichen Direktvermarktung. Freizeit 
und Urlaub auf dem Bauernhof wurden in die Landes- 
richüinien übernommen, ln diesen Bereichen zeich- 
net sich ein zunehmendes Interesse zur Erschließung 
zusätzlicher Einkommensquellen ab. Die ab 1993 
gellenden verbesserten FördermöglichkeiteD für 
Jungiandwirte werden in die Landesrichllinien über- 
nommen. 


3v2 Ausgieicbsz Illage 

Die Ausgleichszulage wird aufgrund der anhaltenden 
Probleme der Markt- und Preispolitik weiterhin eine 
wesentliche Bedeutung für die Einkommens- und 
Existenzsicherung der Betriebe in den von Natur 
benachteiligten Gebieten haben. Die Höhe der Aus- 
gledchszulage je Betrieb wird dabei nach der Schwere 
der natürlichen Standortnachteile und nach der wirt- 
schaftlichen Situation der Betriebe gestaffelt. Die 
Ausrichtung der Betriebe auf extensive Viehhaltung 
wird durch höhere Förderbeträge begünstigt. 


4. Marktstmkturverbessdmng 

Seit Einführung der Gemeinschaftsaufgabe konnte 
durch eine konsequente, sachliche Schwerpunktbil- 
dung die Maiktposilion der Erzeuger ira Gelieide- 
und Sonderkullurbereich, insbesondere im Weinbau, 
verbessert werden. Auch ixn Jahre 1993 werden die 
Investitionszuschüsse aufgrund des Marktstruktur- 
gesetzes schwerpunktmäßig im Vieh und Fleisch, 
Getreide und Wein eingesetzt. 

Zuschüsse zur Marklstrukturverbesserung werden 
nach Auslaufen der Verordnung (EWG) Nr. 355/77 auf 
der Grundlage von Sektorplänen nach der neuen 
Verordnung (EWG) Nn 866/90 zur Verbesserung der 
Verarbeitung und Vermarktung land- und forstwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse gewährt, Sektorpläne wur- 
den für die Warenbereiche Obst und Gemüse sowie 
für Wein ersteht. 

Im Bereich der nach besonderen Regeln erzeugten 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse wird die 1990 
begonnene Förderung von Erzeugerzusammen- 
Schlüssen und -investitionen fortgesetzt. 

Zur Unterstützung bedeutender Investitionen für die 
Verarbeitung von Kartoffeln ist 1989 ein regionaler 
Slrukturplan in Kraft gesetzt worden, der auch 1993 
Grundlage der Forderung ist. 


5. Wasserwlrtschaftiiche Maßnahmen 

Die Komplettierung der wasserwirtschaftliche Rah- 
menplanung steht auch im Jahre 1993 an. 

Für Rhein] and- Pfalz hat die Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung in den ländlichen Gemeinden 
auch weiterhin eine besondere Bedeutung, Die länd- 
lichen Gemeinden waren zwar in der Regel zentral, zu 
einem großen Teil jedoch nicht dem Stand der Tech- 
nik entsprechend mit Brauch- und Trinkwasser ver- 
sorgt. Wegen fehlender Wasservorkommen vor Ort 
mußten und müssen überregionale Verbundsysteme 
geschaffen werden. 

Die Landesregierung wird den Ausbau dieser 
Systeme auch künftig fördern, damit die Deckung des 
gegenwärtigen und künftigen Bedarfs gewährleistet 
und vor allem die Versorgungs Sicherheit in qualitati- 
ver Hinsicht gegeben isL 

Mit der Zun ahm e des Trink Wasserverbrauchs ging 
zwangsläufig eine Erhöhung des Abwasseranfalis 
einher, die zu einer massiven Belastung der Gewässer 
führte und erhebliche Anstrengungen zur Abwasser- 
behandlung notwendig werden ließ. 

Die vorrangige Aufgabe bei der Beseitigung der 
Abwässer war und bleibt deshalb der Bau vollbiologi- 
scher Gruppenkläranlagen. 

Nachdem sich der Schwerpunkt der Maßnahmen für 
die Ahwasserbeseitigung zimehmend in die struktur- 
schwachen ländlichen Gebiete verlagert und damit 
aufgrund der Siedlungsstruktur auch in den Höhen- 
gebieten von Eifel, Hunsrück und Westerwald bei der 
abwassertechnischen Gnindausstallung sehr hohe 
spezifische Kosten entstehen, besteht auch für 1993 


140 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4207 


und die Folgejahre ein hoher Miltelbedarf, den das 
Land wie seit Jahren nur zu einem ganz geringen Teil 
aus der Gemeinscbaftsaufgabe decken kann. 

Neben den Schwerpunkten Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung sind in den folgenden Jahren 
weitere überregionale Maßnahmen des Hochwasser- 
schutzes erforderlich. 

Darüber hinaus wird der Renaturienmg sowie dem 
nalumahen Ausbau der Gewässer auch künftig das 
besondere Augenmerk der WasserwirtschaJflsverwal- 
tung gellen. Natumahe Gewässer sind vielfältige 
Lebensräume für naturraumspezitische Tier- und 
Pflanzengesellschaften. Sie verfügen zugleich über 
ein großes Selbslreinigungsvennögen, 


6. Landwirtschaftlicher Wegebau außerhalb der 
Flurbereinigung 

Der Ausbau des Wirlschaftswegbaus außerhalb von 
Bodenordnungsverfahren nach dem Rurbereirü- 
gungsgesetz ist trotz des starken Strukturwandels in 
der Landwirtschaft in Zxrkimft in vielen Gemarkungen 
von Rheinland-Pfalz nach wie vor erforderlich. Dabei 
ist mehr als in der Vergangenheit zu berücksichtigen, 
daß — besonders in den Höhengebieten — ztmeh- 
mend die verbleibenden größeren Betriebe vielfach 
Wirtschaftsflächen in mehreren Gemarkungen be- 
wirtschaften und deshalb der großräumige Zusam- 
menhang des Wirtschaftswegenetzes besonders wich- 
tig ist. Durch die Förderung wird der umweltfreundh- 
che Ausbau der WirtschaJlswege unterstützt bzw. die 
Finanzierung notwendiger Ausgleichs- und Ersatz- 
maßnahmen erleichtert. 


7. Fojnstllche Maßnahmen 

Der Anteil der Waldfläche an der Gesamtlandesfläche 
beträgt in Rheinland-Pfalz rci. 40% und liegt damit 
über dem Durchschnitt der übrigen Bundesländer. 
Dabei ist der höchste Waldanteil im Besitz von 
Gemeinden. 

Die Erträge der Forstbetriebe sind seit geraumer Zeit 
durch ungünstige wirtschaftliche Voraussetzungen 
beeinträchtigt. Die wirtschaftlichen Ralunenbedin- 
gungen haben sich zudem durch Imjrüssionssdbäden 
sowie extreme Windwurfschäden im Jahr 1 990 weiter 
verschlechtert. Die Kosten für die Wiederaufforstung 
von Schadflächen, die Vilalisierung von Beständen 
und die Vorbeugung vor weiteren Schäden verursa- 
chen zunehmende finanzielle Belastungen für die 
Waldbesilzer, 

Zur Förderung der kommunalen und privaten Forst- 
wirtschaft sind Mittel in Höhe von rd. 20,7 Mio. DM 
vorgesehen, um den Forstbetrieben in Rheinland- 
Pfalz die Durchführung der durch das Forslgesetz 
auferlegten Maßnahmen unter wirtschaftlich tragba- 
ren Bedingungen zu ermöglichen. 

Der Milteiansatz muß dabei schwerpunktmäßig auf 
Maßnahmen zur Stabilisierung des Waldes und zur 
Eindämmung der neuartigen Waldschäden konzen- 
triert werden. Zunehmend werden auch Mittel für die 


Neuaufforstung bisher landwirtschaftlich genutzter 
Rächen sowie die damit verbundene Erstauffor- 
stungsprämie benötigt 


8. Umstellungshilfe 

Die 1990 eingeführte Förderung der Umschulung wird 
fortgeführt. Mit dieser Maßnahme wird den Landwir- 
ten die Teilnahme an einer beruflichen Umschulung 
für einen außerlandwirtschaftlichen Beruf und die 
Umstellung des Betriebes auf eine weniger arbeits- 
intensive Bewirtschaftungs weise durch Gewährung 
einer Beihilfe zum Lebensunterhalt erleichtert. 


Baden-Würllemberg 

1, ökologische AgrarfTurbereinigung 

Ziel Jedes Flurbereinigungsverfahrens in Baden- 
Württemberg ist neben der Verbesserung der Agrai- 
slruktur ein Beitrag zur Erhaltung und Gestaltung der 
Kulturlandschaft. Dabei werden wertvolle Land- 
schaftseiemenle nach Möglichkeit verbessert und 
gezielt neue Landschaftselemente angelegt. ErhaJ- 
Umg, Sanierung und Neuanlage erfolgen nach einem 
flächendeckenden, weiträumigen, von bestehenden 
Eigentumsgrenzen unabhängigen Gesamlkonzept, 
das sowohl neuzeitlichen landschaftsökologischen 
VorstelluDgen als auch landwirtschaftlichen Anforde- 
rungen gerecht wird. 

Über den Wege- und Gewässerplan mit landschafts- 
pnegerischem Begleitplan, ßodenordnung und Land- 
bereit Stellung sowie die rechtliche Sicherung im Fiur- 
bereinigungsplan erfolgt in enger Zusammenarbeit 
mit den Betroffenen ein sachgerechter Ausgleich 
zwischen den Interessen der Landwirtschaft und des 
Naturschutzes auf der Grundlage einer inlerdiszipli- 
näien Planung, 

Den Belangen des Naturschutzes und der Land- 
schaf tspDegekommt damit bei der Durchführung eine 
ebenso große Bedeutung zu wie dem agrarpolitischen 
Ziel der Flurbereinigung, die Einkommens- und 
Aibeitsverhältnisse der landwirtschaftlichen Haupt- 
und Nebenerwerbsbetriebe zu verbessern. Dies wird 
erreicht durch die Steigerung der Arbeitsproduktivität 
und durch Kostensenkung infolge der Zusammenle- 
gung, wirtschaftlichen Gestaltung und Erschließung 
der land wirtschaftlichen Grundstöcke. 


2. Elnzelbetrieblichö Investitionsförderung 

Einzel betriebliche Investitionen werden weiterhin 
vorrangig gefördert. Zur Sicherung oder Verbesse- 
rung der Existenzgrundlage der bäuerlichen Familien 
und zur Unterstützung des Strukturwandels sowie im 
Hinblick auf den Wettbewerb im bevorstehenden 
Europäischen Binnenmarkt sollen die vorgesehenen 
Mittel insbesondere eingesetzt werden für 

— die umfassende Verbesserung der Wirtschaftsge- 
bäude (Allhof Sanierung), 
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— für die Errichhing von Betriebszweig- und Teüaus- 
Siedlungen, die im öffentlichen Interesse, insbe- 
sondere wegen Immissionsprob lernen und im 
Zusammenhang mit der Dorfentwicklung duich- 
gefuhrt werden, 

— für die Förderung der Junglandwlxte, 

Wenn im EinzeUall bei einer ausschließlichen Finan- 
zierung mit Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe eine 
tragbare Finanzierung nicht erreicht wird, können bei 
umfassenden Baumaßnahmen zusätzliche Zuschüsse 
aus Landesmitteln eingesetzt werden. 

Die Förderung nach dem Agrarkreditprogramm wird 
für Maßnahmen zur Rationalisierung und Arbeits- 
erleichterung gewährt. Die veranschlagten Zinszu- 
schüsse lassen die Verbüllgimg eines Dailehensvoiu- 
mens von rd. 25,3 Mio. DM zu, mit dem Investitionen 
von ca. 2B5 Betrieben finanziert werden. 

Investitionshilfen zur Energieeinspanmg werden zur 
Senkung der hohen Energiekosten, insbesondere im 
Unterglasgartenbau, gewährt. Mil den vorgesehenen 
Mitteln können etwa 150 Betriebe gefördert wer- 
den, 

1993 haben in Baden -Württemberg rd. 45 000 
Betriebe eine Ausgleichszulage erhalten. Der Ge- 
samtbetrag belief sich auf 138 Mio. DM. 


3. Verbesserung der Marktstruktur 

3.1 Molkere [Struktur 

Die Einführung der Milch- Garantiemengenregelung 
zur Wiederherstellung des Gleichgewichts auf dem 
Milchmarkt hat die Kapazitätsauslastung und die 
Wiitschaftlichkeit von Betriebsstätlen beeinträchtigl. 
Zur Milderung wirtschaftlicher Nachteile für die 
milchver arbeitenden Unternehmen und damit für die 
Milcheizeuger werden Zuschüsse bei der Stillegung 
von MoLkereikapazi täten gewährt. 


3.2 Vemiarktungsefnrlchtungen für Obst und Gemüse 

Der Obst- und Gemüseanbau ist für die baden- 
württembergische Landwiitschafl von besonderer 
Bedeutung. Die vorwiegend kleinbetriebliche Erzeu- 
gungsstniktur bedarf der besonderen Unterstützung 
durch eine entsprechende Förderung auf der Ver- 
marktungsebene, Gefördert werden vor allem der Bau 
von CA-Kühlräumen für die Langzeitlagerung von 
frischem Tafelobst und sonstige Ausbaumaßnahmen 
in bestehenden Vermarktungseinrichtungen für Obst 
und Gemüse einschließlich der Naßkonseivenherstel- 
lung. 


3,3 Verordnung (EWG) Nr. 355/77 und VO 366/90 

Die agrarmarktpoliüschen Entwicklungs- und Förde- 
rungsmaßnahmen sind in Baden 'Württemberg vor 
allem auf die Stärkung der Wettbewerbskraft der 
Landwirte im Agrannarkt ausgerichlel. In bestimmten 
Warenbereichen (insbesondere Vieh und Fleisch. 


Getreide, Obst und Gemüse einschließlich Fruchtsaft) 
werden auf der Grundlage von Sektorplänen Investi- 
tionen zur Verbesserung der Verarbeitungs- und 
Vermarkhingseinrichtungen, für die ein Antrag auf 
Förderung aus dem EAGFL gesteUl ist, national mitfi- 
nanziert 

Mit dieser Förderung wird die Rationalisierung der 
Be- und Verarbeitung landvrirlschafllicher Erzeug- 
nisse weiter vorangeLriebeo. Der Auf- und Ausbau 
moderner Vermarktungseinrichtungen trägt wesent- 
lich dazu bei, einem weiteren Abstnken des landwirt- 
schaftlichen Anteils an den End Verbrauchspreisen zu 
begegnen und die WellbewerbssleUung der baden- 
württembergischen Anbieter zu stärken. 

3.4 MarktstniktufgosQtz 

Nach der Zielsetzung des Marktstruktuxgeselzes ist 
die Erzeugung und der Absatz an die Erfordernisse 
des Marktes anzupassen, ln Baden'Württemberg Lie- 
gen die Schwerpunkte der Erzeugung in den markt- 
fernen Gebieten des Landes, in denen die spezialisier- 
ten Betriebe auf ein rationelles Vermarktungssystem 
besonders angewiesen sind. 

Durch die Bildung von Erzeug erg emeinschaf len und 
Vereinigrungen von Erzeugergemeinschaften sowie 
durch deren vertragliche Bindungen mit mJttelständi- 
schen Unternehmen des Agrorgewerbes und mit 
genossenschaftlichen Abnehmern konnte eine verti- 
kale Integration erreicht und die Marktstellung der 
Erzeuger von Qualitätsprodukten verbessert werden. 
Auch die Belieferung des Marktes mit größeren, 
einheitlich sortierten Partien konnte nachhaltig ver- 
bessert werden. Wegen der im Lande vorherrschen- 
den kleinbetrieblichen Erzeugungsstruktur ist von 
diesem [nslrument in besonderem Maße Gebrauch 
gemacht worden. 


4, Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 

Die Förderungs Schwerpunkte liegen bei den kulfur- 
bau technischen Maßnahmen und im Bau von Abwas- 
seranlagen in ländlichen Gemeinden. 

4.1 Abwassarbeseitigung 

In den kommenden Jahren wird die Abwasserbeseiti- 
gung im ländlichen Raum verstärkt durch zentrale 
zweistufige Kläranlagen mit erforderlichen Zu^ und 
Ableitungen ausgebaul werden. 

Di© Kosten für die zentrale Abwasserbeseitigung im 
ländlichen Raum liegen — bezogen auf den einzelnen 
Bürger — in der Regel erheblich hoher als in den 
Verdich tun gs räumen. Auch die spezifischen Bauko- 
sten sind bei den Kläranlagen in konventioneller 
Bauweise bei kleineren Einheiten wesentlich höher 
als bei größeren Einheiten. Hinzu kommen im ländli- 
chen Raum bei den ab wassert echnischen Zusammen- 
schlüssen oftmals hohe Kosten für lange Verbin- 
dungsk anale. Diesen Gegebenheiten wird dadurch 
Rechnung getragen, daß der Fördersatz bei höherer 
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spezifischer Belastung ansteigt, dennoch aber ein 
Anreiz für möglichst kostengünstige Lösungen bleibt. 
Durch dieses System wird eine gewisse Harmonisier 
rujig der Abwassergebühren erreicht. 


4,2 Wasserversorgung 

Die Wasserversorgung im ländlichen Raum verlangt 
in den nächsten Jahren noch große Aufwendungen für 
Erweiterungen und Verbesserungen, Insbesondere 
die bekanntgewordenen G rund was serverunreini- 
gungen unterstreichen die Notwendigkeit weiterer 
Maßnahmen zur Steigerung der BetriebssicheTheit 
und der Hygiene, wie z. B, Vergrößerung des Spei- 
cherraums, Verbundleilungen, Ersatzwassererschlie- 
ßungen und im EinzelfalJ Aufbereitimgsanlagen, 


4,3 Kuiturbautechnische Maßnahmen 

Der Hochwasserscbutz für SiedlungsQächen ist weiter 
zu verbessern durch eine geeignete Kombination der 
Sicherstellung natürlicher Überschwemmungsge- 
biete, örtliche Gewasserausbauten und erforderli- 
chenfalls durch den Bau von Mochwasserruckhalte- 
becken. Dabei sind die Einzel maßnab men unter 
Berücksichtigung ökologischer und ökonomischer 
Aspekte fl uBgebiets weise in einem Gesamtkonzept 
aufeinander abzustimnien. Der vorhandene Hoch- 
wasserschutz ist durch ErtüchÖguagsmaßnahmen an 
bestehenden Anlagen — msbesondere Hochwasser- 
rückhaltebecken — zu gewährleisten. 


5. Forstirche Maßnahmen 

Vorrangig werden ökologisch ausgewogene Wieder- 
auf forstungsmaJQnahmen nach Schadensereignissen 
gefördert. Besondere Bedeutung hat auch die Forde- 
rung der Aulforstung von landwirtschaf Üichen Greoz- 
ertragsböden, der Umbau ertragsschwacher Bestok- 
kung in standortgemäßen Hochwald sowie die Pflege 
von Jungbeständen, Zur Erhaltung der Betriebe hin- 
sichtlich der Folgekosten und zum teilweisen Einkorn- 
mensausgleich vvird eine Aufforstungsprämie ge- 
währt, Der Einsatz der Mittel erfolgt überwiegend in 
den Programmgebieten des Landes. 


5,1 NeuarÜge Waldschädsn 

Um die ökologischen und wirtschafüichea Auswir- 
kungen der neuartigen Waldschäden für die Waldbe- 
sitzer zu mildem, ist die Förderung von waJdbaulichen 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Walderkrankung 
unerläßlich. Mit den Hilfen für den Vor- und Unterbau 
sollen schon lückjg gewordene WaJdbestände mit 
geeigneten Baumarlen unterpflanzL werden. Wo die 
Waldbeslände durch die neuartigen Waldschäden 
abgestorben sind, sollen Hilfen für die WiederauJfor- 
stung gewährt werden. 


6,2 ForstwIrtschaftIFcbe Zusammenschlüsse 

Durch die Bildung forslwirlschaf flieh er Zusammen- 
schlüsse kann der starken Flurzersplitterung, dem 
ungenügenden Wege auf Schluß, der Zersplitterung 
des Holzangebots und der geringen durc^chnittli- 
chen WaJdbesitzgröße begegnet werden. Den beste- 
henden 125 forstwirtschaftlichen Zusammenschlüs- 
sen mit 290 000 ha Wald sollen als Starthilfe eine 
Zuwendung zu den ErsÜnvestitionen von Maschinen 
und Geräten und Zuschüsse zu den Verwaltungs- 
koslen gewährt werden. 


6,3 Forstwirtschaftlicher Wegebau 

Wesentliche Voraussetzung für die Gewährleistung 
der vielfältigen Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktion 
des Waldes ist die Erschließung durch befestigte 
Wege. Die Förderung soll die privaten Waldb€>sitzer 
unterstützen, die mit hohen Investitionen verbundene 
Erschließung zu ermöglichen. Die vorgesehenen 
Maßnahmen Liegen io den bauern waldreichen Gebie- 
ten des Landes, die mit den benachteiligten Gebieten 
weitgehend identisch sind. 


6, LelstungsprOfungen in der tierischen Erzeugung 

Die Leistungsprüfungen sind für die Erhaltung und 
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit in der tierischen 
Erzeugung von großer Bedeutur^g. In Anbetracht der 
veränderten wirlschaf fliehen Rahmenbedingungen 
sind sie im Betriebszweig Rinderhaltung besonders 
wichtig 

— zur Ermittlung der Einzelleistung der Tiere als 
Voraussetzung für eine raüonefle Fütterung tm 
Belriebf 

— zur Verbesserung der MÜchgevrinnung und MiJeh- 
qfualilät und 

— für die züchterische Selektion hinsichtlich Milch- 
leistung, Fruchtbarkeit und Nutzungsdauer. 

Aufgrund der gewormeaen Informatiooen konnte die 
Zuchtwerlfeststellung nach dern Tierzuchtgesetz in 
den letzten Jahren beträchtlich erweitert und verbes- 
sert werden. 


Bayern 

A Räumliche Schwerpunktbildung 

Bayern räumt auch künftig den benachteiligten 
Gebieten bei der Mitleiverteilung Vorrang ein. Durch 
entsprechende Präferenzkondilionen in allen wichti- 
gen Förderungsprogrammen ist sichergeslelll, daß 
diese Gebiete bevorzugt behandelt werden. Ebenso 
soU der verstärkte Einsatz von Ausgleichszulagen 
diesem Ziel in besonderem Maße Rechnung tragen. 
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B. Zu den einzelnen Maßnahmen 

1. Agrarstrukturelle Vorplanung 

Die agTarstrokturelle Vorplanung wird als problem- 
orienüertes Instrument bei der Entwicklung der Land- 
wirtschaft eingesetzt. Schwerpunktmäßig erfolgt dies 
im Zusammenhang mit der Entwicklung alternativer 
Beschaftigungsmöglichkeilen für die Landwirtschaft, 

2 . B. im Bereich der Freizeit und Erholung, der Ver- 
marktung, insbesondere Selbstverraarktung, der um- 
weltgerechten Landbewirtschaftung, der Dorfenl- 
wicklung und Dorfemeuerung sowie im Zusammen- 
hang mit öffentlichen Planungen und Baumaßnah- 
men, die die Landwirtschaft berühren. Mit der agrar- 
strukturellen Vorplanung werden Entwicklungskon- 
zepte für die Landwirtschaft in den Planungsgebieten 
zur Verbesserung der Agrarstruktur erarbeitet. 


2. Flurbereinigung 

Die Flurbereinigung bleibt im Planungszeitraum 
1 993/1996 weiterhin die zentrale Maßnahme zur Ent- 
wicklung des ländhchen Raumes, Derzeit betrifft die 
nurbereinigung ca, 1,5 Mio. Bürger, von denen rd. 
330 000 über Grundbesitz verfügen. Die Neuord- 
nungsgebiete der 1 800 Verfahren umfassen 15 % des 
bayerischen Staatsgebietes. In der Flurbereinigung 
werden dabei 

— jährlich ca. 40 000 Grtmdstücke neu geordnet, 
vennessen, erschlossen und in Grundbuch und 
Kataster eingetragen, 

— in ca. 300 Verfahren aus Anlaß von raumbedeuLsa- 
men, öffentlichen Vorhaben (z. B. Autobahnbau, 
Überleitung von Donauwasser in das Regnitz- 
Main-Gebiet, Bundesbahxmeubaustrecke, Flug- 
hafen München etc.) Flächen- und Einkommens- 
verlusle sowie Eing^ie in Natur und Landschaft 
erheblich gemildert, 

Allgemeinwohl und Privatnutzen werden dabei glei- 
chermaßen beachtet. Wegen der besonderen Bela- 
stungen für die Grundeigentümer in diesen für das 
gesamte Slaatswesen wichtigen Bereichen müssen 
diese VerfaJbren auch im öffentlichen Interesse beson- 
ders zügig abgewickelt werden. 

Die Laufzeiten der anhängigen Verfahren liegen 
jedoch noch weil über der erstrebenswerten Dauer. 
Trotz erheblicher Zurückhai timg bei der Einleitung 
neuer Verfahren und trotz aller Bemühungen um 
einen kostengünstigen und bedarfsgerechten Ausbau 
sind wesenthche Einsparungen nicht mehr möglich. 
Gerade für die leistungsschwacheren landwirtschaft- 
lichen Betriebe in den benachteiligten Gebieten sind 
die überlangen Laufzeiten wegen der knappen 
Finonzausslaltung der Gemeinschaftsauf gäbe eine 
besondere Belastung. 

Die Aufwendungen für Naturschutz und Landschafls- 
pflege sind in der Flurberehügung in den letzten 
Jahren steil angestiegen. So betrugen die Investitio- 
nen für landespflegerische Maßnahmen 1991 über 


60 Mio. DM oder fast 25 % der gesamten Investitionen 
der Burbereinigung. 

Unverzichtbare Voraussetzung zur Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen und zum Aufbau eines 
Biotopverbundsystems ist der rechtzeitige und ausrei- 
chende Zwischenerwerb freiwerdender Flächen, Die 
stagnierenden Grundstücksp reise belasten zusätzlich 
die künftigen Haushaltsjahre, weil bei der Weitergabe 
des Landes (1990 über 800 ha) kaum kostendeckende 
Preise erzielt werden können. 

Bayern wird, vrie in den vergangenen Jahren fast zwei 
Dritte) der Gesamtinvestitionen und Fördermittel in 
die struktursch wachen Regionen lenken, ln den 
anhängigen Verfahren stehen noch Investitionen von 
2,1 Mrd. DM zur Ausführung an. Die Ausführungsko- 
sten der Flurbereinigung haben überwiegend investi- 
ven Charakter. Die hier getätigten Ausgaben fließen 
vorwiegend örtlichen Baufinnen aus dem milteislän- 
dischen Bereich zu und haben — wie entsprechende 
Untersuchungen des IFO-Instituts für Wirtschaftsfor- 
schung aufzeigen, eine hohe konjunkturelle Multipli- 
katorwirkung, die für die Erhaltung von Arbeitsplät- 
zen in den strukturschwachen Gebieten dringend 
notwendig ist. 


3. Einzel betrieb liehe Förderung 

Neben der Ausgleichszulage und der Flurbereinigung 
bildet die Förderung einzelbetrieblicher Investitionen 
einen wesentlichen sachlichen Schwerpunkt der 
Agrarstruktur, Entwicklungsfähige Betriebe werden 
durch die Förderung in ihrem Anpassungsprozeß an 
die geänderten Marktbedingungen unterstützt und 
ihre Wettbewerbsfähigkeit entscheidend verbessert. 
Für das Jahr 1993 wird zwar wegen des anhaltend 
hohen Zinsniveaus, dem Abflachen des Invesüüons- 
schubes durch die bayerische MiJehrentenaktion und 
wegen der geringeren Neuan träge für Slartbeihilfen 
mit einem Rückgang der gesamten Antragseingänge 
gerechnet, trotzdem wird sich der Antragsstau von 
derzeit eineinhalb Jahren erst in den kommenden 
Jahren durch Aufstockung der Fördermittel zurück- 
führen lassen. 

Schwerpunkte liegen 1993 wiedenim in der Förde- 
rung von Althofsanierungen und in der Gewährung 
von Startbeihilfen für Jangland wirte. Etwa zwei Drit- 
. tel des NeubewiUigungsrvolomens für Zuschüsse und 
offen fliehe Darlehen entfallen auf Allhofsanierungen 
und etwa ein Drittel auf Startbeihilfen und Energie- 
einsparungsmaßnahmen. 

Etwa zwei Drittel der Förderung für Betriebsverbesse- 
rungspläne fliessen in die benachteihgten Gebiete 
Der Anteil für Junglandwirte beträgt dabei landesweit 
etwa 37%. Die Grünland- und Fu tt erb aube triebe 
Südbayems und Nordostbayems bilden einen beson- 
deren Förderxmgsschwerpunkt. 


4. Ausglelchszulage 

In den benachteiligten Gebieten Bayerns erhalten 
etwa 103 000 Betriebe mit einer Fläche von rd. 
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2,1 Mio. ba LF (ca. 62% der gesamten LF) für 
natürliche Standortnachteile Ausgleichszulagen, um 
in den strukturschwa eben Räumen die landwirtschaft- 
liche Erwerbs tätigkeit und eine Mindestbesiediungs- 
dichte aufrechtzuerhalten. Der Förderbetrag je GV 
bzw. je ha ist nach dem Grad der standörtlichen 
Benachteiligung von 60 bis 286 DM gestaffelt jedoch 
auf max. 60 GV bzw. ha begrenzt. Die Konzentialion 
der Mittel auf die unter besonders ungünstigen Bedin- 
gungen wirtschaftenden Betriebe bringt ihnen erheb- 
liche Einkommenseffekte. 


5. Maßnahmen zur Verbesserung 
der Marktstruktur 

Grundlage für die Förderung bilden die von der 
EG'Komrolssion genehmigten Sektorpläne nach den 
Verordnungen (EWG) Nr. 866/90. 867/90 und 4042/ 
89. Für die Inanspruchnahnie von EG-Mittel notwen- 
dige nationale KoEizianzierung erfolgt mit Ausnahme 
des Sektors „Milch und Milcherzeugnisse " aus der 
G em eins chöf Is auf g ab e . 

Die Schwerpunkte der Marktstnikturverbesserimg 
liegen 1993 in den Bereichen Kartoffeln. Vieh und 
Fleisch und bei den Stillegungen bzw, Arbeitnehmer- 
abfindungen von Molkereien, 

Die steigende Nachfrage nach Kartoffelveredelungs- 
erzeugnissen erfordert umfangreiche Investitionen 
bei den Verarbeitungsbetrieben. Die hohen Qualitäts- 
ansprüche seitens der Verbraucher und damit die 
Notwendigkeit von modernen Produktionsanlagen 
sowie die strengen Umweltauflageo führen auch hier 
zu einem kräftigen Anstieg der Tnvestitionskoslen. Für 
den Bau einer Stärkefabrik im Raum Dillmgen mit 
einem [nvestitlonsvolumen von rd. 130 Mio. DM 
werden Zuschüsse üi Höhe von rd. 32 Mio. DM 
eingeplant. Auch der Neubau und die Erweiterung 
der Stärkefabrik in Sünching (1992 bis 1994) soll den 
Landwirten weitere gute Absatzmöglichkeiten ihrer 
Produkte sichern. 

Die Verringerung der Milchanlieferung infolge der 
Garantiemengeniegelung bei Milch sowie die Vergü- 
tung für die Aufgabe der Milcherzeugung für den 
Markt zwingen die Molkerei Wirtschaft, sich anzupas- 
sen und Kapazitäten stillzulegen. Geplant ist auch der 
Neubau einer Käserei in Coburg, an dem sich It. 
ProtokoÜerklärung des Pianungsausschusses vom 
21. Juni 1991 das Land Thüringen finanziell beteiligt. 
Im Waienbereich Wein soll die Mehrzweckfähigkeit 
der Bocksbeulelflasche durch dezentrale Aufberei- 
tung gefördert werden. Diese Maßnahme soll Quali- 
tätsbeeinträchtigungen beseitigen und zur Umwelt- 
entlastung beitragen. 

Die Förderung der Vermarktung von nach besonde- 
ren Regeln erzeugten landwirtschaftlichen Produkten 
ist bisher nur wenig in Anspruch genonunen worden. 
Zahlreiche Anfragen von Interessenten lassen jedoch 
einen Anstieg der Förderung besonders bei den Inve- 
stitionsbeihilfen erwarten. 


6. Wasserwirtschaftliche und kulturbautectinfsche 
Maßnahmen 

Mil den verfügbaren Mittel aus der Gemeinschafts- 
aufgabe kann nur ein Teilbereich der anstehenden 
Investitionen bei den wasserwirtschaftlichen und kul- 
tur ba Ute ctmi sehen Maßnahmen bewiUigl werden. Als 
besonders vordringliche Maßnahmen gellen 1993 die 

— Maßnahmen zur ökologischen Umgestaltung von 
Flüssen und Bächen einschließlich der dazugehö- 
rigen Uferbereiche im Vollzug des § 31 Abs. la) 
WHG, 

— Maßnahmen zum Schutz vor Wildbächen und 
Lawinen im bayerischen Alpeniaura, insbeson- 
dere aufgrund der dortigen Waldschäden, 

— Überleitung Donau-Main, insbesondere im Be- 
reich des großen Brombach-Sees, 

— Hochwasserschutzmaßnahmen an der Donau auf- 
grund des Hochwassers 1988, 

— Abwasserarüagen in ländlichen Gemeinden, 

Der Schutz der Umwelt hat heute gerade auch im 
ländlichen Raum eine große Bedeutung erlangt. Bau 
und Betrieb von Abwasseranlagen schützen die klei- 
oen, ökologisch wertvollen Gewässer und das Grund- 
wasser. Der Freistaat Bayern fördert daher den Bau 
von kommunalen Abwasseranlagen zusätzlich mit 
hohen Zuwendungen. 

Die Infrastruktuimaßnahmen, wie Wasserversorgung, 
Abwasseranlagen und Hochwasserschutz werden zu 
60 bis 70% in den benachteiligten bzw. Struktur' 
schwachen Gebieten durchgeföhrt. 


7. Forstliche Maßnahmen 

Der Stand der Ausgaben wird wesentlich durch die 
Restabwicklung der Wiederaufforsturtgea mit Nach- 
besserungen auf den Sturmschadensflächeo des Jah- 
res 1990 von zusammen rd, 2 500 ha bestimmt. Hinzu 
kommen steigende Zahlungen für die zu gewähren- 
den Einkommensausgieiche (Prämien) nach AuJfor' 
stungen stiligelegter Hächeo. 

Einen weiteren Schwerpunkt büdel auch der Vor- und 
Unterbau der durch neuartige Walderkrankungen 
geschädigten Bestände ndt standortgerechten, arten- 
reichen Mischbeständen. An vorderster Stelle stehen 
dabei Maßnahmen zur Einleitung und Sicherung der 
natürlichen Verjüngung. 

In Bayern gelten ferner noch rd, 400 000 ha Waldüä- 
chen als unzureichend mit Waldwegen erschlossen. 
Eine sachgemäße Erschließung ist jedoch die Grund- 
voraussetzung für jede ordnungsgemäße Waldbevrirt- 
schaftung. Im Planungszeilraum sollen von den noch 
fehlenden rd, 10 000 km schwerlastbefestigten Wald- 
v^egen rd. 130 km gebaut werden. 
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8- Umst0lllJngst1^fe 

Die Umstellungshüfe für Landwirte hat sich in Bayern 
für Betriebe ohne ausreichendes landwirtschaftliches 
Einkoranien als echte Beratungs alternative entwik- 
kell- hn Zuge des Strukturwandels wird die Bedeu- 
tung dieses Programms weitexhin zunehmen. Die Zahl 
der Förderfälle ist von 33 im Jahre 1990 auf insgesamt 
157 Im Jahre 1991 angesüegen. Im Planungszeitraum 
wird ebenfalls wieder mit etwa 100 NeubewüJigungen 
gerechnet. Der Finanzierungsbedarf für die gesamte 
Ausbildungsdauer beträgt hierfür 2,9 Mio. DM. 


Saarland 


Vorbemerkung 

Den Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur 
kommt im Saarland nach wie vor große Bedeutung für 
die nachhaltige Verbesserung der Existenzbedingun- 
gen der Landwirtschaft sowie die Entwicklung des 
ländlichen Raumes zu. ln einem Ballungsraum wie 
dem Saarland hat die Landwirtschaft über ihre emäh- 
rungspoli tische Aufgabe hinaus mi L der Erha] tung und 
Pflege der Kulturlandschaft und der Bereitstellung 
von Dienstlei shmgen für eine sinnvolle Gestaltung 
von Freizeit und Erholung wichtige gesellschaftspoli- 
tische Funktionen zu erfüllen. Je geringer der Anteil 
der Landwirtschaft an der GesamtwirtschaJft ist, um so 
mehr hat die Agrarpolitik, insbesondere die Agrai- 
strukturpolitik dafür Sorge zu tragen, daß genügend 
wettbewerbsfähige Betriebe erhalten bleiben, die in 
der Lage sind, die von der Landwirtschaft erwarteten 
Wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Aufgaben zu 
erfüllen. 

Unter Berücksichtigung der regionalen und agrar' 
strukturellen Erfordernisse ergeben sich im Saar- 
land folgende Schwerpunkte der Gemeinschaftsauf- 
gabe: 

— Einzel betriebliche InvestitLonsförderung ein- 
schließlich Ausgleichszulage, 

— Wasserwirtschaftliche Maßnahmen insbesondere 
Abwasseranlagen in ländlichen Gemeinden, 

Neuordnung des ländlichen Raumes durch die 
Flurbereinigung und ihre Begleitmaßnahmen, 

— Dorfemeuerung, 

— Marktstrukturverbesserung, 

— forstliche Maßnahmen, 

Auf diese Maßnahmengruppcn entfallen rd. 96,2% 
des MlttelbedarCs, 

Mit den noch verbleibenden Mitteln werden RatLona- 
llsienjuigsmaßnalunen im Erzeugerbereich gefördert 
sowie Zinszuschüsse für den ländlichen Wegebau aus 
Altveipfhchtungen bedient. 


1, Elnzelbetriebliche Investitionsförderung 

Aufgrund der nach wie vor hohen BodenmobUitaL die 
den Strukturwandel der saarländischen Landwirt- 
schaft kennzeichnet, können die Betriebe ihre Wirt- 
schaflsflächen durch Pachtflächen kontinuierlich ver- 
größern und besitzen somit günstige Entwicklungs- 
voraussetzungen, Sie müssen jedoch diirch gezielte 
einzelbetriebliche Förderungsmaßnahmen in die 
Lage versetzt werden, die dadurch gebotenen Chan- 
cen betriebswirtschaftlich iind vor allem arbeilswirt- 
schaftUch zu nutzen. 

Die zunehmende Flächenausstattung der Betriebe bei 
gleichzeitiger Festlegung von Bestandsobergrenzen 
in der Tierhaltung je Betrieb begünstigt die Entwick- 
lung einer extensiven und daher um weltverträ glichen 
Landbewirtschaftung mit bodengebundener Tierhal- 
tung. Zur Erreichung dieses Ziels sind vor allem 
RaÜonaÜsierungsmaßnahmen ln der Innenwirtschaft 
durch Um-, An- und Ausbauten der Wirtschaftsge- 
bäude erforderlich. Diese Maßnahmen dienen vorran- 
gig der Arbeitsvereinfachung und Arbeilserieichte- 
rung: sie versetzen dadurch aber auch die Landwirte 
in die Lage, weitere Flächen von aufgebenden Betrie- 
ben in Bewirtschaftung zu nehmen. Dadurch besteht 
die Chance, trotz des Rückgangs der Zahl der land- 
wirtschaftlichen Betriebe im weiteren Strukturwandel 
eine möglichst flächendeckende Bewirtschaftung in 
extensiver Form zu sichern. Diese Maßnahmen die- 
nen damit zugleich der Pflege und Erhaltung der 
Kulturlandschaft, der Dorfentwicklung und dem 
Umweltschutz. 

Beider Förderung von Gartenbaubetrieben handelt es 
sich insbesondere um energiesparende Maßnah- 
men, 

Das Agrarier e di tprogramm stellt eine Ergänzung zum 
einzel betrieblichen Investitionsförderungsprogramm 
dar, mit dem gezielt kleine und mittlere Haupt-, Zu- 
und Nebenerwerbsbetriebe gefördert werden. Hier- 
durch wird eine möglichst große Zahl bäuerlicher 
Betriebe erhallen, die ebenfalls einen Beitrag zur 
Erhaltung und Sicherung einer abwechslungsreichen 
Kulturlandschaft leisten. 


2, Ausgleichszulage 

Infolge der ungünstigen natürlichen Produktionsbe- 
dingungen zahlen zwei Drittel der landwirtschaflh- 
chen Fläche des Saarlandes zu den benachteiligten 
Gebieten nach dem EG-Bergbauemprogramm. In 
diesen Gebieten wird seit dem Jahre 1985 die Aus- 
gleichszuJage gewährt, die inzwischen zu einem zen- 
tralen Instrument direkter, produktionsneutialer Ein- 
komm ensüb e rtra gungen entwickelt wurde. 

Abweichend von den übrigen Bundesländern wurde 
die Ausglelchszulage hier derart ausgestaltel. daß 
Landwirte, die extensiv wirtschaften, d. h. das 
Ertrag spolential ihrer Fläche nicht voll ausschöpfen, 
besonders honoriert werden. Als Inlensitätsmaßstab 
gilt der Besatz an Großvieheinheiten je ha Futterflä- 
che. 
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Ais FutlerOäche werden — neben dem Dauergrün- 
land — nur die Flächen mit Getreide, Hulsenfrüchten 
und deren Gemenge anerkannt, die zur Grün- oder 
Gäifuttergewinnung für die bodenabhängige Vieh- 
baJtung angebaul werden. Der Maisanbau wird aus- 
drücklich ausgeschlossen, weil die bisher praktizier- 
ten Anbauxnelhoden häufig mit einera hohen Einsatz 
an POanzenschutzmiUeln verbunden sind und Ero- 
slonsschäden Vorschub leisteiL 

Neben diesen Umweltgesichlspunkten wird bei der 
Bemessung der Ausgleichszulage auch eine soziale 
Komponente dadurch berücksichtigt, daß Betriebe mit 
wachsender Einkommenskapazität niedrigere Prä- 
mien je ha erhallen. Als Kriterium für die Bemessung 
der Einkommenskapazität wird die betriebliche 
Milchreferenzmenge herangezogen. 

Diese Ausgestaltung hat zur Folge, daß die Hohe der 
Ausgleichszulage in Abhängigkeit von der Nutzungs* 
intensilät der FutterQäche und der Einkommenskapa- 
zität eines Betriebes zwischen 55 DM und 240 DM je 
ha Futterfläche variiert. 

Durch die Gewährung der Ausgleichszulage als 
direkte Einkommenshilfe wird das Interesse an der 
Landbewirtschaftung in den benachteiligten Gebie- 
ten nachhaltig gesächerb durch ihre besondere Aus- 
gestaltung im Saarland wird gleichzeitig ein Anreiz 
zur Entwicklung einer mnweltv erträglichen Land- 
wirtschaft geboten. 


3, Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 

Sachlicher Schwerpunkt im wasserwirtschaftlichen 
Bereich im Planungszeitraum 1993 bis 1996 ist nach 
wie vor die Abwasserbeseitigung im ländlichen 
Raum. Dieser Zielsetzung dienen folgende Maßnah- 
men: 

— Forderung des Baus von Kläranlagen und Haupt" 
Sammlern, 

— Kanalbestandsaufnahmen und Untersuchungen ln 
Wasserschutzgebieten und schützbedürftigen Be- 
reichen öffentlicher Trinkwassergevrinnungsanla- 
gen. 

Der Sicherstellung der Trinkwasserversorgung die- 
nen die in den Vorjahren begonnenen Ursachenfor- 
schungen von Grundwasserverunreinigungen im Be- 
reich von Trinkwassergewinnungsanlagen und die 
Erarbeitung eines Grundwasserüberwachungsmeß- 
netzes zur Kontrolle der Grundwassergüte und des 
Grund wa s sers tan ds . 


4. Flurbereinigung 

Die FlurbeTetnigung dient nicht nur der Landwirt- 
schaft sondern der Gesamtenlwicklung des ländli- 
chen Raumes, indem sie seine Funktionsfähigkeit als 
Produktions-, Eibolungs- und FreizeiÜandschaft so- 
wie als Grundlage für eine vielfältige Tier- und 
Pflanzenwelt sichert und die öffentliche Infrastruktur 
unterstützt. Sie schafft einen sinnvollen Ausgleich 


zTwischen den unterschiedlichen flächenbezogenen 
Interessen und hilft damit, Enteignungen zu vermei- 
den. das Interesse an der Landwirtschaft und das im 
Saarland besonders breit gestreute Eigentum an 
Grund und Boden zu erhalten. 

Die in der Anmeldung veranschlagten Fördemngs- 
mittel ^verden ln den zur Zeit anhängigen Fluiberei- 
nigungsverfahren eingesetzt, Ihr räumlicher Schwer- 
punkt liegt in den Verfahren, die durch Planungen der 
öffentlichen Hand, wie den Ausbau der Saar zur 
Großschiffahrlsstraße (Saarlouis-Lisdorf, Besserin- 
gen, Schwemlingen) und den Ausbau der Bundesau- 
tobahn Saarbrücken- Luxemburg (Eft- Hellendorf. 
Büschdorf, Wochem, Perl- Oberperl -Sehndorf) durch- 
gefühit werden. 

Verfahren zur Errichtung und Sicherung schutzwürdi- 
ger Teile von Natur und Landschaft mit gesamtstaat- 
lich repräsentativer Bedeutung (Homburg-Altstadt. 
Beckingen- Wolf erskopf) sowie ein Enlwicklungs- und 
Erprobungsvorhaben des Bundes mit der Zielsetzung 
Gewässerrenaturierung der Oster auf 10 Fließ-km 
(Osterbrücken, Marth) bilden einen weiteren Aufga- 
benschwerpunkt Durch geplante Verfahren zur 
Gewässerrenaturierung der m und der in sie einmün- 
denden Wasserläufe (insgesamt 116.5 Fliefl-km) ist 
diesem Arbeitsschwerpunkt zukünftig eine beson- 
dere Bedeutung beizumessen. 

Die räumlichen Schwerpunkte liegen in den noch 
stärker landwirtschaftlich orientierten Gebieten des 
Landkreises St, Wendel, des südlichen Saar-Pfalz- 
Kreises, des Wademer Raumes sowie des Saar^ und 
Moselgaues. 


5, Dorferneuerung 

Die Dorfemeuerung hat sich als äußerst wirksames 
Instrument zur Pflege und stilgerechten Restaurie- 
rung erhaltenswerter dörflicher Bausubslanz erwie- 
sen. Sie trägt damit niaßgebiich dazu bei, das unver- 
wechselbare Erscheinungsbild saarländischer Haus- 
und Siedlungsformen vor einem weiteren Idenüläts- 
Verlust zu bewahren, die Wohn- und Lebensverhält- 
nisse für die dörfliche Bevölkerung zu verbessern und 
gleichzeitig die Attraktivität der Dörfer für den Frem- 
denverkehr zu erhöhen. 

Die veranschlagten Mittel werden vorrangig für fol- 
gende Maßnahmen eingesetzt: 

— Erhaltung und Gestaltung land- und forstwirt- 
schaftlicher oder ehemals land- und forstwirt- 
schaftlich genutzter Bausubstanz mit ortsbüdprä- 
gendem Charakter einschließlich der dazugehöri- 
gen Hof-, Garten" und Grünflächen, 

— Aufstellung von Dorfemeuerungsplanungen, 

— Fachkundige Betreuung von Dorfemeuerungs- 
maßnahmen sowie 

— Verbesserung der innerörüichen Verkehrsverhält" 
nisse. 

Die Nachfrage nach Dorfemeuerungsmaßnahmen 
durch Gemeinden, Gemeindeverbände. natürliche 
und Juristische Personen ist steigend. 
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6, Marktstnikturverbessening 

Einen Schwerpunkt bildet hier die Verbesserung der 
Venmarktungsstniktur für Vieh und Fleisch, Der von 
Brüssel genehmigte Sektorplan für diesen Bereich 
sieht eine Konzentration der drei im Saarland noch 
vorhandenen Schlachtstätten auf einen Standort vor 
bei gleichzeitigem Ausbau der Fleischmärkte und 
deren Anpassung an die verschärften EG-einhedÜi- 
chen Hygieneanforderungen. Die für die Inanspruch- 
nahme der EG-Mittel notwendige nationale Mitfinan- 
zienmg erfolgt aus Mitteln der Gemeinschaftsauf- 
gabe. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Vermarktung 
von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die nach den 
Regeln des ökologischen Landbaus hergeslelJt wer- 
den. Betriebe, die im Rahmen des EG-Extensivie- 
rungsprograinras von der konventionellen Landwirt- 
schaft auf den ökologischen Landbau umstellen, kön- 
nen für die Gründung von Erzeugerzusarnmenschlüs- 
sen Start- imd Investitionsbeihilfen erhalten, um die 
Vermarktung der Produkte ru fördern. Ober diese 
Maßnahmen soll die Vermarktung zusammengefaß- 
ter Partien dieser Produkte an die Markterfordernisse 
angepoOl werden. Gleichzeitig werden dadurch die 
Voraussetzungen für die Befriedigung der weiterhin 
steigenden Nachfrage nach derartigen Produkten 
sowie für die Verbesserung der Einkoramenssituation 
der landwirtschaftlichen Betriebe geschaffen. 
Schließlich wird durch diese Maßnahme die Bereit- 
schaft der Landwirte zur Umstellung von herkömmli- 
cher Landwirtschaf t auf ökologischen Landhau geför- 
dert. 


7. Forstliche Maßnahmen 

Sachliche Schwerpunkte der Förderung sind wald- 

bauliche Maßnahmen und zwar 

— die Efstaufforstung sowie die Strukturverbesse- 
rung von Jungbeständen, 

— Maßnahmen aufgrund neuartiger Waldschäden, 
hier insbesondere die Veijüngung immissionsge- 
schädigter Waldbestände mit jungen Laubbäu- 
men, 

— die forstwirtschaftlichen Zusammenschlüsse und 

— der forstwirtschaftliche Wegebau im Kommunal- 
und Privatwald. 


Brandenburg 

Vorbemerkungen 

Das Land erhält 302,879 Mio. DM an Bundesmitteln 
für die Durchführung der Aufgaben des Rahmenpla- 
nes der Gemeinschaflsaufgabe. Zusammen mit dem 
entsprechenden Landesanteil wird damit ein Gesamt- 
volumen von 504,215 Mio. DM zur Verfügung ste- 
hen. 


1. Agrarstrukturelle Vorplanung 

Die agrarstrukturelle Vorplanung ist eine wesentliche 
Enlscbeidungshilfe für den effizienten und mit ande- 
ren Bereichen abgestimmten Einsatz von Maßnahmen 
zur Verbesserung der Agrarstruktur des Landes, Die 
Vorplanung ist durch den sich derzeitig vollziehenden 
Prozeß der Umstrukturierung der Landwirlschaftsun- 
temehmen von großer Bedeutung. 

Ferner ist es notwendig, die Vorplanung auf dem 
Gebiet der regionalen Wirtschaftsstruktur, der Infra- 
struktur des Natur- und Umweltschutzes, der Land- 
schaftsplanung sowie der Freizeit und Erholung kon- 
sequent durchzusetzen. 

Für die agrarstrukturelle Vorplanung gibt es im Land 
einen umfangreichen Handlungsbedarf. 


2, Flurbereinigung 

Die notwendige Umstrukhjrierung von landwirt- 
schaftlichen Produktionsgenossenschaften in bäuerli- 
che Familienbetriebe, eingetragene Genossenschaf- 
ten und Kapitalgesellschaften entsprechend den 
marktwirtschaftlichen Erfordernissen stellt hohe An- 
forderungen an die Flurbereinigung. Durch die Bil- 
dung der Ämter für Agrarordnung ist eine wichtige 
Voraussetzung für die Wiederhersteliung und Neu- 
ordnung der Flurstücke und Eigentumsverhältnisse 
geschaffen worden. 


3. Dorfemeuerung 

Die Fördermittel der Gemeinschaftsaufgabe für die 
Dorfemeuerung werden vor allem für die umfassende 
Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedin- 
gungen in der Land- und Forstwirtschaft auf dem 
Lande notwendig. Dabei geht es besonders um klei- 
nere Bau- und Erschließungsmaßnahmen zur Erhal- 
tung und Gestaltung des dörflichen Charakters. 

Weiterhin werden diese Mittel vorrangig für Maßnah- 
men zur Erhaltung und Gestaltung land- und forsl- 
wirtscbafllich genutzter Bausubstanz mit ortsbUdprä- 
gendem Charakter einschließlich der dazugehörigen 
Hof-, Garten- und Grünflächen eingesetet. 

Von den für 1993 beantragten Kassenmitteln in Höhe 
von 65 Mio. DM werden voraussichtlich allein rd, 
40 Mio. DM für die Abdeckung haush altsrech Uich er 
Verpflichtungen aus 1992 benötigt. 


4, Elnzefbetriebliche Maßnahmen 

Zur Unterstützung einer beständigen Entwicklung 
der bäuerlichen Familienbetriebe im Haupterwerb 
und der Umslnikturienmg von landwirtschaftlichen 
Unternehmen in Form juristischer Personen werden 
unter Berücksichtigung einer umweltverträgüchen 
Produktion betriebliche Investitionen gefördert, die 
zur Senkung der Produktionskosten und Verbesse- 
rung der Arbeitsbedingungen, zur qualitativen Ver- 
besserung und Umstellung der Erzeugung nach Maß- 
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gäbe der Markt bedürfnisse, zur Direktvermarktimg 
von seJbsterzeugten Produkten, zur Energieträgemm- 
stellung auf umweltvertiägliche Energiearten sowie 
dem Bereich Freiheit und Erholung dienen. 

Für die Wiedereinrlchtung und Modemisiening lei- 
stungs- und weltbewerbsfähiger bäuerlicher Famili- 
enbetriebe stehen 1993 74.375 Mio. DM bereit. 

Es ist vorgesehen, 

— an 250 Wiedereimichter eine Starthilfe von 
23,500 DM zu zahlen. 

— lOOUnlernehinenGrÜjaJdjadzuschüsselnHöhevon 
je 40,000 DM zu bewilligen und 

— öffentliche Darlehen in einer Größenordnung von 
insgesamt 33,500 Mio. DM zu vergeben* 

Rund 34 Mio, DM werden voraussichtlich zur Erfül- 
lung haushaJtsrechtUcher Verpflichtungen aus Vor- 
jahren benötigt. 

Für die Ausgleichszulage sind Mittel in Höhe von 
119,050 Mio* DM vorgesehen* 


5, Marktstrukturverbesserung 

Durch den Einsatz von Fördennilteln für die Maurkt- 
slrukturverbessenmg soll erreicht werden, daß die 
Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte in bezug 
auf Menge, Qualität und Axt des Angebotes an die 
Markterfordernisse angepaßt und ein Beitrag zur 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Veror- 
beitimgs- und Verrnarktungsuatemehmen geleistet 
wird. 

1993 werden Mittel in Höhe von 77,056 Mio. DM 
bereilgestellt, wobei davon 27 Mio. DM für die Abdek- 
kimg haushaltsrechtlicher Verpflichtungen aus 1991 
und 1992 benötigt werden* 

Erstmals werden Maßnahmen gern. Marktstrukturge- 
setz Anwendungen finden. Für die investive Forde- 
rung werden 17,5 Mio. DM bereitgehalten, für Slart- 
beihilfen wurden 8 Mio. DM veranschlagt. 


6. Wasserwirtschaftliche Maßnahmen 

Der Ausbau der Wasserversorgungs- und Abwasser- 
anlagen in den ländlichen Gebieten stellt auch 1993 
einen besonderen Schwerpunkt dar* 

Von den angeraeldelen Mitteln sollen insgesamt 
60 Mio. DM für Wasserversorgungs- und Abwasser- 
anlagen dem Umweltministerium zur Bewirtschaf- 
tung übergeben werden. 20 Mio. DM zur Deckung 
haushallsrechtlicher Verpflichtungen aus 1992. Fer- 
ner steht eine Verpfllchtungsermächtigung in Höhe 
von 20 Mio. DM zur Verfügung. 


7, Forstiiche Maßnahmen 

Auch im Bereich der forstUchen Maßnahmen ist der 
Finanzbedarf gegenüber 1992 gestiegen. Insgesamt 
wird der Bedarf an Kassenmittel für 1993 auf rd. 
23,5 Mio* DM geschätzt* 

Auf dem Gebiet der Waldwirtschaft unseres Landes 
kommt es darauf an, hn Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe Maßnahmen zu fördern, die der Sicherung 
der Nutz-, Schutz- und Erhol ungsfunktion sowie der 
Verbesserung der Produktions-, Arbeils- und Absatz- 
wirtschaft dienen. 

Unter den recht leichten Bodenverhältnissen unseres 
Landes und großer Flächenstillegung in der landwirt- 
schaftlichen Produktion ist es erforderlich, Flächen 
aufzuforsten, die bisher nicht forstwirtschaftlich 
genutzt wurden. 

Ferner sind andere waldbauliche Maßnahmen, wie 
SchutzpDanzungen und Schaffung von Feldgehölzen 
unerläßlich* 

Weiterhin wird es notwendig, forstwirtschaftliche 
Zusammenschlüsse für die Beschaffung von Geräten, 
Maschinen und Fahrzeugen für forstliche Betriebsax- 
beiten, einschließlich dem Transport von Rohholz und 
der Be- und Verarbeitung einfachster Art, zu fördern* 
Außerdem ist es erforderlich, den forstwirtschaftli- 
chen Wegebau zu erweitern, um eine effektive 
Bewirtschaftung der Wälder zu ermöglichen. 


Mecklenburg- Vorpommern 
Vorbemerkung 

Hauptziel der Agrarpolitik in Mecklenburg-Vorpom- 
mern ist es, Voraussetzungen für eine wettbewerbsfä- 
hige und umweltverträgliche Land-, Forst-, Fische und 
Emähjungswixtschaft zu schaffen. 

Nur so 

— lassen sich die Lebensverhällnisse in den ländli- 
chen Räumen sichern und verbessern, 

— läßt sich die in Jahrhunderten gewachsene Kultur- 
landschaft bewahren. 

' — kann die ländliche Siedlungsstruktur weiterent- 
wickelt werden. 

Die Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 
haben bei der Erreichung dieses Zieles eine hohe 
Bedeutung. Die geplanten Maßnahmen kommen 
dabei nicht nur den Betrieben sondern auch den 
ländlichen Gebieten zugute. 

Mecklenburg-Vorpommern erhält im Jahre 1993 für 
die Durchfübunmg der Gemeinschaftsaufgabe einen 
Betrag von 277,342 Mio. DM Bundesrhittel* 

Das Land bringt als KomplementärmilLel 181,798 Mio. 
DM auf, so daß für 1993 insgesamt 459.140 Mio. DM 
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eingeplant sind. Die sachlichen Schwerpunkte liegen 
bei folgenden MaBnahmem 



MU>. OM 

% 

Einzelbetriebliche 



Förderung (einschließ- 
lich Ausgleichszulage) . 

158,8 

34,6 

Verbesserung der 



Verarbeitung s- und 
Vennarktungsstruktur . , 

84,1 

18,3 

Wasserwirtschaftliche und 



kuJtur bautechnls che 

Maßnahmen 

( 0 . ländl, Wegebau) .... 

132,7 

28,9 

Dorf eme uemng/We g ebau 

40,4 

8,8 


1. Flurberainigung 

1993 ist beabsichtigt, insgesamt 15 Verfahren zur 
Flurbereinigung einzuleiten. Einschließlich der Fort- 
führung bereits 1 992 begonnener Verfahren wird eine 
Flüche von rund 30 000 ha einbezogen. Daneben 
werden eine Reihe von kleineren Verfahren zur 
ZusarnmenfüJbtrung von Grund- und Gebäudeeigen- 
tum durchgeführt. 

Mit dem Fortschreiten der ein ge leiteten Verfahren ist 
in den kommenden Jahren die Notwendigkeit ver- 
bunden, investive Maßn ahm en im Rahmen der Rur- 
bereinigung verstärkt durchzufühien. 


2. Dorfemeuerung 

Mecklenburg -Vorpommern ist hauptsächlich durch 
seinen ländlichen Raum geprägt. Die gewachsene 
Kulturlandschaft mit ihren Schönheiten gilt es im 
Einklang mit der notwendigen wirtschaftlichen Ent- 
wicklung des Landes zu erhalten und zu bewahren. 
Dafür müssen und werden umfangreiche Anstren- 
gungen sowohl durch die Landesregierung als auch 
durch die Kommunen und die Bevölkenmg unter- 
nommen. 

Die Entwicklung und Gestaltung des ländlichen 
Raumes erfolgt mit dem Ziel, den Menschen auf dem 
Lande eine neue Perspektive zu geben. 

Einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung des länd- 
lichen Raumes leistet die Dorfemeuerung. 

Sie ist jedoch kein Konjunklurprograimn, daß sich 
kurzfristig umsetzen und realisieren läßt. Im Rahmen 
der Dorfemeuerung werden die sozialen, kulturellen, 
ökonomischen und ökologischen Belange zur umfas- 
senden Verbesserung der Lebens^ und Arbeitsbedin- 
gungen auf dem Lande berücksichtigt. 

1993 werden vor allem private Maßnahmen in den 
Dörfern gefördert, Vorrang haben überdies die Dörfer, 
die bisher in die Dorfemeuerungsplanung einbezo- 
gen worden sind. Des weiteren wird eine Koordinie- 
rung mit den Maßnahmen zur Verbesserung der 
Wasserversorgung und Abwasserbehandlung sowie 


mit den Maßnahmen zur Verbesserung der innerört- 
lichen VerkehrsverhäJtnisse angestrebt. 


3, Elnzelbetrfdbllche Maßnahmen 

Das Land Mecklenburg -Vorpommern hat rd, 2 Mio. 
Einwohner und ist mit 82 Einwohnern je km^ das am 
dünnsten besiedelte Bundesland, 

Die Wirtschaft des Landes wird, wie kaum in einem 
anderen Bundesland, stark von der Land- und Forst- 
wirtschaft geprägt. 

Die LandwirtschaftsstniktüT in Me eklen bürg -Vor- 
pommern ist infolge staatlicher Reglementierungen 
während der letzten 40 Jahre entstanden. Sie ist kein 
Ergebnis marktwirtschaftlicher Entwicklungen, So 
werden, trotz niedriger Erträge, Marklfrüchte (Ge- 
treide und Raps) auch in Regionen mit geringen 
Bodenquali täten angebauL Auf guten Ackerslandor- 
ten stehen große MUchviehbe Stande, während sie in 
den Gebieten mit viel Grünland und leichten Böden 
fehlen. Die Bedingungen erschweren die grundle- 
gende, weitere Umstrukturierung der Landwirt- 
schaft. 

Dennoch konnten bereits wesentliche Veränderun- 
gen erreicht werden, 

ln Mecklenburg- Vorpommern gibt es (Stand: 31. Ok- 
tober 1992} rund 3 300 landwirtschafUiche Betriebe. 
Von Wiedereinrichtem und Neueiruichtem werden 

— 2 610 Betriebe bewirtschaftet Davon sind 

— 1 157 Haupterwerbsbetriebe. 

— 286 Kooperationen in Form natürlicher Perso- 

nen und 

— 1 167 Nebenerwerbsbetriebe. 

Diese Betriebe bewirtschaften rd. 20 % der landwirt- 
schaftlich genutzten Räche. 

Neben diesen Betrieben, die überwiegend als Famili- 
enbetriebe bewirtschaftet werden, gibt es 738 Be- 
triebe in der Hand von juristischen Personen. Der 
Prozeß der strukluiellen Anpassung .verläuft sehr 
kompliziert und wird noch einen längeren Zeitraum 
beanspruchen. Die Landwirtschaft in Mecklenbiug- 
Voipommem ist gegenwärtig noch durch 

— hohe Altlasten 

— geringen Eigenkapilalanleü 

— schwierige Kapitalbeschaffung infolge fehlender 
Sicherheiten 

— veraltete Bausubstanz 

— ineffizienle Technik und 

— hohe Pachlanteile 
gekennzeichnet. 

Trotz großer Anstrengungen der betroffenen Unter- 
nehmer 

— zur Entflechtung der Betriebe 

— zur Umstrukturierung und Neugründung 
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— zur Schaffung tragfähiger Einheiten 

— zur Regelung der Vermöge nsveihaltnisse und 

— zur Abgeltung berechtigter Vermögensansprüche 
der ehemaligen LPG-Mitglieder 

ist die Anpassung an die wirtschaftlichen und agrar- 
politischen Rahmenbedingungen der Bundesrepublik 
wie der EG erst teilweise vollzogen. 

Sowohl die neu gegründeten Familienbetriebe und 
Kooperationen wie auch viele der aus den LPG'eu 
hervorgegangenen Nachfol gebe triebe weisen noch 
eine hohe wirlschaltliche Instabüitat auf. 

Die Ausvrirkungen der Trockenheit im Frühsoouner 
1992 haben diese noch verschärft. 

Die Investitionsförderung mit öffentlichen Mitteln 
stellt deshalb eine wichtige und unverzichtbare Hilfe 
dar, um die notwendigen Anpassungs- und Entwick- 
lungsinv es ti honen zur Schaffung wettbewerbsfähi- 
ger, wirtschaftlich leistungsstarker Strukturen durch- 
führen zu können. Dabei haben investive Maßnah- 
men eindeutig Priorität, 


3,1 AgrarkredEtprogr&mm 

Im Rahmen des AgrarkreditprogTamms sollen vor 
allem die Wiedereinrichtung von Nebenerwerbsbe- 
trieben sowie die Modernisierung der Wohnhäuser 
selbstwirtschaflender Landwirte gefördert werden. 
Bei Maßnahmen im Wohnhaus bereich wird mit ca. 
200 Anträgen gerechnet. 


3,2 Wiederefn Achtung und Modernisierung tjauerllcher 
Fami ilenbeitflebe 

Die Wiedereinrichtung bauerJicher Familienbetriebe 
hat nach wie vor hohe Priorität. Insgesamt ist 1993 mit 
ca. 200 bis 300 Anträgen auf Wiedereinrichtung eines 
Betriebes im Haupterwerb zu rechnen. 


3,3 Umstrukturierung und NeugrOndung Eand wirtschaftlicher 
Unternehmen 

Um Chancengleichheit für Betriebe unterschiedlicher 
OrganisatioQS formen zu erreichen, wird auch 1993 die 
Umstrukturierung bzw, Neugründung von Personen- 
und Kapitalgesellschaften mit Zinszuschüssen geför- 
dert. 

1 993 wird mit ca. 1 30 Anträgen auf Förderung gerech- 
net. 


3,4 Ausgieichszuiage 

Die Ausgleichszulage wird in allen benachteiligten 
Gebieten des Landes gewährt. Damit sollen natürliche 
S tan dortoach teile ausgeglichen werden, um in den 
sbTJLktursch wachen Räumen die landwirtschaftliche 


Tätigkeit aufrechtzuerhalten. Damit wird dazu beige- 
tragen, ein Minimum an Bevölkerungsdichte zu erhal- 
len imd eine intakte Kulturlandschaft zu sichern. 

Als benachteihgte Gebiete in Mecklenburg- Vorpom- 
mern sind gegenwärtig &41 632 ha ausgewiesen, das 
sind rund 55 % der LF des Landes, 


4. Verbesserung der Verarbertungs- und 
Verma rktu n g sstiuktu r 

Die grundlegende Verbesserung der Wettbewerbsfä- 
higkeit der Verarbeitungs- und Vermarktungs unter- 
nehmen ist eine vrichtige Voraussetzung, um den 
Absatz zu sichern und bessere Erlöse für die Erzeuger 
zu erreichen. 

Das erste operationeile Programm, das 1991 der 
EG-Konimission zur Mitfinanzierung vorgelegt 
wurde, umfaßt 22 Vorhaben mit Investitionen von rd. 
450 Mio. DM. 

Den Vorhaben des ersten operationellen Prograuuns 
müssen weitere Maßnahmen der Marklstrukturver- 
besserung folgen. 

1992 wurde der Förderrahmen um weitere 28 Betriebe 
mit einem Investitionsvolumen von über 430 Mio. DM 
erweitert. Die zukünftigen Grundstrukturen der 
Emährungswirtschait in Mecklenburg- Vorpommern 
zeichnen sich deutlich ab. Mit neun Unternehmen 
wurde der Grundstein für eine neue Molkerei Struktur 
gelegt. 

Im Fieischsektor wurden drei neue Schlachlhöfe als 
Kristalllsationspunkle für eine Wiederbelebung der 
tierischen Produktion in der Landwirtschaft geför- 
dert. 

Der schwierige Um- und Neustruktuiierungsprozeß 
des Vieh- und Fleischmarktes ist noch nicht abge- 
schlossen, Der starke Viehbestandsabbau kommt 
jedoch allmählich zum StUlstand, 

Im Bereich der Fischverarbeitung gehl der Trend zu 
vielen KleinbeLrieben, die zum größten Teil den 
Fischereigenossenschaften entlang der Küste gehö- 
ren, und einigen Großbetrieben. 

Alle Investitionen zur Verbesserung der Marktstiuk- 
tur führen nur dann zu wirtschaftlichen Erfolgen, 
wenn die Erzeugnisse auch abgeselzt werden. Hier 
sind in erster Linie die Unternehmen aufgerufen, 
Spezialitäten und Qualität zu produzieren und zu 
vermarkten. Der Staat kann durch absatzfördemde 
Maßnahmen Hilfestellung leisten. Deshalb wurde die 
Förderung von Hrzeugerorganisationen nach dem 
MarktstruklurgeseLz 1993 erstmalig aufgenommen. 

Der Mitlelansatz 1993 dient vor allem der Fortführung 
von Investitionen zur MorkUtrukturverbesserung, die 
bereits 1991 und 1992 bewilligt wurden. 
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5. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 

6,1 Trlnkwftssefversorgung 

Die zentrale Wasserversorgung in Mecklenburg- Vor- 
pommern erfolgt über ca. 1 700 Wasserwerke, Die 
Kapaziläl der Wasserversorgungsanlagen beträgt 
280 Mio. mVa. 

Insgesamt werden 93,1% der Bevölkerung zentral 
versorgt. Die Abgabe belief sich 1990 auf insgesamt 
190 Mio. Trlnkwasser, wovon noch 33,5 Mio. 
aus dem Oberflächenwasser gewonnen wurden. 

Hinsichtlich der Abgabe qualitätsgerechten Trink- 
wassers unterliegen alle zentralen Wasserversor- 
gungsanlagen, aber auch die noch vorhandenen Ein- 
zelversorgungsanlagen, insbesondere m ländlichen 
Gemeinden und bei Einzelgehöften, der Kontrolle der 
zuständigen Organe der Hygiene. 

Überschreitungen von Grenzwerten ln einigen Was- 
serwerken betrafen die Kriterien Fe, Mn und NO3, 
ohne daß allerdings hiermit gesundheitliche Risiken 
für die Bevölkerung bestanden. 

Die Belastung des Grundwassers mit Eisen und Man- 
gan ist eindeutig auf natürliche Ursachen zuruckzu- 
fuhien, wohingegen die Nibratbelastung durch die in 
der Vergangenheit vorgenommene intensive Bewirt- 
schaftung der landwirtschaftlichen Nutzflächen, ver- 
bunden mit der Ausbringung hoher Düngergaben 
bzw. auch der Überdüngung von Flächen verursacht 
wurde. 

Aufgrund zu erwartender Langzeilwirkungen bei der 
Auswaschung von Nährstoffen aus den Böden ist in 
den Folgejahren, trotz bereits vorgenomroener Kor- 
rektur bei der Bewirtschaftung der landwirtschaftli- 
chen Nutzflächen zunächst mit einer Verschärfung 
dieser Probleme zu rechnen. 

Mit Mitteln aus der Gemeinschaftsaiifgabe sollen die 
Gemeinden im ländlichen Raum in die Lage versetzt 
werden, für ihre Bürger zentrale Trinkwasserversor- 
gungsanlagen zu erstellen, die den Ansprüchen an 
einwandfreies Trinkwasser gerecht werden. 


6,2 Abwasserentsorg ufig 


Bei der Betrachtung der vorhandenen Bebandlungs- 
effekhvität ist der geringe Anteil an biologischen 
Behandlungsverfahren charakteristisch. An biologi- 
schen Kläranlagen mit einer Reinigungsleislung über 
95 % (bezogen auf den BSB5- Abbau) sind nur 1 2 % der 
Einwohner angeschlossen. Die Entsorgung der restli- 
chen Einwohner erfolgt über biologische Abwasser- 
behandlungsanlagen unzureichender Rekügungslei- 
stung, ausschließlich mechanischer Klärstufen oder 
ohne Behandlung. 

Den erheblichen InvestitionsauJwand zur Sicherung 
der Abwasserbeseitigung kann der ländliche Raum 
ohne erhebliche Zuschüsse aus Mitteln der Gemein- 
schaftsaufgabe nicht tragen. Neben der Verbesserung 
der Reinigungsleislung bestehender Kläranlagen 
werden insbesondere der Bau/ Ausbau von zentralen 
Ortsenhvässenmgsanlagen und biologischen Kläran- 
lagen gefördert. 


6. Forstwirtschaftliche Maßnahmen 

6.1 Waldbauflche und sonstige forstliche MaBnahmen 

Mecklenburg-Vorpommern verfügt über eine Ge- 
samtwaJdOäche einschließlich der Bundesforsten von 
etwa 520 000 ha. Der Anteil der Bewaldung ist mit 21 
bis 22 % niedrig. 

Am geringsten ist die Bewaldung in der KüslenregiotL 
Eine standörtllche Vtellait bietet im Lande überwie- 
gend gute bis sehr gute Bedingungen für den Anbau 
fast aller forstlich bewährten Baumarten. 

Haupt baujnart ist die Kiefer, Die Laubhölzer sind 
insgesamt mit 3Ö % vertreten. Ihr Anteil wird wesent- 
lich erhöht werden. 

Im Rahmen einer multifunktionalen Forstwirtschaft 
wird die Bewirtschaftung der Wälder verstärkt natur- 
nah erfolgen. 

Die Wälder des Landes sind in beträchtlichem 
Umfange von Waldschäden betroffen. 

Die Wal deigentums Verhältnisse stellen sich derzeit 
wie folgt dar: 

— Landeswald 260 000 ha 

— Kommunal wald 40 000 ha 


Bei der Abwasserentsorgung besteht für das Land 
Mecklenburg -Vorpommern ein erheblicher Nachhol- 
bedarf. 

Der überdurchschnittliche Anschlußgrad von 71 % 
verteilt sich deutlich unterschiedlich auf die Sied- 
lungsschwerpunlcle mit mehr als 20 000 Einwohnern 
(Anschlußgrad 92 %) und kleinere Ansiedlungen (An- 
schlußgrad 30%). 

Die Situation beim Anschluß an Kläranlagen ist ähn- 
lich. Bei SiedJungsschwerpunkten mit mehr als 20 000 
Einwohnern ist ein Ansctilußgrad von 86% erreicht, 
wohingegen bei kleineren Siedlungen lediglich 23 % 
der Einwohner an kommunale Kläranlagen an ge- 
schlossen sind. 


— Privatwald 100 000 ha 

— Bundesforslen 50 000 ha 

— „Restwald“ 50 000 ha 

Sämtliche Zahlen sind vorläufige Werte, die nach 
Auswertung der Waldflächeneigenlumsinventur kon- 
kretisiert werden. 

Es ist notwendig, waldbauliche und sonstige forstliche 
Maßnahmen einschließlich Wegebaumaßnahmen zu 
fördern. Eine besondere Bedeutung kommt dem 

Umbau erlrags sch wacher und nicht st an dort gerechter 
Bestockungen im Sinne der Durchsetzung der Grund- 
sätze der nalumahen und Ökologisch orientierten 
Waldwirtschaft zu. 
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6,2 Maßnahinen airfg rund neuartiger WaFdschdden 

Umfang und Bedeutung von Maßnahmen zur Behe- 
bung und Verhinderung neuartiger Waldschäden 
werdenzunehmen, da kurzfristig mit keiner entschei- 
denden Reduzierung der Schadstoffeinwirkungen 
gerechnet werden kann. Stabüität, Gesundheit und 
Leislungsvennögen exponierter Flächen von Klein- 
waldbesitzem sind besonders zu fordern. 


6,3 FofStvrlrtschaftElche Zusammenschi Qsse 

Die Bewirtschaftung des stark parzellierten Kleinpri- 
vatwaldes. der zum überwiegenden Teil aus der 
Bodeniefonn slammt, läßt sich effektiv nur über forst- 
wirtschaftliche ZusammenschJüsse realisieren. Es 
liegt daher im Interesse des Landes, deren Bildung zu 
fördern. 


6,4 Erstaufforstungspramie 

Auf der Grundlage der zu erwartenden Änderungen 
in der Agrarstruktur werden schrittweise Erstauffor- 
stungen von landwirtschaftlich nicht mehr zu nutzen- 
den Flächen zunebmen, 1993 ist die Erstaufforstung 
von etwa 525 ha vorgesehen. 


7. Weitere Maßnahmen 

7,1 Mlchlelstungsprüfungen 

Ein Großteil der Verkaufserlöse entfallen in der Land- 
wirtschaft Mecklenburg-Vorpommerns auf die Milch- 
erzeugung. Eine Vielzahl der Betriebe ist auf die 
Milchviehhaltung angewiesen. Von außerordentli- 
cher Bedeutung für den züchterischen Fortschritt ist 
die Milchleistungsprüfung, die neu organisiert ist und 
gefördert werden soll. 

In Verbindung mit der MUchmengenkontingende- 
rung ab 1 . April 1991 hat sich der Kuhbestand weiter 
reduziert. Für 1993 sollen rd. 192 000 KonlroUtiere in 
das Prüfungssystem einbezogen werden. 


7.2 Anpassung&hlife für ältere iandwlrtschaftilche 
Arbettnetimer 

Von hoher Struktur- und sozialpolitischer Bedeutung 
ist die Anpass ungshüfe für ältere landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer. 

Insgesamt wird 1993 mit ca. 5 800 Anträgen gerech- 
net. 


8- Küstenschutz 

Die ganzjährige Belastung der Auflenküste von Meck- 
lenburg-Vorpommern führt entsprechend der natürli- 
chen Küslengliederung zu Abtrag, Ausgleich und 
Anladung. An der 206 km langen Flachküste bilden 
auf 167 km Lange Dünen die Hochwasserschutzan- 


lage. Ihre erforderliche Mächtigkeit verlangt Sand auf 
Stand und Schone, wozu Aufspülungen (mit Wieder- 
holungsspülungen im Mittel nach sechs Jahren) und 
insgesamt 900 Buhnen dienen. Diese Buhnen sind in 
großem Umfang zu emeuem. 

Rund 40 km Flachküste besitzen hinter der Düne den 
wellendämpfenden Küstenschutzwald und einen See- 
deich. Orlsanlagen machen diese Sicherungsform 
notwendig. 


Sachsen 


Vorbemerkung 


Für die Durchführung des Rahmenplanes 1993 wer- 
den im Freistaat Sachsen 

— 156,844 Mio. DM für Neubewüligungen und 

— 177,426 Mio. DM für Verpflichtungen aus 

Vorjahren 

ges. 334,270 Mio, DM eingestellt. 

Es enUallen auf die 


— Agrarstruktur eile Vorplanung 

0,63 % 

— Flurbereinigung 

0,67 % 

— Dorfemeuerung 

9,72% 

— einzelbetriebliche Maßnahmen 

44,47% 

— Marktstrukturmaßnahmen 

26,25% 

— wasserwirtschaftliche und kultur- 
bau technische Maßnahmen 

13,05% 

— forstliche Maßnahmen 

2,56% 

— weitere Maßnahmen 

2.65%. 

Für die Neubewilligung von Vecpflichtungen nach 
1993 werden 249,425 Mio. DM nadi folgender Struk- 
tur bereitgesteUl: 

— Agrarstrukturelle Vorplanung 

0,39% 

— Flurbereinigung 

3,91 % 

— Dorfemeuerung 

4,57% 

— emzelbetriebliche Maßnahmen 

29,10% 

— Marktstrukturmaßnahmen 

38,67% 

— wasserwirtschaftliche und kulturbau- 
tecbnische Maßnahmen 

9,81 % 

— forstliche Maßnahmen 

13.27% 

— weitere Maßnahmen 

0,28%. 


1. Agrarstrukturelle Vorplanung 

Die Agrarstrukturelle Vorplanung (AVP) wird langfri- 
stig Qächendeckend für den gesamten ländlichen 
Raum des Freistaates Sachsen benötigt. Sie muß 
Orientieningshilfen für die laufende Umstrukturie- 
rung der Landwirtschaft, Nutzungskonzepte für die 
landwirtschaftlichen Flächen und Leitlinien für den 
Bodenschutz sowie für die Umnutzung und Pflege von 
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Grenzertragsflächen bieten. Darüber hinaus gibt sie 
Entscheidungshüfen bei beabsichtigten Dorfentwick- 
lungsvorhabea, bei flächenbeanspruchenden Planun- 
gen und Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz 
und nach Abschnitt Ö des Landvrirtschoftsanpassujags- 
gesetzes. 

Von der AVP soll vor allem in landwirtschaftlichen 
Problemgebieten und in Tagebau-Nachfolgeland- 
schaften Gebrauch gemacht werden. 

Außerdem liegt im Schutzbereich von Trinkwassertal- 
sperren ein besonderer Bedarf für die AVP vor. 

Es ist beabsichtigt 1992 die AVP für ca. 200 000 bis 
250 000 ha Fläche zu fördern. Planungen mit umfang- 
reichen Flächen können erst in den Folgejahren 
abgeschlossen werden. 

Die kontinuierliche Weiteiführung der Planung macht 
die Bereitstellung entsprechender Mittel auch in den 
Folgejahren erforderlich. 


2 * Flurbereinigung 

Schwerpunkt dieser MaJanahmegruppe ist die Durch- 
führung von Neuordnungsveifahren nach dem Flur- 
bereinlgungsgeselz aufgrund der Neustrukturierung 
der Landwirlschait. ln den Folgejahren wird mit einer 
Zunahme, insbesondere der Untemehxnensflujberei- 
nigungen gerechnet. Daneben werden Verfahren 
nach Abschnitt 8 des LandwijtschaJtsanpassungsge- 
setzes (LwAnpG) eine zentrale Bedeutung errei- 
chen. 


3. Dorfemeuerung 

Schwerpunktmäßig werden Maßnahmen in Gemein- 
den gefördert, die eine landwirtschafUich geprägte 
Siedlungsstruktur aufweisen und bis zu 2 000 Einwoh- 
ner pro Gemeinde bzw, Gemeindeteil haben. Da 
die Gefahr besteht, daß wertvolle Bauten, die die 
Siedlungstypen prägen, ganz verfallen, ist ein erheb- 
licher Bedarf bei der Erhaltung von landwirtschaftli- 
cher oder sonstiger ländlicher Bausubstanz gegeben. 
Dazu gehören alte Bauernhöfe, aber auch ehemalige 
Herrenhäuser und Rittergüter. Die Umnutzung dieser 
Bausubstanz dürfte für Zwecke des Wohnens bzw. für 
kommunale Zwecke als Alternative im Mittelpunkt 
stehen. 

Von zunehmender Bedeutung ist, daß das Dorf in 
seiner infrastrukturellen und kulturellen Ausstattung 
auch künftig lebensfähig erhalten wird, wozu Maß- 
nahmen notwendig sind, die vorwiegend im konunu- 
nalen Bereich liegen bzw. den Bedarf von Vereinen 
und Interessengruppen betreffen. 


4. Ausgleichszulage 

Das benachteiligte Gebiet zur Gewährung der Aus- 
gleichszulage beträgt in Sachsen 348 627 ha. Die 
durchschnittliche Höhe der Förderung je ha LN im 
benachteiligten Gebiet beträgt 132 DM. 


5. Einzelbetriebliche InvesHtlonsfördemng 

Hauptziel der einzelbetrieblichen Investitionen ist 
auch im Jahr 1993 die Sicherung der Existenzgrund- 
lage der Wiedereinrichter bäuerlicher Familienbe- 
triebe. 

Es wird mit förderfäJbJgen Anträgen von 

500 Wiedereinrichtem bäuerlicher Familienbetriebe, 

150 Jungland wirten, 

120 umstjuktujrierenden Unternehmen und 
200 im Bereich der Energieträgerumslellung 
gerechnet. 

Die Bereitstellung der Fördermittel in Höhe von 
81,445 Mio. DM Kasserunittel und 
67,200 Mio. DM VE aus den Vorjahren 
hat absolute Priorität. 


6. Marktstrukturverbesserung 

Im Sektor Vieh und Fleisch liegt der Schwerpunkt 
beim Aufbau des Schlachthofes mit Verarbeitung im 
Raum Chemnitz sowie eines Schlachthofes im Raum 
Torgau (Jesevritz). 

Im Sektor Obst und Gemüse sollen ausgewähJte 
Vorhaben wie die Projekte OGEVA GmbH Leipzig, 
die Erzeugerorganisation Dresdner Gemüse sowie die 
Kelterei Lockwitzgnmd Dresden, gefördert werden. 

Im Bereich der Blumen und Zierpflanzen ist die 
Niederrheinische Biumenverraaiktung Neuss als för- 
derungsfähiges Objekt vorgesehen. 

Der Sektor Kartoffeln umfaßt schwerpunktmäßig die 
Projekte der Oberiausitzer Kartoffelveredlung und 
der Giumbacher Kartoffelspezialitäten. 

Im Sektor Getreide sind mehrere Vorhaben, verteilt 
auf ganz Sachsen, zur Förderung vorgeseheru 

In den Maßnahmen Geflügelschachthöfe sind die 
Standorte SchJauiolh, Neudörfel und Mockrehna ein- 
geordnel. Als Tierkörperbeseihgungsaostalt ist der 
Standort in Lenz geplant. 

Durch die Hntwicklungsdynamik in den einzelnen 
Sektoren ist mit Verschiebungen zwischen den einzel- 
nen Warenbereichen zu rechnen. 


7. Vermarktung nach besonderen Regeln erzeugter 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

Der ökologische Landbau wurde 199 1 auf ca . 750 ha in 
Sachsen realisiert. Bis Ende 1992 sind bereits 2 700 ha 
bei den anerkannten Verbänden des ökologischen 
Landhaus unter Vertrag, tm Jahr 1993 werden ca. 
2 500 bewirtschaftete Flächen hinzukommen. Diese 
Tendenz wird sich in den Folgejahren fortsetzen. 

Die Ausweitung des ökologischen Landbaus trägt 
dem Wunsch von Politik und Öffentlichkeit nach 
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umwellgerechter Produktionsweise, nach veiminder- 
ten Agrarüberschüssen und nach rückstandsannen 
Nahrungsmitteln Rechnung. Zur Slabüisienmg der 
ökologischen Erzeugung ist jedoch eine Sicherung 
der VerTnarkhJUQg, des Zwischenhandels und der 
Arbeit von Erzeugergemeinschaften notwendig. Des- 
halb sind weitere Investitionen auf diesem Gebiet 
notwendig. 


8. Verbesserung der Verarbeitungs- und 
VermarktungsslTuktur der Fischwirtschaft 

Die Verarbeitung und die Vermarktung der Süßwas- 
serfische sind derzeit ungenügend entwickelt. Zusätz- 
liche Aufgaben ergeben sich aus der Privattsiening 
der Fischerei untern ehrnen. 


9, Sonstige Maßnahmen aufgrund von EQ-VO 


1945 — Land 

Kommtmen 

Privat 

1990 — Volkswaid 
LPG, ZEW 


Privat 

Kirche 


45,9% 

74 % 

47,0% 

71,4% 

24,0% davon 21,6% durch 
Staatliche Forstbe- 
triebe über Vertrag 
bewirtschaftet. 

2,4 % 

2 , 2 %. 


Forstpolltisches Ziel ist die Wiederherstellung der 
alten Besllzartenstruktur, wobei 80 000 Privatwaldei- 
gentümer ihren Wald zurückerhaiten sollen. 


Schwerpunkt der forstwirtschaftlichen Förderung 
liegt bei den Hrstaufforstungen, einschließlich der 
Erstaiifforstungspränaie, bei bisher landwirtschaftlich 
genutzten Flächen und im gesamten Bereich der 
Pflegearbeiten. Ca. 1 000 ha werden je Jahr zur 
Aufforstung anstehen. 


Die Anmeldung zum Rahmenplan 1993 bis 1996 
erstreckt sich auf die Gewährung von Startbeihilfen 
an anerkannte Erzeugerorganisationen für Obst und 
Gemüse nach EG-Recht. Gegründet und anerkannt 
wurden bis jetzt fünf Erzeugerorganisationen und 
zwar: 

— Centralmarkt Dresdner Gemüse e.G. 

— Erzeugerorganisation Obst und Gemüse Meißen 

— Erzeugerorganisation Dresdner Obst 

— Erzeugerorganisation „Sachsenobst“ Düireweitz- 
schen, 

— Erzeugergemeinschafl Obst und Gemüse „Sach- 
senmarkt“ Makranslädt. 

Für die Vorausschau 1994 bis 1996 wurde davon 
ausgegangen, daß auch in 1994 noch Erzeugerge- 
meinschaften auf der Basis des Marktstrukturgesetzes 
gegründet werden. 


10. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnlsche 
Maßnahmen 

Die geplanten Mittel werden in allen Bereichen dieser 
Maßnahmegruppe eingesetzt. Die Versorgung der 
Bevölkerung mit qualitativ hochwertigen Trinkwas- 
ser durch Anschluß der ländlichen Gemeinden an die 
Öffentliche Trinkwasserversorgung, die schadlose 
Abwasserbeseitigung und die Reinhaltung der Ge- 
wässer wird vorrangig für Gemeinden im ländlichen 
Raum gefördert, welche besonders von Braunkohleta- 
gebauten betroffen sind. Der ländliche Wegebau 
bildet auch 1993 weiter einen Schwerpunkt, 


11. Forstwirtschaftliche Maßnahmen 

Mit 26,4 % Waldanleü (485 600 ha) hegt der Freistaat 
Sachsen unter dem Durchschnitt der Bundesrepublik. 
Die Besitzverteilung stellt sich wie folgt dar: 


Neuartige Wafdschäden 

Die Waldschäden sind flachendeckend im Freistaat 
Sachsen zu verzeichnen. 

Die der Forstwlrtschafl aus immissionsbedinglen 
Waldschäden erwachsenden Belastungen können 
von den Privatwaldbesilzern nicht getragen werden. 
Eine staatliche Forderung ist daher für den Privat- und 
Köiperschaftswalö unumgänglich. 

Die Maßnahmen aufgrund neuartiger Waldschäden 
müssen der Schadensentwicklung laufend angepaßt 
werden. 


Forstwirtschaftliche Zusammenschiüsse 

Der Freistaat Sachsen strebt die Wiederherstellung 
der alten Besitzstruktui atu 

Der Aufbau der Forstbetriebsgemeinschaften wird ein 
Schwerpunkt der Privatwal dbetreuung sein. Eine 
Starthilfe durch Förderung der Erstinvestitionen und 
der Ve rwal tun gs kosten erscheint unerläßlich und 
wird mit steigender Anzahl der Forstbetriebsgemein- 
schaften ausgebaut werden müssen. Das Landeswald- 
gesetz des Freistaates Sachsen rechnet den forstwirt- 
schaftlichen Zusammenschlüssen ganz besondere 
Bedeutung zu, zumal hierdurch eine intensive Bera- 
tung, Betreuung und Bewirtschaftung des Privatwal- 
des erfolgen kann. 


Forstwirtschaftlicher Wegebau 

Der forstwirtschaftliche Wegebau sollte gnmdsatzhch 
öuf ein Mindestmaß beschränkt bleiben. 

Bedingt durch die Wiederherstellung der Privatwald- 
struktur werden jedoch umfangreiche Wegearbeiten 
erforderlich. Der jährliche Bedarf wird bei 40 km 
liegen, wobei die Rückführung des Privatwaldes als 
Grundvoraussetzung anzusehen ist. 
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12. Leistungspruliingen In der tierischen 
Erzeugung 

Milchleistungsprüfung und Kontrollrlnge 

Für 1993 ist damit zu rechnen, daB 240 000 Kühe MLP 
geprüft werden und der mögliche Zuschuß von 
20 DM/Kuh in Anspruch genommen wird. Das ent- 
spricht einer Gesamtsumme von 4,8 Mio. DM. 

Nach der Gründung der KontroUrlnge für Mast- 
schweine und Ferkel 1992 werden 1993 in den jewei- 
ligen Einrichtungen die Kontrollen durchgeführt und 
mit Mitteln aus der Gemeinschaftsaufgabe in Höhe 
von 0.5 Mio. DM gefördert. 


Leistungsprüf Stationen 

Für den weiteren Aus- bzw. Aufbau der Leist ungs- 
prüfanstalten im Bereich der Rinder und Schweine- 
zucht werden 1993 insgesamt LI Mio. DM benötigt. 

Im Bereich der Rinderzucht müssen für die Prüfslation 
Meiß-Korbitz für die Umrüstung der Haltungs- imd 
Fütterungslechnotogieim Jahr 1993 noch 600 000 DM 
veranschlagt werden. 

Für die Errichtung der Schweinemastprüfanslalt ln 
KöUitzsch sind für 1993 0,5 Mio. DM geplant, weitere 
0,7 Mio, DM für 1994. 

Diese Mittel sind notwendig für die Ausrüstung, die 
Fütlenmgs- und Klimalechnik. 


13< Anpassungshilfen für landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer 

Unter dem Aspekt, daß auch 1993 Teilnehmer an der 
Vorruhestandsregelung und Bezieher von Altersüber- 
gangsgeld nicht in den Personenkreis der Anspruchs- 
berechtigten fallen, wird mit 250 Anträgen gerech- 
net. 


14. Ausfallbürgschaften 

Für zinsverbiliigte Kapilalmarktdarlehen sind 80%ige 
modirizierte Ausfallbürgschaften ln Höhe von max, 
443,424 DM durch den Freistaat Sachsen zu überaeh- 
men, wovon 60% durch den Bund zu tragen sind. 


Sachsen-Anhalt 

Vorbemerkung 

Für die E>urchführung des Rahmenplanes 1993 stehen 
ln Sachsen-Anhalt 

345 793 000 DM Kassenmittel und 

265 650 DM für VerpQichhingsermächtigungen 

611 443 DM 

zur Verfügung. 


Es entfallen auf die 


— Dorfemeuerung 

12,4% 

— etnzelbelrieblichen Maßnahmen 

35,8% 

— Marktsliuktur 

29.2% 

— Wasser- und kulturbautechnische 


Maßnahmen 

13,8%. 


1. Agrarstnikturelld Vorplanung 

Die Agrarslrukturelle Vorplanung (AVP) wird langfri- 
stig Qächendeckend für den gesamten ländlichen 
Raum Sachen- Anhalt benötigt. Sie dient in erster Linie 
als Orientierungshiife für die Umstrukturierung der 
Landwirtschaft und der Dorfemeuerung. 


2. Rurbereinigung, freiwilliger Landtausch 

Schwerpunkt dieser Maßnahme gruppe ist die Durch- 
führung von Neuordnungsverfahren nach Abschnitt 8 
des LwAnpG. 

Gegenwärtig liegen den Ämtern für Landwirtschaft 
tind Flumeuordnung 40 000 Anträge auf Einleitung 
von Verfahren nach LwAnpG vor. 

1993 werden ca. 120 Verfahren nach g 64 LwAnpG 
und 60 Verfahren nach § 54 bis 63 LwAnpG bearbei- 
tet, Zur Zeit sind 5 bis 7 Verfahren je Amt für 
Landwirtschaft und Flumeuordnung eingeleitet, die 
1993 zur Ausführung kommen. Die erforderlichen 
Haushaltsmittel von 5 Mio. DM wurden veranschlagt; 
das entspricht Ausfübrungskosten von 2 OÖO bis 
2 500 DM/ha. Die Mittel werden für den Ausbau von 
Wegenetzen, die Schaffung von Biotopen und Biotop- 
verbundsystemen, für Strukturveränderungen sowie 
für Verwertungsverlusle bei der Verwendung von 
Flächen eingesetzt. 


3. Dorfemeuerung 

Fortführung des Förderprogramms des Landes Sach- 
sen-Anhalt mit dem Ziel, funktionsfähige ländliche 
Siedlungsräume mit intakter Natur und Landschaft 
einschließlich Land- und Forstwirtschaft zu scbaf- 
fea 

Vorrangig werden Maßnahmen gefördert, die zu einer 
Verbesserung des Wohnumfeldes (Grundversorgung, 
Infrastruktur, BausaniGrung) beitragen. 

Vorgesehen ist die Förderung von 460 Gemeinden mit 
42,7 Mio. DM. Aus 600 weiteren Orten liegen Anträge 
auf Aufnahme in das Förderprogranun des Landes vor. 
Der Miltelbedarf beträgt 45,0 Mio. DM je Jahr bis 
1996. 


4. Einzel betrieb liehe Förderung 

Im Bereich der einzelbetrieblichen Förderungsmafl- 
nahmen werden 35,8 % der Gesamtmittel einge- 
setzt 
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Hauptziel: Förderung investiver Maßnahmen, die der 
Wiedereinrichtung bzw. Modernisierung bäuerlicher 
FaniilienbeLriebe dienen und dazu beitragen, das 
landwirtschaftliche Einkominen zu verbessern und zu 
stabilisieren. 

Vorgesehen ist eine Förderung von 450 Betrieben. 

Die Umstrukturierung ehemaliger LPG'en (im Wege 
der Rechtsnachfolge oder Neugründung) sieht FÖr- 
dermaßnahmen für 86 Betriebe vor. Veranschlagt sind 
Kapitalmarktdarlehen im Umfang von 80 Mio, DM. 
Für die laufende Zinsverbilligung werden bei der 
vorgesehenen Förderung 1,55 Mio, DM erforderlich. 


5. Marktstrukturverbesserung 

Für die Förderung sind 101,0 Mio. DM aus nationalen 
Mitteln vorgeseherc 

1993 steht auch weiterhin die grundlegende Verbes- 
serung der Verarbeitungs- und Vermarktungsunter- 
nehmen im Mittelpunkt, 

Schwerpunkte sind die 

— Obst- und Gemüse Struktur 

— Schlachlhofstruktur 

— Be- und Verarbeitung von Kartoffeln. 

Ziel der Förderung ist es, die Vermarktung in bezug 
auf Menge, Qualität und Art des Angebotes an 
die Markterfordernisse anzupassen. Neubau von 
Schlachthöfen und Molkereien. 


6. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 

Die geplanten Mittel werden schwerpunktmäßig für 
Wasserversorgungsanlagen und Abwasseranlagen 
eingesetzt. Die Versorgung der Bevölkenmg mit qua- 
litativ hochwertigem Trink wasser durch Anschluß der 
Gemeinden an die öffentliche Trinkwasserversor- 
gung, die Abwasserbeseiligung und die Reinhaltung 
der Gewässer stehen im Mittelpunkt, Der Anschluß- 
grad zur zentralen Trinkwasserversorgung ln den 
ländlichen Gemeinden liegt bei ca. 60% und damit 
unter dem Anschlußgrad der übrigen Gebiete. Aus 
dem ländlichen Raum liegen ein Antragsvolumen von 
ca, 800 Mio, DM vor. 


7. Forstiiche Maßnahmen 

Schwerpunkt der forstwirtschaftlichen Forderung 
sind Maßnahmen aufgrund neuartiger Waldschäden. 
34 % der Wälder in Sachsen-Anhalt sind stark geschä- 
digt. Die der Forstwirtschaft aus immissionsbedingten 
Waldschäden erwachsenen Belastungen können von 
den Privalwaldbesitzem mcht voll getragen werden. 

Die Förderung der Erste uff orstimg in Form einer 
Prämie und der dazu notwendigen Investitionen 
erfolgt auf ca, 350 ha. Weiterhin Pfleg emaßnahmen 
der Jungbestände, 


8. Forstwirtschaftliche ZusammenschlQsse 

Im Land Sachsen-Anhalt ist die Bildimg von 30 bis 
40 Forstbelriebsgemeinschaften vorgesehen. 

1992 und 1993 werden hier die Grundlagen geschaf- 
fen, Gewährt werden bis zu 40 % der Verwaltungsko- 
sten sowie die Förderung von Erstinvestitionen. 


Thüringen 

Vorbemerkung 

ln der ersten Mittelanmeldung des Landes zum 
21. Rahmenplan wurde ein Finanzbedarf für Förde- 
rungen gemäß der geltenden Grundsätze von 448,148 
Mio. DM ermittelt. Der tatsächliche Finanzbedarf 
wurde vor allem in den Bereichen Dorfemeuerung, 
Marktstrukturverbesserung, im Bereich der einzelbe- 
tiieblichen Förderungen und bei wasserwirtschaftli- 
chen und kulturbautechnischen Maßnahmen noch 
höher emgeschätzt, als er in der Mittelanmeldung 
dargestelll wurde. Trotzdem liegt die Mittelanmel- 
dung für 1993 um 155,3 Mio. DM höher als die im 
Haushalt 1992 für die Gemeinschaflsaufgabe bestä- 
tigten Mittel, Die Aufteilung der Finanzmittel basiert 
auf folgenden sachlichen Schwerpunkten, 

— Einzelbetrie bliche InvesÜtionsfördenjuig 130,837 
Mio, DM 

darunter Wiedereinrichtung bäuerlicher Familien- 
betriebe 62,83? Mio. DM 

— wasserwirtschaftliche Maßnahmen 80,500 Mio, 
DM 

— Moiklstrukturveibesseiung 54,000 Mio. DM 

— Flurbereinigung 19,250 Mio. DM 

— Dorfemeuerung 23.250 Mio. DM 

— forstwirtschaftliche Maßnahmen 6,000 Mio. DM, 

Diese Schwerpunkte vereinigen rund 94 % des ange- 
meldeten Finanzbedarfs auf sich. 


Begründung der Förderschwerpunkte 

1. Wiedereinrichtung bäuerlicher Familienbetriebe 
im Haupterwerb 

Zur Unterstützung einer beständigen Entwicklung im 
Haupterwerb können Starthilfen zur Wiedereinrich- 
tung bäuerlicher Familienbetriebe gewährt werden, 
Invesülionsmaßn ahmen, die der Verbesserung der 
Produktions* und Arbeitsbedingungen dienen, kön- 
nen durch Zinsverbilligungen von Kapitalmarktdarle- 
hen und durch öffentliche Darlehen gefördert werden. 
Für diesen Ford ergrün dsatz wird der Finanzbedarf 
des Landes Thüringen bei der weiteren Umstrukturie- 
rung enonn ansteigen. 250 Anträge auf Wiederein“ 
richlung sollen im Jahr 1993 bewilligt werden. 
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2. Starthilfen zur Umstrukturierung 
von landwirtschaftlichen Unternehmen 
In Form Juristischer Personen 

Diese Förderung soll die weitere Urnstniklurierung 
von landwirtschaftlichen Unternehmen unter Berück- 
sichtigung einer umweltverträglichen Produktion 
unterstützen. Untemehmenszlel des Zuwendungs- 
empfängers muß es sein, eine an bäuerüchen Grund- 
sätzen orientierte Landwirtschaft auf der Grundlage 
von Eigentum imd Arbeit seiner Mitglieder oder 
Anteilseigner zu betreiben. Nach diesem Förder- 
grundsatz erfolge eine invesdve Förderung über Zins- 
verbilligungen. Für diese Maßnahme sind im Jahr 
1993 7,0 Mio* DM geplant; davon sollen 3,000 Mio. 
DM für Neubewilligungen zur Verfügung gestellt 
werden. Mit diesen Mitteln kann ein Dari ^ensr ah- 
men von 122,0 Mio. DM mit Zinszuschüssen abgesi- 
chert werden* 


3, Förderung über das Agrarkreditprogramm 

Über das Agrarkieditprogramm sind betriebliche 
Investitionen zur Senkung der Produktionskosten und 
zur Verbesserung der Arbeitsbedlngrmgen, zur Ener- 
gleeinspaning imd im Bereich Freizeit und Erholung 
förderbar. 

Mit diesem FördergruBdsatz kann auch die Wieder- 
einiichtung einer landwirtschaftlichen Hofslelle im 
Nebenerwerb gefördert werden* 

Selbstwirtschaftende Land- und Forstwirte können 
bei Investitionen an Wohngebäuden einen Zuschuß 
erhalten* 

275 Anträge in diesem Bereich sollen 1993 bewilligt 
werden. 


4. Marktstrukturverbesserung 

Durch die Förderung soll die Veraibedtung und Ver- 
marktung 1 and Wirts chafüi eher Erzeugnisse in bezug 
auf Menge, Quahtät und Art des Angebotes an die 
Markterfordernisse angepaßt werden. Die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Verarbeitungs- und Vermarkt 
tungsuntemehmen soll verbessert werden, um insbe- 
sondere Voraussetzungen für Erlösvorteile der Erzeu- 
ger zu schaffen. Hauptschwerpunkl der Förderung ist 
die Verbesserung der Schlachtstätten- und Molke- 
reistruktux. Neuinvestitionen bzw. Raüonalisieruiigs- 
maßnahmen im Schiachthofbereich sind unter Beach- 
tung der territorialen Entwicklung der Tierbestände 
für die Standorte Altenbuig, HUdbuighausen, Nord- 
hausen, Sormeberg und Nohra vorgesehen* Es ist eine 
länderüb ergreifende Abstimmung mit den Bundes- 
ländern Sachsen und Bayern für diese Investitionspla- 
nung erfolgt* 

Bestimmend für die Schaffung von entsprechenden 
Milchverarbeitungskapazitäten ist die Garantie- 
menge für die Müchproduzenten des Landes (1991^ 
92; 945 kt). Vorgesehene Investitionsstandorte sind 


neben Eisenach und Erfurt auch Gera, Großbrauns* 
hain und Rudolstadt- Schwarza. Geplant ist auch die 
Bereitstellung finanzieller Mittel für die Schaffung 
moderner Be- und Verarbeitungstechnologien für 
Getreide, Kartoffeln. Obst und Gemüse. Die zu för- 
dernden Vorhaben müssen sich nach EG*Recht in 
Sektorpläne für die einzelnen Warenbereiche einord- 
nen. 


6. Wasserwirtschaftliche Maßnahmen 

Die Fördenmg nach diesem Grundsatz dient der 
Erhaltimg der Fimktionsfähigkelli der Sicherung und 
Verbessenmg der natürlichen Lebensgrundlagen 
sowie der Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbe- 
dingungen im ländlichen Raum, Fördeifähig sind 
unter anderem Investitionen, die zur Verbesserung 
der Wasserversorgung und der Beseitigung von 
Abwasser beitragen. In Thüringen gab es 1991 noch 
166 Orte und Ortsteile, die nicht über öffentliche 
Wasserversorgungen verfügten. Die Einwohner die- 
ser Kommunen werden überwiegend noch aus stark 
kontaminierten Hauswasserbrurmen mit Nitralgehal- 
ten bis zu 200 mg*l-' versorgt (Grenzwert 50 m' l''). 
Insgesamt müssen für 35 000 Einwohner öffentliche 
Versorgungsanlagen geschaffen werden. 1991 wurde 
in 92 Orten mit Vorhaben der öffentlichen Wasserver- 
sorgung aus Mitteln der Gemeinschaft sauf gäbe 
begormen. Die Fortführung der Arbeiten in diesen 
Kommunen sowie der Baubeginn in weiteren Orts- 
chaften ist geplant. Bis 1995 ist abschließend die 
Versorgung aller Bürger nach der Trinkwasser- Ver- 
sorgung der Bundesrepublik Deutschland sicherzu- 
stellen; für 1993 wurde ein Finanzbedaxf von 14,450 
Mio* DM angemeldet. 

Im ländlichen Raum sind oft keine oder nur unzuläng- 
liche Anlagen zur Abwasserbeseitigung vorhanden. 
Die Vorhaben zur Abwasserableitung (Kanalisations- 
bau in den Orlslagen) und der Abwasserbehandlung 
sind unabdingbare Vorleistungen zur Infrastruktur ei- 
len Entwicklung. Jeglicher Ausbau der Ortsstraßen 
und damit die zweckentsprechende Inanspruch- 
nahme an Straßenbau-Förderungsmöglichkeiten 
setzt die Durchführung dieser Leistungen voraus. 
Für die Abwasserbeseitigung sollen im Jahr 1993 
55,550 Mio. DM zur Verfügung gestellt werden. 


6. Flurbereinigung 

Mit diesem Fördergrundsatz kann die dringend erfor- 
derlich Neuordnung des ländlichen Grundbesitzes 
und die Gestaltung des ländlichen Raumes durch 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur 
(z. B. wegemäßige Erschließung; Landtausch usw*) 
hnanzleli unterstützt werden. Durch Bodenordnungs- 
verfahren werden Voraussetzungen für private und 
öffentliche Investitionen geschöffen- Die Durchfüh- 
rung solcher Maßnahmen erfolgt nach dem Landwüt- 
schaflsanpassungs- und dem Flurbereinigungsge- 
setz, 
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7. Dorfemeuernng 

Im Rahmen der Dorferaeuerung werden Maßnahmen 
gefördert, die durch eine Verbesserung der Produk- 
tions- und Arbeitsbedingungen in der Land- und 
Forstwirtschaft die Lebensverbältnisse der in diesen 
Betrieben Tätigen und ihrer Famiiien verbessern. 

Mit der Förderung soll die Erhaltung und Verbesse- 
rung ländlicher Siedlungen als Standorte für land- 
und forstwirtschaftliche Betriebe, die Regelung inner- 
örtlicher Verkehrs- und Gewässerverhältnisse sowie 
die Erhaltung und Gestaltung land- und forstwirt- 
schaftlich geprägter Bausubslanz unterstützt werden. 
Außerdem sind Maßnahmen, die Umweltwlrkungen 
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe mit den Erfor- 
dernissen zeitgemäßen Wohnens und Aibeitens in 
Einklang bringen, förderbar. Für das Jahr 1993 sind 
etwa 350 Maßnahmen vorgesehen. 


8. Forstwirtschaftliche Maßnahmen 

Zur Unterstützung der Nutz-, Schutz- und Erhoiungs- 
funktion des Waides können waldbauliche Maßnah- 
men und sonstige forstwirtschaftliche Investitionen, 
forstwirtschaftlicher Wegebau, forstwirtschaftliche 
Zusammenschlüsse und Erstaufforslungeo gefördert 
werden. 

1991 wurde damit begonnen, ehemals staatlichen, 
daim in Treuhandverwaltung übergebenen Wald in 
die Trägerschaft der Kommunen zu geben. Die von 
den Städten und Gemeinden zu erhaltende WaJdflä- 
che wird sich von 1993 bis 1996 noch wesentlich 


erhöhen. Der Erhalt des Kommunalwaldes stellt im 
Rohmen der forstwirtschaftlichen Maßnahmen den 
Hauptförderschwerpunkt dar. 


Berlin 

Der Mitteleinsatz im Planungszeitraum ist weiterhin 
davon gekennzeichnet, daß in den ehemaligen West- 
bz w. Ostteilen der Stadt unterschiedüche Fördemngs- 
grundsätze zur Anwendung kommen. Die verschie- 
denartigen Problemstellungen in beiden Teilen der 
Stadt erfordern darüber hinaus auch eine unterschied- 
liche Schwerpunklselzung. 

Im ehemaligen Oslteil der Stadt liegt der Förder- 
schweipunkt bei betrieblichen Maßnahmen. Obwohl 
es ln der Vergangenheit das oberste Ziel der Land- 
wirtschaftspolitik war. den Bedarf der Bevölkerung 
mit NahrungsiniUeIn,zu decken, genügen die vorhan- 
denen Verleilungs- bzw, Vennarktungseinrichtungen 
nicht den heutigen Ansprüchen. Es ist daher notwen- 
dig, gemeinsam mit dem Land Brandenburg entspre- 
chende Investitionsvorhaben zu fördern. Langsam 
laufen Anträge für die Förderung der Wiedereinrich- 
hmg und Modernisierung bäuerlicher Familienbe- 
triebe besser an. Mit der Einfühning der Ausgleichs- 
zuJage im laufenden Haushaltsjahr könnte diese Ent- 
wicklung eine Beschleunigung erfahren. 

Im ehemaligen Westteü Berlins Liegt der Förder- 
schwerpunkl weiterhin bei der Durchführung von 
Maßnahmen im Rahmen des einzel betrieblichen För- 
derungs Programms und bet Maßnahmen zur Verbes- 
serung der Marktstruktur. 
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TEIL V 

Zusammenfassung der Anmeldungen 1993 für das Bundesgebiet 


In der Obersicht 1 ist das Mittelvoiumen für alle 
Maßpahnien des 21, RaLhmenplans enthalten. Dej 
Rethmenplan hat ein FinanzvoluLmen an Kassenmitteln 
von 4 350,023 Mio, DM; auf den Bund entfalien davon 
2 630,000 Mio. DM, daninter 1 100,000 Mio, DM für das 
Beitrittsgebiet, auf die Länder 1 720,023 Mio. DM. 

Die Summe der Verpflichtungsermächtigimgen be- 
trägt rd, 2 496 Mio, DM (Übersicht 2). 

Für 1993 ergibt sich folgende Verteilung der Bundes- 
mittel: 


Land 

Mio. DM 

Schleswig-Holstein 

130,417 

Hamburg 

18,583 

Niedersachsen 

312,755 

Bremen 

6,660 

Nordrhein- Westfalen 

142,491 

Hessen 

97,986 

Rheinland-Pfalz 

113,990 

Baden-Württemberg 

212,203 

Bayern 

399,130 

Saarland 

14,566 

Berlin (West) 

1,219 

alte Bundesländer Insgesamt 

1 450,000 

Brandenburg 

302,879 

Mecklenburg -Vorpommern . , 

277,342 

Sachsen 

200,562 

Sachsen-Anhalt 

207,476 

Thüringen 

189,862 

Berlin (Ost) 

1,679 

neue Bundesländer insgesamt 

1 180,000 

Bundesmittel insgesamt 

2 630,000 


160 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4207 


TEIL VI 

Fortschreibung des Rahmenplanes für die Rnanzjahre 1993 bis 1995 


Die Überelchten 23. 24 und 25 zeigen die Amnel- 
düngen der Länder für die Ffnanzplanjahre 1994 bis 
1996. Danach würden sich folgende Bundesanleüe 
ergeben: 

1994 3 016,699 Mio, DM 

1995 3 016,168 Mio, DM 

1996 3 011,878 Mio. DM 

Diese Anmeldungen der Länder übersteigen die 
Ansätze der mehijähiigen Finanzplanung des Bun- 
des. 


TEIL Vir 

Vollzug des Rahmenplanes 1991 bis 1994 


Der neunzehnte Rahmenplan für den Zeitraum 1991 
bis 1994 hatte ein Finanzvolunien von rund 
3 519 Mio. DM, Davon entfielen auf den Bund 
2 133 Mio, DM und auf die Länder nmd 
1 386 Mio. DM. 
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TEIL VIII 

Übersichten für den Rahmenplan 1993 bis 1996 


Obersicht 1 


Verteilung der Mittel aoi Länder und Maßnahmen für das Haushaltsjahr ld93 

— Beträge in Mio. DM — 






Von dem Betrag In Spelle 2 entfaUen aui 


Mluel- 

Von dem 
BeUtig 

Von dem 
Betrag 

^grarstnik' 

Lurelle 

Vor- 

planung 



Elmeibeiriebliche 

MaBnahmen 

Markt' 

struktur- 

veibes- 

seiung 

Wasser- 

wifl- 

schaH- 

For&t- 

win- 

sdudt- 

Liehe 

MaB- 

nabraen 



Land*) 

eoseii 

ln Sp^ 2 
enllallen 
auf Bund 

iiiSp.2 
entfaUen 
auf Land 

Flur- 

bereini- 

gung 

Oorf- 

emeue- 

ning 

rusam- 

men 

darunter 

Aus- 

glelchs- 

zulage 

Uche und 
kuttur- 
bautech' 
Ql$che 
MdB- 
nabmen 

Weitere 

Maß- 

nahmen 

Küsten- 

schutz 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

3 

9 

10 

U 

13 

13 


SH 

205,564 

130,417 

75,147 

0,250 

7,125 

8,452 

71,332 

32,714 

6,000 

29.368 

5,200 

7,050 

70,767 

HH 

27,001 

18,583 

8,418 

0,016 

0,005 

0,000 

L777 

0,350 

0,650 

0,647 

0,025 

0,052 

23,829 

NI 

506,999 

312,755 

194,244 

0,300 

45,145 

25,220 

198,580 

114,158 

17.700 

106,736 

19,930 

7,830 

65^56 

HB 

10,915 

6,660 

4,253 

0,000 

0,067 

0,472 

1,060 

0,670 

5;379 

2,053 

0,773 

0,000 

1,110 

NW 

237.485 

142,491 

94,994 

1,000 

36,200 

25,000 

66,620 

36,000 

13,146 

63,961 

6,215 

5,143 

0,000 

HE 

163,310 

97,986 

65,324 

0.500 

16,000 

15,000 

75,893 

53,000 

7,000 

33.467 

12,100 

3,350 

0,000 

RP 

189,983 

113,990 

75,993 

0,000 

29,920 

12,548 

77,260 

52,210 

5,310 

41.980 

20,000 

2,945 

0,000 

BW 

353,671 

212,203 

141,468 

0,300 

56,200 

0,000 

194,471 

137,426 

13,600 

64.700 

16,600 

7,800 

0,000 

BY 

665,217 

399,130 

266,087 

0,300 

147,500 

0,000 

391,500 

295,000 

42,062 

51.900 

28,855 

3,100 

0,000 

SL 

24,276 

14,566 

9.711 

0,160 

4,800 

1,045 

8,462 

5,200 

1,200 

7,674 

0,655 

0,280 

0,000 

B£ 

(West) 

2,032 

1,219 

0,813 

0,000 

0,000 

0,070 

0,962 

0,226 

1,000 

0,000 

0.000 

0.000 

0,000 

ABL 

2386,453 

1 450,000 

936,453 

2,826 

342.962 

87,807 

1108,137 

726,954 

113.047 

402,483 

110,353 

37,550 

181,282 

BB 

504,798 

302,879 

201,919 

10,000 

5,000 

65,000 

226,159 

119,050 

77.056 

79,083 

23,500 

19,000 

0,000 

MV 

459,140 

277,342 

161,798 

0,500 

10,000 

20,000 

158,800 

46,100 

84,128 

153,137 

4,000 

10,000 

18,575 

SN 

334,270 

200,562 

133,708 

2,099 

2,229 

32,501 

148.645 

46,000 

87,755 

43,606 

8,577 

8,858 

0,000 

ST 

345,793 

207,476 

136,317 

2,500 

7,500 

42,712 

123,801 

27,330 

101,000 

47,800 

9,050 

11,430 

0,000 

TH 

316,437 

109,662 

126,575 

2,500 

10,250 

23,250 

130,837 

48,000 

54,000 

80,500 

6,000 

9,100 

0.000 

BE (Ost) 

3,132 

1,879 

1,233 

0,000 

0,000 

0,200 

1,852 

0.269 

1,000 

0,080 

0,000 

0.000 

0,000 

NBL 

1963,570 

1180,000 

783,570 

17,599 

34,979 

183,663 

790.094 

286,749 

404,939 

404.206 

51,127 

58,388 

16^75 

Ins- 

gesamt 

4350,023 

2630,000 

1720,023 

20,425 

377,941 

271,470 

1898,231 

1013,703 

517,986 

806,694 

161,460 

95,938 

199,857 


*) ln den Übersichten werden folgende Kurzbezeichnungeu für die Bimdeständer verwendet: 


ABL 

= Alte Buoodesländer 

HH 

= Hamburg 

NBL 

= Neue Bundesländer 

MV 

= MeckJenburg-Vorpommem 

BE (Ost) 

^ (ehemals) Berlin- Ost 

NI 

= Nledersacfasen 

BE (West) 

= (ehemals) Berlin- West 

NW 

= Nordrbeln- Westfalen 

BB 

= Brandenburg 

RP 

= Rheinland -Pfalz 

BW 

= Baden -Württemberg 

SH 

= Schleswig -Holstein 

BY 

= Bayern 

SL 

= Saarland 

HB 

Bremen 

SN 

= Sachsen 

HE 

= Hessen 

ST 

= Sachsen- Anhalt 



TH 

= Thüringen 
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Übersicht 2 


ZusamiDensteUniig der VerpOichhingsermSchtigimgen für das Haoshaltsjahr 19fö 

— Beträge in Mio. DM — 



Ansatz 

Insgcfunt 

Von dnm 
Betrag 
lnSp.2 

«ul Bund 

Von dem 
Betrag 

Ln Sp. 2 
entfallen 
«uf L«nd 

Von dem Betrag in Spalte 2 enUaHen auf 

Agrar* 
struktu- 
relle Vor- 
planung 

Flur- 

bereinigung 

Dorf- 

emeue- 

rung 

Einzelbetriehliche 

MaDnahmen 

Derlehen 

und 

Zuschüsse 

Dadcheo 

und 

Zuschüsse 

Zins- 

zuscbüsse 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Schleswig -Holstein 

129.554 

82,503 

46,671 

0,000 

7,067 

8,284 

21,700 

16,474 

Hamburg 

8,201 

5,602 

2.599 

0,000 

0.000 

0,000 

0.420 

0,963 

Niedersachsen 

265.200 

155,120 

100,080 

0,200 

39,200 

17,200 

37,000 

8,000 

Bremen 

6,913 

4,346 

2,565 

0,000 

0,000 

0,000 

0,000 

0,200 

Nordrhein-Westfalen 

63,606 

38,164 

25,442 

0,748 

21,100 

11,580 

17,000 

0,542 

Hessen 

60.693 

36,416 

24,277 

0,000 

20,000 

5,000 

11,000 

5,000 

Rheinland- Pfal 2 

100,457 

65,074 

43,363 

0,000 

24,080 

10,202 

10,875 

10,500 

Baden -Württemberg 

214,000 

128,400 

85,600 

0,300 

60,000 

0,000 

35,500 

30,000 

Bayern 

319,060 

191,436 

127,624 

0,300 

135,000 

0,000 

46,000 

42,000 

Saarland 

15,848 

9,509 

6,339 

0,100 

2,892 

1,000 

1,150 

3,506 

Berlin (West) 

1,327 

0.796 

0,531 

0,000 

0,000 

0,000 

0,627 

0,000 

alte Bundesländer 

1 192.859 

727,748 

465,111 

1,648 

309,339 

53,366 

101,272 

117,185 

Brandenburg 

322,300 

193.380 

128,920 

5,000 

30,000 

50,000 

55,500 

91,800 

Mecklenburg-Vorporruaem . 

306,333 

184,800 

121,533 

0,000 

5,000 

6,500 

26,950 

120,273 

Sachsen 

249,425 

149,655 

99.770 

0,960 

9,760 

11,400 

35,370 

37,210 

Sachsen -Anhalt 

265,650 

159,390 

106,260 

3,000 

5.000 

45,000 

70,8t7 

49,700 

Thüringen 

227,425 

136,455 

90,970 

1,000 

6,000 

15,000 

58,250 

64,816 

Berlin (Ost) 

2,200 

1,320 

0,880 

0,000 

0,000 

0,000 

0,400 

1,335 

neue Bundesländer 

1 373,333 

825,000 

548,333 

9,960 

55,760 

129,900 

247,287 

365.134 

insgesamt . . . 

2566,192 

1552,748 

1013,444 

11,608 

365,099 

163,266 

428,559 

482,319 
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noch Übersicht 2 


Laü6 

Voa dem ßetnig tu Spelle 2 eDtfoUen auf 

Markt- 

struktur- 

verbcs- 

senmg 

Wassewlrt- 
sdiariUohe 
uod kultxir- 
bau- 

techal5c±fQ 

MaiQiuituueja 

Foratwüt- 

schetüfche 

MeSoehmen 

weitere 

MaSaahmen 

Küstea- 

schutz 

Summe der Spallen 

5 bis IS 

Letetungs^ 

Prüfung 

Limd- 
arbeiler- 
wohujogs' 
bau und 
Anpassunqs- 

hure 

Darlehen 

und 

Zuschüsse 

Zins- 

Zuschüsse 

Darlehen 

und 

Zuschüsse 

1 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

le 

17 

Schleswig -Holste in 

2,100 

17.799 

3,680 

0,000 

0.950 

51.500 

113,080 

16,474 

Hamburg 

0,000 

0,000 

0,000 

0.000 

0,000 

6.818 

7,238 

0,963 

Niedersachsen 

4,500 

72,000 

26,000 

0.000 

1,100 

60.000 

257,200 

8,000 

Bremen 

4,713 

0,000 

0,000 

0,000 

0,000 

2.000 

6,713 

0,200 

Nordrhein -Westfalen 

8,8B0 

0,000 

0,040 

0,000 

3,616 

0,000 

63.064 

0^2 

Hessen ...... 

3,000 

15,133 

1,520 

0.000 

0,040 

0.000 

55.693 

5,000 

Rheinland -Pfal2: 

4,315 

33,645 

14.223 

0.105 

0,512 

0,000 

97,957 

10,500 

Baden-Württemberg 

14.000 

65.500 

8,000 

0.000 

0.700 

0.000 

184,000 

30,000 

Bayern 

34.106 

39,000 

20,000 

0,300 

2,354 

0,000 

277.060 

42,000 

Saarland 

2.000 

5.100 

0.100 

0,000 

0.000 

0,000 

12,342 

3,506 

Berlin [West) 

0.700 

0.000 

0,000 

0.000 

0,000 

0,000 

1.327 

0,000 

alte Bundesländer 

78.314 

248,177 

73.563 

0,405 

9,272 

120,318 

1 075,674 

117.185 

Brandenburg 

53,000 

31,000 

5.000 

1.000 

0.000 

0,000 

230,500 

91,800 

Mecklenburg -Vorpommern . 

28,110 

98,000 

2,000 

0,000 

7.500 

10.000 

186,060 

120.273 

Sachsen 

96,445 

24.480 

33.100 

0,700 

0,000 

0,000 

212,215 

37,210 

Sachsen-Anhalt 

30,000 

48.608 

13.525 

0,000 

0,000 

0.000 

215,950 

49,700 

Thüringen 

36,359 

44.000 

2.000 

0,000 

0.000 

0,000 

162,609 

64.816 

Berlin (Ost) 

0,465 

0,000 

0.000 

0.000 

0.000 

0,000 

0,865 

1,335 

neue Bundesländer 

244,379 

246.088 

55,625 

1,700 

7,500 

10,000 

1008,199 

365,134 

insgesamt . . . 

322,693 

494,265 

129,188 

2.105 

16.772 

130.318 

2083,873 

402.319 


noch Übersicht 2 


Land 

Von den BetrSgen ln Spähen 16 und 17 werden tailJg Im HaushaJlsJnhr 

1994 

19S5 

1S96 

In den Pblgejahren 

Darlehen 

und 

Zuschüsse 

2ins- 

zuschOssfl 

Darlehen 

und 

ZüschOsse 

ZinS' 

Zuschüsse 

Darlehen 

und 

Zuschüsse 

Zlns- 

zuschü^ 

Darlehen 

und 

Zuschüsse 

Zins- 

Zuschüsse 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Schleswig -Holstein 

66.930 

3,733 

19,450 

1,641 

4,040 

1,543 

2.660 

9,557 

Hamburg 

7.088 

0,069 

0,110 

0,082 

0,040 

0,088 

0.000 

0,724 

Niedersachsen 

93.950 

3,400 

81,050 

2,400 

55,700 

1,400 

26.500 

0,600 

Bremen 

3.456 

0,030 

3,257 

0,025 

0,000 

0,020 

0.000 

0,125 

Nordrhein -Westfalen 

30.236 

0,300 

10,828 

0,242 

10,000 

0,000 

12,000 

0.000 

Hessen 

22,567 

3,000 

11.766 

2,000 

2,080 

0,000 

19,280 

0,000 

Rheinland-Pfali 

47,640 

2.000 

28.612 

1,400 

18.305 

0,800 

3.320 

6,300 

Baden-Württemberg 

67,650 

4.200 

50,050 

4.800 

39,300 

2,100 

27,000 

18,900 

Bayern 

123,814 

1,800 

73,621 

8,281 

41,044 

3,600 

33.000 

33.900 

Saarland 

12.342 

0.522 

0,000 

0,254 

0,000 

0,236 

0,000 

2,494 

Berlin [West) 

1.000 

0,000 

0,327 

0,000 

0,000 

0.000 

0,000 

0,000 

alte Bundesländer 

496,673 

19,054 

279,071 

21.125 

170,589 

9.787 

123.760 

72.800 

Brandenburg 

182,500 

25,000 

43,000 

18,000 

5,000 

10.000 

0,000 

38,800 

Mecklenburg-Vorpommern . 

177^090 

19,136 

8,970 

17,483 

0,000 

16.110 

0,000 

67,544 

Sachsen 

96,373 

5,880 

75,022 

5.370 

13,620 

4.840 

27,200 

21,120 

Sachsen-Anhalt 

112,775 

7,200 

55,050 

8.900 

38,775 

7.800 

9,350 

25,800 

Thüringen 

93,109 

8,800 

49,200 

7,403 

19,700 

7.456 

0.600 

41.156 

Berlin (Ost) 

0.500 

0,300 

0,365 

0,280 

0,000 

0,260 

0,000 

0,495 

neue Bundesländer 

662,347 

66,316 

231,607 

57.436 

77.095 

46.466 

37,150 

194,916 

insgesamt . . . 

1 159,020 

85,370 

510,676 

78,561 

247,684 

56.253 

160,910 

267.716 

Bundesanteil 

703,394 

51,223 

310,107 

47,137 

149,910 

33,752 

96,596 

160,630 

Länderanteil 

455,626 

34,147 

200,571 

31,424 

97,774 

22.501 

64.314 

107,086 
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Drucksache 1 2/4207 


Obersicht 3 

Zusammenstellimg der Vorhaben und des Mitlelbedarfs für das Hanshaltsjalir ldd3 

— Beträge in Mio. DM — 


MoJSluhnieD 

Neu zu bowOUgcude Vofhabeu tm lauJeudea KBushalisjahr 

von den im laufenden Hnushflltsjahr 
zu flnanzterendeü Maßnahmen enu. aul: 

ZeOeB 

■ Neu TU bewOUgende Vorhnben 

n Hausbalixrecbtlkbe 
Ve^lchlungcn bm Veijahicn 
(auraruD^vcfi VerpfUchiuugs^ 
enUBc^ dgungeD) 


Ud. 

Nr. 

Anzahl 

Pdrdcrfdlüge 
GnaAlkosTau 
der neu cu 
bewühgedden 
VoThabcD 

Von Sp. 4 eitfoUea «oI 

Zuschüsse 
Bedarl en 
K«sen- 
mlueln 

Öffentliche 
Deiteh«!) 
Bedarf An 
Kassen^ 
mtltehi 

Zlnsvcr- 

bdligte 

Do/luen 

Bedsri AD 

Zinszu' 

schlissen 

aus 

Spalte 9 

SuDune aus 
SpAllen 

7. 8 u, 10 

SonsUga 

MfentL 

Zuschüsse 

und 

Dajleben 

Hlgnalei- 
slmigen und 
Knpllsl* 
innikt- 
' DiJttel 

l 

3 

3 


S 

6 

7 

B 

9 

10 

1L 

L 

AgrarstnihtitreUe 

A 

1 

106 

20.253 


0.630 

7,913 




7,913 


Vorplanimg 

B 

2 





12.512 




12412 

2 . 

Flurbereinigung 












2,1 

Fl urbereinlgun gs - 

A 

3 

600 

510.206 

33*762 

140.091 

32,336 

0.100 



32.430 


verfahren 

B 

4 





272,066 

3,970 


0,686 

276*722 

2,2 

Weinbergs- 

A 

5 

164 

50.696 

0,950 

15,273 

4.795 

1,900 



6,695 


Flurbereinigungen 

B 

6 





24.225 



0.100 

24,325 

2.3 

Beschleunigte 

A 

7 

87 

35,319 

0.500 

9,213 

1,564 




1,564 


Zusammenlegung 

B 

6 





23,136 

0,400 


0,010 

23,546 

2.4 

Freiwilliger 

A 

9 

248 

26.757 

0,050 

1,485 

11.051 




11,051 


Land lausch 

B 

10 





1,600 




1,600 

2. 

Insgesamt 

A 

n 

1099 

625.182 

35.262 

166.062 

49,746 

2.000 



51,740 


Maßnahmen 2. 

B 

12 





321.027 

4,370 


0,796 

326,193 


(Flui bereinlgung) 












3* 

Dorf^euening 

A 

130 

7383 

657,995 

24.450 

316,712 

124,504 




124.504 



B 

131 





146,966 




146,966 

4 . 

EinzelbetriebUche 













Maßnahmen 












4.1 

Invest, in Betrieben 

A 

15 

4184 

789,034 

20.771 

345,116 

21,235 

29,656 

169,940 

1,115 

52.006 


mit Betr. Verb. Plan 

B 

16 





67,150 

88*999 

1005,700 

117,819 

293,966 


u, Kooperationen 












4,2 

Ausgleichs - 

A 

17 

516735 

1013.208 



1013,703 




1013,703 


Zulage 

B 

18 










4.4 

Überbrückungshilfe 

A 

19 












B 

20 







7.500 

0,600 

0,600 

4,6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohn teils 

B 

24 







27,700 

1.811 

1*611 

4.7 

Eneigie- 

A 

25 

1557 

24.244 


20,232 

1,173 




1,173 


elnsparung 

B 

26 





2,357 




2,357 

4,9 

Bodenzwlschen- 

A 

29 

50 

14.200 


2,200 



12,000 

0.020 

0.020 


erwcrb 

B 

30 







8.600 

2,430 

2.430 

4,13 

Agrarkredlt- 

A 

132 

2460 

309.939 


94*365 

7832 


202*491 

9.743 

17,575 


programm 

B 

133 





9,998 


69*100 

19,185 

29.183 
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noch Überslchl 3 

noch Zusammenstellimg der Vorhaben and des Mittelbedaris für das Haushaltsjahr 1993 

— Beträge in Mio. DM — 



Neu 211 bAwUUgoHle VoifaAbed Im kiuleaden HdUiluülJjabJ 

von dcfl Im iBidCddu Haiubalt^dlir 

XU HouixleFeiKien M&SDAhmen enu. oufi 

ZeO« A 

ZeUeB 

- hJeo EU bewUHgcnd« Vorhubeo 

^ HsufbAtisrecbtUcbe 

VenrUchtungcn aus Voi1a2iicn 
{au/gnind von VerpfUchtunsv 
onnjcittiguageD) 

Ud. 

Ni. 

ArtTflhl 

POrd^ifUIg« 
Geumtkotlea 
der neu tu 
bewÜtfTenden 
VodiAbu 

Von Sp. 4 entfnUcn «ut 

Zuschflstf 
Bedeif «n 
Kaskh- 

öfteniUciK 
l>aLrlehcn 
B«d«rl AD 
Kusen- 
mlueln 

Ziosvei^ 

biUlme 

Doaebea 

Bedacf AU 
ZlftSXU- 
KhiHfen 
aus 

Spaltes 

Sumoifl BUS 

Spalteo 
?. 8 u. 10 

Sonstige 

NlfeoU. 

ZüsdiÜsse 

izod 

Ooflehea 

fiigeiüel* 
stungen und 
K^rftoJ- 
nuirkt- 
mlnei 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

e 

9 

LO 

11 

4,14 

Wiederelnrichtung 

A 

150 

1207 

922,933 


171.896 

45,237 

103,163 

360.900 

8.457 

156.857 


und Modemislemng 

B 

151 

300 




35,945 

192,242 

172,480 

37.373 

265,560 

4.15 

UnistrukUirlerung 

A 

158 

399 

1034.980 

14.000 

143.480 

3,000 


875.800 

19.998 

22.998 


landw, Unternehmen 

B 

159 





1.300 


64,000 

13.872 

15,172 

4.16 

Energletr&ger- 

A 

160 

352 

95,743 


63.780 

16,103 




16,103 


Umstellung 

B 

161 





6,716 




6,716 

4. 

Insgesamt 

A 

37 


4204,261 

34.771 

841,069 

1108.283 

, 132,819 

1661,131 

39,332 

1280.434 


Maßnahmen 4. 

B 

36 





143,466 

281.241 

1375,060 

193,090 

617,797 


[einzelbetdebliche 













Maßnahmen) 












5, 

MarkUtruktur- 













Verbesserung 












5.1 

FßTderuiig einzelner 













Markts tmktnr bereiche 












5.1.1 

Molkerei - 

A 

39 

117 

281,999 

2U05 

168.240 

27,426 




27,426 


Struktur 

B 

40 

2 




91,173 




91.173 

5.1,2 

SchJachthof- 

A 

41 

7 

169.144 

5,692 

117.738 

10,760 




10.780 


struktuj 

D 

42 

1 




69,141 




69.141 

5.13 

Obst und 

A 

43 

50 

277.385 

18,700 

191,892 

37,670 




37.670 


Gemüse 

B 

44 

6 




35,661 




35,861 

5,1.4 

Blumen und 

A 

45 

9 

50.717 

1.000 

36,367 

5,555 




5355 


Zlerpnanzen 

B 

46 

1 




4,475 




4.475 

5,13 

Be- u, Verarbeitung 

A 

47 

20 

333.827 

2U040 

215.492 

20,685 




20.685 


von Kartoffeln 

B 

48 

2 




25,088 




25.088 

5,1.8 

Maßnahme gern. 

A 

122 

64 

200,316 

24,023 

138,563 

5,401 




5,401 


EG-VO 355/77 

B 

123 

1 

26.465 

10,000 

15.000 

20,382 




20382 


bzw. 866/90 












5,1.9 

Lein- und LeinTasem 

A 

138 

1 

7.110 


5.270 

1,000 




1.000 


einschl, Flachs>' 

B 

139 





6,320 




6,320 


schwinge 












5,1.11 

Getreide, Öl- und 

A 

152 

17 

131.064 

1.856 

97,500 

8,367 




8,367 


Hülsenfrüchte 

B 

153 

2 




15,885 




15,885 

5,1.12 

Tierkörper- 

A 

164 

2 

76.750 

1.192 

66,514 

8,044 




8,044 


beseitlgungsarüagen 

B 

165 





13,068 




13,068 
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Neu zu bewfUtg«nidc Voduben tm LaiEfoaded Knishdllsiahr 

von den hn louleaden HatobakxHu 

Cu QrLfUUferendicn Maßnahmen end. aufr 







V/on Sd. 4 entfADoTL auf 






ZeOeA 

> Neu ta bewjUlgende Vorhäbea 




PbrderfAhlgu 




öfTeaUicbe 


Bodarf AD 







Zuschüsse 
Bedüif an 
Kaswn- 
mitteln 



ZcUeB 

HhiuhsJtvediillche 
VerpftlchtungcA aux VocjotuieA 
(Aurgruad voü VeipOifhtuags^ 
eniajchtlgiungenl 


Lfd. 

Nr. 

Adxahl 

GeftaiutkOAtcii 
der üeu lu 
tHVflUigenden 
VorbubeiV 

SoEullge 

dJföia, 

Zusdiüs» 

und 

DorlehEd 

Elgenlet- 
stnngen und 
Kapllol- 

OUTkt- 

odttcl 

Dvlehen 
Bedail an 
Küssän- 
aünetn 

ZlnsvcT' 

D&rkiiied 

Zinstu- 

Schüssen 

AI» 

Spelle 9 

Summ« AUS 
Spelten 

7, 3 u. 10 

l 

2 

3 

A 

5 

& 

7 

8 

9 

LO 

11 

5.1.13 

GeaQgel- 

A 

166 

2 

101.400 

1.230 

89.695 

9.075 




9.075 


Schlachtereien 

B 

167 





4.778 




4,778 

5.1 

Insgesamt 

A 

53 

289 

1 629.732 

96,038 

1127.271 

134,003 




134,003 


Maßnahmen 5.L 

B 

54 

15 

26.465 

10.000 

15.000 

286.171 




286,171 

5J1 

Maßnahmen gemäß 
Marfctstrnhturgese tz 












5,2, i 

Start- 

A 

55 

104 

303,910 


278,090 

19.370 




19,370 


beihüfen 

B 

56 





0,930 




0,930 

5.2.2 

Invesütlons- 

A 

57 

91 

215,610 

4,120 

155.324 

31.816 




31,816 


belhüfen 

B 

58 





8.558 




8,558 

5,2 

Insgesamt 

A 

67 

195 

519.520 

4,120 

433,414 

51.186 




51486 


Maßnahmen 5,2. 

e 

68 





9.468 




9;488 

5^ 

Förderung der 
Vermarktung nach 
besontL Regeln 
erzeugter land^v. 
Erzeugnisse 












5.3J 

Start- 

A 

142 

36 

26,323 


19,285 

3.928 




3.938 


beUhüfen 

fi 

143 





0.941 




0,941 

5.3.2 

Investitions- 

A 

144 

39 

37^0 


26,365 

5,ni 




5.H1 


belhllfen 

B 

145 





0,555 




0.555 

5.3 

Insgesamt 

A 

146 

75 

63,673 


45.650 

9,038 




9,036 


Maßnahmen 5.3. 

B 

147 





1,496 




1.496 

5,4 

Verbesserung der 

A 

154 

24 

85,635 

6,286 

60,026 

13.509 




13,509 


Verarbeit ungs- und 
Vermarktungss tiuktur 
der FischwirtschaJt 

B 

155 





5,918 




5,918 

5.5 

Sonstige MaJflnahmen 

A 

162 

4 

80,720 


73.043 

7,177 




7,177 


aulgrund von EG-VO 

B 

163 










5, 

Insgesamt 

A 

126 

587 

2379,280 

106.444 

1739.404 

214,913 




214,913 


Maßnahmen 5. 
(Marklslruktur) 

B 

127 

15 

26.465 

10.000 

15.000 

303,073 




303,073 
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Miütnehnien 

Neu TU bewUUgcädo Vorhaben tm laufenden Heurbaltslahr 

von den im laufenden Haoibaltsj^ 

XU Unnnzlerendeü NiaSuaJunen enU. auf: 

ZeOe A 

- N«u EU bewIUIgend« Vorhaben 

■ HaushallsrechlUcbe 
VecpfUcLtUDgen aus Vorjahren 
{aufcnuid von VerpQlcbuujg»- 
ennftcfatl gongen} 




PAfdCEfShfge 
Gc^amLkosien 
det neu tu 
bevriQigenden 
Vamebefl 

Von 3p. 4 cutroUen nul 


OUenÜldie 
Darlehen 
Bedarf an 
Kassen- 
mltteln 


Bedarf an 
hcttxu- 
xch fassen 
iia 

Spalte 9 


Z«UeB 


ua 

Ni, 

AnxAhl 

Sonstige 

UfCDO. 

ZtKhüse 

und 

Dftrlehen 

ElgenJel- 
fttungen und 
Kapitol^ 
markt- 
DÜllel 

Zuschuss« 
Beddff «n 
Kassen^ 
vitieLn 

Zlmvei- 

bauqrie 

DaJlehen 

Summe 

SpoJten 

7. Bu. 10 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

B 

9 

10 

f] 

6 . 

Wasserwirtschaftliche 
o, kiilturbaotechiL 
MaBuahmen 












60 

VorarheJien 

A 

69 

27 

12.079 


1,432 

8,647 




8,647 



B 

70 





2,000 




2,000 

6.1 

Beseitigung natur- 

A 

71 

46 

52.386 


^ 16.822 

24,803 




24,603 


gegebener Nachteile 

B 

72 





5,013 



0,058 

5,671 

6.2 und 6,3 Ausgleich d. 

A 

73 

240 

204,327 


60,566 

55,534 




55,534 


Wasserabflusses usw. 

B 

74 





105,794 



0,596 

106,390 

6.4 

ULudhche 

A 

75 

396 

186,409 

1,968 

68,999 

39,639 




39,639 


Wege 

B 

76 





45,321 



1,070 

46,391 

6.5 

Wasserversorgungs - 

A 

79 

194 

312,069 


128,303 

71.163 




71,163 


Anlagen 

B 

60 





73,372 



1,591 

74,963 

6.6 

Abwasser- 

A 

61 

347 

738,515 


402,454 

139,043 




139,043 


Anlagen 

B 

62 

2 

2,000 

0,900 

1,020 

228,861 



3,189 

232,050 

6. 

Insgesamt 

A 

63 


1505,787 

1.963 

678,576 

339,029 




339,029 


Maßnahmen 6. 

(Wasser- u. Kultuibau) 

B 

64 


2,000 

0.900 

1,020 

461,161 



6,504 

467,665 

7. 

Forstliche MafiDahmen 












7,1 

Waldbauliche 

A 

65 

13749 

150,436 

10,820 

61.334 

43,376 




43,376 


und sonstige 
forstL Maßnahmen 

B 

86 





25,490 




25,490 

7.2 

Maßnahm, aufgrund 

A 

134 

9544 

119,542 

9,500 

48,059 

30,879 




30,879 


neuartig. Wald^äden 

B 

135 





27,350 




27,350 

7,3 

Fors twlrtschaf Uiche 

A 

87 

655 

21,966 

1,600 

10,731 

6,035 




6,035 


Zusammenschlüsse 

B 

68 





1,990 




1,990 

7.4 

Forstwirtschaftliche 

A 

77 

266 

28,768 

1,900 

8,936 

9.230 




9,230 


Wege 

B 

78 





6,600 



0,055 

8,655 

7.5 

Erstaufforstungs - 

A 

156 

4011 

62.774 

0.250 

5.120 

6.440 




6.440 


Prämie 

B 

157 





2,034 




2,034 

7. 

Insgesamt 

A 

39 


383,486 

24,070 

134,160 

95,961 




95,961 


Maßnahmen 7. 

(Forst! . Maßnahmen) 

B 

90 





65,464 



0,055 

65,519 
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MtffinahJtnen 

Neu zu bewUUgcnide Vqjhabeü ha laufeadea HausbalUjiLhT 

von den ha laiifcnd&i HtiuiOiAlCiiiahr 
zu Unnozlif^den MeDnahmcn enU- aut: 

ZcHc A 

Zelle B 

=■ Neu zu bewULtgeude Vorbabeii 

H Hausbftllsrechtllche 
VenfUebttmgen aus Vorjaluico 
(aufgrund vqn VefpOtchlucgs- 
Qrmd<±t{guDQeQ) 


UdL 

Nr. 

Anzah] 

Fordert fhlge 
GesecLlkosien 
der D4U zu 
bfirwilUgendeo 
VortuZxD 

Vqtd Sp. 4 entfoUeD auf 

Zuschüsw 
BflcUrf an 
Kassen - 
mldfibi 

OUtinUlcrbu 
Darlehen 
B^^darf an 
Kas»n‘ 
mlucln 

Zülsvef' 

bUhote 

Dftrl<^n 

Bedäirf an 
Zinsni- 
scbuMcn 

BUS 

Surotne aus 
Spolicn 

7. 3 u. ^0 

Sonstige 

orfealL 

ZusebüSK 

und 

Dorlcbcn 

BJgenlel- 
ihingeo und 
KdpiUÜ- 
markt' 
mlncl 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

e 

9 

10 

11 

8 , 

Weitere Maßnahmen 












B.l 

Lelshmgsprühmgen 













i, d, tierischen Erzeugung 











0.1.1 

MÜ chleistimgsprüf . 

A 

91 

480832 

144,976 

3,130 

93,874 

47,667 




47,867 


KontroUrLDge 

B 

92 










0.1,2 

Leis tungs prüfimgs - 

A 

93 

6 

12,540 


0,300 

10,540 




10,540 


Anstalten 

8 

94 





1,000 




1,000 

8.1 

Insgesamt 

A 

95 


157.516 

3.130 

94,174 

58,407 




58,407 


Maßnahmen 8.1. 

8 

96 





1.000 




1,000 


(Lelstungsprufungen i. d. 













tierischen Erzeugung) 












8,2 

MaBnahmen L landwirt- 













schaftl, Arbeitnehmer 












8,2.1 

Anpassungs- 

A 

97 

9749 

30.468 



22,968 




22,968 


hüte 

B 

98 





4,300 




4,300 

8.2.2 

Landarbeit er - 

A 

99 

39 

6,878 

0,900 

4,738 

0,288 




0,288 


Wohnungsbau 

0 

100 





1,162 




1,162 

8.2, 

Insgesamt 

A 

101 


37,346 

0,900 

4,738 

23,256 




23,256 


Maßnahmen 8,2 

8 

102 





5,462 




5,462 


(1 an d wlrtschafUlche 













Arbeitnehmer) 












6.3 

Umst ellungshiJfen 

A 

146 

572 

7.797 



2,793 




2,793 


an jüngere Land- 


149 





5,020 




5,020 


wirte bei Umschulung 

B 











G, 

Insgesamt 

A 

128 


202,659 

4,030 

98,912 

84,456 




84.456 


Maßnahmen 8. 

B 

129 





11,482 




11,482 


(weitere MaBnahmen) 












9, 

Küstenschutz 












9.1 

VnrarbeUen 

A 

103 

18 

10.140 

1,400 

0,007 

7,733 




7.733 ! 



B 

104 





1,900 




1,900 

9.2 

Sperrwerke 

A 

106 

2 

10,400 



3,000 




3,000 



B 

106 





3.977 




3,977 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


noch Übersicht 3 

noch Zusammenstellimg der Vorhaben und des Mittelbedarfs für das Haushaltsjahr 1993 

— Beträge In Mio* DM — 


MAAnabmEn 

Neu XU bewilligende Vorlieben im laufenden HAuAluülsJahi 

von dm Im teufenden HemhelMehr 

EU UnaaziereiidQi MABnahjtiü] entf. dut: 

Zeite A - Neu ni twwaugeode Vorheben 

ZeUfl B 1= HflUifaahsrechtUcbB 

VeipCUchtujCfg«a eus Veijalum 
fdufarudcl von VerprUchtungi^ 
enolchtJffungen) 



PAiderlAhlge 
Cesamtkiffien 
dei um EU 
bewQUgeoden 
Verheben 

Von Sp, i entfenen *ul 


OflcnÜk-bc 
Uorlehpn 
Bedarf an 
Kauern- 
mllleln 


Bedarf «i 

xcfaüuen 

aus 

SpAheS 


Ud. 

Nr. 

Anzahl 

Soastige 
6lfm U. 
ZuechOs» 
und 

Derlehcn 

Elgenlet- 
thmbeu uud 

meikt' 

Düttel 

Zuschiläe 
Bedarf an 
Ku»n- 
mltleln 

bdum« 

Darlmen 

Summe em 
Spalten 

7.0 iL 10 

1 

2 

3 

4 

S 

6 

7 

B 

9 

10 

n 

9.3 Neubau von Schulz- 

A 

107 

34 

197404 

12.100 


59471 




59.571 

werkea. Buhnen usw. 

B 

108 





123,676 




123.676 

9. Insgesamt 

A 

109 

54 

217.704 

13400 

0,007 

70,304 




70,304 

^faßnahmen 9. 
[Küstenschutz] 

B 

110 





129.553 




129453 

Mittelbedarf insgesamt 

A 

111 


10196.627 

244415 

3977452 

2095,111 

134,819 

1661.131 

39,332 

2269,263 

(Maßnahmen 1, bis 9.) 

B 

112 


28,465 

10,900 

16,020 

1594,704 

285,611 

1375.080 

200,445 

2080,760 


A4^B 

113 


10225,092 

255,415 

3993,572 

3689,815 

420,430 

3036.211 

239,777 

4350,023 

Bundesanleii 

A 

114 





1264,097 

80,891 


23,599 

1368489 


B 

115 





969.778 

171,367 


120,267 

1261,411 


A+B 

116 





2233,875 

252,258 


143,866 

2630,000 

LandesanteU 

A 

117 





831,014 

53,928 


15.733 

900,674 


B 

118 





624,926 

114,244 


80.178 

819449 


A+B 

119 





1455,940 

168,172 


95911 

1 720.023 
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Drucksache 12/4207 


Übersicht 4 


Zosamnienstellang der Vorhaben und des Mittel bedarfs 
— Beträge in Mio, DM — 

Land: Schleswig-Holstein 
Haushaltsjahr (HJ) 1993 


MoOnabnisi 

Neu zu bewiDlgeüde Vorhaben Im Liiileadea Heiubdtsjahr 

von den \m laufenden Haosbalbjahr 
ru Ananrlenendep MaÄaahmeti enif. dul: 

ZeUeA 

ZeUeQ 

^ Keu £u bftwUUgflDde VDrlub«i 

- tifiushdtsrecfatUcb« 

VcmftlchtvnQen Voriahxen 

laUigruDd von VefpfUchlimgis^ 
enoldbügungen) 

U± 

Nf. 

Anuhl 

Rkrderrthige 
QaaOitkcstak 
der neu nt 
bcwHUgemleD 
Vorbaiwn 

VOQ Sp. 4 Exid^dJai auf 

Zuschüsse 
BedA/f an 
Kauen^ 
rnmeln 

Öffentliche 
Doilehea 
Bedtff All 
Keswn' 
mltteln 

Ziusvef- 

bO^iate 

[>ai1^eii 

Bedarf an 
ZinaU' 
Schüssen 
aus 

Spulte 9 

Summe aus 
Spalten 

7.B ü. 10 

SoDStlae 

dffentL 

Zuichüue 

und 

DAT^ebeo 

Blgenlel- 
stungeü uüd 
KapdUil' 

mUiel 

i 


S 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

lü 

n 

1. 

AgraistruktnreUe 

A 

1 

13 

0.350 


0,100 

0,250 




0,250 


Vorplanung 

B 

2 










2, 

Flwberahilgitng 












2A 

Flurbereinlgungs - 

A 

3 

120 

1L625 

4,112 

0396 







verfahren 

B 

4 





5,962 

0,500 


0,066 

0,568 

2.2 

Weinbergs- 

A 

5 











Fl urberelnlgimgen 

ß 

6 










2.3 

Beschleunigte 

A 

7 

1 

0,200 


0,050 







Zusammenlegung 

B 

6 





0.100 

0.050 


0,007 

0,157 

2,4 

FreiwüKger 

A 

9 

65 

0300 


0,100 







Landtausch 

B 

10 





0.400 




0,400 

2. 

Ir^esamt 

A 

11 

166 

12.325 

4,112 

1.146 







MaOn ahmen 2. 

B 

12 





6.482 

0,550 


0,093 

7,125 


[Flurbereinigungen! 












3, 

Dortemeuening 

A 

130 

1200 

25,362 

4.450 

12,628 








B 

131 





8.452 




8,452 

4, 

Eilige] betri eblJ cta e 













MaBnatunen 












4.1 

Invest, in Betrieben 

A 

15 

400 

85.000 

7,000 

15336 

1,162 


40,000 

0.400 

1.562 


mit Beti. Verb, Plan 

B 

16 





9,224 

11,000 


14,200 

34.424 


u, Kooperationen 












4.2 

Ausgleichs- 

A 

17 

6400 

32.714 



32,714 




32.714 


zulage 

B 

16 










4.4 

ÜberbrüdcungshÜfe 

A 

19 












B 

20 










4.6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohntells 

B 

24 








0,400 

0.400 

4.7 

Energie - 

A 

25 

200 

1.400 


1,200 





0.232 


einsparung 

B 

26 





0,232 





4.9 

ßodenz ivischen - 

A 

29 











erwerb 

B 

30 










4.13 

Agrarkredlt- 

A 

132 

150 

24,100 


10,100 



14,000 




programm 

B 

133 








2.000 

2,000 
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noch Übersicht 4 


noch ZnsammensleUtmg der Vorhaben nnd des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio, DM — 



Neu zu bewUllgeode Vorhabea tm laufenden Käusboftsjohr 

von den Im laufenden HouBhoJisJahr 
za flnamfer enden MaDiuhmen ontf. auf: 

Zeile A ^ Neu saj bevrtUlgcnde Vofhdbea 

Zeklc B« Haushalt:¥rechilichc 

VemOlchiungen dus Vorjahren 
(ducgrund von VerpOlcbbungv 
cnpichügupgcnj 

U(L 

Nf. 


pardeflAhlg« 
GeumLkostea 
der neu xu 
bcwUligcpdep 
Vofbahen 

VoQ Sp. 4 entfallen fluJ 

Zuschüsse 
Bedarf an 
Kossen^ 
mUleln 

Öffentliche 
[Darlehen 
Bedarf an 
KdiseD- 
mittein 

Zinsver- 

btlhgie 

Doriraea 

Bedarf an 
Zliuzu- 
fichüsKn 
aus 

Spähe 9 

Summe aus 
Spailan 

7. Bu. 10 

Sonstige 
Offen 0* 
ZuichOsw 
und 

Darlehen 

Elgenlef- 
ttuogen und 
KopiloU 
markt- 
mlUel 

1 

2 

3 

4 

5 

ti 

7 

9 

S 

10 

U 

4.14 

Wj edereimich tung 

A 

150 











und Modemlsienmg 

B 

151 










4.15 

Umstrukturierung 

A 

158 











Landw. Unternehmen 

B 

159 










4.16 

Onergletiäger- 

A 

160 











Umstellung 

B 

161 










4. 

Insgesamt 

A 

37 


143^214 

7<000 

26*638 

33,876 


54,000 

0,400 

34.276 


Maßnahmen 4, 

B 

38 





9.4S6 

11,000 


16,600 

37,056 


(elnzel betriebliche 













Maßnahmen) 












5, 

Marktstruktur- 













verbesserung 












5.1 

Förderung einzelner 













Mar klstniktur bere Iche 












5*1.1 

Molkerei- 

A 

39 

6 

0.800 


0.400 

0*400 




0,400 


Struktur 

B 

40 





0,100 




0.100 

5.L2 

Schlachthof- 

A 

41 











Struktur 

B 

42 










5.1*3 

Obst und 

A 

43 

2 

2,000 


1,500 

0*300 




0.300 


Gemüse 

B 

44 





1.200 




1.200 

5.1.4 

Blumen und 

A 

45 

3 

0,530 


0,450 

0,100 




0.100 


ZierpOarizen 

B 

46 










5.1.5 

Be- ü. Verarbeitung 

A 

47 











von Kartoffeln 

B 

48 










5. 1.8 

Maßnahme gern. 

A 

122 

4 

19,170 

2.726 

14*527 

0,117 




0,117 


EG-VO 355/77 

B 

123 





3,433 




3,433 


bzw. 866/90 












5*1.9 

Lein und Lelniasam 

A 

138 











einschl. Ftachssebwinge 

B 

139 










5.M1 

Getreide* ÖL und 

A 

152 











Hülsenhüchte 

B 

153 










5.1.12 

Tierkörper- 

A 

164 











besei Ugung saxüagen 

B 

165 
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noch Übersicht 4 

noch Ztisanmienslellang der Vorhaben and des Mitlelbedarfs 
— Betrage in Mio, DM — 


Maijtnalimea 

Neu EU bewIPJgende Vorhaben Im Laufendftü KamtioUsJabr 

von den Lm laufenden HnusbalUiJnhi 

EU f^DonEierenden MaBnehmtn entf. auf: 







Von Sp. 4 cntfolkn auf 







m Neu EU bewUlJgeade Vorhaben 




NrdctfSkJge 




Öffentliche 


RA#ljirf Jan 







ZuschfH» 
Bedarf an 
Ka&Kc- 
ml dein 


tKQVt flü 



B HatohallsrecbtUche 
Verpnichtupgen ouj Vcijohien 
(aufgiund von Verpfltchtungs^ 
enaScbÜguogea} 


Udl 

Nf. 

AmoM 

Ccumlko$ten 
der neu eu 
bflwUUpenden 
Vojdbsbco 

Sodslig« 

AtreDÜ. 

ZuicbOsao 

und 

Darlehen 

Etgcnlct' 
Stangen und 
Kapluil- 
inarkt- 
□üttnl 

DoxleheTi 
Bedorl an 
Kftsoen- 
niUtdin 

Zlnsve;. 
blUlqlc 
[>a riehen 

ZinstU' 

Khüs&cn 

aus 

SpaJie 9 

Summe au:; 
Spalten 

7, Bu 10 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

B 

9 


11 

5,1,13 

GeOügel- 

A 

16Ö 











schlachlereien 

B 

167 










5.1 

Insgesamt 

A 

53 

17 

22,520 

2.726 

16,877 

0,917 




0,917 


MaJQaahmen 5. 1 

B 

54 





4,733 




4,733 

5.2 

MaBfiahmen gemäO 
Markts trakturgesetz 












5,2.1 

Start- 

A 

55 

4 

0,250 


0,150 

OJOO 




0,100 


beiMfen 

0 

56 










5.2.2 

IßvesÜtlons- 

A 

57 

1 

0,600 


0,600 

0,100 




0,100 


beüillfen 

B 

56 










5.2 

Insgesamt 

A 

67 

5 

1,050 


0,750 

0,200 




0,200 


Maßnahmen 5.2 

B 

63 










5.3 

Forderung der 
Vermarktung nach 
besond. Regeln 
erzeugter Utndw. 
Erzeugnisse 












5.3.1 

Start- 

A 

142 

6 

0,400 


0,300 

0,100 




0,100 


beihilfen 

B 

143 










5.3.2 

InvesÜtions- 

A 

144 

5 

0,200 


0,150 

0,050 




0,050 


bedhllfen 

B 

145 










5.3 

Insgesamt 

A 

146 

11 

0,600 


0,450 

0,150 




0,150 


Maßnahmen 5.3 

B 

147 










5.4 

Verbesserung der 

A 

154 











Veiarbeltungs- und 
Vermorktungss trukt ur 
der Fischwirtschaft 

B 

155 










5.5 

Sonstige Maßnahmen 

A 

162 











aufgrund von EG-VO 

B 

163 










5, 

insgesamt 

A 

126 

33 

24,170 

2,726 

18,077 

1,267 




1,267 


Maßnahmen 5. 
(Marktstruktur} 

B 

127 





4,733 




4,733 
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noch Übersicht 4 


noch ZnsanmiensteUimg der Vorhaben and des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mia DM — 


MAfloahmen 

Neu <u iHTwOUgeade Vvbabcn lia 1frul«nideü 

von den Lm latdenden Hausheitijehi 
ku fkiomdereodfln MaSaahmed cdU. auf: 

ZicÜe A 

Neu tü bewUUgeode Voihibeo 

B HBusbaJtsT^chtUche 
Vemllkhlungen aus Voijohien 
(auF^ruDd von VcrprtichtuDflt* 
crmachUguügcn) 


UdL 

Nr. 

AozfrU 

PdrdeHAhJge 
Geiftialkasiea 
der Mu lu 
bcwUUgeaden 
Vortubeu 

Von Sp. 4 flntrellEn eul 

ZuicIiQsse 
Bedarf en 
KeiscD- 
mltteki 

Ofienüiche 
ETATleben 
Bederf (U3 
KASsen- 
mltleln 

ZJmvo- 

bflUgle 

Doilefaea 

Bedarf an 
Zimxo- 

KhÜBen 

am 

Spelte 9 

SuDUPe eis 
Spelten 
7.^ 10 

Sonstige 

öifenO. 

ZusdiAssfi 

und 

I>ailehen 

Etgeolel- 
sUingcn und 
KapLul- 
nujkl- 
□Uttel 

1 


3 

4 

5 

e 

7 

B 

9 

10 

11 

6. 

Wassenvlrlscliaftl Iche 













u. kulturhautechiL 













MadiiahmeD 












6.0 

Vorarb eiten 

A 

69 

2 

0.280 



0,280 




0.260 



B 

70 










6.1 

Beseitigung natui- 

A 

71 











gegebener Nacbteöe 

B 

72 










62 und 6.3 Ausgleich (t 

A 

73 

5 

1.758 


0.208 

1.130 




1.130 


Wasserabflusses usw. 

B 

74 





0,370 



0,156 

0,526 

e.A 

Ländliche 

A 

75 

40 

8,709 

1,988 

4.484 

0.026 




0,028 


Wege 

B 

76 





2.171 



0.046 

. 2,219 

6.5 

Wasserversorgungs- 

A 

79 

8 

5,416 


2,390 

1,456 




1,456 


Anlagen 

B 

80 





2,589 



0.686 

3,275 

6.6 

Abwasser- 

A 

81 

59 

35,558 


16.643 

5,315 




5,315 


Anlagen 

B 

82 





14,420 



0,719 

15,139 

6. 

Insgesamt 

A 

83 


51.721 

1,988 

23,725 

8,209 




8,209 


MaBnahmen 6. 

B 

84 





19,550 



1,609 

21.159 


(Wasser- u. KuJturbau) 












7. 

Forstliche MaiGn ahmen 












7J 

WaldbauUche 

A 

85 

1080 

7.285 


2,939 

3,431 




3,431 


und sonstige 

B 

86 





0,915 




0,915 


forsU. Maßnahmen 












7.2 

Mafinahm. aufgrund 

A 

134 

20 

0,420 


0,110 

0,310 




0,310 


neuartig. Waldschäden 

B 

135 










7.3 

Forstwirtschaftliche 

A 

B7 

20 

0,610 


0,590 

0.020 




0.020 


Zusammenschi Üsse 

B 

88 










7.4 

Forstwirtschaftliche 

A 

77 

2 

0.300 


0.100 







Wege 

B 

78 





0.200 




0,200 

7.5 

Ets tauif ors tun gs - 

A 

156 

150 

2,700 ■ 



0.135 




0.135 


Prämie 

B 

157 





0,189 




0.189 

7. 

[nsgesamt 

A 

89 


11,315 


3,739 

3.896 




3,896 


Maßnahmen 7. 

B 

90 





1,304 




1,304 


(Forstl. Maßnahmen) 
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noch Übersicht 4 

noch Zosammenstelluiig der Vorhaben and des Miitelbedarls 

— Betrage in Mio. DM — 


Maßnahmen 

zu bewUUgende Vodiaben Im tBufendon HauatwJtsjfllir 

VDD den hn lAutenden Knutbiilbijidir 
lu OnAEiziaeüded MdfiadbimeEi eat£. aut: 

Z^e A 

ZeOeB 

^ Neu tu bewOltgcadc Vorbaben 

» Hausheltsrechüicbfi 
VeniOlcbtungen aus Vcijahren 
(Bufumud v«n VerpQtchLucps- 
ermlcbügunaea) 


U± 

Nr. 

Anzahl 

J^rderfShlge 
GwmÜtDMen 
der ficu zu 
bcrwOligenden 
Vcitubcn 

VoD 5|>. 4 eatraUffii aut 

Zuschüsse 
Bedarf an 
KbsseO' 
□üneln 

OfreüUlche 
Dailebeu 
Bedarf «n 
Kauen' 
mltleld 

Zburver^ 

bOUgie 

Darl^en 

Bedait an 
Zinsiu- 
sCfaCkssen 
ma 

Spalleg 

Summe aus 
SpallAü 
7,eu. 10 

Scistige 

aifoiO. 

ZuschOoe 

□nd 

Eigenld' 
itudoeo und 
KapitaJ- 
markt- 
mlHifil 

1 

7 

3 

4 

5 

6 

7 

e 


10 

M 

8, 

Weitere MaBnahinen 












8,1 

LelBtungsprüfimgen 













1, iL Üerlschen Erzeugung 











8.1.1 

Milchlelstungsprüfung 

A 

91 

275000 

18.700 


12,700 

6,000 




6,000 


KontroHringe 

B 

92 










8.1.2 

Leis tun gsprüfungs - 

A 

93 











anstalten 

B 

94 










8.1 

tnsgesamt 

A 

95 


18.700 


12,700 

6,000 




6,000 


Maßnahmen 8.1 

B 

96 











(LeistungspnUungen L d. 













Üeiischen Erzeugung) 












8J 

Mafiaahmen L landwlrt- 













Mhaftl. Arbelhiehmer 












6.2.1 

Anpassungs- 

A 

97 

25 

0.050 



0,050 




0,050 


hiife 

B 

98 










8.2.2 

Landarbeiter- 

A 

99 

20 

4,050 

0,500 

3,000 

0,050 




0,050 


Wohnungsbau 

B 

100 




. 

0,750 




0,750 

8.2 

insgesamt 

A 

101 


4,100 

0,500 

3,000 

0,100 




0,100 


Maßnahmen 8>2 

B 

102 





0,750 




0,750 


fland wirlschat tli che 













Arbeitnehmer) 












6.3 

TTmR>ftlhmg^;hUfiaii 

A 

148 

13 

0,450 









an jüngere Land- 


149 





0,200 




0,200 


wirte bei Umschulung 

B 











8. 

Insgesamt 

A 

128 


23,250 

0,500 

15,700 

6,100 




6,100 


Maßnahmen 8. 

B 

129 





0.950 




0,950 


(weitere Maßnahmen) 












9, 

Küstenschutz 












9.1 

Vorarbeiten 

A 

103 

4 

5,000 

1,400 


2,600 




2.600 



B 

104 





0.900 




0,900 

9.2 

Sperrwerke 

A 

105 

2 

5,500 



2,000 




2,000 



B 

106 





1.000 




1,000 
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noch Zusammenstelltmg der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Beträge in Mio, DM — 



Neu Tü Vorhaben hn laufendop Hausholüjahi 

von den im lauienden HausbaLtsJohr 
m Dnaozlercuden Maßiuhinen anu. oul: 

Zcüe A - Mcu tu bewinigeade Vorhaben 

ZeUe 0 ^ HausbiitsnecbtUthe 

VerpEUcbLungeu aus Vorjahren 
(au/brund von Verpflichlungj- 
ermJchÜgungcnj 

Ud. 

NJh 

Anxahl 

FdrdcTfJUilge 
Geumücoslep 
der nouTv 
bgwUlJgeiuicn 
Vorhaben 

Von Sp. 4 endaLneo auf 

Zuschüsse 
Bedarf an 
Kassen- 
Ddaehi 

OftenÜlcbe 
Darlehen 
Bedarf an 
Kossen- 
mldelD 

ZJnsvier' 

bUUqte 

Dail^CD 

Bedarf an 
liOSXU' 
Schüssen 
aus 

Spalte 9 

Sunune aus 
Spallen 

7, eu- 10 

Somtigo 

Zuschüsse 

üod 

Darlehon 

Elgchlei- 
■hmgen und 
KaphAl- 
markt- 
ndtld 

1 

2 

3 

4 

5 

ü 

7 

8 

9 

10 

H 

9.3 Neubau vou Schutz- 

A 

107 

14 

81,730 

12,100 


22,630 




22,630 

werken, Buhnen usw. 

B 

106 





41,657 




41,657 

9. Insgesamt 

A 

109 

20 

92,230 

13,500 


27,230 




27,230 

Maßnahmen 9. 

B 

110 





43,557 




43.557 

{Küstenschutz) 












Mittel bedarf insgesamt 

A 

111 


383,937 

34,276 

101,753 

80.828 


54,000 

0,400 

81,228 

(Maßnahmen i. bis 9.) 

B 

112 





94,484 

11,550 


18,302 

124,336 


A+B 

113 


383,937 

34,276 

101,753 

175,312 

11,550 

54,000 

18,702 

205,564 

BundesanleÜ 

A 

114 





51,220 



0,240 

51,460 


B 

115 





61,046 

6,930 


10,961 

78,957 


A+B 

116 





112,266 

6,930 


11,221 

130,417 

LandesanleU 

A 

117 





29,608 



0,160 

29,768 


B 

118 





33,438 

4,620 


7.321 

45,379 


A+B 

119 





63,046 

4,620 


7,481 

75,147 
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Übersicht 5 


Zusammenstellaiig der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Beträge in Mio. DM — 


Land: Hamburg 
Haushaltsjahr (HJ) 1993 


MaßnahiDen 

Neu TU bewQligeod« Vorhaben Lm taufendes Haushaltsjahr 

von den im laufenden Haushaltsjahr 

XU Unanzlerenden MaCnahmeD enLf. auf; 

Zeile A 

Zeile B 

^ Neu zu bcwiUlgqndc Vcrhabcn 

• Hemhallsrcchlllche 
VciplUchtungen *tis Vüriohi^ 
voü Verpaicfaloiigs- 
ennädiUgucgeni 


Ud. 

Nt, 

Anzahl 

Phrderf«hJgc 
CefaflilknsCea 
dsf neu tu 
bewiDioandEfl 
Vorbabet) 

Von Sp, 4 caUaDen auf 

ZuschfisK 
Bedarf an 
Kftstefl’ 
mIttdJn 

OffDiiiliche 
Darlehen 
Bedarf ad 
KajueO' 
minalii 

Zln$ver' 

blUInle 

Darlehen 

Bedarf an 
ZüuzU' 
schössen 
aus 

Spalte 9 

Summe aus 
SpaUen 

7,1& u. 10 

Säosbüa 

dffedtL 

ZuKhOsse 

vnd 

Darlehen 

^genlei- 
rtungon und 
Kapital’ 
out kl' 
mittel 

1 

7 

3 

4 

5 

6 

7 

B 

9 

10 

11 

1. 

Agrars troktnreUe 

A 

1 

1 

0,016 



0,016 




0,016 


Vorplanung 

B 

2 









' 

2. 

FlurbereinJgung 












2.1 

Flurbe reinj gungs- 

A 

3 











verfahren 

B 

4 










2.2 

WeiDbejgs- 

A 

5 











Flurberelni gungen 

B 

6 










2.3 

Beseht eunigte 

A 

7 











ZusaxTunenlegun g 

B 

a 










2.4 

Freiwilliger 

A 

9 

1 

0,010 


0,005 

0,005 




0,005 


Land tausch 

B 

10 










2. 

Insgesamt 

A 

n 

1 

0,010 


0,005 

0,005 




0,005 


Maßnahmen 2. 

B 

12 











( Fl ürbereinlgung) 












3. 

Dorfemeuerung 

A 

130 












B 

131 










4, 

£J n2el betrle blf ch e 













Maßnahmen 












4.1 

Invest, in Betrieben 

A 

15 

10 

4,040 


0,923 

0,097 

0.200 

1,440 

0,029 

0,326 


mit Betr. Verb. Plan 

B 

16 





0,045 

0,200 


0,556 

0,801 


u. Kooperationen 












4.2 

Ausgleichs- 

A 

17 

65 

0,350 



0,350 




0,350 


zulage 

B 

la 










4.4 

Überbrückungshilfe 

A 

19 












B 

20 










4.6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohnteils 

B 

24 








0,015 

0,015 

4.7 

Energie- 

A 

25 

20 

0,550 


0.440 

0,110 




0,110 


elnspaning 

B 

26 





0,025 




0,025 

4.9 

Bodenzwisch e n - 

A 

29 











erwerb 

B 

30 




- 






4.13 

Agrar kredJi- 

A 

132 

10 

0,600 


0.200 



0,600 

OJOO 

0,100 


progranun 

B 

133 








0.050 

0,050 
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noch ZnsamineiisteUaBg der Vorhaben und des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio. DM — 


M*(^rvwhtrtwn 

Neu 301 bewUUgeade Voihflbc^ tm laufendca Hauibaltsjabi 

von dm im lnufmden Nauxholbdahr 
m fioauziereiidien MoBiuäuned CDU. ftul; 

ZeDe A - Nw ru bewilligende Vorhabeo 

Zedä B m Haushalttredidlclie 

VerpOlchtupgen aui VoijAtuen 
(aulgnuid voa VcrpfUcbiungs- 
«nalcbtlguDgeiil 

ua 

Nr. 

Anzahl 

FSrxte^Uügc 
Geumütoiten 
dar n«u ru 
bewilUgendea 
Vofhaben 

Von Sp. 4 entfaUen auf 

ZuschOsae 
Bedo/f dü 
Kassen* 

OfTcnllid» 
Därlcheü 
BcdATf «la 
Kasiwi- 
adnein 

Zbitirer- 

billime 

Qfulebeu 

Bedafl Ul 
Zinstu^ 
sebüssuD 
aus 

Spdtte 9 

Summ« am 
Spalten 

7. 8 u. tO 

Sünsttgp 

direDO. 

ZuschO»« 

und 

Dvlehv 

Elg«n1el' 
Klungen und 

mAiid- 

mltleL 

} 

2 

2 

4 

S 

S 

7 

e 

9 

10 

n 

4.14 

Wieder ekui chhing 

A 

150 











und Modemisieruiig 

B 

ISI 










4.15 

Ums truktud emiig 

A 

158 











landw. Unternehmen 

B 

159 










4.16 

Energieträger- 

A 

160 











Umstellung 

B 

161 










4, 

Insgesamt 

A 

37 


5,740 


1,563 

0,557 

0,200 

2,040 

0429 

0,886 


Maßnahmen 4. 

B 

38 





0,070 

0,200 


0,621 

0,891 


(^nzelbehi ehllch e 













Maßnahmen} 












5, 

Marklatniktar- 













verbessemng 












5,1 

Fördenmg einzelner 













Marklstnikturbeielche 




- 








5.1.1 

Molkerei - 

A 

39 











Struktur 

B 

40 










5.1.2 

Schlachthof - 

A 

41 











Struktur 

B 

42 










5.1,3 

Obst und 

A 

43 











Gemüse 

B 

44 





0,150 




0450 

5.1,4 

Blumen und 

A 

45 











ZieipDanzen 

B 

46 










5.1,5 

Be- u, Verarbeitung 

A 

47 











von Kartoffeln 

B 

48 










5.1,8 

Maßnahme gern. 

A 

122 

1 

2,000 

0,300 

1,500 

0,200 




0,200 


EG-VO 355/77 

B 

123 





0,300 




0,300 


brw. 866/90 












5.1,9 

Lein und Letnfasem 

A 

138 





- 






einschL Flachsschvvlnge 

B 

139 










5.1,11 

Getreide, öl- und 

A 

152 











Hülsenfrüchle 

B 

153 










5.1.12 

Tierkörper- 

A 

164 











beselügungsanlagen 

B 

165 
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noch ZusammensteUimg der Vorhaben und des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio. DM — 


M&firtahoiea 

Neu XU bewDUgesd« Vorh&ben bd lautendea HAiBbaltsjotu- 

vaa Am hu lAiitenden Hausluillstahr 

EU OuaiuläieDdeD MABaohmen eud. but 

ZcDe A ^ Neu lu bewUJJgend« Vorhaben 

ZeDe B « HnuabeltsrechxUcbe 

VcipOldih^en aus VojJehrcn 
(euigrmid vüd VccpOlchtiingi- 
ermjchtiguogenj 

Ud. 

Nf, 

AmAbi 

E^lffderfMÜge 
Ce^BEOftkastoD 
der OGU zu 
bewUUgenden 
Vüruhben 

Von Sp. 4 eutfoUea «uf 

Zuachbse 
Bedarf an 
Kasmd^ 
mloetn 

OftenUkbe 
Der leben 
Bederf An 
lCa»en- 
lolttstü 

Zlnsver- 

bUUgi« 

[>0Tlehe(] 

Bedarf an 
Zbmu^ 
schossen 

■UB 

SpflltaS 

Summe aus 
Spalten 

7, So. 10 

Soastige 

df/enü. 

Zusdiüsn 

und 

Do riehen 

EigenteJ- 

ttuoQea UDd 

KepUal- 

nuukt' 

znJftel 

l 

2 

3 

4 

5 

e 

7 

B 

9 

to 

l) 

5-M3 GeßOgel- A 

sdüachterelen & 

166 

167 










5.1 Insgesamt A 

MaBnahmen 5.1 B 

53 

54 

1 

2,000 

0.300 

1,500 

0.200 

0.450 




0,200 

0.450 

5.2 Maßnalutieii gemäS 

Marktstmkturgese tz 

5.2.1 Stait- A 

belhllfen 0 

5.2.2 InvesÜtlons- A 

belhUfen B 

55 

56 

57 
56 










5.2 Insgesamt A 

Maßnahmen 5.2 B 

67 

66 










5.3 Fdrdenmg der 

Vennarklmig nach 
besond. Regeln 
erzeugter landw. 
Eizengnisse 

5.3.1 Start- A 

beihilfen B 

5.3.2 Investlbons- A 

beüiüfen B 

142 

143 

144 

145 










5,3 Insgesamt A 

Maßnahmen 5.3 B 

146 

147 










5.4 Verbessening der A 

Verarbeltungs- und B 

Vennarktungss truktur 

der FischwlrlschaJt 

5.5 Sonstige Maßnahmen A 

auJgrund von BG-VO B 

154 

155 

162 

163 










5. Insgesamt A 

Maßnahmen 5. ß 

(Maiktstruktur) 

126 

12? 

l 

2.000 

0.300 

1.500 

0,200 

0,450 




0,200 

0,450 
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noch ZcsammeitstelJujig der Vorhaben und des MlttelbedarEs 
— Beträge ln Mio. DM — 


Klsttmhnien 

I^u tu bewfUigend? Voiheben Up laufeDden Hausholblahr 

von den (01 laufcndesi hliiAbAlt^ahr 
ru Jlnaottoenden MaQuhmen cnd. auf: 


^ Nm tu bewfOUgeade Vofbflbtn 

> KaiBbaLtentchtUche 
VerplUiclihuigen. aus VürjahJfli 
(aufgrund von VeipJUchlungs- 
enojcbüguiigen) 





Von Sd. 4 entfallen aut 






A 




Fdrdertihl« 
GeMmUcosten 
der nep tu 
bewUUQÄiidfiii 
VoTluben 




Offenükhe 
Derlebeo 
Bedarf an 
Kasseii' 
nUleU) 


Bedarf an 
ZUutu. 
schüSKa 
aus 

Spalte 9 


ZeaeB 


Ud. 

Ml. 

ArvT^hl 

SoD^ge 

Affec^ 

ZüSChOs» 

und 

najlchen 

stuuged und 
Kapitiü- 
Diarkl- 
mlHel 

ZuschOssä 
Bedarf ao 
Kasseu' 
mittela 

ZUisver- 

bUUgte 

Ddfl^en 

Samme aus 
Spalten 

7. StL ID 

1 

2 

1 

4 

5 

d 

7 

B 

9 

10 

n 

6. 

Wasserwlrtscliaftllche 
iL ItulturbautechiL 
Maßnahmen 












6.0 

Vorarbeiten 

A 

69 

1 

0,127 


0.036 

0,089 




0,089 



B 

70 










6.1 

Beseitigung natur- 

A 

71 

1 

3,860 


1.930 

0.500 




0,500 


gegebener Nachteile 

B 

72 








0,058 

0,058 

6.2, und ö,3. Ausgleich d. 

A 

73 











Wasserabflusses usw. 

B 

74 










1 5,4 

Ländliche 

A 

75 











Wege 

B 

76 










6.5 

Wasserve rso rguo gs- 

A 

79 











Anlagen 

B 

80 










6.6 

Abwasser- 

A 

81 











Anlagen 

B 

82 










6. 

Insgesamt 

A 

83 


3,987 


1.968 

0,589 




0,589 


Maßnahmen 6. 

{Wasser- m Kulturbau) 

B 

84 








0,058 

0,058 

7. 

ForsUlcbe Maßnahmen 












7,1 

Waldbauliche 

A 

85 

1 

0,036 


0,011 

0,025 




0,025 


und sonstige 
forsü. Maßnahmen 

B 

86 










7.2 

Maßnahm, aufgnmd 

A 

134 











neuartig. Waldschäden 

B 

135 










7.3 

Forstwirtschai Üi che 

A 

67 











menftch] 

B 

88 










7.4 

Forstwtrtschai tli che 

A 

77 











Wege 

B 

78 










7.5 

Erstaulforstungs- 

A 

156 











prämie 

5 

157 










7. 

Insgesamt 

A 

89 


0.036 


0,011 

0,025 




0,025 


Maßnahmen 7. 

(ForsU. Maßnahmen) 

B 

90 
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Ma^nahiüen 

Neu la bewaUgeoöe Vorhaben Sm laufenden HausbdltäfAhr 

von deü Lu Lauleudeu Hausbaltslahr 

Ul füuiudlereudeQ Maßnahmen enif. aul: 

Zelle A - Neu zu bewOUgende Vorhebeü 

Zelle B » KaushaltArechUlche 

VenriJchlun^en aus Voilihreo 
laurmwd vcn VerpnichUmgs- 
ennadiUgungczi] 

Üd 

Nr. 

Anzahl 

PbrderfShlge 
GesamUt osten 
der neu m 
bewOligenden 
Vorhin 

Von Sp. * enileUcn oul 

Zuschlbsc 
Bedorl tu 
KäAcn' 
mlttelo 

OlJeuUicbe 
Ddriehen 
Bedari au 
Kassen- 
Ddtteln 

Zlnsvei- 

buhgifl 

Duriehen 

Bedari an 
Züiizu- 
Ecbüssen 
am 

Spalte 9 

Sumnie aus 
Spalten 

7, e u- 10 

SuDsÜge 

fifrenü, 

ZuschOsH 

und 

Darieben 

Eigenlcl^ 
riungen und 
Kapital' 
maikt- 
udUel 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

a 

S 

LD 

n 

8. Weitere Maßnahmen 

8.1 Lelstungsprühuigeii 

1. d. tierischen Erzeugung 

8.1.1 Milchlelslungspfüf. A 

KootroMnge B 

8.1.2 Lelstungsprüfungs- A 

Anstalten B 

91 

92 

93 

94 

1 

0.032 



0.032 




0,032 

8,1 Insgesamt A 

Maßnahmen B.l B 

(LeisUmgsprOlungen i. d. 
tierischen Erzeugung) 

95 

96 


0,032 



0.032 




0,032 

dJ2 Maßnahmen L landwirt- 

schaftL Arbeitnehmer 

8.2.1 Anpoasimgs- A 

hilfe B 

8.2.2 Landaibeiler- A 

Wohnungsbau B 

97 

98 

99 
100 










8,2 Insgesamt A 

Maßnahmen 8.2. B 

{lan d wirtsch af Ulche 
Arbehnehmer) 

101 

102 










8 , 3 Umsl ellungshilf en A 

an jüngere Land- B 

wirte bei Umschulung 

148 

149 

2 

0,020 



0,020 




0,020 

8. Insgesamt A 

Maßnahmen 8. B 

{wettere Maßnahmen) 

128 

129 


0,052 



0.052 




0,052 

9. Küstenschutz 

9. 1 Vorarbeiten A 

B 

9.2 Speerwerke A 

B 

103 

104 

105 

106 

7 

2.100 



2,100 




2.100 
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Maßnahmen 

Neu EU bewflUgeode Vorhaben Im laufeodeu tioush^ltsjAhr 

vDü den hu laulendeo HaushaltiJahT 

CU flnanxiereoden Mafinahmcn entt eul; 

ZeO« A ■ Neu zu bewflUgende Vadiaben 

ZeDe B - Heusl^terechUlche 

VspfHchtuitgtn aus 
{auJgtvsd vod VeiplUchtiuigt- 
«luchtlgungenj 



PfirderfAhige 
Oewmtkpfftfn 
der neu to 
bewtUlgenden 
VoEUben 

Von Sp. 4 entfaUen auf 


OUeutUcbe 
I>d]riehea 
Bedarf an 
Kossen- 
mluelu 


Bedarf an 
Zinmi' 
Khüssen 
aus 

Spaltes 


Ud 

Mr, 

Anutü 

SoDsdge 

d^(enuL 

Zuschüsse 

und 

Darleheo 

Eigenlel- 
stunge» und 
KApllaL- 
mukt' 
mitte] 

Zuschüsse 
aed*d «n 
Ke»n- 
mlttela 

Zlusver^ 

bUUgle 

Summe ans 
Spalfud 
7,ViL 10 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

9*3 Neubau von Schutz - 

A 

107 

5 

22.203 



15.365 




15.385 

werken, Buhnen usw. 

B 

106 





6.344 




6,344 

9, tnsgesamt 

A 

109 

12 

24,303 



17,485 




17,465 

Maßnahmen 9. 
(Küstenschutz) 

B 

110 





6,344 




6,344 

Mittelb^arf Insgesamt 

A 

111 

146 

36,144 

0,300 

5,047 

18,929 

0,200 

2.040 

0,129 

19,258 

(Maßnahmen 1. bis 9.) 

B 

112 





6,664 

0.200 


0,679 

7,743 

A+B 

113 

146 

36.144 

0,300 

5,047 

25,793 

0,400 

2,040 

0,806 

27,001 

Eundesanteil 

A 

U4 





13,106 

0.120 


0,077 

13,303 


B 

115 





4,753 

0,120 


0,407 

5,260 

A+B 

116 





17,659 

0,240 


0,484 

18,563 

Landesanteil 

A 

U? 





5.823 

0,060 


0,052 

5,955 


A 

116 





2,111 

0,080 


0,272 

2,463 

A+B 

119 





7,934 

0,160 


0.324 

8,418 
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ZusammenstelJuiig der Vorhaben und des Mlttelbedarfs 
— Betrage in Mio. DM — 


Land: Nleöersadisen 
Hausbedtsjahi (HJ) 1993 


MaBnahineo 

Neu TU bevrOlEgend« Vorhdben im laufeoden KauUraltsfohr 

von den im laufenden Hausbollsjalu 
m finanTlerenden MaBnahmen sud. auf: 

ZeOeA 

Zeile B 

^ Neu tü bewimgende Vorhaben 

- HaiKhahsrcchÜiche 
VonfUchtimgen aus Vcujabren 
{aufgrund voü VerpfUchtung^ 


UdL 

Nr. 

Am^bi 

FOrderlSblge 
G«¥vqlk<ntcn 
d« r neu TU 
bcvrlOlgeadeu 
Vochaben 

Von SjL 4 enUäÜcn auJ 

ZtHCbasse 
Bedarf an 
Ko^aen- 

EcJttehi 

Öffentliche 
Darkben 
Bedarf an 
KoueU' 
□Hinein 

ZLnsv«- 

bUU^ä 

Darl^en 

Bedarf cm 
ZIhbxu' 

au» 

Spalte 4 

Suoune ais 
Spallen 
7.kus 10 

SoDsüge 

Ofrenl 

uiyd 

Dorlehea 

Bgeclet- 
itongen und 
Kaplial- 
markt' 
mitte] 

l 

2 

3 

4 

5 

S 

7 

8 

9 

10 

U 

1. 

AgrarstroJt tur«lle 

A 

1 

2 

o;joo 



0,100 




0,100 


Vorplanung 

B 

2 





0,200 




0.2O0 

2, 

Flurberetni gimg 












2.1 

Flurberelnlgungs- 

A 

3 

16 

61000 

5,000 

13,370 

6,130 




6,130 


verfahren 

B 

4 





35,015 




35,015 

2.2 

Weinbergs- 

A 

5 











Flurbereinigungen 

B 

6 










2.3 

Beschleunigte 

A 

7 

6 

4000 


1,000 

LOGO 




1,000 


Zusammenlegung 

B 

B 





2,000 




2,000 

2.4 

Freiwilliger 

A 

9 

40 

1.100 


0,200 

0,200 




0,200 


Landtausch 

B 

10 





0,800 




0,800 

2. 

Insgesamt 

A 

11 

62 

66,100 

5,000 

14,570 

7,330 




7,330 


Maßnahmen 2 

B 

12 





37,815 




37,815 


( Fi urbereinigung) 












3. 

Dorfemeuenmg 

A 

130 

35 

63.000 


37,780 

8,020 




8,020 



B 

131 





17,200 




17,200 

4. 

finzelbetrlebUcbe 













Maßnahmen 












4.1 

Invest, in Betrieben 

A 

15 

410 

65,142 


29,600 

8,727 

10,250 



18,977 


mH Betr.Verb.pl an 

B 

16 





16,170 

19,850 

570,700 

16,900 

52,920 


u. Kooperationen 












4.2 

Ausgleichs- 

A 

17 

43,000 

114,156 



114,158 




114,158 


Zulage 

B 

18 










4.4 

Über b rückung shüi e 

A 

19 












B 

20 










4.6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohntells 

B 

24 







5,300 

0,300 

0,300 

4.7 

Energie- 

A 

25 

20 

1,160 


0,300 

0,225 




0,225 


elnsparong 

B 

26 










4.9 

Bodenzvdschen- 

A 

29 

40 

12,000 


2.000 



10,000 




erwexb 

B 

30 








2,000 

2,000 

4.13 

Agrarkredit- 

A 

132 

550 

52,000 


10.500 



41,500 

4,000 

4,000 


Programm 

8 

133 







62,100 

6,000 

6,000 
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noch Obersicht 6 


noch ZusammensteUoiig der Vorhaben und des MIttelbedaifs 
— Beträge ln Mio. DM — 


MaQuabmcn 

Neu Zü bowiUlgeode VorbabCD Lm Laulend^a Haushaltajohi 

von den Lm laufenden Hnii&baltsjohr 

XU Ünanxlerendcn MaBnaluueti entf. auf; 

Zeile A 

Zeile B 

" Neu tu bewQllgende Vorhaben 

■ HaushAl^eChtUche 

VeipfllchtuDgee aus Vaijahrea 
rourgrund von VspnichhiagS' 
ennlcbdgungciii 

ua 

Nr, 

Auxahi 

Fdrderifihlgö 
GeiAiutkoiteD 
der neu tu 
bovtHlUgeodea 
VaiKabcn 

Von Sp, 4 endsUeo auf 

Züsch fase 
Bedorl an 
Kassen, 
mlueln 

OffenUichc 

Dai^on 

Bedarf an 
Kossen^ 
□dUeJn 

Zinsvet- 

biUlgte 

Dailehen 

Bedarf an 
Zlmzu- 
schüsson 
aus 

Spalte 9 

Summe aus 
Spailen 

7. 8 u. 10 

Sonstige 
drrenO. 
Züsch Ci3$« 
und 

Darlehen 

Eigenlet' 
stungen und 
Kapilal- 
idarkt^ 
mittel 

1 

2 

3 

* 

S 

B 

7 

a 

9 

10 

11 

4.14 

Wlederetnri chtung 

A 

150 











und ModemlsieruDg 

B 

151 










4.15 

Umstrok hirieruag 

A 

158 











landw. Unternehmen 

B 

159 










4*16 

Energieträger- 

A 

160 











Umstellung 

B 

161 










4, 

Insgesamt 

A 

37 


264,460 


42,600 

123,110 

10,250 

51^00 

4,000 

137,360 


Maßnahmen 4 

B 

38 





16,170 

19,850 

638,100 

25,200 

61,220 


{elnzelbe Lriebhche 













Maßnahmen) 












5, 

Marktstrohtur- 













verbessenmg 












5.1 

Förderung einzelner 













Markt5tnikturt>erelche 












5.1.1 

Molkerei - 

A 

39 

4 

1^00 


1,000 

0.500 




0,500 


Struktur 

B 

40 










5.1.2 

Setüaehthof- 

A 

41 











struktur 

B 

42 










5.1.3 

Obst und 

A 

43 

7 

10,500 


8,400 

2.100 




2,100 


Gemüse 

B 

44 










5.1.4 

Blumen und 

A 

45 

2 

0,500 


0,400 

0,100 




0,100 


Zierpflanzen 

B 

46 










5,1.5 

Be- u, Verarbeitung 

A 

47 

3 

46,667 

9,333 

30,334 

4,000 




4,000 


von KartoÜeln 

B 

48 





2,000 




2,000 

5,1.8 

Maßnahme gern. 

A 

122 











EG-VO 355/7? 

B 

123 





1,500 




1.500 


bzw* 866/90 












5.1.9 

Lein und Leiniasem 

A 

138 











elnschl. Flachsschwinge B 

139 










5.1.11 

Getreide, Ol- und 

A 

152 











Hülsenfrüchte 

B 

153 










5.M2 

Tierkörper- 

A 

164 











bese LttgungsanJ a gen 

B 

165 
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noch Obersicht 6 

noch Zusammenstellung der Vorhaben und des Mitlelbedaiis 
— Beträge in Mio. DM — 



Ntu zu bewilligende VorJidben im la ulenden hiaush^Jtsj^ 

von den im laufonden Haushaltsjahr 
zu finanzierenden MaßDahmen enU. oul: 







Von So, 4 enÜoBca auJ 






Zeile A 

^ Neu tu bewUUgcndQ VoThaben 




Pördcftfthlge 




ön^nlliche 


Bedarf an 







Zuschüsse 
Bedoii an 
, KftsscU' 
miUuln 



Ztilc B 

a Hdushali^rechUJche 
VemOichtungen aus Vorjahren 
(aurqrund von V(>rp[UcbUuigs- 
emi Sch Ügungen) 


Ud. 

Nf. 

Anzahl 

OesdmlkfKlcn 
dCT neu EU 
bewillig und ftd 
Vorhaben 

SOEBÜae 

älfenü. 

Zuschüsse 

uJid 

Derlthen 

Elgeolei' 
stungen luid 
KapIlAl' 
niarJti* 
miuej 

Darlehen 
Bedarl an 
Kossen* 
mlheln 

Zlosvef' 

biUlgle 

Dori^en 

Zinsxu. 

Schüssen 

aus 

SpHlte B 

Sunme aus 
Spalls 

7. 8 u. 10 

1 

2 

3 

A 

5 

& 

7 

6 

9 

10 

11 

5.1.13 

Geflügel- 

A 

166 











Schlachtereien 

B 

167 










5*1 

Insgesamt 

A 

53 

16 

59,167 

9,333 

40,134 

6,700 




6.700 


Maßnahmen 5,3 

B 

54 





3,500 




3.500 

5*2 

Maßnatunen gemäß 
Marklstruktiirgesetz 












5.2.1 

Start- 

A 

55 

31 

5,500 


4,500 

1,000 




1,000 


beihiifen 

B 

56 










5.2.2 

Investihons- 

A 

57 

25 

17,000 


13,500 

2,000 




2,500 


beihiifen 

B 

50 





1,500 




1.500 

5,2 

Insgesaml 

A 

67 

56 

22,500 


10,000 

3,000 




3,000 


Maßnahmen 5.2 

B 

68 





1,500 




1,500 

5,3 

Förderung der 
VermarKlung nach 
besond. Regeln 
erzeugter tandw* 
Erzeugnisse 












5*3.1 

Start- 

A 

142 

5 

4,000 


3,000 

1,000 




i.ooo 


beihiifen 

D 

143 










5.3.2 

InvestitionS' 

A 

144 

8 

3,750 


3,000 

0,750 




0,750 


beihiifen 

ß 

145 










5.3 

Insgesamt 

A 

146 

13 

7,750 


6,000 

1,750 




1,750 


Maßnahmen 5*3 

B 

147 










5*4 

Verbesserung der 

A 

154 

2 

7,182 


5,932 

1,250 




1,250 


Verarbeitungs- und 
Vermar k 1 ung sslruk t ur 
der Fischwirtschaft 

B 

155 










5,5 

Sonstige Maßnahmen 

A 

162 











aufgrund von EG-VO 

B 

163 










5, 

Insgesamt 

A 

126 

0? 

96,599 

9.333 

70,066 

12.700 




12,700 


Maßnahmen 5 
(Marklstruktur) 

B 

127 





5.000 




5,000 
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noch ZusanuneosteUung der Vorhaben und des MlHelbedarls 
— Beträge in Mio. DM — 


^taSoahmien 

Neu TU bewUUgende Vof bdbeu Lm louJenden HdushBlü^dhr 

v«i den im taufenden hlaiuhelUJahi 

TU finonzlemdini Mufinahiiien euu, auf: 

Zene A 

> Neu zu bewUlfgeude Vorhaben 




PdnlcifUügG 
CesuDtkuteu 
der peu mi 
bewODg enden 
Vorhaben 

Vmi Sp, 4 endaUen aul 


Offen Ulcbe 
Darlehen 
Bedarf an 
Kessen- 
mlneln 


Bedarf an 

TJrwwi].. 

tchOssea 

aus 

Spehe 9 


ZtUeB 

4 Hauahaltx^ecbUlcha 
Vei^dtlungeD av& Voijahieü 
raufonind von Veirpnicbtuogi' 

ennSchtl^wigenl 


U(L 

Nr. 

AlE(4h] 

Sonstige 

dJfeflO. 

ZuKhCtoe 

und 

Darlehen 

aigenlel' 
stungen und 

aarkV 

mlttel 

ZuscbOuc 
Bedarf ad 
KdUeu- 
cdueln 

Tiosver- 

billig 

Dmlchen 

Summe aux 
Spalten 

7. Bu. 10 

l 

2 

3 

■4 

5 

S 

7 

8 

9 

10 

11 

6. 

WasserwirtschatUlcbe 
a. kulturbautectin, 
MaßnaluDen 












6.0 

Vorarbeiten 

A 

69 












B 

70 










6-1 

Beseitigung natur^ 

A 

71 











gegebener Nachteile 

B 

72 





1.000 




1,000 

6,2 und 6.3 Ausgleich d. 

A 

73 

39 

27,100 


4.100 

3.000 




3.000 


Wassere b Gusses usw. 

B 

74 





30.000 




30,000 

6.4 

LÄndJiche 

A 

75 

10 

5,500 


3,500 







Wege 

ß 

76 





2.000 




2,000 

6.5 

Wasserve rsorgungs- 

A 

79 











Anlagen 

B 

ao 










6.6 

Abwasser- 

A 

81 

133 

234.500 


163.762 

20,738 




20,738 


Anlagen 

B 

82 





50,000 




50,000 

6, 

Insgesamt 

A 

83 


1 267.100 


171,362 

23,738 




23.738 


Maßnahmen 6 
(Wasser- u. kultuibeu) 

B 

84 





83,000 




83,000 

7 . 

Forstliche Maßnahmen 












7.1 

Waldbauhche 

A 

85 

2300 

17.270 


6,270 

2,000 




2,000 


und sonstige 
foistl. Maßnahmen 

B 

86 





7.000 




7.000 

7.2 

Maßnahm, aufgrund 

A 

134 

2500 

11,180 

1,500 

1.750 

1.430 




1,430 


neuartig. Waldschäden 

B 

135 





6,500 




6,500 

7.3 

Fors twlrtschaf tilche 

A 

87 

140 

2.200 


1.400 

0.400 




0,400 


Zusammenschlüsse 

B 

86 





0,400 




0,400 

7,4 

Forst wirtschafülche 

A 

77 

40 

1.200 


0,400 

0,200 




0.200 


Wege 

B 

78 





0,600 




0.600 

7.5 

Erslauflorslungs- 

A 

156 

500 

30.475 



0,975 




0.975 


prämle 

B 

15? 





0,425 




0,425 

7. 

Insgesamt 

A 

99 


42.325 

1.500 

9.620 

5,005 




5.005 


Maßnahmen 7 
(ForsÜ. Maßnahmen) 

B 

90 





14,925 




14,925 
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noch Zusammenstellmig der Vorhaben und des Mittelbedarfs 
— Betrage in Mio. DM — 


Msenohoieo 

Neu EU bewinigende Vorlxvben tm LnufendeD Haushalt^abi 

v«i den ün buleoden HdtubeHsiuhr 

Tu Ojuia^erenden MaSnahntCn euEL auf: 

Seile A 

• Neu £u bewiiUgeade Vorhebea 





VoQ So. 4 enilaDen aof 









POrderfShige 




OffeuUlcbe 


BecUrf an 







Zuscbüsw 
Beduf dji 

KaS3«ii- 

mlttetn 



Zeile B 

■ HaushiütiieclitUche 
Veipnicbhmgefl du$ Vofjshreii 
letugituid von Vopnicblungs^ 
ertaachtiguiigien} 


UdL 

Nr. 

Aoxahl 

Gevuntkorhän 
def aeu eu 
bewUUgenleo 
VürhÄben 

SotiEtige 

dtreaü 

ZtuchOs» 

und 

Daxieben 

EJgeol^- 
iltmgea und 
Kapllal' 
rnftikit- 

mittel 

Dadehen 
Bediul an 
Kossen^ 

Tlhsvtr- 

bflU^ 

Ddd^en 

ZlEOZU- 

tchCsocn 

aus 

Spalte 9 

Summe aus 
Spalten 

7. a uu 10 


2 

3 

4 

5 

G 

7 

e 

9 

10 

11 

8. 

Weitere MnBnnhmen 












8.1 

Leistongsprüfimgeji 













L (L derlschen Erzeugung 











8.1.1 

Milchleistungsprüf. 

A 

91 

25000 

53,994 


49.294 

4.700 




4,700 


KontroUiinge 

a 

92 










8.1.2 

LeLstungsprÜfungs - 

A 

93 











Anstalten 

B 

94 





0^00 




0,500 

6.1 

Insgesamt 

A 

95 


53,994 


49,294 

4.700 




4,700 


Maßnahmen Q.l 
(Leistungsprüfuagen i. d. 
tierischen Erzeugung! 

B 

96 





0.500 




0,5001 

8.2 

Maflnahmen t landwlrt- 
schaftL Axbeltnehnier 












8,2.1 

Anpassungs- 

A 

97 

160 

0,630 



0.630 




0,630 


hüTe 

B 

98 










e.2.2 

Landarbeiter- 

A 

99 











Wohnungsbau 

B 

100 










6.2 

Insgesamt 

A 

lOi 


0,630 



0.630 




0,630 


Maßnahmen 8.2 

Pandwiitschafthche 

Arbeitndtuner} 

B 

t02 










8.3 

U mst ellungstülf en 

A 

148 

166 

2.080 



0.980 




0,980 


an Jüngere Land- 
wüte bei Umschulung 

B 

149 





1.020 




1,020 

8. 

Insgesamt 

A 

128 


56.704 


49,294 

6.310 




6,310 


Maßnahmen 8 
{weitere Maßnahmen) 

B 

129 





1.520 




1.520 

9. 

Küstenschutz 












9.1 

Vorarbeiten 

A 

103 

6 

1.500 



1,500 




1,500 



B 

104 





1,000 




1.000 

9.2 

Sperrwerke 

A 

105 












ß 

106 
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Kl eA nahmen 

Neu tu hewflllgecide Vorbatec Lm laufenden Heusboltsjobr 

von den Lm laufenden Hau$haJtsJahr 

2 u linenzlerenden MoBnahmen enUr auf: 

Zelle A - Neu nj bewmigeade Vorlifttocn 

Zelle B a HaushaltsrechUlche 

VeJpiUcb hingen au Vaijahren 
(aaianuid von VcrpOlchlungv 
crtflacbtlgnngeiil 



PdrdcTUblge 
GesemUcosfen 
dar neu m 
bewUUgenden 
Vofhdhen 

Von Sp. 4 entfallen auf 


CUciiUiche 
Ddilehen 
Sedoif an 
Käsen, 
odtteln 


Bedarf an 
Zinszu- 
KhOsen 
aus 

Spalte a 


U(L 

Nt. 

Anzahl 

Son$ilge 

dtfenlL 

ZÜchüsu 

und 

Dbitehan 

eigonlei- 
Btungen und 
Kapital' 
iDorkK 
miltel 

Ziuchfbse 
Seddd an 
Kosen. 
mJUeln 

Zlnsver- 

hlUlgle 

Darlehen 

Summe aui 
Swlten 
‘ 7,aü. 10 

l 

2 

S 

4 

5 

6 

7 

S 

9 

10 

U 

9.3 Neubau von Schutt - 

A 

107 

15 

79,056 



19,056 




19.056 

werken, Buhnen u^. 

ß 

108 





64.000 




64.000 

9. Insgesamt 

A 

199 

21 

00,556 



20,556 




20.556 

MaßnaJtimen 9 
(Küstenschutz) 

B 

110 





65.000 




65.000 

Mittel bedarf insgesamt 

A 

111 


937.144 

15,033 

395,492 

206,869 

10,250 

51,500 

4,000 

221.119 

{Maßnahmen 1. bis 9.) 

B 

112 





240.830 

19,650 

638.100 

25,200 

285.880 


A+B 

113 


937.144 

15.833 

395,492 

447.699 

30,100 

689.600 

29,200 

506,999 

Bundesanteil 

A 

114 





126.177 

6,150 


2.400 

134,727 


B 

115 





150,998 

11,910 


15,120 

178,028 


A+B 

116 





277,175 

18,060 


17,520 

312,755 

Landesanteil 

A 

117 





80,692 

4,100 


1.600 

86,392 


B 

IIB 





89,632 

7.940 


10.060 

107,852 


A+B 

119 





170,524 

12.040 


11.680 

194,244 
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Obersicht 7 


ZusanmiensteUung der Vorhabea und des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio. DM — 


Land: Bremen 
Haushaltsjahr (HJ) 1993 



Neu m bewIlUgenda VortiabcA liü Iduläüdea Hauihahsjah; 

vüD den Lm teufenden Haushoft^iüu 

Zu ftoAnxierendid Mehnoh/nen cau. auli 

ZeileA 

ZeDeB 

■ Neu lu bcwnUgendc Vorhaben 

■ Nmsb^LisrechtUche 

VcrpOichtuagen aus Vorjahren 
{auigTiind von VcjpJllch^gs- 
onnjchUguDgen) 

Ua 

Nt. 

Annüü 

F«tdoTfahiüa 
GesamÜco»tu 
der neu xu 
bevrOUgenden 
VoEDdbeü 

Von Sp. 4 entfoDen dur 

Zuschüsse 
Bederf ea 
Ke$sen‘ 
mlneUt 

OrrenUiche 
Derlehecn 
Dedta an 
Kassen- 
nJllela 

ZJnsvej' 

UUlqie 

Bedarf an 
ZLnszü' 
scMhden 
aus 

Spähe 9 

Summe aus 
Spalten 

7. 8u. lö 

Somüge 

«TentL 

ZuschOsse 

und 

Doflehen 

Eigenlet' 
itimgen uüd 
Kapila]' 
morVt- 
mitlel 

1 

2 

3 

4 ■ 

5 

6 

7 

S 

9 

10 

11 

1. 

Agraistiuk lurelle 

A 

1 











Vorplanung 

ß 

2 










2. 

Florberelnlgang 












2.1 

Hurbereinlgung s - 

A 

3 











verfahren 

B 

4 










2.2 

Weinbergs- 

A 

5 











Ftwbereinigungen 

B 

6 










2.3 

Beschleunigte 

A 

7 











Zusamin eniegung 

B 

8 










2A 

Prelwühger 

A 

9 

2 

0,118 


0,040 

0,067 




0.6? 


Land tausch 

B 

10 










2. 

Insgesamt 

A 

11 

2 

0,118 


0,040 

0,067 




0,067 


Maßnahmen 2 

B 

12 











fFlurberetnlgung) 












3. 

DorfemeueroD g 

A 

130 

23 

0,800 


0,250 

0,472 




0,472 



B 

131 










4. 

Einzel be Irie bU che 













Maßnahmen 












4.1 

Invest, in Betrieben 

A 

15 

3 

0.900 


0,400 



0.500 

0,026 

0,026 


mit Be tr. Verb. Plan 

B 

16 








0,270 

0,270 


u. Kooperationen 












4.2 

Ausgleichs^ 

A 

17 

190 

0.670 



0,670 




0,670 


Zulage 

B 

16 










4.4 

OberbrückungshJUfe 

A 

19 












B 

20 










4,6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohnteüs 

B 

24 










4.7 

Energie- 

A 

25 

8 

0,180 


0,150 

0,026 




0,026 


elnsparung 

B 

26 










4,9 

Bodenz wischen* 

A 

29 











erwerb 

B 

30 










4.13 

Agiarkredit- 

A 

132 

4 

0,756 


0,400 



0,356 

0,069 

0,069 


programm 

B 

133 
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noch Übersicht 7 


noch ZasaminejisfeUitng der Vorhaben tmd des MJttelbedarls 
— Betrage in Mio. DM — 


Mottoahitiien 

Neu XU bewüligeodu VoEfaoben iüt laufenden Hnuiholt^ohj- 

von den tm laufenden HausboU^hr 

XU Daoüzieienden Maflnahmen enUL auL 

Zene A 

ZeUe B 

> Neu zji bewJtUgeode Vubabea 

■ HaosbelbaiechÜkfae 

Vcrpntchtiingea aus VotjohrEa 
taurarund von VefptUcbtungt- 
emlctidguiigcn] 

Ud. 

Nr. 

Aotohl 

FdrderlSUge 

der seu zu 
bewnUgeeden 
Vorhaben 

Von Sp. 4 entfallen aut 

ZusebOua 
Bedarf an 
Kossen- 
mittetn 

Öffentliche 
Dorlehea 
Bedarf an 
Kassen- 
loldeln 

Zlnsver- 

bOUgte 

I>aileben 

Bedarf an 
ZLnsxU' 

SdlOAHD 

Spähe fl 

Summe aus 
Spalten 

7.S u. 10 

SoDsÜge 

dffenü. 

ZU5Chf>SK 

und 

Darlehen 

Elgeüel' 
stuogeD und 
Kapital' 
morkt- 
ndtlef 

\ 

2 

3 

4 

S 

S 

7 

e 

9 

10 

n 

4AA 

Wied ereinri chtung 

A 

150 











und Modernisierung 

B 

151 










4.15 

Ums üTiktunenmg 

A 

158 











landw. UDtemehmen 

D 

159 










4.16 

Energieträger- 

A 

160 











Umstellung 

B 

161 










4. 

Insgiesamt 

A 

37 


2^06 


0.950 

0,696 


0,856 

0*094 

0,790 


Maßnahmen 4 

B 

36 








0,270 

0,270 


( ainzelbetii ebllcbe 













Maßnahmen) 












5. 

Marktstmktur- 













verbessemtig 












5.1 

Förderung einxelner 













Markts trukturherei che 











5.1.1 

Molkerei- 

A 

39 











Struktur 

B 

40 










5.1.2 

Schlachthof- 

A 

41 











struktüj 

B 

42 










5.1.3 

Obst und 

A 

43 











Gemüse 

B 

44 










5.1.4 

Blumen und 

A 

45 











Zierpflanzen 

ß 

46 










5.1.5 

Be- u. Verarbeitung 

A 

47 











von Kartoüeln 

B 

48 










5.1.8 

Maßnahme gern. 

A 

122 


1.000 


0.900 

0,086 




0,086 


EG-VO 355/77 

B 

123 











bzw, 866/90 












5.1.9 

Lein und Leinlasem 

A 

138 











ein-sehl.. Flachsschwinge B 

139 










5.1.11 

Getreide, Ol- und 

A 

152 











HÖlsenlrüchte 

B 

153 










5.1.12 

Tierkörper- 

A 

164 











beseltigungsaiilag en 

B 

165 
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noch Übersicht 7 

noch Zusammensteilimg der Vorhaben und des MlHelbedarfs 
— Beträge in Mio- DM — 


Mil Bm hm IW 

Neu TU twwUligende Vortuben im lauieadäa HnusholtsjohJ 

von den im laufenden HaushAllsJahf 
ru flnAnzierendeii Maflnahmefi end. auf: 







Von Sd. 4 eAtfalleo dilf 






ZcOe A 

>Ncu XU bewflllge.Titte VorhAben 




FV&njetl^ge 




OffenUicbe 


Bediorf an 







Zuschüsse 
Bedaif an 
Ka$Mn' 
mlJOeln 



ZeUeB 

= JHduxhaltxrechxlichc 
Ve^nkJ^toogcn aus Vofjahtcn 
(ouf^nd von Vor^Plcbhmg^ 
crmach ÜgungeEi] 


Ud. 

Nr. 


Ge&amLko&tea 
der neu tu 
bewUUg^oden 
Vorbabcn 

Sonstige 

tiffeni 

ZuachÜss« 

und 

Doa^hon 

Bigenlei- 
Blungeo und 
KdplUO- 
miukt' 
mJiteJ 

Dafiebcn 
Bedarf aju 
Kassen- 
nütteln 

ZlnsveT' 

bimgte 

DaUehCn 

1 Zinszu- 
1 Schüssen 
aus 

Spalte 9 

Suidnie aus 
Spähen 

7. 8 u. 10 

1 

2 

2 

4 

S 

S 

7 

S 

S 

10 

n 

5.1.13 

Geflügel- 

A 

166 











Schlachtereien 

B 

167 










5.1 

Irisgesamt 

A 

53 


1,000 


0,900 

0,086 




0.086 


Maßnahraen 5. 1 

B 

54 






, 




5.2 

Maßnahmeii gemäfi 
Marktstrukturg ese Iz 












5.2.1 

Start- 

A 

55 











beLhÜlea 

B 

56 










5.2,2 

InvesÜÜons- 

A 

57 











beüülien 

B 

56 










5.2 

Insgesamt 

A 

67 











Maßnahmen 5.2 

B 

66 










5J3 

Förderung der 
Vermarkhmg; nach 
besond. kegeln 
erzeugter landw. 
Erzeugnisse 












5.3.1 

Start- 

A 

142 

1 

0.040 


0,030 

0.009 




0,009 


belhllien 

B 

143 










5.3,2 

Invesb Lions ^ 

A 

144 

1 

0,120 


0,090 

0,026 




0,026 


belhllfen 

B 

145 










5.3 

Insgesamt 

A 

146 

2 

0,160 


0,120 

0,034 




0,034 


MaßnahmeD 5.3 

B 

147 










5.4 

Verbesserung der 

A 

154 

12 

21,115 

3.086 

10.474 

2,441 




2,441 


Verarbeitungs- und 
Vermar k lungsstrukt ur 
der Fisch wtrlscbaft 

ß 

155 





2,818 




2,816 

5.5 

Sonstige Maßnahmen 

A 

162 




- 







aufgrund von OG-VO 

B 

163 










5. 

Insgesamt 

A 

126 

14 

22,275 

3,086 

11,494 

2,561 




2,561 


Maßnahmen 5 
fMarktsiruktui) 

B 

127 





2,813 




2,816 
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noch Zusammenstellung der Vorhaben und des Mlttelbedarls 

— Beträge in Mio. DM — 


MAOnoLmea 

Neu 

zu bewUUgende Vorhaben Lm laufenden Housholbi^jalu' 

von den ün laufenden Hausbaltslahr 
zu rtnanzJercDden Maßnahmen cnu. auf: 

ZeOe A 

ZeUe 5 

» Neu TU bewilligende Vorhaben 

VcipnLcMüogcn aus Vorf Ähren 
[aufgrund von VerpQichtungv 
enuocbügnugcnl 


Ud. 

Nj. 

Anzahl 

Pordcitäfiigc 
Gcsomtkoslen 
der nen zu 
bewQLgenden 
VoThatwn 

Von 4 äDtfallen auJ 

Zuscblbso 
Bedarf an 
Kösen^ 
mitteln 

OlfoniUche 
Darlehen 
Bedoif an 
Kosten, 
mlUeln 

Zfnsver- 

blUlolo 

Dar lenen 

Bedarf m 
Z tnszU' 
Schüssen 
aus 

Spofle 9 

Somme aus 
SpAliep 

7. 8 u, 10 

Soesüge 

Affend 

Zuscbüsse 

und 

Uajleh«!) 

eigcnJel' 
sfungen und 
KapttaJ. 
mafkt- 
millel 

I 

2 

3 

4 

S 

6 

7 

a 

9 

10 

11 

6. 

Wasse rwtrtsctiaftlJ che 













u. kultiirbautechiL 













Maßnahmen 












6.0 

Vorarbeiten 

A 

69 












B 

70 










6.1 

Beseitigung natur- 

A 

71 











gegebener Nachteile 

B 

72 










6.2 und 6.3 Ausgleich d. 

A 

73 

1 

0.100 


0.050 

0,043 




0,043 


Wasserabflusses usvs!* 

B 

74 





2,010 




2,010 

6.4 

Ländliche 

A 

75 











Wege 

B 

76 










6,5 

Wasserversorgungs- 

A 

79 











Anlagen 

5 

ao 










6.6 

Ab Wasser - 

A 

81 











Anlagen 

5 

82 










6. 

Insgesamt 

A 

83 


0.100 


0,050 

0,043 




0.043 


Maßnahmen 6 

B 

84 





2,010 




2.010 


(Wasser- u. Kulturbau) 












7. 

Forstliche Maßnahmen 












7.1 

WaJdbauJlche 

A 

85 

14 

0,552 


0.215 

0,289 




0,289 


und sonstige 

ß 

66 











forsÜ, Maßnahmen 












7.2 

Maßnahm. aufgrund 

A 

134 

1 

0,036 


0.010 

0,022 




0,022 


neuartig. Waldschäden 

B 

135 










7.3 

Forstwirtschaf tli che 

A 

87 

1 

0,010 


0.009 

0,001 




0,001 


Tliifiam mgnsr h \ Q^se 

B 

86 










7.4 

Forstwtrtsch af tllch e 

A 

77 

1 

0,340 


0,150 

0,163 




0,163 


Wege 

B 

. 78 










7.5 

Ers tauf f ors tungs- 

A 

156 

3 

0.466 


0.120 

0,297 




0,297 


prärnle 

B 

157 










7, 

Insgesamt 

A 

89 


1.404 


0,504 

0.773 




0,773 


Maßnahmen 7 

B 

90 











(Forstl. Maßnahmen) 
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noch ZasaromenslellTing der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Beträge in Mio. DM — 



Neu zu bewlUlgende VorbAbea )ta laulenden HdiuhdlUjdhr 

von den tm laufenden 

XU aiLDitrieTieaden MaSüaluneu enü. auf: 

SeOe A - Neu tu tKwflUgeade Vorhiben 

LeHe B HüiishaJl^rechtUicbe 

VeroDlcihtuitgen au£ VürjahjCü 
(aufaruud von Vc^nJcbLungs- 
ermScbtJgmigent 

Ud. 

Nc. 

Anuh] 

Fi5raeffAhlge 

Gc&BOiUiiOElen 

der neu zu 
bewlUigooden 
Vörnaben 

von Sp. 4 «nUulleü aul 

ZusebOs» 
bedarf an 
Kassen- 
mlCletD 

Offentbefae 
Oulefaen 
bedarf an 
Kassen- 
uütleJn 

Zlnsvcr- 

bDlJgte 

Daneben 

Bedarf an 
Zldszu- 
schQssen 
aus 

Spalte 8 

SuoLtne Aus 
SpAllCD 

7. Bu. 10 

Soutige 

dPctid 

Zusdiüa« 

und 

Dasieixn 

ElgezOel'^ 
stungen und 
Kajiiüü- 
merku 
mluel 

1 

3 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

8. Weitere MaßnalmieD 

8. 1 Letstungsprüf tun gen 

1. d. Üerlschea Erzeugang 

6.1.1 MÜchlelstungsprüf. A 

KontroUiinge B 

6.1.2 Leis tun gsprüfungs- A 

Anstalten B 

91 

92 

93 

94 










8.1 tnsgesamt A 

Maßnahmen 8.1 B 

fLeisrnngsprüfungen L d. 
tieiischen Erzeugung) 

95 

96 










8.2 Maflnahmen L landwirt- 

schaflL Arhellnehmer 

8.2.1 Anpassungs- A 

hLlfe B 

8.2. 2 Landarbeiter- A 

Wohnungsbau B 

97 

93 

99 

100 










6.2 Insgesamt A 

Maßnahmen 6.2 B 

(landwtrtschafüicbe 
Arbeitnehmer) 

101 

102 










8.3 Umstehungshil/en A 

an jüngere Land- B 

wirte bei Umschulung 

148 

149 










8. Insgesamt A 

Maßnahmen 8 B 

(weitere Maßnahmen) 

128 

129 










9. Kustensctiulz 

9.1 Vorarbeiten A 

B 

9.2 Sperrwerke A 

B 

103 

104 

105 

106 

1 

0.040 

2.000 


0.007 

0,033 

1,07? 




0,033 

1,07? 
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noch ZusammensteUimg der Vorhaben und des Mlttelbedarfs 
— Beträge in Mio, DM — 


MAADahmen 

Neu zu bewilligende Vofbabec Im laufcodea Haisbalu^ahi 

von den im Idufetidcn Hau&hältalehj 
zu Uouxlereiuten MaDndhmea enU. 

ZeOo A - Ntu lu Vcrhab^a 

ZeUe B - HdusJuütwdiÜfche 

Verpnidbluogen tm Votjchien 
(sufgrund vod VorptUchtuogS’' 
emiAcbtlgungea] 



PärderfShlge 
Ceumücostea 
der neu zu 
bewUU^Bodea 
Voibaben 

VOB Sp. 4 entlaDeü auf 


Offen tUche 
DArleben 
Bedarf an 
KassflA’ 

iDlUeln 


Bedmt «m 
Zfnszu- 
Khüssen 
BÜ6 

Spafln 9 


ua 

Nr. 

Anzahl 

Sonstige 

MfcnO. 

ZuschxHs« 

und 

Dajieben 

Elgcolel^ 
slimgen und 
Kapltiü- 

nittäl 

ZuscbOfise 
Bednrl an 
Kassen- 

Zfnsver- 

bUUqtie 

Dedeben 

SuouneAus 
Spelten 
7.iriL 10 

l 

2 

3 

* 

S 

6 

7 

B 

9 

10 

M 

9.3 Neubau von Schutz^ 

A 

107 










werken, Buhnen usw. 

B 

108 










9. Insgesamt 

A 

109 

1 

2,040 


0,007 

0,033 




0,033 

Maßnahmen 9 
(Küstenschutz) 

B 

110 





1,077 




1,077 

MlUelbedarf insgesamt 

A 

111 

266 

29,243 

3,086 

13,295 

4,645 


0,856 

0,094 

4,740 

[Maflnahmen 1. bis 9.) 

B 

112 





5,905 



0,270 

6,175 


A+B 

113 

266 

29,243 

3,086 

13.295 

10,550 


0,656 

0,364 

10,915 

Bundesanteil 

A 

114 





2.790 



0,057 

2,847 


B 

115 





3.651 



0.162 

3,813 


A+B 

116 





6.441 



0,219 

6,660 

Landesanteil 

A 

117 





1,855 



0,038 

1,893 


B 

llö 





2.254 



0,108 

2,362 


A+ß 

119 





4,109 



0,146 

4,255 
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Übersicht 8 


ZusammensteUimg der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Beträge in Mio. DM — 


Land: No rdrhein* Westfalen 
Haushaltsjahr (HJ) 1993 


Mdünabmai 

Ntiu EU bewUUgendc Vorhaben im IftuCenaea H 4 usb«]ti}ahT 

von den Inn Idufenden hl«nha>mohf 

EU Ouffiderenden MsSnohnieD enU. ouf: 

Zelle A 

ZeUeO 

^ Nea EU tKwlULgeiHfo Vvbsben 

° HdusbalturechUIcbe 

VenfUcbtungea su Voi^ihren 
lAiUgnind vod VeipfUcbtuogS' 
ennjkfatlgungefl^ 

Ud. 

Ht. 

AnuUd 

FArderUhlae 
Gesamlkostea 
der neu xu 
bewlUlwndeD 
Vorbflben 

Vod Sp. 4 eaUalleo auf 

Zuschüsse 
Bedarf Ul 
Köseai' 
mltteln 

OffecUlcbe 

Dulchen 

Bed«itan 

Kawn- 

olueln 

Zlnsver- 

bOli^ 

Duj^äd 

Bediiri «Tk 
Sn$Eu- 
KliO»a«ii 

SlwlleS 

Summe aus 
S tHllen 

7, e iL 10 

SoDsdw 

dUcnu, 

ZiHCfaüste 

und 

DATlehen 

ttuügeo und 
Kapital^ 
mArki' 
ndttef 

l 

1 

3 

4 

S 

S 

7 

S 

a 

10 

11 

1. 

Agrarstmk ture) le 

A 

1 

17 

L03ß 



0,188 




0,188 


Vorplanung 

B 

2 





0,812 




0,812 

2. 

Fl ujbe relrU gnng 












2.1 

Fluiberelni gimgs- 

A 

3 

12 

25,000 


4,000 







verfahren 

B 

4 





36,000 




36,000 

2.2 

Weinbergs- 

A 

5 











Flurbereinigung en 

B 

6 










2.3 

Besrhleunigte 

A 

7 











Zusammenlegun g 

B 

6 










2.4 

Frei williger 

A 

9 

50 

0,230 


0,030 

0,100 




0,100 


Land tausch 

B 

10 





0,100 




oaoo: 

2, 

Insgesamt 

A 

H 

62 

25.230 


4,030 

0,100 




0,100 


MaBnahmen 2, 

D 

12 





36,100 




36,100 


( Flur bereinJ gung ) 












3, 

Dorf erneu emng 

A 

130 

950 

42,000 


18,600 

11,720 




11,720 



B 

131 





13,260 




13,280 

4. 

Einzel betriebliche 













Mahnahmen 












4.1 

Invest, in Betrieben 

A 

15 

407 

115.508 


75,384 

2,771 

15,760 



16,531 


mit Betr. Verb. Plan 

B 

16 





16,509 

1,190 


12,790 

30,489 


u* Kooperationen 












4,2 

Ausgleichs - 

A 

17 

12000 

36,000 



36,000 




36,000 


Zulage 

B 

la 










4.4 

Über b rückung shlHe 

A 

19 












B 

20 










4.6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohn teils 

B 

24 










4.7 

Energie- 

A 

25 











einsparung 

B 

26 










4.9 

Bodenzwlschen- 

A 

29 











erwerb 

B 

30 










4.13 

Agrarkredlt- 

A 

132 

165 

15,430 


3,410 



12,020 

1,500 

1,500 


programm 

B 

133 








0,300 

0,300 
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noch Znsammenstellimg der Vorhaben und des MJttelbedarfs 
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M^HnahiDcn 

Neu EU bewilUgende Vorbabea kn lau/enden HausJudtsJahr 

von deo Lm lauferaten Kausbalbdohr 

EU GnamJarenden Mafllnahnica eua. aut: 

ZeOeA 

ZeUe^B 

- Nmi tu bewiUlgaide Vorhaben 

* HaDsbalbrvcblllclie 

V^jpfllcfahmgen aui VofJoJiran 
(auratuAd von VerpQlcbtun^ 
ermlcbtlguogcn] 

Ud, 

Nr. 

AoEahl 

der luu EU 
bawUUgeodeii 
Vor haben 

Voü Sp. 4 entfoUcn auf 

Züsch OtK 
eedarl an 
Kassen- 
nüttcin 

OffenUJebfl 
Daxlehfin 
Bedarf an 
Kosscn- 
mlucfa 

Zlnsver- 

bUU^ 

Darlehen 

Bedarf an 
>SUmU' 
Schüssen 

AUS 

Spalte 9 

Summe aus 
Spalten 

7. ü u. 10 

Zuxhüw 

und 

Doiicbcn 

Eig^d- 
sttmgen und 
Kapital 
markt- 
mitte] 

1 

2 

3 

4 

5 

S 

7 

a 

a 

10 

n 

4.14 

Wledexeinri chlung 

A 

150 











und Modemisienmg 

B 

151 










4.15 

Ums Lrukturi eruDg 

A 

158 











landw. Untemehmen 

B 

159 










4.16 

Energie bräger- 

A 

160 











mnsteUüng 

B 

161 










4. 

insgesamt 

A 

37 


166,938 


78,794 

38,771 

15,760 

12,020 

1,500 

56,031 


Maßnahmen 4, 

B 

38 





16,509 

1,190 


13,090 

30,789 


(einzelbetrlebliche 













Maßnahmen) 












5 . 

Marktstniktnr- 













verbesserung 












5,1 

Fdrdemiig einzelner 













Markts tnUdurberelche 











5.1.1 

MoUcerel* 

A 

39 











Struktur 

B 

40 










5.1.2 

Schlachthof' 

A 

41 











Struktur 

B 

42 










5.1,3 

Obst und 

A 

43 

2 

7,000 


3,774 

2,336 




2.336 


Gemüse 

B 

44 





0,975 




0,975 

5.1.4 

Blumen und 

A 

45 

2 

15,000 


10,100 

2,480 




2,480 


ZierpQanzen 

B 

46 





1,520 




1,520 

5.1.5 

Be^ u. Verarbeitung 

A 

47 











von Kartoffeln 

B 

48 










5.1,8 

Maßnahme gem. 

A 

122 











EG-VO 355/77 

B 

123 











bzw, 866/90 












5.1,9 

Lein und Leinfasem 

A 

138 

1 

7,110 


5,270 

1,000 




1,000 


einscbl, Flachsschwinge B 

139 





1,735 




1,735 

5.1,11 

Getreide, öl - und 

A 

152 











Hülsentrüchte 

B 

153 










5.1,12 

Tierkörper- 

A 

164 











beseltfgungsanlagen 

B 

165 
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noch Übersicht 8 

noch Zusanunenstelliing der Vorhaben and des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio. DM — 


Moanatimeo 

Neu EU bcwfttfgenaQ Vorbab^ Im laufenden Hau&bdltsjAbr 

von den Im lauTeiKten Haushaltsjahr 
zu nnanziereudeu TdaSoohmea entf. auf: 


^ Neu lü bewUUgende Vorhaben 





Von Su. 4 Notfällen aul 






ZeOeA 




Rrderf^ihlge 






Be<£ajrf an 








oilcausCDe 



ZcOeB 

B HaushfüterechlUdie 
Vejplltchtuügen aui Vüijahren 
[aui^nd voü VerpEUcbtungv 
ermidbUgungon) 


Ud. 

Nr. 

AozAhl 

GesamUcusten 
deir neu tu 
bewOUgewlen 
Vorhaben 

Soasdgt 

CJfend. 

Zu&chOs« 

und 

Darlebol 

stüDgen uad 

Kflplial. 

m^rki- 

mltlel 

AiUvuJUaAV 

Bedarf an 
Kossen' 
□üaetn 

Darlebeu 
Bedarf an 
Kassen- 

nflsvei' 

billigte 

Darleben 

ZiuszU' 

sebOssen 

aus 

Spalte 9 

Suamie aus 
SpaJteu 
7,^ 10 

1 

2 

3 

4 

5 

a 

7 

B 

9 

10 

11 

5.1.13 

Geflügel- 

A 

166 











schJachtereien 

B 

167 










5.1 

Insgesamt 

A 

53 

5 

29,110 


19,144 

5,816 




5,816 


MaflnabLDieii5,l 

B 

54 





4,230 




4,230 

5J, 

Maflo ahmen gemäß 
Marktstmk hirgesetz 












5.2.1 

Start- 

A 

55 

3 

0,140 


0,140 

0,050 




0,050 


beihiUeji 

B 

56 





0,050 




0,050 

5.2.2 

Inveslltioas- 

A 

57 

11 

18,750 

2,320 

14,230 

2,100 




2,100 


beihilf ea 

B 

58 










5.2 

Insgesamt 

A 

67 

14 

16,890 

2.320 

14,370 

2.150 




2.150 


Maßnahmen 5.2 

B 

66 





0,050 




0,050 


Fdrdenmg der 
Vennarktong nach 
besonct Regeln 
erzeagter landw. 
Erzeugnisse 












5.3.1 

Slart- 

A 

142 

7 

2,100 


1,800 

0,250 




0,250 


belhilfen 

B 

143 





0,050 




0.050 

5.3.2 

Investibons- 

A 

144 

4 

1,600 


1,000 

0,600 




0,600 


beihllfen 

B 

145 










5.3 

Insgesamt 

A 

146 

11 

3,700 


2,800 

0,850 




0,850 


Maßnahmen 5.3 

B 

147 





0,050 




0,050 

5.4 

Verbesserung der 

A 

154 











Veraibeltungs- imd 
Vermarktung sstruktur 
der Fischwirtschaft 

B 

155 










5,5 

Sonstige Maflnahmen 

A 

162 











aufgrund von BG-VO 

B 

163 










5. 

Insgesamt 

A 

126 

30 

51,700 

2,320 

36,314 

8,816 




8,816 


Maßnahmen 5. 
(Maiktstruktur) 

ß 

12? 





4,330 




4,330 













197 
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noch Überslchl 8 


noch ZusanuneiisteUiing der Vorhaben und des Mittelbedarls 
— Beträge in Mio- DM — 



Neu m bcwUligecdfl Vorbobcii Izu louf^idaL Mautbiütslahr 

von den hn latdacden Hauslullslahr 
lu flOBnxlerieDdeii MaSDahmen enu- nok 

ZeUcA 

Z#D«B 

- Neu Tü bewUUgende V^whebcp 

ä Hdusba]t»cchaic3w 
VerpOlcbtungen siu Vorjahren 
IsuJantM von VspOkbtungi^ 
enulchhguoDen) 


Lfd. 

Nr. 

Anxfthl 

PSnWUdgc 
GesBttitkoiteü 
4er uu XU 
bewUüseDden 
Vorboben 

Von Sp. 4 eatioUcn auJ 

Zijschü^ 
Bedarf aa 
KABeH' 
FTm*Tn 

OtfentUeba 

Bedarf an 
Kds»n‘ 
cilfttäln 

Zln^ver- 

blUl^ 

Darfoiea 

Bedarf an 
Zkmu- 
ubOsaea 
aua 

Spatle9 

Summe aus 
Spallefi 
7.%^ LÜ 

Soutige 

dtfenO, 

und 

Darlehen 

Elgenlet- 
stuagen und 
Kapuäl- 

oiarkt- 

aivauß 

i 

2 

3 

4 

5 

S 

7 

8 

9 

10 

11 

e. 

WasserwlitschafUlclie 













iL kulturlMQtecliiu 













MaBnahmen 












6.0 

Vorarbeiten 

A 

69 

1 

0.400 



0,400 




0,400 



B 

70 










6.1 

Beseitigung natur- 

A 

71 

19 

13,587 


3,200 

10,387 




10,387 


gegebener Nachteile 

B 

72 





3,213 




3,213 

6-2 und 6,3 Ausgleich d. 

A 

73 

21 

27,670 


6,100 

19,570 




19,570 


Wasserabflusses usw. 

B 

74 





6,430 




6,430 

6,4 

LäjodUcbe 

A 

75 











Wege 

D 

76 










6,5 

Wasservcrsorgimgs - 

A 

79 











-Anlagen 

B 

60 










6,6 

Abwasser - 

A 

öl 











Anlagen 

B 

82 





23,961 




23.961 

6, 

Insgesamt 

A 

83 


41,657 


11,300 

30,337 




30,357 


Maßnahmen 6, 

B 

84 





33,604 




33,604 


(Wasser- u. Kulturbau) 












7- 

ForsUlche Maflaahmen 












7.1 

WaldbauUche 

A 

85 

300 

4,520 


0,980 

3,540 




3.540 


und sonstige 

B 

86 











forstl Maßnahmen 












7.2 

Maßoabm, aufgrund 

A 

134 

l 100 

2,660 


0,695 

2,165 




2.165 


neuartig. WaldschÄden 

B 

135 










7,3 

Forstwirtsdiaftiiche 

A 

87 

105 

0,560 


0,410 

0,150 




0,150 


Zusammenschlüsse 

B 

86 





0,040 




0,040 

7.4 

Forstwlrtsch afUlche 

A 

77 











Wege 

B 

78 










7.5 

Erstaufforstungs- 

A 

156 

800 

0,320 



0,320 




0,320 


Prämie 

B 

157 










7. 

Insgesamt 

A 

89 


8,260 


2,085 

6.175 




6,175 


Maßnabmen 7, 

B 

90 





0,040 




0,040 


(PorsU. MaflnahmenJ 
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noch ZnsanuneiiSteUtmg der Vorhaben und des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio, DM — 


MoBiuhmeü 

Neu EU bewmigende Vorhoben Im laiificDdAC HduhalUjahi 

von den Lid Laulendcn HauAha]t3L>3far 

EU flnanzlcren4en MoADahmen entf. «ufr 

ZeOe A - Neu £u bewiUlgende Vorhaben 

ZfiUe B *1 HaushalbrcCbükhc 

VoipfUchtungen Aus Vaijohfea 
(anfmund von VcpfUditungj* 
ennidbUgungenl 

Lid. 

Nt. 

Altutü 

GeVfflÜCDMED 
der ücu zu 
b«wfIUgenden 
VorMben 

Vop Sp. 4 entfaUen «uf 

Zuschüsse 
Bedarf eo 
Keswn. 
mlUt^ 

OflenULche 
Diiteben 
fledirf an 
Küssen- 
odueln 

Ztnsver- 

Dmtäea 

Bedarf an 
ZlusEg. 
schOssen 
BUS 

Spalte 9 

Summe eut 
SpBllOl 

7, e u. 10 

dfräil 

Zu$ch&$K 

unid 

DATlehen 

eigcnlel- 
tluogcd und 
Kapluü* 
maxkl. 
nüttcl 

1 


3 

4 

5 

6 

7 

fl 

S 

LD 

U 

8. Weitere Mafinahmen 

8,1 Leis timg5pTüfuii gen 

i. cL tierischen Erzeugung 

6 . M Milchleistungspiilf . A 

KontroUriüge B 

8.1.2 Leistungsprühings- A 

Anstalten B 

91 

92 

93 

94 


3,900 



3,900 




3,900 

6.1 Insgesamt A 

Maßnahmen 8.1 5 

(Leistlings prOiungen L d. 
tierischen Erzeugung) 

95 

96 


3,900 



3.900 




3,900 

8,2 Maßnahmen f. landwirl- 

schalU. Afbeltnehmer 

8.2.1 Anpassiings- A 

hllfe B 

8.2.2 Landarbeiter* A 

Wohnungsbau B 

97 

98 

99 
100 

44 

0,180 



0,160 




0,130 

8,2 Insgesamt A 

Maßnahmen 8.2 B 

(landwütscbafUiche 
Arbeitnehmer) 

101 

102 


0.180 



0,180 




0.180 

8,3 UmsleUungshilfen A 

an jüngere Land- B 

wirte bei Umschulung 

148 

149 

180 

0,063 



0.063 

1,000 




0,063 

1,000 

8. Insgesamt A 

Maßnahmen 6. B 

(weitere Maßnahmen) 

128 

129 


4,143 



4.143 

1,000 




4,143 

1,000 

9. Küstenschutz 

9.1 Vorarbeiten A 

B 

9.2 Sperrwerke A 

B 

103 

104 

105 

106 
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noch Übersicht 8 


noch Zusammenstellimg der Vorhaben and des Mittelhedarfs 
— Beträge in Mio. DM — 


MdßadtuD«n 

Neu ru bewUUgendte Vorhaben \m teufenden Hausboltsjahi 

von den im laufenden HaudhallsJahJ 

TU flELanzlerenden MeAnahnieD enU- aul^ 

Zeilfi A - Neu m bewtUigundfl VorbAbeo 

Zelte B 4 KausbaLbnchUicbe 

VefpatditungcD aus Voffahren 
(«urqnmd vm VerpiUcbtuDgv 
omtdiÜguDgen) 

Ud. 

Nr. 

Anuhl 

nrderUblge 
GeujDÜcoiten 
der neu m 
bvwUUgeoden 
VoThaben 

Von Sp. 4 ecttellea auf 

Z\i»d>asK 
Bedarf en 
Kessen- 
aüaete 

Öffentliche 
Uarleben 
Bedarf en 
Ka^en- 
adtleln 

ZiDsver- 

bmigte 

Darlehen 

Bedarf an 
ZlhKU' 
scfaOswn 
aus 

Spaltes 

Summe aus 
Spalten 

7, 10 

Son^go 

Mfena 

ZtuchOsto 

und 

Oadehea 

^cn]el‘ 
stungen und 
K&ptUü- 
marhU 
ndttel 

l 

2 

3 

* 

S 

e 

7 

e 

S 

10 

LI 

9.3 Neubau von Schutz- 

A 

107 










werken, Buhnen usw. B 

108 










9s Insgesamt 

A 

109 










Maßnahmen 9. 

B 

tio 










(Küstenschutz) 












Mittelbedaif Insgesamt 

A 

Ul 


340,966 

2.320 

151.123 

100,270 

15.760 

12.020 

L500 

117,530 

(Maßnahmen 1 . bis 9.) 

B 

112 





105.675 

1.190 


13,090 

119,955 


A+B 

113 


340.966 

2.320 

151.123 

205.945 

16.950 

12.020 

14390 

237,465 

Bundesanteh 

A 

114 





60.162 

9.456 


0,900 

70318 


B 

115 





63,405 

0.714 


7.854 

71,973 


A+B 

116 





123^67 

10.170 


8,754 

142.491 

Landesanteil 

A 

117 





40.108 

6,304 


0.600 

47.012 


B 

116 





42,270 

0.476 


5.236 

47.982 


A+B 

119 





82.376 

6.780 


5.S36 

94.994 
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Übersicht 9 


ZusammensteUung der Vorhaben und des Mittelbedaris 


— Beträge in Mio. DM — 

Land: Hessen 
HaushalLsiahr (HJ) 1993 


kfaSnahnien 

Neu TU bowDUgende Vorhaben tm Lsufendea HaushoJtsJobr 

voD den Im laufenden Haislialtejdbr 

TU flpanzleretiden MaflnahmeD entf. auf; 

ZcHo A 

ZfUsD 

- Neu SU bcwaUgeade Voibabeo 

3 HdiabdltsrecbUJche 
VeiptUchtungcn VDr^ohren 

(au/grund von VeipHlebbings^ 
ermachügungen) 


LTd. 

Nt. 

ACmihl 

PbfdeH^ge 
GcsAmlknUm 
d«r neu XU 
bewfUlgendeD 
Vorleben 

Von Sp- 4 cnifalien auf 

ZtuchQ»e 
Bedarf an 

Aitietn 

OffenUSebe 
Darleben 
Bedarf an 
Kassen- 
mllleln 

Zinsver- 

btUicte 

Derl^cn 

Bedarf an 
Zioszu' 
sebüsseü 
av3 

Spalte 9 

Summe dui 
Spalten 

7,d u. 10 

SoDsttg? 

dUedl 

ZuKbOsso 

und 

Dfljlebea 

Bgenld- 
«tuugen vmd 
Kapliat- 
maikt. 
aüttel 

1 

2 

3 

4 

S 

G 

7 

B 

B 

10 

n 

1. 

Agrars tnihttireUe 

A 

1 

6 

0^00 



0,400 




0.400 


Vorplanimg 

ß 

2 





0,100 




0.100 

2. 

Fl tubereiii Igiuig 












2.1 

Flur b ereinigung s - 

A 

3 

7 

28,000 

5,000 

4,000 







verfahren 

B 

4 





11.000 

3.000 



14,000 

2.2 

Weinbergs- 

A 

5 

1 

2,000 

0.500 

0.500 







Flurbereinigungen 

B 

6 





2.000 




2,000 

2.3 

Beschleunigte 

A 

7 











ZusojnmenJegung 

B 

B 










2.4 

Freiwilliger 

A 

9 











LandtQuscb 

ß 

10 










2. 

Insgesamt 

A 

11 

8 

30.000 

5.500 

4.500 







MaBnahmen 2. 

ß 

12 





13,000 

3,000 



16,000 


( Fl urberelnigung) 












3. 

Dorfemeuenuig 

A 

130 

1700 

64,000 


48,000 

11,000 




4,000 



B 

131 





4,000 




4,000 

4 . 

Einzel be trJe bliche 













MaAnaimieji 












4.1 

Invest, in Betrieben 

A 

15 

379 

75,779 

0,771 

56,858 

5,350 

1,800 



7.150 


mit Betr. Verb. Plan 

B 

16 





5,603 

4,200 


1,640 

11,443 


u. Kooperationen 












4.2 

Ausgleichs - 

A 

17 

16800 

53,000 



53.000 




53,000 


Zulage 

B 

la 










4.4 

Oberbrüclc ungshllfe 

A 

19 












B 

20 








0.100 

0,100 

4.6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohntetls 

B 

24 








0,100 

0.100 

4.7 

Ener0e- 

A 

25 

25 

0,575 


0,475 

0.100 




0,100 


einsparung 

B 

26 










4.9 

Bodenzwischen - 

A 

29 











erwerb 

B 

30 










4.13 

Agrarkredit - 

A 

532 

381 

44,577 


17,221 



27,356 

1,665 

1,665 


Programm 

B 

133 








2.335 

2.335 
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noch ZusamineiisleUimg der Vorhaben and des Mittelbedaxls 
— Beträge in Mio, DM — 


MsBrvümiea 

Nea EU bcwilUgouIfi VorbabFü hu lAufeiuteti Kdutbaltslaltr 

von den itn ktufenden tlouibaJtsj&hr 

TU ÜnonzlereaideD MnSnohmcn enu. Aufi 

ZeUe A 

ZcUeB 

* Neu XV tnwULlgende Vcihabeii 

« HBusbaJCsechtUcbe 

Verpaichtaüg«d um VoijAlued 
tdurgrucd von Vapnichümgj- 
ennjchtigungenl 

ua. 

Nr. 

AmahJ 

F&rdertShlge 
Geumtlta&iieii 
der neti tu 
bewUligenden 
Vorbftben 

Von Sp. 4 enUaUAn auf 

Zusch^lsu 
Bedfuf an 
Kasscn' 
oütlähi 

Otfenülche 
Darlehen 
Bedarf an 
Kukh- 
mLnotn 

Zlnsver- 

bUUgle 

[>ajl»en 

Bedaff on 
Zin&zu. 
ichusoän 
au) 

Spolie 9 

Suoune aus 
Spalun 
7.Bü. 10 

Soudge 

brrenü, 

ZuschüS« 

und 

Dacteben 

ElgenJel- 
itimgen und 
KaptCal' 
markl- 
mlttel 

1 

2 

3 

4 

S 

6 

7 

e 

9 

10 

U 

4.14 

Wlederetnrichtung 

A 

150 











und Modernisierung 

B 

151 










4.15 

Umstrukturiemng 

A 

tS8 











landw, Untemehmen 

B 

159 










4.16 

EnergfelrSger- 

A 

160 











Umstellung 

B 

161 










4. 

Insgesamt 

A 

37 


173,931 

OJll 

74,554 

56,450 

1,800 

27.356 

1,605 

61.915 


MaBnalinien 4. 

■ B 

38 





5,603 

4,200 


4.175 

13,978 


(einzelbetriebliche 













Maßnahmen) 












5. 

MaThtstrohtnr* 













Verbesserung 












5.1 

Förderimg einzelner 













Marktstrokturbereiche 












5,1.1 

Molkerei - 

A 

39 

2 

9.000 


6,500 

2,500 




2.500 


Struktur 

B 

40 










5J.2 

Schlachthof' 

A 

4) 











Struktur 

B 

42 










5J.3 

Obst und 

A 

43 

2 

9,900 


7,425 

1,250 




1,250 


Gemüse 

B 

44 










5,1.4 

Blumen und 

A 

45 

l 

3,000 


2,250 

0,375 




0.375 


Zierpflanzen 

B 

46 










5.1.5 

Be- ü. Verarbeitung 

A 

47 











von Kartoffeln 

B 

46 










5.1,8 

Maßnahme gern. 

A 

122 

2 

10,000 

2,500 

6,500 

0,500 




0^0 


EG-VO 355/77 

B 

123 





0,600 




0.600 


bzw, 866/90 












5.1.9 

Lein und Leinfasem 

A 

138 











einschl, Flachsschwinge B 

139 










5.1.11 

Getreide, Ol- und 

A 

152 











Hülsenfrüchte 

B 

153 










5/1.12 

Tlerkörper- 

A 

164 











beseltlgungsanlagen 

B 

165 
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noch Zosanuneiistelltnig der Vorhaben und des Mlttelbedaifs 
— Beträge in Mio. DM — 


MaBnahmen 

Neu zu bewnUgeode Vorheben Un laufendcu Hauahallajahf 

von den La loofeadfu Käu^dtsjuhr 
n dDoRcIerendea MaB nehmen end. euf: 







Von Sd. 4 entfoDen otif 






ZeUeA 

^ Neu zu bewUUgendE Vorhaben 




P^erfdtügc 




Olfen tu che 


Bedarf <ui 








2uscb0s&e 
Seaarf an 
KatsOi- 
mldcln 



ZeÜeB 

- KaushajltsrecliUlche 
Veipnicbtungea ata Voi]^en 
(aufgrund voo Verptbcbtungs^ 
enulchtlguiigcAj 


UdL 

Nr. 

Aozebl 

GeumtkoeteD 
der DSU va. 
bewüUgandea 
Vorbabea 

Soo«tide 

ZÖschlUie 

und 

Dulebco 

EJgcnlej. 

uüd 

KApllAl' 

Durlcl- 

Pdttel 

Daiiebeii 
Bedul da 
Kassen- 
mitteln 

Ztrmrfg-. 

bfULgte 

Daneben 

Ztnsxu- 

sdiBssen 

aut 

Spalte 9 

Summe aus 
Spalten 
7,8u. 10 


2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

S 

10 

n 

5.1.13 

GeflügeJ- 

A 

166 











Schlachtereien 

B 

167 










5.1 

tnsgesamt 

A 

53 

7 

31,900 

2,500 

22,675 

4,625 




4,625 


Maßnahmen 5.1 

B 

54 





0,600 




0,600 

5.2 

Maßnahmen gemäß 
Mark tstruktiirgesetz 












5.2.1 

Start- 

A 

55 

12 

1,000 


0,550 

0,450 




0,450 


belhüleu 

B 

56 










5.2.2 

JnvestitioQS- 

A 

57 

4 

9,500 

1,800 

6.000 

0,600 




0,800 


beihllfen 

B 

58 





0,380 




0,300 

5.2 

Insgesamt 

A 

67 

IG 

10,500 

1,800 

6350 

1,250 




1,250 


Maßnahmen 5.2 

B 

68 





0.380 




0,380 

53 

Pärderung der 
Vermarktung nach 
besoniL fiegeln 
erzeugter landw. 
Erzeugnisse 












5.3.1 

Start- 

A 

142 

2 

0,050 


0,030 

0,020 




0,020 


beihilfen 

B 

143 










5.3.2 

Investitions^ 

A 

144 

2 

0,500 


0,375 

0,125 




0,125 


beihllfen 

B 

145 










5,3 

Insgesamt 

A 

146 

4 

0,550 


0,405 

0,145 




0,145 


Maßnahmen 53 

8 

147 










5.4 

Veibessemng der 

A 

154 











Veraibeitungs- und 
Vermal k tungsstruk tur 
der Fischwirtschaft 

B 

155 










5,5 

Sonstige Maßnahmen 

A 

162 











aufgrund von EG-VO 

B 

163 










5. 

Insgesamt 

A 

126 

27 

42,950 

4,300 

29,630 

6,020 




6,020 


Maßnahmen 5. 
fMarktstruk tur) 

B 

127 





0,980 




0,980 
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noch Übersicht 9 


noch Zusammenstellimg der Vorhaben und des MJttelbedarfs 

— Beträge in Mio* DM — 


Mafloabmen 

Neu ru bcwiaigeode Vorbabeo Lm HamhiütsjAbr 

von den lm laulenden Hau&bAlUjAhi 

XU llnanKlcrendoii MAfimihineD end. auf: 

ZcÜeD 

■ Neu EU bvwÜUgendi^ Vorhaben 

KausbdJterecbtUcbe 
VeipQichtungcit aus VDijobied 
(aurgrupd von VerpOlchtungs^ 
cmjAdiUgiingen) 


ua 

Nj. 

Anxatü 

NrttoUhlge 
Gftumlkoaleo 
der neu lu 
bewOUgcfiden 
Vort«beQ 

Vom Sp, 4 enttAllen auI 

Zuschlbse 
Bedeif an 
Kasjcn- 
ml Held 

0(fenüiche 
Darlehen 
Bedarf an 
KasseU' 
fRltteln 

ZJosver- 

blDl0e 

Dorleben 

Bedarf üm 
ZtORII' 
Schüssen 
aus 

Spalte 9 

Summe aus 
Spvttefl 

7. e iL 10 

Sonstige 

arrena 

ZuschOs&e 

uod 

De/Ieben 

aigerüel- 
stungen und 
Kop^tiü- 
morkt- 
mlUeL 


2 

3 

4 

5 


7 

a 

9 

IQ 

11 

6 , 

WassenvlTbcliaftUche 













u. kiütnrbautechiu 













Maßaahmen 












6.0 

Vorarbeiten 

A 

69 

5 

0,950 



0.950 




0,950 



B 

70 










6.1 

Beseitigung natur- 

A 

71 

1 

20,833 


4.167 

8,333 




8,333 


gegebener Nachteile 

B 

72 










6*2 und 6.3 Ausgleich <L 

A 

73 

4 

28,281 


8.464 

12,997 




12,997 


Wasserabflusses usw. 

B 

74 





2.503 




2.503 

6.4 

Ländliche 

A 

75 











Wege 

B 

76 










6.5 

Wasserv ersorgungs - 

A 

79 

4 

3.030 


1.363 

1,667 




1,667 


Anlagen 

B 

60 










6.6 

Abwasser- 

A 

81 

15 

12,760 


5.743 

7,017 




7,017 


Anlagen 

B 

82 










6. 

Insgesamt 

A 

83 


65,854 


19.757 

30,964 




30,964 


MaBnahmen 6. 

ß 

64 





2.503 




2,503 


(Wasser- u. Kulturbau) 












7, 

EkirsUJche bfaßnabmen' 












7.1 

Wald bauliche 

A 

85 

380 

12,278 


7,858 

4,420 




4,420 


und sonstige 

B 

86 











forsU. Maßnahmen 












7.2 

Maßnahm, aufgrund 

A 

134 

430 

13,617 


7,217 

6,400 




6,400 


neuartig. Waldschäden 

B 

135 










7.3 

Fors t wtrtschaf Ülcbe 

A 

87 

65 

1,282 


0,782 

0.500 




0,500 


Zusammenschl Qsse 

B 

68 










7.4 

Fors twirtschafUiche 

A 

77 

75 

1.556 


0,856 

0,700 




0,700 


Wege 

B 

78 










7*5 

Erstaulforstungs- 

A 

156 

170 

1,600 



0,080 




0,080 


Prämie 

B 

157 










7. 

Insgesamt 

A 

69 


30,333 


16,713 

12.100 




12,100 


Maßnahmen 7. 

B 

90 











(ForsU. Maßnahmen) 
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Drucksache 12/4207 


noch Übersicht 9 

noch ZusantmensteUnng der Vorhaben oBd des Mittelbedaxfs 

— Beträge in Mio. DM — 


Ma^juhmen 

Nea EU bewilligende Vorhaben Un tauJendf^a HaiHhallsJohr 

von den hu lauJcnden Kemhalb^dhi 

EU flnanzJerendcn MdBodhinen cntl. uuJ: 

Zelle A D Neu zu bewUKgende Vorhaben 

Zelle B* Ha uahaJtsrechtllche 

VcrpDlchtupgcn pua Vorjahren 
(du/grund vtiti VeiplUchtuagv 
eniiflcbÜgiiAgea> 

U<L 

Nr. 

Anuhl 

Fdrdeifahlge 
GesemilcoiicD 
der neu zu 
bewüligeuden 
VoTbaben 

Von Sp. 4 entfi^en duf 

Zuschüsse 
Bedarf an 
Knssen- 
ml Hein 

OtfenÜlchc 
Darlehen 
Bedarf an 
Kftsjeo- 
mliteLn 

ZiDJtvcr- 

bitUme 

Darlehen 

Bedarf an 
Zlnszu- 
Schüssen 
dut 

Spallü 9 

Sunune ans 
Spillen 

7, e u. 10 

Sonstige 

CdfenÜ 

ZUKbiüsu 

und 

Ddi lohen 

Btgenlci' 
Uusgen und 
Kapllal- 
markt- 
mittel 

] 

2 

3 

4 

S 

e 

7 

6 

S 

10 

n 

8> Weitere Maßnahmen 

8.1 leishmgsprühingen 

J, (L tierischen Erzeogung 

6.1.1 Milchleistung sprüf. A 

Kontxollilnge B 

6.1.2 l^eistungsprüfungS' A 

Anstalten B 

91 

92 

93 

94 

S820 

10,960 

1,450 

6.610 

2,900 




2,900 

8. 1 Insgesamt A 

Maßnahmen 6,1 B 

[Leistungsprüfungen i. d. 
tierischen Erzeugung) 

95 

96 


10,960 

1.450 

6,610 

2,900 




2,900 

8^ Maßnahmen L landwlrt- 

schafU. Arbeitnehmer 

8.2.1 Anpassungs- A 

hllfe B 

6.2.2 Landarbeiter- A 

Wohnungsbau B 

97 

98 

99 
100 

3 

0.790 


0,700 

0.050 




0,050 

6.2 Insgesamt A 

Maßnahmen 6.2 B 

(land wlrtsch af tliche 
Arbeitnehmer) 

101 

102 


0,790 


0,700 

0,050 




0,050 : 

8.3 Umstellungsbllfen A 

an jüngere Land- B 

Wirte bei Umschulung 

148 

149 

27 

0,400 



0,400 




0.400 

0. Insgesamt A 

Maßnahmen 8. B 

(weitere Maßnahmen) 

128 

129 


12.150 

1,450 

7.310 

3,350 




3.350 

9. Küstensebntz 

9.1 Vorarbeiten A 

B 

9.2 Sperrwerke A 

B 

103 

104 

105 

106 
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noch Obersichl 9 


noch Zusammenstellang der Vorhaben und des Mlttelbedarfs 
— Betrage in Mio* DM — 


kf&Ünattmen 

Neu tü bewUUgende Vorhaben bn Laufenden Haudiallsjahr 

von den Lm lauJeaden Hau&balbJalu 

EU tiaamleraiden Maßnahmen enU. auf: 

Zelle A B Neu eu beufUDgedde Vorhaben 

S - HrhsbaltsTochEUchC 

VeipOlÜitungEn aut VoijAhräa 
(dufgnmd von VerpnJchhnigs^ 
enDtditigungen) 



WrdciflÜiJge 
Gesamtkoslen 
der neu eu 
bevftUlgeoden 
Vorhaben 

Von Sp. 4 entfallen auf 


Offenillchc 
Darlehen 
Bedarf an 
Kasen^ 


Bodart an 
Zinszu* 
schQuea 
auK 

Spalled 


Ud. 

Nt. 

AnubJ 

Sonsttoe 

bffaiü 

ZusebOa« 

und 

I>ajWiwin 

Eigoilel' 
stungen und 
K^laf- 
merkl- 
mlttel 

ZuachOsse 
Bedarf an 
Kassen^ 
niltleln 

ZiiBver- 

bUUgle 

DarJehen 

SuDtneat» 
Spalten 
7,Fu. 10 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

6 

9 

10 

n 

9.3 Neubau von Schutz- 

A 

107 










Werken, Buhnen usw. 

B 

108 










9, Insgesamt 

A 

109 










MoBnahmen 9. 
(Küstenschutz) 

B 

HO 










Mittelbedaif insgesamt 

A 

in 


419.618 

12,021 

200,464 

122,284 

1,300 

27,356 

1,665 

125,749 

(MaBnahmen 1. bis 9.) 

B 

U2 





26486 

7.200 


4,175 

37,561 


A+B 

113 


419,618 

12,021 

200,464 

146,470 

9,000 

27356 

5.840 

163,310 

Bundesanteil 

A 

114 





73.370 

1,080 


0,999 

75,449 


B 

115 





15J12 

4,320 


2305 

22,537 


A+B 

tl6 





89,082 

5,400 


3,504 

97.986 

LandesanteÜ 

A 

117 





48,914 

0,720 


0,666 

50300 


B 

118 





10474 

2,880 


1.670 

15,024 


A+B 

119 





59388 

3,600 


2.336 

65.324 
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Drucksache 12/4207 


Übersicht 10 


Zosammenstellimg der Vorhaben und des MiHelbedarfs 

“ Beträge tn Mio. DM — 


Land: Rheinland-Pfalz 
Haushaltsjahr (HJ) 1993 . 



Ncv ZV. bcwflllgeiMit Vwbabcu Uo lADfcnden HoiuhAlt!>|AJv 

von den ün latdenden Kamshalisjdhf 

TU Unonzlerenden Malhiahnica enU. atiF; 

ZeUeA 

^ hfcu zu bcwOUgeod« VorMben 

- HausbAllsrecbtiidhe 
VeraOicbtungeD aus VDr^shreo 
vcn VerpiUchruugs' 
tinoSchÜguogen) 




Phnderidhlge 
Geumtkooten 
der neu zu 
hewOHgendea 
VDrl^bui 

Vcn Sp, 4 eadaUen auJ 


OtfenÜtche 
DorTehen 
Bedarf ac 
Kossen. 
mlUeUi 


Bedarf an 
Zinszu' 
Schüssen 
aus 

Spaltes 


ZeÜeB 


Ud. 

Nr. 

Anzahl 

SümsÜge 

ätfenlL 

Zuscbüs» 

xmd 

Dojieh^ 

Etgenlcl- 
studgen und 
Kapllol^ 
nittfkl- 
□dttel 

Bedarf au 
Kftueti' 
cuJUelii 

Zlosver. 

biUl^e 

Dftrl^eU 

Summe aus 
Spalten 

7. 8 u. 10 

I 

2 

3 

4 

S 

G 


8 

8 

10 

IL 

1. 

Agrarstrukhir^lle 

A 

1 











Vorplanimg 

B 

2 










2. 

Flurberelnlgtuig 












2,1 

Flurberelnlgungs - 

A 

3 

162 

16,655 


3,155 

4,400 

0,100 



4,500 


verfahren 

B 

4 





7,600 




7,600 

2.2 

Weinbergs- 

A 

5 

155 

29,998 


9,423 

4,795 

1,900 



6.695 


Flurbeielnlgungen 

B 

6 





9,523 




9.525 

2.3 

Beschleunigte 

A 

7 

46 

2,197 


0,433 

0.564 




0.564 


Zusamm erüegung 

B 

8 





0,936 




0.936 

2,4 

FrelwüUger 

A 

9 

50 

0,120 


0,020 

0.100 




0.100 


Land tausch 

B 

10 










2. 

insgesami 

A 

11 

413 

48970 


13,031 

9.859 

2.000 



11.859 


MaOnahraen 2, 
fFlurberelnlgung) 

B 

12 





18,061 




18.061 

3. 

Dorfe rneu enm g 

A 

130 

1^600 

58,000 


44,484 

3,314 




3,314 



B 

131 





9.234 




9,234 

4. 

EhtceJ betriebliche 
Maßnahmen 












4.1 

Invest, in Betrieben 

A 

1$ 

450 

78,100 


45,113 

2,466 

1.546 

20.000 

0,400 

4,412 


mit Betr. Verb. Plan 
u. Kooperationen 

B 

16 





5.954 

4.454 


7,600 

18,208 

4.2 

Ausgleichs- 

A 

17 

12000 

52,210 



52.210 




52,210 


zulage 

B 

18 










4.4 

Oberb rückun gshiUe 

A 

19 












B 

20 








0.200 

0,200 

4,6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohnteüs 

B 

24 








0.100 

0,100 

4.7 

Energie - 

A 

23 

20 

0.500 


0950 

0.150 




0,150 


einspanmg 

B 

26 










4.9 

Ood enzwtsch en- 

A 

29 











erwerb 

B 

30 










4.13 

Agrarkredit- 

A 

132 

150 

15,000 


13,100 




0,400 

0,400 


progranmi 

B 

133 








1,600 

1,600 
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noch Übersicht 10 


noch ZusammensteDniig der Vorhaben und des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio. DM — 


MafioAhiDcn 

Keu za bcwtUlgende Vorhaben fm uTcnden ttausbnJt^^ahj 

vun den ün laufenden Hau^haltsjahi 

EU rtnanzlerendeü MaSnahmaa end auf: 

ZsÜeA 

ZäUeS 

> Neu EU bewtlUgcnde VorhAbeo 

^ Hau^dlbtredrUtche 

VdpfUchTtmgea otö Voijihrcn 
lauJqrund von Vcrpnichtungs' 
EimAtirtlguugiäil 

üd 

Nt. 

Aimhl 

POiderfatüge 
GewntkoMen 
der nau m 
bewUUpendea 
VoTbabeo 

VoD Sp, 4 enirnlJcn auf 

ZasthÜssB 
Bedarf an 
Kflssea- 
mitteln 

OtfenUiche 
DaiLeben 
Bedarf an 
Kassen- 
mittoln 

ZinsvPT- 

bU]lme 

Oarlwen 

Bedarf an 
Zlnszu- 
sebOssen 
aus 

Spalte 9 

Suoune aus 
Spallcüi 

7. 6 u. 10 

Son^ge 

dflcüd 

Zdubü*» 

und 

Dvleben 

Eipüüei- 
stunQufl und 
Kapltal- 
Aarkt- 
□Uttd 

1 

2 

3 

4 

5 

d 

7 

a 

9 

10 

11 

4.14 

Wieder einfi chtung 

A 

150 











und Modernisierung 

B 

151 










4.15 

Umstrukt urlerung 

A 

158 











landw. Unternehmen 

ß 

159 










4.16 

Energieträger- 

A 

160 











Umstellung 

B 

161 










4. 

Insgesamt 

A 

37 


145.810 


58.563 

54.826 

1,546 

20,000 

0.800 

57.172 


Maßnahmen 4. 

ß 

38 





5.954 

4,454 


9,700 

20.108 


(elnzelbe Uiebli che 













Maßnahmen) 












5. 

Marktstruktnr^ 













Verbesserung 












5.1 

Pdrdenmg einzelner 













MarktStruMurberelche 











5.M 

Molkerei- 

A 

39 











Struktur 

B 

40 










5.1.2 

Schlachthof- 

A 

41 











struktur 

B 

42 










5.1,3 

Obst und 

A 

43 











Gemüse 

B 

44 










5.1.4 

Blumen und 

A 

45 











Zierpflanzen 

B 

46 










5.1.5 

Be’ u. Verarbeitung 

A 

47 

1 










von Kartoffeln 

B 

48 





0,300 




0.300 

5.1.8 

Maßnahme gern. 

A 

122 

15 

32.750 

8,187 

21,288 

1,060 




1.060 


EG-VO 355/77 

B 

123 





1,800 




1.800 


bzw. 866/90 












5.1.9 

Lein und Leinfasem 

A 

138 











elnschl. Flachsschwinge B 

139 










5.1.11 

Getreide, Öl- und 

A 

152 











Hülsenfrüchtö 

B 

153 










5.1.12 

Tierkörper- 

A 

164 











beseitlgungsanlag en 

B 

165 
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noch Übersicht 10 

noch Zusammeiutelliiiig der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Beträge in Mio. DM — 


MbOcohmen 

Neu tu bowtDIgeoido Vovbabea üc laufenden HaiuhalUjdbr 

von dco ün laufenden Hauahaltüjahr 
zu Ünanzlerendcn MaDimhjDen enif. auf: 







Von So. 4 entfaUen auf 






ZeUeA 

- Neu tu bevdUl^ende Vorhaben 




PardcrfjUiige 













Zuschüsse 
Bedarf an 
Kassen' 

mitliBlfi 

OfrdlUICtlC 


Kdari an 


ZeDeB 

=: HaashalmcdiUiche 
VeipÜicbTucsen aus Vorjobieo 
lauJgrund von VorpOlcbtungs- 
enmlcbtigungocl 


Ud- 

Nt. 

Anzahl 

CesamÜcoitcD 
der neu tu 
bewflUgenden 
Vorhaben 

Soosbge 

dftEüO. 

Zuschüsse 

und 

Uorlehen 

Bgeolel' 
».tuncbü und 
Kapllai- 
moilct- 
mittel 

Darlehen 
Bedarf an 
Kassen- 
miUeln 

Zfosver- 

billige 

Dorh^u 

ZUjdU' 

Schüssen 

aus 

Spalte 9 

Stumee ans 
Spalten 
7.SU, JO 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

e 

9 

10 

LI 

5.1.13 

Geflügel- 

A 

166 











Schlachtereien 

B 

167 










5,1 

Insgesamt 

A 

53 

16 

32.750 

8,187 

21,288 

1.060 




1,060 


MaJlnahnien 5,1 

B 

54 





2,100 




2,100 

5,2 

Maßnahmen gemäß 

M ar k Is tmk tnrgese tz 












52.1 

Start- 

A 

55 

2 

0,800 


0,800 

0,050 




0,050 


belhllfen 

B 

56 










5.22 

InvGsÜÜons- 

A 

57 

20 

9,000 


6.750 

0.900 




0,900 


belhllfen 

B 

58 





1.100 




1,100 

5.2 

Insgesamt 

A 

67 

22 

9.800 


7.350 

0,950 




0.950 


Maßnahmen 52 

B 

66 





1,100 




1,100 

52 

Förderung der 
Vermarktung nach 
hesond. Regeln 
erzeugter landw, 
ErzeagnUse 












5.3.1 

Slart- 

A 

142 

3 










beihüfen 

B 

143 





0.030 




0.030 

5,32 

InvesÜllons- 

A 

144 

5 

2.400 


1.800 







belhüfen 

B 

145 





0.070 




0.070 

5,3 

Insgesamt 

A 

146 

6 

2.400 


1.800 







MaJlnahinen 5.3 

B 

14? 





0.100 




0.100 

5.A 

Verbessertmg der 

A 

154 









' 


Verarbeitungs- und 

V ermaiktungsstruktuj 
der Fischwirtschaft 

B 

155 










5,5 

Sonstige Maßnahmen 

A 

162 











aufgrund von EG-VO 

B 

163 










5, 

Insgesamt 

A 

126 

46 

44.950 

6.187 

30.438 

2.010 




2,010 


Maßnahmen 5. 
(Maurktstmktur) 

B 

127 





3.300 




3,300 
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noch Übersicht 10 


noch Zusammenstellung der Vorhaben und des Mlttelbedails 

— Beträge in Mio. DM — 


MaBnokinen 

Neu TU bevrlUlgead« Vorbdbeü Lai Laüfendec Katshallsjahr 

von den \m laufenden HatuiudLdahr 

EU Qnanzieiiändeii MnSoahioen enß. aut 


Neu tü bewilligende Voxhaben 





Von So. 4 catJalleo duf 






Z«DeA 




PdtderiAbige 




Offenükhe 


Bedarf an 







Zuschüsse 
Bedarf an 
Kd»en- 
addehi 



ZeOeS 

> Haushd]t$TechÜlcbC 
VenpOlchtuügen nu» Voiibhrea 
lauiaruad voa VmpOichtaiigsA 
enucbügungen} 


Lfd. 

Nr. 

Anutü 

Ceumtkoslen 
der neu 
bowOligemleii 
Vürlübeü 

Sonstige 

«TenO. 

ZuwhOsse 

und 

Darlehen 

atgenlei. 
[tuagen und 
KapLLal- 
QUirkl' 
mJftel 

Darkhen 
Bedarf an 
KasseO' 
Qüneb 

ZinsveT' 

bOligla 

Ufliläien 

Ztnsru. 

schössen 

aus 

SpalliB 3 

Summe aus 
Spallcfl 

7, e ü. 10 

1 

2 

3 

* 

5 

e 

7 

S 

9 

10 

n 

6. 

WasserwlTtschaWllclie 
u, kalturbautechn. 
MaBnahmeu 












6.0 

Vorarbeiten 

A 

69 

2 

1.000 



1.000 




1.000 



B 

70 










6.1 

Beseiüguiig natur- 

A 

71 

2 

1.300 


0.900 

0.400 




0.400 


gegebener Nachteile 

B 

72 





1.600 




1,600 

6.2 und 6.3 Ausgleich d. 

A 

73 

3 

2,450 


1,750 

0,700 




0,700 


Wasserabflusses usw. 

B 

74 





6,300 




6,300 

6,4 


A 

75 

92 

16,500 


9.925 

2.260 




2,260 


Wege 

B 

76 





3,050 




3,050 

6.5 

Wasserversorgungs - 

A 

79 

4 

13,900 


3,100 

1,000 




1,000 


Anlagen 

B 

80 





7,900 




7,900 

6.6 

Abwasser - 

A 

81 

5 

28.700 


7,850 

1,320 




1,320 


Anlagen 

B 

82 





16.450 




16,450 

6. 

Insgesamt 

A 

83 


63.850 


23,525 

6,680 




6,680 


MaJlnahmen 6. 

(Wasser- u. KulturbauJ 

B 

84 





35,300 




35,300 

7. 

ForstUctie MaBnahmen 












7,1 

Waldbauliche 

A 

65 


19.120 


10,520 

3.377 




3,37? 


und sonstige 
forslL Maßnahmen 

B 

66 





4.500 




4,500 

7,2 

Maßnahm, aufgrund 

A 

134 


23.240 


12,840 

2.400 




2.400 


neuartig. Waldschäden 

B 

135 





8,000 




8,000 

7,3 

Forstwirtsdiaf fliehe 

A 

87 

26 

0,510 


0,310 

0,200 




0.200! 


Zusammenschlüsse 

B 

68 










7,4 

Forstwirtschat tUcho 

A 

7? 

35 

1,970 


0,470 

0,500 




0.500 


Wege 

B 

78 





1,000 




1.000 

7,5 

Erstaufforshmgs- 

A 

156 

63 

0,023 



0,023 




0.023 


prämie 

B 

157 










7, 

Insgesamt 

A 

89 


44.863 


24,140 

6,500 




6.500 


Maßnahmen 7. 

{ForstL MaJSnahmen) 

B 

90 





13,500 




13,500 
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noch Übersicht 10 

noch Zosammeiislelliuig der Vorhaben und des Mittelbedarls 

— Beträge in Mio. DM — 


MdJSiMbffieD 

Neu m bewflligeDde Vorboben üa toufendeu HauibfllbtjAhJ 

von den Im iau/emkn HausliBllslahr 
tu QosnzJereDden Matinahmen enü. aut 

Zelle A » Neu la bowDligepde Vofhoben 

Zelie 0 - HauslultsrechtUcbe 

VenOichtiingflii aus Vorwahlen 
{aufoniod von VorpHlchtuog^ 
cfnvdiügungen) 

Lfd. 

Ni. 

Aoxalü 

PAcaeriShlg« 
Gesaiudutfted 
der KU zu 
bevEUtgcuden 
VorbflbAD 

Von Sp, 4 endaUea auf 

Zuscböue 
BedaiT «n 
Kawi- 
■ulaeLo 

OtloDtUcbe 
l>«lefaeD 
'Bedari an 
Kassen- 
mltteln 

Zlusvcr' 

billig 

l>adätta 

Bedarf an 
Zbvxu- 
schüssen 
aus 

Sp^le 9 

SuAEDf] aus 
Spaltes 

7,B u- 10 

Sonstige 

UleoU. 

und 

Duletaeü 

eigeiüel- 
stungen uod 
Kapital- 
inaikl- 
mlllel 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

e 

9 

10 

n 

8. Weitere MaBnahmea 

B. 1 Leistungsprflfuogen 

L ± Üerlsclieii Erzeugung 

8.1.1 Milchtelstungsprüf. A 

Kontrollrlnge B 

8J.2 LelstuBg^i>rüfungs- A 

Anstaltem B 

91 

92 

93 

94 

3 

8.230 


5,730 

2,395 




2.395 

8.1 Insgesamt A 

MdBnahmen 8.1 B 

fLeistungsprOfujigen L d. 
tierisch en Erzeugung) 

95 

96 


8.230 


5,730 

2,395 




2,395 

8^ MaBnalimea L laudwirt- 

schaftL Axbeltnetuner 

8.2, l Anpassungs- A 

hlUe B 

8.2,2 Londaibeiler- A 

Wohnungsbau B 

97 

98 

99 
100 

2 

0,238 


0.068 

0.038 

0.U2 




0,038 

0,112; 

6.2 Insgesamt A 

MaBnahmea 6.2 B 

[land wirlsch af Ülcbe 
Arbeitnehmer) 

101 

102 


0,238 


0,068 

0,038 

0.112 




0.038 

0J12 

8^ UmsteÜungsMLfen A 

an jüngere Land- B 

wirte bei Umschulung 

148 

149 

6 

0,500 



0,100 

0.300 




O.IOO 

0.300 

8. Insgesamt A 

Maßnahmen 6. B 

(weitere Maßnahmen) 

128 

129 


6,968 


5,818 

2,533 
0.43 2 




2,533 

0,412 

9, Küstenschutz 

9.1 Vorarbeiten A 

B 

9.2 Sperrwerke A 

B 

103 

104 

105 

106 
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noch Übersicht 10 


noch ZusammensteUung der Vorhaben and des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio, DM — 


MaBoAhmen 

Neu tu bewfltigende Vorhaben Im laufenden Kaushallsjahr 

von den im laufeodeo Hausbaltxjahr 
zu Ünanzlerendon MafijiohjDen enu. auf: 

ZeUe A > Neu zu bcwHUgeode Vorhaben 

Zefle B KaushaltsrechUlcbe 

VeipJUdituagea aus Vorjahnn 
(aufqirund von VeTpHichtungs^ 
ojtdochüguiigenl 



PhrderUhlge 
GesamtkoMen 
öw neu zu 
bewÜligoüden 
Varbabeü 

Von Sp. 4 «itfoUen auf 


Öffentliche 
Darlehen 
Bedarf an 
Kassen' 
mittehi 


Bedarf an 
ZülSZD- 
schtlssen 
aus 

Spalte 9 


Lfd, 

Nr, 

Anzahl 

Sonstige 

tiflenuL 

ZtBchOsu 

und 

Dazleheo 

Btgenlel- 
siungen und 
Kapital- 
markt 
mittel 

Zuschüsse 
Bedarf an 
Kassen- 
mittein 

ZtnsveT' 

büiigie 

Dartöien 

Summe aus 
Spalten 
7.BtJ. 10 

1 


3 

4 

S 

e 

7 

8 

8 

ID 

11 

9.3 Neubau von Schutz- 

A 

107 










werkeu, Buhnen usw. 

B 

108 










9. Insgesamt 

A 

109 










Maßnahmen 9. 
(Küstenschutz) 

B 

110 










Mittelbedajf insgesamt 

A 

111 


4 15,4 n 

8,187 

199,999 

85,722 

3.546 

20.000 

0,800 

90,068 

(Maßnahmen 1. bis 9.) 

B 

112 





65,761 

4.454 


9,700 

99,915 


A+B 

113 


415.411 

8.187 

199,999 

171.483 

8,000 

20,000 

10,500 

189.983 

BuodesanteQ 

A 

114 





51.433 

2,128 

12.000 

0,480 

54.041 


B 

115 





51.457 

2,672 


5.820 

59,949 


A+B 

116 





102.890 

4,800 

12,000 

6,300 

113,990 

Landesanteii 

A 

117 





34,289 

1,418 

8.000 

0.320 

36,027 


B 

118 





34,304 

1,782 


3,830 

39,966 


A+B 

119 





68,593 

3,200 

8,000 

4.200 

75.993 
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Übersicht 11 

Zosammenstelltuig der Vorhaben und des MlHelbedarfs 
— Beträge in Mio. DM — 


Land: Baden -Württemberg 
Haushaltsjahr (HJ) 1993 



Neu T» beviDlgend« Vofbabftü tm LAufemden HausHolliJiihr 

von den Lm touienden NaushaimAbr 

3fü nnanxlercndcn Madnehmen enil. *uJi 

Zdlc A 

ZeUeB 

- Neu xü bcMDlgcnde Vcrbabeo 

> HBiobaltsiechiitcbs 

Verpaidiluiigeü sua Vaf]4hrea 
(Bufamnd von VerprUcbtungi-^ 
crmlcbUgDfigcd) 

Ud. 

Nr. 

Anubl 

»rdflTfH&tügc 
Geujutkovtcn 
der neu tu 
bewÜUgenden 
Voihdbeü 

Von Sp. 4 enttellen ouf 

ZuschOue 
ßedert on 
Kassau- 
mitteln 

OacflUich« 

DA/Ieben 
BAddrf An 
Ksaea* 
mltleUi 

Ztnsv«!' 

bUBote 

Dftimwn 

Bedarf ab 
ZlAUU- 
scli(^«sen 

pui 

Spaltes 

Summe aus 
Spalten 

7. W 10 

SomcEge 

dfrenO. 

und 

UdirkbeD 

eigcnld- 
ilungen und 
KapLlai- 
mukt' 
□üUel 

l 

Z 

3 

* 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

U 

1. 

AgrarstroKtureUe 

A 

1 

4 

0,400 



0.100 




0.100 


Vorplanung 

B 

2 





0,200 




0.200 

2. 

Flurbereinigung 












2.1 

Flurbeielnlgungs - 

A 

3 

61.000 

2,250 

24,550 








verfahren 

B 

4 





32,000 




32,000 

2.2 

Weinbergs- 

A 

5 

6 

14,500 

0,450 

3,850 







Flurbeielnlgungen 

B 

6 





9,500 




9,500 

2:3 

Beschleunigte 

A 

7 

10 

21,700 


6,100 







Zusammenlegung 

8 

6 





14,600 




14,600 

2.4 

Frei wütiger 

A 

9 


0,160 

0,050 

0,010 

0,100 




0,100 


Land tausch 

B 

10 










2. 

Insgesamt 

A 

11 

42 

97,360 

2,750 

34,510 

0,100 




0,100 


Maßnahmen 2. 

B 

12 





56,100 




56,100 


(Flurbereinigung) 












3. 

Dorf erneue ntng 

A 

130 












B 

131 










4. 

Einzel be Irle bliche 













Maßnaluneii 












4.1 

Invest, io Betrieben 

A 

15 

900 

137,00 

13,000 

41,000 



48,000 




mit Be tr. Verb .Plan 

B 

16 





9,345 

17,355 

435,000 

21,674 

48,574 


u. Kooperationen 












4.2 

Ausgleichs - 

A 

17 

45 000 

137,426 



137,426 




137.426 


Zulage 

B 

16 










4.4 

Oberbrückungshllfe 

A 

19 












B 

20 







7,500 

0.300 

0,300 

4.6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohn teils 

B 

24 







22,400 

0,896 

^ 0,896 

4.7 

Energle- 

A 

25 

150 

4,155 


3,330 

0.325 




0,325 


einsparung 

B 

26 










4.9 

Bodenzwischen- 

A 

29 

10 

2,200 


2,200 



2.000 

0,020 

0,020 


erwerb 

B 

30 







6,600 

0.430 

0,430 

4.13 

Agrarkredit- 

A 

132 

265 

25,300 


6,800 



16,500 




Programm 

B 

133 







27,000 

6,500 

6,500 
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noch ZusammensteUung der Vorhaben und des Mittelbedarfs 
— Betrage in Mio. DM — 


MaOndhmen 

Neu zu bewOUgend« Vodvben Im lap^endec Housbailsjalir 

von deq Im Icmrenden HauüiAlt^ahr 
ru ftoBUEiercndfifl MafiDahmen cnüf. auir 

Zene A 

ZfUeB 

■ Meu EU bewfUlgeaxls Vorhabed 

n K»uibaltsrccb1]lcfae 

VsmfUcbtungen aus Voijabren 
latugnutd von VcFpOichtuzi^- 
cndKhÜguagcnl 

Ud, 

Nt. 

Anxafal 

PSnieTf^hJge 
Gctamtkcfteo 
6er Dcu eu 
bewUUgeudcn 
Vorhaben 

Von Sp. 4 enaaUen aul 

ZuKhüsse 
Bedojf an 
Kuseii' 
minehi 

OtfentUche 
DaHehcn 
Bedarf an 
Kassen^ 
mlttebi 

ZlnsvET' 

btlUote 

Darlehen 

Bedarf an 
ZhKzu- 
schüsseü 
aut 

Spelte S 

Sucnme aus 
Spalten 
7,B^ 10 

Sonfttdc 

«rtentL 

Zuschüsse 

vnd 

Daitehen 

Bgeuld- 
studgen uod 
Kapllsl- 
mailrt' 
uUitel 

1 

2 

3 

A 

S 

S 

7 

B 

9 

10 

U 

4.14 

Wledereinriditung 

A 

150 











und ModendslemDg 

B 

151 










4.15 

Ums üTJÜchuienijig 

A 

156 











Uiidw. Untemebmen 

B 

159 










4.16 

Energteträgei- 

A 

160 











Umstellung 

B 

161 










4, 

Insgesamt 

A 

37 


306,061 

13,000 

51,330 

137,751 


68,500 

0,020 

137.771 


MaBnahmen 4. 

B 

33 





9,345 

17,355 

500,500 

30,000 

56,700 


(einzelbetd ebU che 













Maflnahmen) 












5, 

Marktstrukttir- 













verbetsenmg 












SA 

Förderung einzelner 













Marktstrukturberelche 











5.1,1 

Molkerei- 

A 

39 

2 

2,500 


1,500 







Struktur 

B 

40 





1,000 




1,000 

5.1.2 

Schlacbthof- 

A 

41 











struktur 

B 

42 










5,1.3 

Obst und 

A 

43 

11 

35.000 

3,500 

27.000 







Gemüse 

B 

44 





4,675 




4.675 

5.1.4 

Blumen und 

A 

45 

1 

10.000 

1.000 

8.000 







Zieip Ganzen 

B 

46 





1,125 




1,125 

5.1.5 

Be- u. Verarbeitung 

A 

47 











von Kartoffeln 

B 

48 










5.1.8 

MaBnahme gern. 

A 

122 

12 

24.000 

4,000 

17.000 







EG^VO 355/77 

B 

123 




( 

3,500 




3.500 


imv. 866/90 












5.1.9 

Lein und Leinfasera 

A 

138 











elnschJ. Flachsschwinge B 

139 










5.1.11 

Getreide, Öl- und 

A 

152 











Hülsenfrüchte 

B 

153 










5.1.12 

Tierkörper- 

A 

164 











beseitigungsanlagen 

B 

165 
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noch ZusanuDensteUiuig der Vorhaben und des Mittelbedaifs 
— Beträge in Mio. DM — 


MtLQtuiuaen 

Neü Aj bowtlUgoode Voriuibcn im laufei>den HADSbdJt^iaJu' 

von den Lm Laulendoi KAtubtütsjAihf 
za fÜHAzierendea MdBndhmvn enU. 4ul: 







VoD Sv. 4 eDÜBUcQ aul 






Zen« A 

4 Neu EU bewOligcndc Vorhaben 




PATdeaShloe 
ncHUDlkofl&n 
der neu zu 
bcwimgcAdeo 
Vortwbcn 




Öffentliche 









Zuschüsse 
Bedarf an 
Kassen' 
IQiUelP 


MPAn Oll 


ZeDeB 

= HiOiubaltsa^echlUaie 
Vemfliditongen ous VüntOven 
{aufOTUDct vüQ VerpHicbtungx. 
etmlcbUgungen) 


ua 

Nf. 

A nTj hl 

SoQstige 

ÜUctiQ. 

ZuTcbttsse 

Kjnd 

DArlehfHi 

Elgenld' 
itwigen und 
KdpILal- 
ouifkt. 
üjiltad 

Deilehen 
Bedarf ad 
Kessen' 
□dtleln 

blUlgle 

Ddxkheü 

Zinsiu- 

schüsen 

aus 

Spalte 9 

Sunune dt» 
Spalten 

7, eu, 10 

l 

2 

3 

4 

i 

6 

7 

0 

9 

10 

11 

5.1.13 

GeDQgel- 

A 

166 











Schlachtereien 

B 

157 










5.1 

Insgesamt 

A 

53 

26 

71,500 

8,500 

53,500 







Maßnahmen 5.1 

ö 

54 





10,300 




10,300 

5.2 

Maßnahmen gemäß 
Markts trukturgesetz 












5.2.1 

Start- 

A 

55 

6: 

2,500 


1,500 







belhflfen 

B 

56 





0,800 




0,800 

5.2.2 

Invest! tlons- 

A 

57 

9 

10,000 


8,000 







beihilfen 

B 

58 





1,700 




1,700 

5.2 

Insgesamt 

A 

67 

15 

12,500 


9.500 







Maßnahmen 5.2 

B 

68 





2.500 




2,500 

SJ 

Förderung der 
Vermarklung nach 
besond. Regeln 
erzeugter landw. 
Erzeugnisse 












5.3.1 

Slait- 

A 

142 

4 

1.750 


1,050 







beihülen 

B 

143 





0,400 




0,400 ' 

5.3.2 

Inveshhons- 

A 

144 

5 

4.000 


3.200 







belhJlfen 

B 

145 





0,400 




0,400 














5.3 

Insgesamt 

A 

146 

9 

5,750 


4,250 







Maßnahmen 5.3 

B 

14? 





0,800 




0,800 

5.4 

Verbesserung der 

A 

154 











Verarheltungs- und 
Vermarkt ungss truk tur 
der Fischwirtschaft 

B 

155 










5.5 

Sonstige Maßnahmen 

A 

162 











aufgrund von EG-VO 

B 

163 










5. 

Insgesamt 

A 

126 

50 

89,750 

8,500 

67.250 







Maßnahmen 5. 
(Marklstruktiir) 

B 

127 





13,600 




13,600 













215 


Drucksache 12/4207 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


noch Übersicht 11 


noch ZiisaimneBSteUtmg der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Beträge in Mio, DM — 


MafloAlunsQ 

Nett zu berwÜUgende Votbabeo Uo laulondcn Koisholtsjohr 

von den im laufenden Heusbolttjahr 

XU ÜiumzleTieDden KleBnahmon en{l. euT: 

ZeHe A - Neu zu bewilligende Vorhaben 

Zelle B * KaiuhaltsrecLÜJche 

VerpQkhtuflgen aus Vofjabjea 
(düfaruod von Vtrplilchtungv 
ermAch ügvngen) 

Ud. 

Nc, 

Anguhl 

PdrderUihip« 
CeuniUco4lra 
der nev zu 
bewilligenden 
Vorbebea 

Von Sp. 4 entfaUeo euJ 

Zu5chQ$3e 
Bedaif en 
Kassen- 

colneta 

OUentÜche 
I>sileben 
Bedaif an 
Kassefi' 
mltteln 

fff 

BcderJ an 
2biszu‘ 
ECbüssen 
aus 

Spelte 9 

Summe aus 
Spalten 

7. Su. 10 

Sonstige 

Ätreni 

Zuschüsse 

und 

Dejlebed 

Cigenld- 
stnngen und 
KeplUü' 
iDorkl-' 
mittel 

1 

2 


4 

5 

6 

7 

8 

S 

10 

11 

0. 

Wasserwirtschaftliche 













u. kulturbautechiL 













Maßnahmen 












6.0 

Vorarbeiten 

A 

69 


1.000 



1,000 




1,000 



B 

70 










6.1 

Beseitigung natui- 

A 

71 


2,100 


1,200 

0,900 




0,900 


gegebener Nachteile 

B 

72 










6.2 und 6.3 Ausgleich d. 

A 

73 

19 

25,000 


10,000 







Wasserabflusses usw. 

B 

74 





13,161 




13,181 

6.4 

Ländliche 

A 

75 

140 

10,500 


10,000 







Wege 

B 

76 





7,600 




7,600 

6.5 

Wasserversorgungs- 

A 

79 

39 

44,200 


29,200 







Anlagen 

B 

80 





15,100 




15,100 

6.6 

Abwasser- 

A 

81 

33 

63,000 


33,181 

3,619 




3,619 


Anlagen 

B 

82 





23,300 




23,300 

6. 

insgesamt 

A 

83 


154.600 


83,581 

5,519 




5,519 


Maßnahmen 6. 

B 

54 





59.181 




59,181 


[Wasser^ u. Kulturbau) 












7. 

FonUlche Maßnahmen 












7.1 

WaJdbauIlche 

A 

85 

500 

4,800 


2.400 

1,200 




1,200 


und sonstige 

B 

86 





0,900 




0,900 


forstl. Maßnahmen 












17.2 

Maßnahm, aufgrund 

A 

134 

1 300 

25,300 


10,900 

7.900 




7,900 


neuartig. Waldschäden 

B 

135 





4.600 




4,800 

7.3 

Forstwirtschaftliche 

A 

07 

65 

1,500 


0,900 

0,500 




0,500 


Zusammenschlüsse 

B 

88 





0,100 




0,100 

7.4 

Forstwirtschaftliche 

A 

77 

15 

1,000 


0,500 

0,300 




0,300 


Wege 

B 

78 





0,200 




0,200 

7.5 

Ers tauf f orstungs- 

A 

156 

900 

0,700 



0,700 




0,700 


prflmie 

B 

157 










7. 

Insgesamt 

A 

89 


33,300 


14,700 

10,600 




10,600 


Maßnahmen 7. 

B 

90 





6,000 




6,000 


(Forstl. Maßnahmen) 














- 
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noch Übersicht 11 

noch ZnsammensteUung der Vorhaben and des Mlltelbedaris 
^ — Beträge in Mio, DM — 


Mdfinahjnen 

Neu zu bewnUgoide Vorbabeü Lm lAuleüdeQ HAushallsjAbf 

VDA dm \ai hörenden HaushAlujAhf 
tu Qfianxl^rmdm MA0nahjiicn entf. alJ: 

A m Ktru lu bewilligende Vc>rhaben 

Zeflc B = Hdutfluülsrerhlllchc 

VerplUcbluiigen *ui Vorjahren 
(oulgrond vob VcrpQicfatuiigv 
ermlchUguogea J 

U<L 

Nr, 

AiUAhJ 

TCrtlerfAhlge 

GcHlGltkOKtBC 

der neu tu 
bewUligenden 
Vcrthibcü 

Von Sp, 4 frntfaUec auf 

ZuschOsw 
Bedarf AH 
Kossen- 
ndaeln 

dfcnUldw 
OA^Icbcn 
Sedaif AH 

mlneln 

Zinsvei' 

bÜUqte 

Bedarf an 

73njmi. 

schössen 

dU3 

S];>3lieS 

Suinmo aus 
SpaJtea 

7, »u. 10 

Soo^dge 

öircca, 

Zuschüsse 

iicd 

DAylchen 

Cigenlc^- 
Mungen und 
Kapltal- 
itMikt- 
mlltel 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

e 

& 

10 

M 

m 

8. Weitere MaBnahmen 

8.1 Lelslungsprühingen 

1. d- üertseben Eaeugung 

8JJ MilctüelstimgsprOf. A 

KoDLroUrLnge 8 

8.1.2 LelstungsprOteigs- A 

Anstalten B 

91 

92 

93 

94 


20,600 

1,600 

12,000 

?,200 




7,200 

8.1 InsgesaiDt A 

Maßnahmen 8.1 B 

(Leistungsprufungen 1. d. 
tierischen Erzeugung) 

95 

96 


20.800 

1,600 

12.000 

7.200 




7.200 

8,2 Maßnahmen 1. landwlrt- 

sebaftL ArbeJtnehniex 

8.2.1 Anpassiings- A 

hüJe B 

8.2.2 Landarbeiter- A 

Wohnungsbau B 

97 

98 

99 
100 










8.2 Insgesamt A 

Maßnahmen 8,2 B 

(lan d wir tschaJ Ulche 
Arbeitnehmer) 

101 

102 










8,3 Umstellung shßfen A 

an Jüngere Land- B 

wirte bei Umschulung 

148 

149 

75 

0.900 

- 


0.200 

0,400 




0,200 

0,400 

8, Insgesamt A 

MaBnahmen 8. B 

(wehere Maßnahmen} 

128 

129 


21.700 

1.600 

12.000 

7.400 

0,400 




7.400 

0.400 

9. Küstenschutz 

9.1 Vorarbeiten A 

B 

9.2 Sperrwerke A 

B 

103 

104 

105 

106 
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Deutscher Bundestag — 12, Wahlperiode 


noch Übersicht 11 


noch Zosammenstellimg der Vorhaben and des Mittelbedarts 

— Beträge in Mio, DM — 


MaBoahinea 

Neu zu bewflUgcDde Voibaben lio iBuTcndcn HBUSbBllsjAbc 

VDB den im iaufeiden HaushAltsJnh; 
lu Duenrleientfcii M^nahmen ejiU. aüT: 

ZcEle A m. Neu TU bewilligende Vtxtuben 

ZeUc B - PisüAlHÜtsfecbUlchB 

V^ipnicblungeii buj Vcijahien 
fAUigrund von VeipfUcbtungv 
ennjcbtlgongenl 




Von Sp. 4 entfaUen buJ 


OffenUlclw 
Dafleben 
Bedarf an 
KesseO' 
mlneln 


acdAif an 
ZUmU' 
HdiUssen 
aus 

Spalte 9 


ua 

Nr* 

AnxBhl 

PurfKnanlge' 
GeHmÜcotlan 
der rwu tu 
bewOUgendea 
VoTbBbBd 

Soasüge 

OneniL 

ZusebOne 

und 

Uailcbea 

Bfgenlel' 
(tuugen und 
KdpHol- 
majk+ 
□Uttel 

ZuKhOue 
Bedarf <m 
Kmcn^ 
mitteln 

ZiwveT' 

bUligte 

Dod^en 

Summe aus 
Spalten 

7. ftiL 10 

1 

2 

3 

4 

3 


7 

e 

9 

10 

11 













9*3 Neubau von SebuU- 

A 

107 










werken* Buhnen usw. 

B 

106 










9. Insgesamt 

Maßnahmen 9, 

A 

8 

109 

110 






- 




(Küstenschutz) 












Mittelbedarf insgesamt 

A 

111 


703,191 

25.350 

263,371 

161,470 


68,500 

0,020 

161,490 

(Maßnahmen l * bis 9.) 

B 

112 





144,626 

17,353 

500,500 

30,000 

192,161 


A+B 

113 


703.191 

25,350 

263,371 

306,296 

17,355 

569,000 

30,020 

353;671 

Bundesanteü 

A 

114 





96,682 



0,012 

96,894 


B 

U5 





86,896 

10,413 


18,000 

115,309 


A+B 

116 





183,778 

10.413 


18,012 

2!2,203 

Landesanteß 

A 

117 





64,586 



0,008 

64,396 


B 

118 





57,930 

6,942 


12.000 

76,672 


A+B 

119 





122.518 

6,942 


12,008 

141,468 
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Übersicht 12 


Zusammenstellang der Vorhaben und des Mlttelbedarls 

— Betrage in Mio. DM — 


Land: Bayern 
Haushalt^ ahr (HJ) 1993 


MuHmihnifn 

Neu CU bewfüligetule Vorfaaben tm laufeziiden HaushjiIbjEihi 

vcn den im lau/endcn KauiBaitalahi 
zü Dnaiaiereodeo Maflnafamen «nü. auf: 

ZeOeA 

ZeOeB 

- Neu » bew^gcüde Vorbabea 

- Kausbahsrechülcbe 

VeipDtclitucaen au» Votjahreo 
laufonnid von VeipfUchlungs- 
emiAcb dgcuigcn) 

Lid 

Ni. 

/Vnzab] 

PArderfahlge 
GcsaiAiJtcsien 
der ivou zu 
bewÜUgeodeu 
Vorbabeu 

Von £p. 4 entfallea au! 

ZuichOsse 
Bedarl am 
Kasua- 
ml nein 

OUentUcbe 
Darlebeo 
Bedaif an 
Kassen' 
mlllcln 

ZUtsvct' 

bUltgte 

Dad^en 

Bedarf an 
Zlascu- 
scbOssen 
aus 

Spalte 9 

Summe au& 
Spallen 

7.B u. LO 

Scnxbge 

^enlL 

ZüichQsu 

und 

[>arlehen 

Elgenlel- 
shidgea und 
Kapttdl' 
owrkt- 
Alhel 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

6 

9 

19 

n 

L 

AgrarstnikhireUe 

A 

l 

4 

0,330 


0,30 







VorplaDiing 

B 

2 





0,300 




0,300 

2. 

Fl urbereinJ gimg 












2.1 

Plurberetni gungs - 

A 

3 

45 

230,100 

17,000 

85.400 







verfahren 

fl 

4 





138,800 



0,600 

139,400 

2.2 

Weinhergs- 

A 

5 

2 

4,400 


1,500 







Flurbereinigung en 

B 

6 





3.200 



0,100 

3,300! 

2,3 

Beschleunigte 

A 

7 

5 

6,100 

0,500 

1,400 







Zusorajn enJ egung 

B 

6 





4,500 




4,500 

2.4 

Frei williger 

A 

9 

40 

0.400 


0,200 







Landteuscb 

5 

to 





0,300 




0,300 

2. 

Insgesamt 

A 

11 

92 

241,000 

17,500 

88.500 







Maßnahmen 2. 

B 

12 





146,800 



0,700 

147.500 


{Flurbereinigung ) 












3. 

Dorlemeuerung 

A 

130 












B 

131 










4. 

Elttzelbetrte bliche 













Mafln ahmen 












4,1 

Invest, in Beirieben 

A 

15 

1150 

196,700 


77,200 



75,000 

0,260 

0,260 


mit Be tr, Verb, Plan 

B 

16 





23,900 

30,000 


40,240 

94,140 


u. Kooperationen 












4,2 

Ausgleichs- 

A 

17 

103000 

295,000 



295,000 




295,000 


zulage 

B 

18 










4,4 

ÜberbrückungshlKe 

A 

19 












B 

20 










4.6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohn teils 

B 

24 










4.7 

Energie- 

A 

25 

1 100 

14,500 


13,000 







einspaning 

B 

26 





2,100 




2,l00i 

4.9 

Bodenz wischen- 

A 

29 











erwerb 

B 

30 










4.13 

Agrarkredit- 

A 

132 











programm 

B 

133 
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noch ZusammeiisteUimg der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Beträge in Mio, DM — 


MaGoahmea 

Neu zu bcwOUg^de Vorbnbcn Im Louleuden HdushAlt^^tu 

von den ün laufenden Kausboltsjohf 

CT Oiijuizj^^den MjiBndbmen catf. aut 

Zelle A 

ZcDcB 

4 hteu £a bevdn^ecde Vorhaben 

■ HnushaJ^echiUcbc 

Veipnichhicgeo aus Voijahien 
lAuJgniAd von VcrpHichtungs.' 
efmachtlguagen) 

ua 

Ni, 

AnzAhi 

PAldcEl«hina 
Gesamtkuslcji 
neu zu 

bewUilgenden 

Vürhaben 

Von Sp. 4 entfoHon nuf 

Zuschüsse 
Bedoif an 
Kax&eh' 
oütlc^a 

Öffentliche 
DarLchen 
Bedöif an 
KAsen- 
mlttcLn 

Zlnjver- 

bUUgle 

Deilebeü 

Bedarf ati 
Zlnstu^ 
Schüssen 
aus 

Spelle 9 

Summe aus 
SpoUen 

V, S u, 10 

SODEÜOfi 

dtreuO. 

ZUKbÜ&K 

und 

Dodehen 

Eigculd' 
«tungea uüd 
Kdpllol- 

nüttcl 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

e 

9 

10 

11 

4.14 

W1 ed ereiniich tun g 

A 

150 











und Modernisierung 

B 

151 










4.15 

Umslnilstxijlerung 

A 

158 











landw* Untejmehmen 

B 

159 










4.16 

Energieträger- 

A 

160 











umsteUung 

B 

161 










4, 

iDsgesamt 

A 

37 


506.200 


90,200 

295,000 


75,000 

0,260 

295.260 


Maßnahmen 4, 

B 

38 





26,000 

30,000 


40,240 

92.240 


(einzelhetrlebliche 













Maßnahmen) 












5. 

Marktstruktor- 













verbessenmg 












5.1 

Pördenmg einzelner 













Marktstrnkturbere 1 che 











5.1.1 

Molkerei - 

A 

39 

95 

55,800 


40,450 

10,400 




10,400 


Struktur 

B 

40 





0,500 




0,500 

5,12 

Scblachthof- 

A 

4t 











Struktur 

B 

42 










5,1,3 

Obst und 

A 

43 

10 

26,460 


22,335 

0.819 




0,819 


Gemüse 

B 

44 





2.418 




2,418 

5.1.4 

Blumen und 

A 

45 











ZlerpHanzen 

B 

46 










5.1.5 

Be- u. Verarbeitung 

A 

47 

4 

24.000 


18,500 

2,000 




2,000 


von Kartoffeln 

B 

48 





3,769 




3,769 

5.1.0 

Maßnahme gern. 

A 

122 

29 

84,567 

6,310 

61.848 

1.609 




1,609 


EG-VO 355/77 

B 

123 





8,249 




8,249 


bw, 866/90 












5.1.9 

Lein und Leinfasem 

A 

138 











einschl, Flachsschwinge B 

139 





1,800 




1,800 

5,LU 

Getreide, öl* und 

A 

152 











HülsenfrQchte 

B 

153 










5.1,12 

Tlerkörper- 

A 

164 











besei tlgung sanJ agen 

B 

165 
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Drucksache 12/4207 


noch Obeisicht 12 

noch Znsanuaiienstellimg der Vorhaben und des Mittelbedarfs 
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Mafloahmen 

Neu XU bewüligcnda Vcrbabea Im latdeadea Hat»h 4 llsjelir 

von den Im laufendea Haushal£t>Ahr 
zu fiDAnzIenndeti MdSnahmen end. auf: 







Von Sd. 4 entiaJUea auJ 






Zeile A 

w Neu TU bewitUgencte VoihatKd 




FdrdedAhl^ 













ZuschOssa 
Bedflil an 
Ka«seü^ 
ml nein 

UUenUlcae 


Beoan an 



- Hausbaltsfcdiülche 
VeniQlchtUDO^n ous Votiahrcn 
(aufgrund von VerpOlcbtungT- 
ermlcbügungen) 


ua 

Nt. 

Aniabl 

Geuunücosieü 
der neu zu 
bcwÜUgenden 
Vajbabea 

Sonstige 

atfenl 

Zus^Osso 

und 

Dedeben 

Elgenlel- 
stungeiL und 
KopIlAl^ 
markt' 
□ütid 

Darlehen 
Bedarf an 

1 Kaxsen- 

Zloivei' 

blDlnte 

Daifen«! 

Zlnszu- 

S^ÜSSCÜ 

aiu 

Spaltes 

Summe aus 
Spalten 

7. a u. 10 

l 

7 

3 

4 

5 

€ 

7 

B 

9 

10 

11 

5.1.13 

Geflügel- 

A 

166 











schlacbterelen 

B 

167 










5.1 

Insgesamt 

A 

53 

138 

192.627 

6.310 

143,133 

14,828 




14,828 


Maßnahmen 5.1 

B 

54 





16,736 




16.736 

5^ 

Maßnahmen gemäß 
Markts tnik lurgesetz 












5.2.1 

Start- 

A 

55 

30 

2,000 


0.950 

OJOO 




0.700 


belMUen 

e 

5Ü 





0,070 




0.070 

5.2.2 

Investltions- 

A 

57 

19 

24.600 


18.450 

3,150 




3.150 


belhiUen 

B 

56 





3,778 




3.778 

5.2 

Insgesamt 

A 

67 

49 

26.600 


19,400 

3,850 




3.850 


Maßnahmen 5,2 

B 

68 





3,848 




3.848 

5J3 

Förderung der 
Vermarktung nach 
besond. Regeln 
erzeugter landw. 
Erzeugnisse 












5,3.1 

Start- 

A 

142 

8 

5.964 


3,415 

1,049 




1.049 


beihilfen 

B 

143 





0.451 




0.451 

5.3,2 

Investitions- 

A 

144 

4 

7.965 


6,000 

1,265 




1.265 


belhfllen 

B 

145 





0.035 




0.035 

5.3 

Insgesamt 

A 

146 

12 

13.929 


9,415 

2.314 




2.314 


Maßnahmen 5.3 

B 

147 





0.486 




0.486 

5.4 

Verbesserung der 

A 

154 











Verarbeitungs- und 
Veimar ktungss truktur 
der Fischwirtschaft 

B 

155 










5.5 

Sonstige Maßnahmen 

A 

162 











aufgrund von EG-VO 

B 

163 










5. 

Insgesamt 

A 

126 

199 

233,356 

6.310 

171,948 

20,922 




20.992 


Maßnahmen 5. 
(Maiktstniktur) 

B 

127 





21.070 




21,070 
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Z4cu TU twwDUgvndv VoUMben im Laufenden Hauxiialta^ahi 

von den Im laufemdeü KauabolislahT 

EU anaiiTlereaden Maßnahmen entf. auf: 


- Neu ru bevUHgoule Vorhebea 





Van Sn. 4 enthüLea auf 






Z«UeA 




RtnleTUhJge 




öffentUche 


Bedarf an 







ZuKbtoe 
Bedarf an 
Kosen- 
mltteln 




> HausholtsredilJlcliC 
VcipDlchhiaOen aus Voijaliren 
(aulgrtmd vou VeirprUcbtungs- 
enulchtigtuigeo) 


Ud. 

Nt. 

Anzahl 

CeumtVnten 
der neu tu 
bewtUlgeddeu 
VortuLben 

SoEBtige 

öflenflL 

ZusdilhK 

und 

Darlehen 

ELgenJd- 
tiungen und 
Kapitol- 
merkt- 
mlne] 

DarldKn 
Bedarf an 
Kossen- 
mJttehi 

ZfiHver.. 

bOliote 

Oiuli^n 

Ztnszu. 

Schüssen 

aus 

Spaltes 

Summe aus 
Spalten 
7,^ 10 

I 

2 

3 

4 

5 

6 

? 

R 

9 

10 

11 

6. 

WasserwlrUchafUicbe 

Q, kultnrbaulechiL 
Maßnahmen 












6.0 

Vorarbeiten 

A 

69 

10 

2.000 










B 

70 





2,000 




2,000 

6.1 

Beseitigung natur- 

A 

71 











gegebener Nachteile 

B 

72 










6,2 und 6,3 Ausgleich d. 

A 

73 

135 

51.500 


6,000 

9300 




9,500 


Wasseret Düsses usw. 

B 

74 





■ 33,000 



0.440 

33,440 

6.4 

Ländliche 

A 

75 

28 

5,000 


2,000 







Wege 

B 

76 





3,000 



0,900 

3,900 

6.5 

Wasserversorgungs- 

A 

79 











Anlagen 

B 

80 








0,590 

0390 

6.6 

Abwasser- 

A 

81 











Anlagen 

B 

82 








2,470 

2,470 

6. 

Insgesamt 

A 

\ 

83 


58300 


10,000 

9,500 




9.500 


Maßnahmen 6. 

(Wasser- u. Kulturbau) 

B 

84 





38,000 



4,400 

42.400 

7. 

Forstliche Maßnahmen 












7.1 

Waldbauliche 

A 

85 

7764 

23.292 

5,645 

9,317 

1,530 




1330 


und sonstige 
forstL MaBnahmen 

B 

86 





5,000 




5,000 

7.2 

Maßnahm. aufgrund 

A 

134 

3885 

31,083 

5300 

12,633 

4.950 




4.950 


neuartig. Waldschäden 

B 

135 





7,050 




7.850 

7.3 

ForstwtrtschaJ LUche 

A 

87 

141 

1,125 


0,675 

0,250 




0,250 


Zusammenschl Qsse 

B 

86 





0,150 




0,150 

7,4 

Forstwlrtschaltllche 

A 

77 

33 

10.000 


3,000 

2,000 




2,000 


Wege 

B 

78 





6.000 



0,055 

6,055 

7.5 

Erstaufforstungs- 

A 

156 











prärale 

B 

157 





1,070 




1,070 

7. 

Insgesamt 

A 

69 


65,500 

11,145 

25,625 

8,730 




8,730 


Maßnahmen 7. 

(Forstl. Maßnahmen) 

B 

90 





20,070 



0,055 

20.125 
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MdJt nahmen 

Neu za bewflitgende Vwboben Im laulenden Nftushalisjahr 

voa den Im lAufd^dcn KooshAli^Ahr 
zu DnänzicreDden Maßnahmen euu. auf: 

A ^ Neu tu bewilUgcnde Vorhaben 

Zelle ß - Hau^baltarecbUiche 

Veipnichtupgczi aus Vcrfahmi 
(dulamnd von VcrptUchluogs- 
arniachtiguagen) 

Ud. 

Nf. 

ÄOZAhl 

GesamÜtosien 
der neu xu 
hewOUgenden 
Vorhabcp 

Von Sp. 4 enUaUen aid 

Zusdiösse 
ßodorl an 
Kassoo- 
mlttoln 

Offenütche 
DarlelHD 
Bedarf ad 
Kessen^ 
mjttidn 

Ztnsver. 

btUlgte 

DorlUien 

Bedarf an 
Zlnszu- 
schOsseü 
aus 

Spalte 9 

Simune aus 
SpeUen 

7, 8 u. 10 

Sonstige 

birenlL 

und 

Darteheu 

Bigehlcl' 
itnogon und 
KAplUi’ 
nuukt- 
minslt 

) 

7 

3 

4 

5 

G 

7 

8 

3 

10 

11 

8. Weitere MaßDahmen 

8.1 LelstungsprühmgeD 

1. cL tledschen Erzeugung 

8.1.1 MilchJeistiingsprüf. A 

KontrolMnge B 

8.1.2 Lelstüngsprühmgs - A 

Anstalten B 

91 

92 

93 

94 










6.1 Insgesamt A 

Maßnahmen 8.1 B 

(LelstungsprOlungen i. d. 
tierischen Erzeugung) 

95 

96 










8.2 Maßnahmen l. landwtrt- 

EchallL ArbeltDehmer 

8.2.1 Anpassungs- A 

hihe B 

8.2.2 Landaibeltej- A 

Wohnungsbau B 

97 

98 

99 
100 

20 

14 

0,050 

1,800 

0,400 

0,950 

0,050 

0,150 

0,300 




0,050 

0,150 

0,300 

8.2 Insgesamt A 

Maßnahmen 6.2 B 

(land wlrlschaiülch e 
Arbeitnehmer) 

101 

102 


L850 

0,400 

0,950 

0,200 

0,300 




0,200 

0,300 

8.3 UmstellungshÜfen A 

an jüngere Land- B 

wirte bei Umschulung 

148 

149 

100 

2,854 



0,500 

2,100 




o:50o 

2,100 

8. Insgesamt A 

Maßnahmen 8. B 

(weitere Maßnahmen) 

128 

129 


4,704 

0,400 

0,950 

0,700 

2,400 




0,700 

2,400 

9. Kflstenschutz 

9.1 Vorarbeiten A 

B 

9.2 Sperrwerke A 

B 

103 

104 

105 

106 
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Drucksache 12/4207 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


noch Übersicht 12 


noch ZusammensteUung der Vorhaben und des Mitielbedaiis 
— Beträge in Mio, DM — 


Ms cn 

Neu EU bewOUgcudo Vorhaben im UuICDdcn Hausfaalbsjohr 

voa deo im ImJendeji Nau^hdltsjehr 
icu flneizzJerendcn MafiDahmen eoU. auin 

Zeile A ^ Neu eü bewUUgendc Vorhebw 

Zeih» B > HavstialtxrechtUclifl 

VcmDlchtungcii Avs Vüilahreii 
{aufgmad voü VerptUcbtuAgs^ 
enuScbUguDgen) 

UcL 

Nf. 

Aniihl 

PünIcrfHihJge 
Geumlkusien 
der neu tv 
bewUUgcüden 
Vorbdben 

Von Sp, 4 entfflUen auf 

ZuschDue 
Bedarf aa 
Kassen^ 
mi klein 

OtfenüJche 
D*rlehen 
Bedarf an 
Kässen' 
iDftleio 

Zlnsver- 

bllUgle 

Darl^en 

Bedad «D 
Zinszu- 
tchüsseu 
aus 

Spalte 9 

Summe dus 
Spähen 

7, 8 □, 10 

Sunsdüe 

dlfenÜ. 

Zuschfisc 

und 

04Tltibcn 

Eigen] el' 
stüflgen uad 
Kapltfll' 
mArki- 

l 

2 

3 

4 

5 

G 

V 

G 

9 

10 

n 

9.3 Neubau von Schutz- 

A 

107 










werken, Buhnen usw. 

B 

lOß 










9. Insgesamt 

A 

109 










Maßnahmen 9. 

B 

110 










(Küstenschutz) 












Mittelbedarf insgesamt 

A 

Ul 


1 109.590 

35,355 

387,253 

334,922 


75.000 

0.260 

335,182 

(Maßnahmen 1. bis 9.) 

B 

U2 





254,640 

30,000 


45,395 

330,035 


A+B 

113 


1 109,590 

35,355 

387,253 

589,562 

30,000 

75,000 

45,655 

665,217 

Bundesanteil 

A 

114 





200.953 



0,156 

201,109 


B 

115 





152,784 

18,000 


27.237 

198.021 


A+B 

U6 





353,737 

18,000 


27.393 

399,130 

LandesantejJ 

A 

117 





133,969 



0.104 

134,073 


B 

118 





101.856 

12,000 


16,158 

132.014 


A+B 

119 





235,825 

12.000 


18.262 

266,087 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4207 


Obersicht 13 


ZusarojnensteUong der Vorhaben und des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio. DM — 


Land: Saarland 
Haushaltsjahr (HJ) 1993 



Neu m bewDUgstKle Vorhaben tm lauf^deü UaiaboltslAhr 

von den im laufenden Ktushollijahi 
zu flnamjffiwiliTn MaSnuhman end. Auf: 

ZeSe A 

ZeÜeB 

- Neu zu bcwDUgeadfl Vorboben 

- HQu^allsrecbUIcbe 
VemrUcbtungcn aus Vaijahrea 
(du/grDntl von VerpnichUmg^ 
ermfchüguugea) 


Ud. 

Nj, 

Anxdbl 

Pbrderfählge 
CeuiDlkosren 
der üeu zu 
bevfitUgeuden 
Vofbdben 

Von Sp- 4 ondollea auf 

Zu$c»iüsse 
Bedarf an 
Kaxseü' 
mlttehi 

Offcnillchc 
Darlehen 
Bedarf an 
Kossen^ 
mlheln 

Ztnsver- 

bUUgte 

DaTlwen 

Bedarf an 
Zliutu- 
KhOaen 
aus 

Spalle S 

Summe aui 
Spallea 

7, B u. 10 

SoDsiige 

affend 

ZuichQise 

und 

Darlebeo 

Bgenlet- 
^tuugen und 
Kflphal- 
markt- 
Düud 

1 

3 

3 

4 

S 

6 

7 

B 

9 

10 

M 

1. 

Agrarstruh tuielle 

A 

1 

1 

0,160 



0,060 




0,060 


Vorplantug 

B 

2 





0,100 




o;ioo 

2. 

Fl urbereinlgung 












2.1 

Fl urberelnigungs - 

A 

3 

17 

3,308 

0,400 

0,600 

0,308 




0,308 


verfahren 

B 

4 





2,669 

0,470 



3,139 

2.2 

Weinbergs- 

A 

5 











Fluibe relnigungen 

B 

6 










2.3 

Beschleunigte 

A 

7 

19 

1,122 


0,230 







Zusanma eniegun g 

B 

S 





1,000 

0,350 


0,003 

1,353 

2.4 

Freiwilliger 

A 

9 











Land tausch 

B 

10 










2. 

Insgesamt 

A 

11 

36 

4,430 

0,400 

0.830 

0,308 




0,308 


Maßnahmen 2. 

B 

12 





3,669 

0,620 


0,003 

4,492 


(Fl urbe relnigung ) 












3, 

Dortem e uenm g 

A 

130 

60 

4,545 


3,500 

0,045 




0,045 



B 

131 





1,000 




1,000 

4. 

Einzel betriebU ehe 













MaBnatunen 












4.1 

Invest, ln Betrieben 

A 

15 

65 

8.678 


2,266 

0,262 


5,000 


0,262 


mit Be Lr. Verb. Plan 

B 

16 





0.400 

0.750 


1,500 

2,650 


u. Kooperationen 












4.2 

Ai:sgieichs- 

A 

17 

i 300 

5,200 



5,200 




5,200 


Zulage 

B 

18 










4.4 

Überbrückungshilfe 

A 

19 












B 

20 










A3 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohnteils 

B 

24 










4.7 

Energle- 

A 

25 

2 

0,285 


0,235 

0,050 




0,050 


einsparung 

B 

26 










4.9 

Bodenz wischen- 

A 

29 











erwerb 

B 

30 










4.13 

Agrarkredit- 

A 

i32 

40 

5.400 


MOO 



4,000 

0,050 

0,050 


Programm 

B 

133 








0,250 

0,250 


Druckdache 12/4207 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


noch Übersicht 13 


noch Zusammenstellung der Vorhaben und des Mittelbedaiis 

— Betrage in Mio. DM “ 


MaBoahinen 

Neu lu bevrtO|g«Dde Voebaben ba tetJendeo Haushdltajabi 

voa den im laufenden Haushnlts^Ahr 
zu tlfimuderendeii Maflonhaiea eatJ. auf: 

Zelte A 

ZalicB 

= Neu m bewUBgendc Vorhaben 

- HaiixfadllsrechtUcbe 

VeipfUdttungeü dU3 Voilobten 
laufonjod von VerpDlditun^- 
ennlchHgungen) 

Ud. 

Nt. 

Asxdhl 

FArdertShlge 
GeumUtoslea 
(ter neu ™ 
bcwDUgeoden 
VorbAben 

Von Sp. 4 «ntf Auen auf 

Zuschüsse 
Bedarf au 
Kossen- 
adtteln 

OOeiaUkbe 
Darlehen 
Bedarf an 
Kossen- 
mlttelü 

Zlnsver- 

bilürte 

Darteliea 

Bedarf an 
ZIrszu- 
Schüssen 
aus 

SfhsJU! 9 

Sinune aus 
Spoltcd 

7,8 u. 10 

SomOw 

b[rcnU. 

ZuKbtoe 

und 

Darteben 

Eigenlei- 
stungen und 
Kapiial- 
mdTkt. 
odue] 

1 

2 

3 

4 

S 

S 

7 

8 

9 

10 

11 

4.14 

Wiederetniichtiing 

A 

150 











und Modernisierung 

B 

151 










4,15 

Uxus trukturiening 

A 

158 











landw. Unteraehmen 

B 

159 










4.16 

Energieträger- 

A 

160 











Umstellung 

B 

161 










4. 

Insgesamt 

A 

37 


19,563 


3,901 

5.512 


9,000 

0,050 

5,562 


MstBuahiiien 4. 

B 

38 





0.400 

0,750 


1,750 

2.900 i 


(einzetbetile bliche 













Maßnahmen) 












5, 

Markts tmktnr- 













verbessening 












5.1 

Pdrdenmg einzelner 













MarkUtralcturberel che 











5.1.1 

Molkerei - 

A 

39 

1 

4,000 


3,000 

0,200 




0.2000 


Struktur 

B 

40 







0,030 



5.1.2 

Schlachthol- 

A 

41 

2 

7,400 


6.290 

0.360 




0,360 


struktur 

B 

42 





0.240 




0,240 

5.1.3 

Obst und 

A 

43 











Gemüse 

B 

44 










5.1.4 

Blumen und 

A 

45 











Zierpflanzen 

B 

46 










5.1.5 

Be- ü. Verarbeitung 

A 

47 











von Kartoffeln 

B 

48 










5.1.8 

Maßnahme gern. 

A 

122 











EG-VO 355/77 

B 

123 











hzw. 866/90 












5.1.9 

Lein und LeinJasem 

A 

138 











einschL Flachsschwinge B 

139 










5.1,11 

Getreide, öl- und 

A 

152 











HülsenfrQchte 

B 

153 










5,1,12 

Tierkörper - 

A 

164 











beseltfgungsan) agen 

B 

165 
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Drucksache 12/4207 


noch Übersicht 13 

noch ZusainmeiuteUuiig der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Beträge in Mio. DM — 


Me^DAlimQii 

Neu za bewl]Ug«nde Voftuben bn Idufenden HAusbolts^hr 

von den tm InofAndu HaiubAltsfehr 
ra Ondnzlcienden MASiuhmen cad. auI: 


- za bewdlUgeiide VorbAben 





Von Sot 4 eütfaUeo Auf 






ZeOe/V 




PfirderfUüge 
GuuDÜcosfra 
der neu cu 
bewltUQ enden 
Vürbabcfi 




Offen Ui che 


Bedarf an 








Zuscbihw 
Bedarf *n 
JCa^en- 
mloeln 



ZeDcB 

■ KausbaJtsnchtUche 
Veipfllditungen aui Vorjahren 
[aufdrvnd von VerpHtchtungv 
ermocbtiguiigän) 


Ud 

Nr, 

AotuübJ 

SoRsdqe 

dtfeaU. 

ZuAciiiQise 

uüd 

DAitehea 

ElgenJel' 
^tunQon und 
KapitUÜ- 
Durkt» 
mlnel 

DeilOh^ 
Bedarf an 
Kassen- 

Ditlelii 

Zinsvef’ 

biUl^ 

[>AJWen 

Zlasou- 

tdiütsen 

«US 

Spalte? 

SiuQD» aus 
Spallen 

7, 9 u. 10 

J 

2 

3 

* 

5 

S 

7 

8 

3 

10 

tl 

5.1.13 

Geflügel- 

A 

166 











Schlachtereien 

B 

167 










5,1 

Insgesamt 

A 

53 

3 

11.400 


9.290 

0400 




0,560 


MaOnahmen 5.1 

B 

54 





0,240 




0,240 

5.2 

MaBnahmen gemäß 
Markts traktnr gesetz 












5.2.1 

Start- 

A 

55 

2 

0,020 



0,020 




0,020 


beihilf en 

B 

56 





0,010 




0,010 

5.2.2 

lavestibocu- 

A 

57 

2 

2,440 


1,630 

0,210 




0,210 


beüiilfeii 

B 

56 





0,100 




0,100 

5.2 

Insgesamt 

A 

67 

4 

2,460 


1,630 

0,230 




0,230 


Maßnahmen 5.2 

B 

66 





0,110 




0.110 

5J) 

FdrdQmng der 
Vennarktimg nach 
besenit Regeln 
erzeugter landw. 
ErzetignJsse 












5.3,1 

Stait- 

A 

142 











belhllfen 

B 

143 





0,010 




0.010 

5.3.2 

Investitions- 

A 

144 

1 

0J200 


0,150 







beihilfen 

B 

145 





0,050 




0.050 

5,3 

Insgesamt 

A 

146 

l 

0.200 


0.150 







Maßnahmen 5.3 

5 

147 





0,060 




0,060 

5.4 

Verbesserung der 

A 

154 











Verarbeltungs- und 
Vermarktungsstnik tui 
der Fischwirtschaft 

8 

155 










5.5 

Sonstige Maßnahmen 

A 

162 











aufgrund von EG-VO 

B 

163 










5. 

Insgesamt 

A 

126 

8 

14,060 


11,270 

0,790 




0.790 


Maßnahmen 5 
(Marklstniktuj) 

B 

127 





0,410 




0.410 
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noch Übersicht 13 


noch Znsammenstelltmg der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Beträge in Mio. DM — 


MofiiDdhizien 

Neu IQ bewQllgende Votbnbea bu Laufead&i HauxbAlt^ohr 

von den bh biiJendea Haushalbdahr 
m fbunitierendcn MaSnAhmen enu. eul; 

Zelle A 

Zbüe B 

■ Keu TU. bewltUgendo Vorhaben 

PtsushaJtsredi Diebe 
VenpfUcblttngca. aas Vdlahrea 
(aumrund vop Verp^Udttungs- 
effluchügiuigeii \ 


Lfct 

Nr. 

AozAbl 

Pfirdeifilüüe 

der neu lu 
bewUUg enden 
VojTbAben 

Von Sp. 4 EntfJülea buI 

ZusebOse 
Bedarf an 
Kassen* 
mltteln 

OffenUJebe 
Darlehen 
Bedarf an 
Kassea- 
fcbteln 

Zinfvex' 

blllMe 

Darkuien 

Bedarf ao 
Z±rmU' 
sch Oasen 
aus 

SpoUe 9 

Summe aus 
Spaben 

7. B u. 19 

Sonstige 

ddenÜ. 

ZuacbOise 

lind 

Darlehen 

Elgenlet- 
stongen usd 
Kapltol- 
markt- 
nünc] 

t 

2 

3 

A 

5 

6 

7 

e 

S 

10 

11 

e. 

Wasserwirtschaftliche 













tu ktiltiirbautectiiL 













MaJlDäbmen 












6.0 

Voiarbeiteu 

A 

69 

l 

0,648 



0.646 




0,643 



B 

70 










6.1 

Beseitigung uötur- 

A 

71 











gegebener Nachteile 

B 

72 










6.2 imd 6.3 Ausgleich d 

A 

73 

1 

2,366 


1,194 

1,194 




1,194 


Wasserabfiusses usw. 

B 

74 










6.4 

Ländliche 

A 

75 

. 










Wegö 

B 

76 








0,122 

0,122 

6.5 

Wasserverso rgungs - 

A 

79 

1 

0.150 



0,150 




0,150 


Anlagen 

B 

60 








0,315 

0,315 

6.6 

Abwasser- 

A 

61 

15 

10.490 


5,245 

0.145 




0,145 


Anlagen 

B 

62 





5,100 




5,100 

6. 

Insgesamt 

A 

63 


13,676 


6,439 

2,137 




2,137 


MaBnahmen 6 

B 

64 





5.100 



0,437 

5,537 


(Wasser- u. Kulturbau) 












7, 

Forstliche Mafin ahmen 












7.1 

Waldbauliche 

A 

85 

60 

0,750 


0,300 

0,450 




0,450 


und sonstige 

B 

66 











forstJ. Maßnahmen 












7.2 

Mafin ahm, aufgrund 

A 

134 

2 

0,084 


0,034 

0,050 




0,050 


neuartig. Waidschäden 

B 

135 










7^ 

Forstwirtschaftliche 

A 

67 

15 

0.125 


0,075 

0,050 




0,050 


Zusammenschlüsse 

B 

86 










7.4 

Forstwirtschaftliche 

A 

77 

4 

0,150 


0,045 

0,005 




0,005 


Wege 

B 

78 





0,100 




0,100 

7.5 

Erstaufforstungs- 

A 

156 











prämJe 

B 

157 










7. 

Insgesamt 

A 

89 


l,t09 


0,454 

0,555 




0.555 


Maßnahmen 7 

fi 

90 





0.100 




0,100 


(Forstl. Maßnahmen) 
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noch Übersicht 13 

noch ZasammensteUiiiig der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Beträge in Mio- DM — 


MaBAahiDcn 

IVeu ru bewUülgeDde Vor^beai tm laultauSon Haushjütr^uhr 

VDA den iffl laufenden KaushAltsJahr 
za flnaozVeieoden MAanahmen entL «if: 

ZaDe A ^ Neu ru bcwUlli9ende Vwh4ben 

Zelle B - HeusheJtirechUlche 

VeipnicbUingen aus VoijeJireii 
{eufoTUDd von VcfpOlchtuna?- 
enuflitlgungenl 

Ud 

Ni. 

Amuüü 

P&rderrabige 

Gewnücosion 
dfiriKU tu 
bewflUgcnöcn 
Vorhoben 

VOQ Sp. i OOtfoUcn Auf 

Bedaff an 
Kassen- 

Otreotllche 
I>ailehen 
Bedarf *n 
Kauen- 

Zinsver- 

bUUgte 

Darlerten 

Bedarf an 
Zlnszu- 
schüuea 
aus 

SpAlte 8 

Summe aus 
Spalten 

7, 8 u. 10 

Somdge 

atTeriÜ. 

Zusebü»? 

und 

aigieiüel^ 
stungoi uod 
KoplUü- 
mAtkl' 
mlltel 

l 

3 

3 

4 

5 

G 

7 

8 

9 

10 

U 

8* Weitere MaBnahniea 

6J Leis tun gsprüfimgen 

J. tt tierischen Erzeugung 

8-1.1 MüctüelstungsprÜf. A 

KonlroUiijage B 

8.1.2 Leistungsprüfungs- A 

Anstalten B 

91 

92 

93 

94 

5 

0,730 

0.080 

0.400 

0,250 




0,250 

6.1 Insgesamt A 

Maßnahmen 0.1 B 

(Leis tun gsprOfungen 1. d, 
tierischen Erzeugung) 

95 

96 


0,730 

0.080 

0,400 

0,250 




0,250 

8,2 Maßnahmen L landwlii- 

schaltL -Arbeltneluner 

8-2.1 Anpassungs- A 

hüle B 

6-2.2 Landaibelter- A 

Wohnungsbau B 

97 

98 

99 
100 










6.2 Insgesamt A 

Maßnahmen 8.2 B 

(landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer) 

101 

102 










8,3 UmsteÜungshilfen A 

an jüngere Land- B 

wirte bei Umschulung 

148 

149 

3 

0,030 



0,030 




0.030 

e. Insgesamt A 

Maßnahmen 8 B 

(weitere Maßnahmen) 

128 

129 


0,760 

0,080 

0,400 

0.280 




0,280 

9. Küstenschutz 

9.1 Vorarbeiten A 

- B 

9.2 Sperrwerke A 

B 

103 

104 

105 

106 


' 
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noch Übersicht 13 


noch Ztuammenslellimg der Vorhaben and des Mlttelbedaris 

— Beträge in Mio* DM — 


MsAashoioa 

Neu XU btnrUUgend« Vorheben ia tAufcndcn HeuibAlUJ«!» 

von den Im laufenden Kaiobolbijabr 
ni ananzfeienden MaAnahiDeti entL auf: 

ZeOe A - Neu m bewOMgeode Vorhoben 

ZeUe B - HauibeHirecfatUcbe 

Veipnidiftungeti Atu Vatitiitsa 
(aufgrund von VerpfUchnuigs' 
omldttlgunoen) 

Ud 

Nj. 

Auxohl 

POnledShlge 

Geuoitkoslan 

XU 

bewUUgeniQi 

VoibebeD 

Von Sp, 4 entfallen auf 

Bedarf an 
Koswt- 
mJtteln 

Offen tUcbe 
Doileben 
Bedarf an 
Ko^sen- 
Dütteln 

ZUunW' 

bOUgte 

Darl^Cn 

Bedarf an 
Zlpfm- 
Khüuen 
aus 

Spalte 9 

Summe am 
SpaU«n 
7,BÜ7ro 

Sooxttge 
Affen tL 

und 

Daneben 

Blgeiüd- 
rtungen und 
KapiM^ 
markt- 
mittel 

1 

2 

3 

4 

S 

6 

7 

8 

8 

10 

n 

93 Neubau von Schutz- 

A 

107 










werken, Buhnen usw. 

S 

108 










9. Insgesamt 

A 

109 










Maßnahmen 9. 

B 

110 










(Küstenschutz) 












Mirtelbedarf insgesamt 

A 

Ul 


S 8;303 

0,430 

26,794 

9,687 


9,000 

0,050 

9,737 

(Maßnahmen 1. bis 90 

B 

112 





10,779 

1,570 


2,190 

14,539 


A+B 

113 


58,303 

0^80 

26,794 

20,466 

1,570 

9,000 

2,240 

24,276 

Bundesanteil 

A 

114 





5,812 



0,030 

5,842 


E 

115 





6,468 

0,942 


1314 

8,723 


A+B 

116 





12,260 

0,942 


1,344 

14,566 

Landesanteil 

A 

117 





3,875 



0,020 

3,895 


B 

118 





4,312 

0,628 


0,876 

5,816 


A+B 

119 





8,187 

0,628 


0,896 

9,711 
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Drucksache 12/4^7 


Übersicht 14 

Zasammenstelliing der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Beträge in Mio, DM — 


Land: Berlin (West) 
Haushaltsjahr [HJ) 1993 


MaAnahmen 

Neu lu bewUUgcddc VodtAbcd Im laarcoden Hauaiieli 3 ^}ahj 

voD den \m tauJendeo Hausbali^Jahr 
tu floaiulereiK^ MaAnalunen en«. auI: 

ZcUeA 

ZeUeB 

> Neu zu bcwjilipende Vcrhsbcn 

B BaushjüisrechtAcfa« 

VetpfllchhidgeD aai Voijah/Cfl 
laufgrund vcc Verpflichluriss- 
cnnlcfaUgua^cnl 

ua 

Nt. 

AiUaJtÜ 

P6rdeffShiQä 
GesamtkcHcn 
dorneu to 
bcwiUlgcndän 
Verba bea 

Von Sp. 4 efltTallea aul 

Zu£Chi^ 
Bedarf 00 
Ktssen- 
Enlneln 

öfr«fituch« 

[>ar]vh«o 

Bedarf AD 
Kbssco. 
[oUteln 

Zhisver- 

bUUqle 

Dorlcbcn 

Bedarf «d 
Z ln^u- 
AChüssen 
am 

Spall« S 

Summe ata 
Spalten 

7, e u. lö 

Sonstige 

ClfentL 

Zusebtoe 

und 

Duildicn 

Eioenld- 
stucuen und 
KapUel- 
mArkt- 
mlHei 

1 

7 

3 

4 

S 

ti 

7 

B 

9 

10 

n 

1. 

Agrars Iruktnrel le 

A 

1 











VorplaDong 

B 

2 










2. 

Flurberelnlguog 












2.1 

Fturbeieinj gungs ■ 

A 

3 











verfahren 

B 

4 










2.2. 

Weinbergs- 

A 

5 











Flurbereinigungen 

B 

6 










2.3 

Beschleunigte 

A 

7 











Zusammen] egung 

B 

6 










2.4 

Freiwilliger 

A 

9 











Landtauscb 

B 

10 










2. 

Insgesamt 

A 

11 











Maßnahmen 2, 

B 

12 











( Flurbereinigung 1 












3. 

Dorfe meuerung 

A 

130 


0,240 


0,170 

0,070 




0.070 



B 

131 










A, 

Einzel be trle bliche 













Maßnahmen 












4.1 

Invest, in Betrieben 

A 

15 ' 

10 

2,187 


0.834 

0,400 

OJOO 



0,500 


mit Betr. Verb. Plan 

B 

16 








0,049 

0.049 


u. Kooperationen 












Aa 

Ausgleichs- 

A 

17 

35 




0,226 




0,226 


Zulage 

B 

le 










4,4 

Überbrückungshilfe 

A 

19 












B 

20 










4.6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohntells 

B 

24 










4.7 

Energie- 

A 

25 

12 

0,939 


0,752 

0,187 




0,187 


einsparung 

B 

26 










4.9 

Bod enzwischen - 

A 

29 











erwerb 

B 

30 










4,13 

Agrarkredit- 

A 

132 











Programm 

B 

133 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


noch Übersicht 14 


noch Zusammenstellung der Vorhaben und des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio. DM — 


MaSiu tunen 

Neu ZU bewjDl9eii<t« Vorb«b«n im kmlEndem HatubiiJmaJu 

von den im laufenden KouslmLtGjahT 
zu fiasmlefeadea MafioubmuD cnU. auf: 

Zeile A 

Z^B 

> Neu XU bewQUgende VofhabeD 

> HsushjJisrechUich« 

VeiptUchtungcn qib VoijahTcn 
(eufdrund von VerpQicfatungv 
ermlcAdguagea) 

UcL 

Nr. 

Anzab] 

E^^ltdeifdblgq 
GcHunUwten 
def oeu zu 
tHvrfUlgendeu 
Voriübeii 

VoD Sp. 4 cntiollcn auf 

ZuschOsse 
Bedarf an 
KasMii' 
ml Hein 

öfftintUebe 
Darlabeo 
Bedarf «n 
Ka33eii- 
mlLtdu 

Ziuver- 

büllgle 

Daiiucn 

Bedarf tn 
ZJnsatu- 
Kch Oasen 

aus 

Spalier 

Summe am 
Spaflaa 

7. Bu. 10 

SoDfÜge 

äffenüL 

ZuKhew 

und 

DfljJebec 

Elgeulel^ 
ttupqen und 
K^pIlAi- 
moikt' 
OllttUl 

l 

2 


4 

5 

6 

7 

B 

9 

10 

11 

4.14 

Wied ereinrlchtuDg 

A 

ISO 











und Modeniisiemng 

B 

151 










4.15 

Umslnikturi erung 

A 

156 











landw. Untemehmen 

B 

159 










4.16 

Energteträgei' 

A 

160 











Umstellung 

B 

161 










4. 

insgesamt 

A 

37 


3,126 


1,586 

0.813 

0,100 



0,913 


MaBnahmen 4. 

B 

38 








0.049 

0.048 


(elnzelbetriebUche 













Maßnahinen) 












5* 

Marktstrnktur- 













verbesserung 












5.1 

Forderung einzelner 













Marktslruktiirbereiche 











5.1.1 

Molkerei - 

A 

39 

1 

4,700 


3,000 

1,000 




1.000 


Struktur 

B 

40 










5,1.2 

Schlachthoi- 

A 

41 











struktur 

B 

42 










5.1.3 

Obst und 

A 

43 











Gemüse 

B 

44 










5.1.4 

Blumen und 

A 

45 











Zierpflanzen 

B 

46 










5.L5 

Be^ LL Verarbeitung 

A 

47 











von Kartoffeln 

B 

48 










5.i,a 

Maßnahme gern. 

A 

122 











EG^VO 355/77 

B 

123 











bzw. 666/90 












5.1.9 

Lein und Lelnfasem 

A 

138 











einschJ. Ftachsscbwtnge B 

139 










5.1J1 

Getreide, öl- und 

A 

152 











Hülsenf rückte 

B 

153 










5.1.12 

Tierkörper- 

A 

164 











beseitigungsanlagen 

B 

165 
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noch Übersicht 14 

noch Zasanunenstellimg der Vorhaben und des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio. DM — 


MdBaahineji 

Neu tu bewDUgendc Voihftben Un HauiMtsjahr 

von deu tDi laufend eji Kaushdilsjahr 

Ul fldanzlcreoden MdSoahtnen aut; 

Zelle A V Neu zu bewOllguide Voihaben 

2eUe 6 ^ HiJtHhoJtErecbUtdbe 

VerpQkhtunQ«! aus VüQBhren 
(aurorund vvn Verpfllchhingi^ 
ermSdiügimgea) 

Ud. 

Nt, 

AiDicdhl 

PdrderULhIg« 
GeumOtosten 
der pcu lu 
bewUUgcndpn 
Vortubcü 

Von Sp 4 enUtülcp oid 

Zuschüsse 
Bedori an 
Kossen. 
mfttelD 

Offen Ülche 
DorlehcD 
Bedarf An 
Kuwn- 
mftieLn 

Zinsver- 

bUUgte 

Darlehen 

Bedarf an 
Zioszu* 
SChOSKP 
aus 

Spalte 0 

Sununu aus 
SpaLlen 

7. S u. 10 

Sonstige 

dOenO. 

Zuschüsse 

und 

Darlehen 

Elgeiüel- 
stuogen und 
KäpttoJ. 
niarlil- 

1 

2 

3 

4 

J 

G 

7 

6 

9 

19 

11 

5.1.13 Geflügel A 

schlachlerslen ■ B 

!66 

167 










5.1 iDsgesamt A 

Maßnahmen 5.1 B 

53 

54 

1 

4,700 


3.000 

1,000 




1.000 

5>2 Maßnahmen gemäß 

Marktstmk lurg ese Iz 

5.2.1 Start- A 

belhllfeo B 

5.2*2 InvesÜtlons- A 

hpihilffln B 

55 

56 

57 

58 










5.2 Insgesamt A 

Maßnahmen 5.2 B 

67 

68 










5*3 Fßrdenmg der 

Vermarktung nach 
hesond* Kegeln 
erzeugter Jandw, 
Erzeugnisse 

5*3.1 Start' A 

beihüfeu B 

5*3.2 Investitions- A 

beihiüen B 

142 

143 

144 

145 










5*3 Insgesamt A 

Maßnahmen 5.3 6 

146 

147 










5*4 Verbesserung der A 

Veraibeltungs- und B 

Vennar kt\mgs$ truktur 
der Fischwirtschaft 

5.5 Sonstige Maßnahmen A 

aufgrund von EG-VO B 

154 

155 

162 

163 










5 . Insgesamt A 

Maßnahmen 5. ß 

fMarktstruktur) 

126 

127 

1 

4,700 


3.000 

1,000 




1.000 
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noch Übersicht 14 


noch ZasammensteUung der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Beträge in Mio. DM — 




Kcu ru bewülfgende Vorhaben im laufenctcn Haushalif Jalir 


von den in leufenden HoosbeluAahr 
TU Ünanrlerendcn Mefindbmea ftuu. #iil; 


Zelle A > Neu xu bewUhgeode Vofbebeo 

Zelle B ■ HdiuUiaituecbtUcfae 

VeroQlchtunQea aus Vui^ohrca 
(Aurarujad von Veiplllcbtuiigit- 
ermfehügungen) 


Ud. 

Nr. 


PftcdeiiUhlge 
Ge^enitkotrep 
der neu zu 
be Willi ge nden 
Vorbeben 


Von SpL 4 CDUaJlen auf 


»Dstlge 

ätfQütl 

ZüocbQue 

und 

Dedehen 


Eigenlei- 
stungen und 
KapUaJ- 
merkt- 
mltlc] 


ZusebOsse 
Bodeif an 
kaMo- 


Oüenülche 
I>arleben 
Bodad an 
Kassen- 


Zlnsver- 

bUligte 

Dadeben 


Bedarf an 
ZLuxu' 
■cbOssen 

BUS 

Spalte 9 


Siuiune aus 
Spalied 
7,Bu. 10 


6. WasserwlrlschaltUcbe 

u. tmitorbaiitechiL 
Maftnahmen 

6.0 Vorarbeiten A 

B 

6.1 Beseitigung natui- A 

gegebener Nachteile B 

6.2 und 6.3 Ausgleich d. A 

Wasserabflusses usw, B 

6.4 Ländliche A 

Wege B 

6.5 Wasserversorgung«- A 

Anlagen B 

6.6 Abwasser- A 

Anlagen B 


70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

79 

60 

81 

82 


6. insgesamt A 

MaDnahmen 6. B 

(Wasser- u. KulturbauJ 


83 

64 


7. 

7.1 

7.2 

7.3 

7.4 

7.5 


Forstliche Maßnahmen 

WaldbauUche 
und sonstige 
forslL Maßnahmen 


A 

B 


Maßnahm. aufgrund A 

neuartig. Waldscbäden B 

Forstwirtschaftliche A 

Zusammenschlüsse B 

ForstwlrtschafUJche A 

Wege B 

Erstaufforstungs- A 

Prämie B 


85 

86 


134 

135 

87 

88 

77 

78 

156 

15? 


7 . Insgesamt A 

Maßnahmen 7. B 

(ForsU. Maßnahmen) 


89 

90 
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noch Übersicht 14 

noch Zasammenstelluiig der Vorhaben und des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio. DM — 


MAfiaahmcn 

Neu EU btirwOttgead« Vovhoben tm IdoieodcdQ Hemboli^ohj 

von den tm laufenden Heusbaltajahi 
zu ftoanxienenden Maßaahiuen enU. auf: 

ZeUe A - Nvü vo bewOUgeade Vorbabai 

ZeO* B ■ KftushftltjrechLllche 

VemOldUtUDgec (UB Vcijahiftn 
(«ufgriinid von VerpfUcbUings^ 
emaflCfatiguageAl 

Ud. 

Nr. 

Amdhl 

POfdfiffAhJge 
Cesämtkuteo 
der neu zu 
bewUligenden 
Veribübeü 

Von Sp. 4 entfoUec auf 

Zuschüsse 
Bedarf an 
Koeei^' 
nUaoln 

Offenüiche 
Darlehen 
Bedarf an 
Kaisen- 
odltebo 

ZUisver- 

bUUqle 

Darlehen 

Bedarf an 
ZlasEu- 
schOssen 
aus 

Spalied 

Suoune aus 
Spatien 

7. S u. 10 

Sosstige 

MfenU. 

ued 

Darlehen 

Bigeolel- 
stungea Udd 
KopltdJ’ 
nurkt- 
mlhel 

] 

3 

3 

4 

S 

6 

7 

e 

9 

10 

n 

9. Weitere Maßnalmien 

8.1 LeJstangsprühtngen 

t d. Üedscben Erzeugmig 

8.1.1 MÜchleistungsprüf. A 

Kontrollxinge B 

8.1.2 Lelstimgsprüfiuigs- A 

Anstalten B 

91 

92 

93 

94 










8.1 Insgesamt A 

MflBn ahmen 8.1 B 

(Lelstungs Prüfungen L d. 
tierischen Erzeugung) 

95 

96 










8.2 Mafinahmen L Landwirt- 

scbaftL Arbeitnehmer 

8.2. 1 Anpossungs- A 

hüle B 

3.2.2 Landorbeiier- A 

Wohnungsbau ß 

97 

98 

99 
100 










6.2 Insgesamt A 

Maßnahmen 6.2 5 

(land wirtschaftliche 
Arbeitnehmer) 

101 

102 










8, 3 Umsteh ungshüf en A 

an Jüngere Land- B 

wirte bei Umschulung 

148 

149 










8. Insgesamt A 

Maßnahmen 8. B 

(wettere Maßnahmen) 

123 

129 










9. Küstenschatz 

9.1 Vorarbeiten A 

B 

9.2 Sperrwerke A 

B 

103 

104 

105 

106 
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noch Übersicht 14 


noch Zusammenstellaiig der Vorhaben und des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio. DM — 


MaJInahiftfin 

Neu 

zu bewülig^dc Vorhaben im laulenidea Nausbolt^obr 

von den bu laufendai Hausbalti^B^ 
zu ftoaculereDden KtaSnahtnen end. auf: 

Zelle A V Neu tu bewilligende Vorhaben 

Zelle B « HaushalbtrecbUiche 

VenfUchtungea aut Vorjahren 
(auTurund von VerpOlchtungs- 
ätbach Ugungen) 

Ud. 

Nr. 

Anzahl 

FOrder^^hlge 
Gcvunlkojicn 
der neu zu 
bewUlIgenden 
Vorhaben 

Von 4 entfallen auf 

ZuuhOue 
Bedarf an 
Kossen^ 
mltt^ 

Off entliehe 
I>ar leben 
Bedarf an 
Kauen- 
ml nein 

Zlntver' 

bmigte 

Darlehen 

Bedarf an 
Ziüszu- 
schdueo 
au* 

Spalte B 

Summe au* 
Spollcn 

7,B u. 10 

Samtige 

«ifena 

Zuscbüsse 

und 

I>ar leben 

Bigenlel' 
(tungen und 
KapJüü- 
markt' 
cnlltd 

1 

2 

3 

4 

S 

6 

7 

B 

S 

10 

11 

9.3 Neubau von Schutz - 

A 

107 










werken, Buhnen usw. 

B 

108 










9. Insgesamt 

A 

109 










MaJ3nahmen 9. 

E 

110 










(Küstenschutz) 












MUteibedarf tnsgesamt 

A 

111 


8.066 


4.756 

1,883 

0,100 



1.983 

(Maßnahmen 1 . bis 9.) 

B 

112 








0.049 

0,049 


A+B 

113 


0.066 


4.756 

1,883 

0,100 


0.049 

2,032 

Bundesanteß 

A 

114 





1,130 

0,060 



1,190 


B 

115 








0.029 

0,029 


A+B 

116 





1.130 

0,060 


0.029 

t,2l9 

LondesanteU 

A 

117 





0.753 

0.040 



0,793 


B 

118 








0.020 

0.020 


A+B 

119 





0.753 

0,040 


0.020 

0.813 
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Übersicht 15 

Zusammenstellimg der Vorhaben und des Mittetbedarfs 
— Betrage in Mio. DM — 


Land: Brandenburg 
Haushaltsjahr (HJ) 1993 


MdBiuJbmeo 

btou zu bewllJlgende Vorhaben Im Lauisnden Hau&hAlisJahf 

von den Un idulenden Hatuholtsjabr 
zu [ißanxtoenden MoOnalunen onU. euT: 

ZfUti A 

ZellcB 

n Neü ta bewflUgcflde VoFbabei 

- Hausb4lCtrecbtlicbe 

VorarUjclitung^ aus 
( aufgrund von VcrpfUchlungi'' 
etmlcbdgunoeD) 

Ud 

Nr. 

Anzahl 

PördorfÄhlfle 
G«amUu»ten 
dfir neu Zu 
bewflUgenden 
Vorhaben 

Von Sp. 4 entfatl?n auf 

Zoschä^H 
Bedarf aa 
KaB»a- 
mltidii 

OffenUlcbe 
Darlehen 
Bedarf an 
Kossen- 
mllleln 

Ziosver* 

bUUgle 

Dorleiicn 

Bedarf an 
ZlnsEu- 
sebfiswn 
aus 

Spalte 9 

Summe aus 
Spalten 

7.6 UL tD 

Sonstige 

dfieül 

ZoschOtssq 

und 

Darleben 

Bgcfüel- 
ftungen und 

Kapfiol- 

moiVT' 

oüttel 

1 

2 


4 

5 

6 

7 

e 

9 

10 

11 

1. 

Agrars trukturelle 

A 

1 


7.500 



2,500 




2,500 


Vorplanung 

D 

2 





7,500 




7,500 

2, 

Flurbereliilgmig 












2.1 

Flurbereinlgungs - 

A 

3 


22,500 



2,500 




2,500 


verfahiejQ 

B 

4 










2.2 

Weinbergs- 

A 

5 











FlurbereJnlgimgen 

B 

6 










2.3 

BeschJeuiügte 

A 

7 











Zusammenlegung 

B 

8 










2.-4 

Freiwtmger 

A 

9 


12.500 



2.500 




2,500 


Land tausch 

B 

10 










2. 

Insgesamt 

A 

11 


35.000 



5,000 




5.000 


Maßnahmen 2. 

B 

12 











(Flurbereiiiigung) 












3* 

Dorla meaemng 

A 

130 


180.000 

20.000 

85,000 

25.000 




25,000 



B 

131 





40.000 




40,000 i 

4 . 

Elnzelbelrle bliche 













MaBnahmen 












4.1 

Invest, in Betrieben 

A 

15 











mit Be tr. Verb. Plan 

B 

16 











u, Kooperationen 












4.2 

Ausgleichs - 

A 

17 


119,050 



119.050 




119.050 


Zulage 

B 

16 










4,4 

Öherbrückun gshilf e 

A 

19 












B 

20 










4,6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohnteils 

B 

24 










4.7 

Energie- 

A 

25 











einspamng 

8 

26 










4.9 

Bodenz wischen - 

A 

29 











erwerb 

B 

30 










4.13 

Agraikredlt- 

A 

132 


56.167 


5.616 

2.400 


50.059 

1.109 

3.509 


programm 

B 

133 





0.050 



0,050 

0.100 
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noch Übersicht 15 


noch Zusammenslellimg der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Beträge in Mio. DM — 



XU bvwOUgcDdc Voftabeti hn hiif«naen HausbaJajAhr 

von den Im lautendea Fidtubelisjelur 

EU (iiienxlereoden Modoiihmco encf. eut: 

Z^UcA 

« EU b&w{l]l£|«ade VofbAben 

- Hstuluütsediülcli« 
VeipiUcbtuDgeu uuj Vorjahren 
louigrucd vod VerpQicbtungs- 
emicbtlgungenj 




PQrderfShlga 
Coumtkdstea 
der oeu xa 
bewUUgeodec 
Vüihaboo 

Von Sp. 4 cDtfdltezi aui 


OCfenütcbe 
Doxtebea 
Bedarf an 
KÖsseiV' 
ciPttelD 


Bedarf an 

yjTvam >- 

schOoen 

BUl 

Speltes 


ZelieB 


ua 

Nt. 

AriTaM 

SoDsttga 

6üenU. 

Zwchüne 

und 

Dariebec 

Bigeolei- 

uw) 

kapllal- 

DQdfkt^ 

mfuel 

Zisches» 
Sedair an 
Kassen- 
mitteln 

ZLnsver- 

btUigtft 

I>Adeben 

Sunune aus 
Spetteo 

7. 9 u. 10 

1 

7 

3 

* 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

4.14 

Wledereijid chtung 

A 

150 


163,750 


15,375 

9,675 

33,500 

60,000 

2,000 

45,375 


und Modcraislening 

B 

151 





7.000 

25,000 


2,000 

34,000 

4.15 

Umslruktuilerung 

A 

158 


390,000 

14,000 

39.000 

2.000 


330,000 

9,625 

11,625 


landw, Unternehmen 

B 

159 





0.500 



2,000 

2400 

4.16 

Energietrfiger- 

A 

160 


46,667 


32,66? 

9,000 




9,000 


Umstellung 

B 

161 





1,000 




1,000 

4. 

Insgesamt 

A 

3? 


775,634 

14,000 

92.658 

142,325 

33,500 

440,059 

12,734 

188,559 


Maßnahmen 4. 

( etnzel betdeblldie 
Maßnahmen) 

D 

36 





8,550 

25,000 


4,050 

37,600 

5. 

Marktstroktnr- 

verbessening 












5,1 

Fördennig einxelner 
Marktstrokturberel ch e 












5.1,1 

Molkerei- 

A 

39 


56,667 

14,000 

10,667 

8,000 




8,000 


Struktur 

B 

40 





5,000 




5,000 

5.1,2 

SctUachthof- 

A 

41 


3,330 

0,500 

2,330 







sCruktur 

B 

42 





10,000 




10,000 

5.1,3 

Obst und 

A 

43 


31,667 

10,500 

11,667 

5,500 




5400 


Gemüse 

B 

44 





5,000 




5,000 

5.1.4 

Blumen und 

A 

45 


21,667 


15,167 

2,500 




2,500 


Zierpflanzen 

B 

46 





1,000 




1,000 

5.1.5 

Be- u. Verarbeitung 

A 

47 


18,333 

1,100 

13,233 

1,500 




1,500 


von Kartoffeln 

B 

48 





4,500 




4,500 

5.1.6 

Maßnahme gern. 

A 

122 











EG-VO 355/77 
bzw, 866/90 

B 

123 










5.1.9 

Lein und LelEifaseni 

A 

138 











pinsrhl. Flachsschwinge 

B 

139 










5.1.11 

Getreide, öl- und 

A 

152 


15,000 


10,500 

1,500 




1.500 


Hülsenfrüchte 

B 

153 





1,000 




1,000 

5.1.12 

Tlerkörper- 

A 

164 











besej dgung sarUagen 

B 

165 
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noch Zusammenstellmig der Vorhaben and des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio, DM — 


MeBcs tunen 

Neu XU bewfUtgeftde Vofbaben Im Loulendeii HamtMütsjAhr 

vnn den kn laufenden hiAushaltsjalu 

XU DnaEulericiKlen MBSaahmea end. guJr 

ZeßeA 

= Neu zu bev/iUl^ciHJe Vcnha^ben 

B Hsuibeltffechülche 
Veipnichtungen aus Voijihren 
(aufgrkUHl von VerpOkbtunsa^ 
erouchtlgun^onl 





Voa Sn.^ 4 entfallen auJ 









FdraerOhlge 
CeutinUcosien 
der neu lu 
be willigenden 
Voruben 






•fl r. n ff jh n 


ZeUeB 


Ud. 

Nr, 

Anxoh] 

Somttge 

CdfenÜ. 

ZuftchOi&e 

und 

Darlehen 

aigcnJel- 
ftimgcn und 
Kapitol' 
EHATkt- 

(zdtieJ 

Züsch Oss« 
Beda tf An 
Ka$sen' 
mlndn 

urtenuiCDC 
Darlehen 
Bedart an 
Kns^cn- 
mlneln 

Zlnsver- 

bUUqle 

Dulden 

iKCon Oll 
zmsEU' 
Russen 

aus 

Spaltes 

Summe aus 
Spalten 

7. B u. 10 

1 

2 

3 

4 

5 

e 

.7 

B 

8 

LO 

11 

5J.13 

Geflügel- 

A 

166 











schlachlereien 

B 

167 










5,1 

Insgesamt 

A 

53 


146,664 

26,100 

71,564 

19,000 




19,000! 


Maßnahmen 5.1 

B 

54 





26400 




26,500 

5^ 

MaBnabmen gemäB 

Mar klstniktnj^ese tz 












5.2.1 

Start- 

A 

55 


13. 600 



8,000 




8.000 


belhll/en 

B 

56 










5.2.2 

InvesÜÜons- 

A 

57 


118,520 


65,964 

17,556 




17.556 


belMlfen 

B 

56 










5.2 

Insgesamt 

A 

67 


131,520 


85,964 

25.556 




25,556 


Maßnahmen 5.2 

B 

68 










5^ 

Fördenuig der 
Vennarktxmg nach 
besond> Regeln 
erzeugter landw, 
Erzeugnisse 












5.3,1 

Start - 

A 

142 


1,000 



1,000 




1,000 


belhiUen 

B 

143 










5,3.2 

Investitions- 

A 

144 


13,000 


9.000 

1,000 




1,000 


beihlifen 

B 

145 










5.3 

Insgesamt 

A 

146 


14.000 


9,000 

2.000 




2,000 


Maßnahmen 5,3 

B 

147 










5.4 

Verbesserung der 

A 

154 


5.000 


3,500 

1,500 




1,500 


Verarbeitungs- und 
Vennark tungsstniktur 
der Fischwirtschaft 

B 

155 





0,500 




0,500 

5,5 

Sonstige Maßnahmen 

A 

162 


2,000 



2,000 




2,000 


aufgrund von EG-VO 

B 

163 










5. 

Insgesamt 

A 

126 


299,184 

26,100 

170,028 

50,056 




50,056 


Maßnahmen 5. 

(Markts trukturj 

B 

127 





27,000 




27,000 
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noch ZtLsammensteUniig der Vorhaben and des Mittelbedarls 
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MaOD4ba]«a 

Neu CU bcwflUgcfidc VorfaAbca Im laufenden Fiouobaltsjaltr 

von den im laufertden Hauohalblahr 

EU BnanxieiEnden MafiEuhmen enü. auf: 

Zeile A. 

t Ncü inJ bewQUgcndo Vorbdben 




PärdcrfSblge 
GoSHOinikcKlion 
der neu m 
t» willige nden 
Voduben 

Von Sp. 4 eolfallcn «uJ 


Offenülche 
Darlehen 
Bedarf an 
Kodseii' 
mlaelQ 


Bedarf an 
ZinsEU' 
schü^n 

am 

Spaltes 


Zeile B 

■ tiaiahaJBnecbtUche 
VcmOldihingcn ^us Vor[aliren 
fduroruDd von VaiyfllchluogS' 
emididgung«D) 


Lfa 

Nt, 

Aüzotü 

SoDSdQe 

affenO, 

ZOachü&se 

und 

Uojicben 

Elgeiüel- 
stongan und 
Kapitol' 
markt' 
mittel 

Zuschüsse 
Bedarf Ou 
Ka&sed' 
mlUdln 

Zlnsver- 

blJUglc 

DarlcbcD 

Summe am 
Spalten 

7. B tL 10 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

e 

9 

LO 

n 

6 . 

WasserwlrtschaftUclie 
ti, kulturbautechiL 
MaBnahmen 












6,0 

Vorarbeiten 

A 

69 


1,000 



1,000 




1,000 



B 

70 










6J 

Beseitigung natui- 

A 

71 


6.708 


4,625 

3,063 




3,083 


gegebener NachleÜe 

5 

72 










6,2 und 6,3 Ausgleich d. 

A 

73 











Wasserabflusses usw. 

5 

74 










6,4 

Ländliche 

A 

75 


50,000 


30,000 

10,000 




10,000 


Wege 

B 

76 





5,000 




5,000 

6.5 

Wasse rversorgungs - 

A 

79 


37,500 


7,500 

20,000 




20,000 


Anlagen 

B 

80 





10,000 




10,000 

6.6 

Abwasser - 

A 

61 


37,500 


7,500 

20,000 




20,000 


Anlagen 

B 

62 





10,000 




10,000 

6. 

Insgesamt 

A 

83 


134,708 


49,625 

54,083 




54,083 


Maßnahmen 6. 

(Wasser- u. KuJturbau) 

B 

84 





25,000 




25,000 

7* 

Forstliche MaBnahmen 












7,1 

Waldbauliche 

A 

65 


36,600 

4,000 

14,300 

15,300 




15,300 


und sonstige 
forslL Maßnahmen 

B 

66 





1,000 




1,000 

7,2 

Maßnahm, aufgrund 

A 

134 


3,000 

1,000 


1,500 




1,500 


neuartig. Woldschäden 

B 

135 










7,3 

ForstwiitschaJÜj che 

A 

67 


4,500 

1,000 

1,700 

1,300 




1,300 


Zusammenschlüsse 

B 

88 





0,500 




0,500 

7,4 

ForstwlrLschal tu che 

A 

77 


6.265 

1,400 

1,865 

2,000 




2,000 


Wege 

B 

78 





0,500 




0,500 

7,5 

ErstaufforsUmgs - 

A 

156 


1,400 



1,400 




1,400 


Prämie 

B 

157 










7, 

Insgesamt 

A 

89 


51,765 

7,400 

17,665 

21,500 




21,500 


Maßnahmen 7. 

(FoisÜ. Maßnahmen) 

B 

90 





2,000 




2,000 
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Neu TU bevrOUgende Vorhebep Im taurepden Haushaltsjahr 

von den im laufonden Haushaltsjahr 

EU DüOEuiemiiden MaltEiahnacn eotf. auL 







Von Sd. 4 eudaUen aut 






A 

> Neu TU bflwUligcnde Vorhaben 




PdrdcffShlge 




Otfcntlfche 


Bedarf ad 







Zuschüsse 
Bediuf an 
Kassen' 
mitteln 



ZeUsB 

= ^teusJuiLtsnchtUche 
Veipnichiuageii ms. Votjaheen 
(aufcTrund vdü V^rprUchlungS'- 
ennldtillguDgcn) 


ua 

Kt. 

Anzahl 

GcsAmUtotlen 
der pfiu zu 
bewUUgePden 
Vorhaben 

So ästige 
dUenO, 
Zuubüsse 
uad 

Darlehen 

Eigenlet- 
aluu^en uod 

moik^ 

nültel 

DarJehol 
Bedarf an 
K«icn' 
□dlteln 

Ziusvef- 

bUlfgle 

DarlcDen 

Zütszu' 

schüuea 

aus 

Spalte 9 

SuTUOK am 
Spallep 

7. a iL 10 

1 

2 

3 

4 

S 

& 

7 

0 

9 

10 

11 

8. 

Weitere MaBnaluDen 












8.1 

Leis tungsprül un geu 













L d, Uertseliea Erzeugung 











8.1.1 

Müchleis hingsprüi. 

A 

91 


4.000 



4.000 




4.000 


KontrolMnge 

B 

92 










8.1.2 

LeistUD gsp rüfungs - 

A 

93 


5,000 



4.000 




4.000 


Anstalten 

B 

94 





0,500 




0.500 

8.1 

Insgesarnt 

A 

95 


9.000 



8.000 




8.000 


MaBnahinen 8,1 
(LeislungsprOiungen 1. d. 
tlejischeo Erzeugung) 

B 

96 





0.500 




0.500 

Ba 

Ma&nalmien L landwlrt- 
schaftl, Arbeitnehmer 












8,2.1 

Anpassungs^ 

A 

97 


10.000 



10,000 




10.000 


hilfe 

B 

98 










8,2.2 

Landarbeiter^ 

A 

99 











Wohnungsbau 

8 

100 










8.2 

Insgesamt 

A 

101 


10.000 



10,000 




10,000 


Maßnahmen 8.2 
{land wlrtschailh che 
Arbeitnehmer) 

6 

102 










8.3 

Ums i eil uß gshilien 

A 

148 


0.500 



0.500 




0,500 


an jüngere Land- 
wlrie bet Umschulung 

0 

149 










8. 

Insgesamt 

A 

128 


19.500 



18.500 




18,500 


Maßnahmen 8. 

(weilere Maßnahmen) 

B 

129 





0,500 




0,500 

9 . 

KÜstenschalz 












9.1 

Vorarbeiten 

A 

103 












B 

104 










9.2 

Sperrwerke 

A 

105 












8 

106 
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Neu m bewUUgcAde Vofhobea Im Iduienaen HdushAltsJobf 

von deo Im lautendeu Hausboltsjdhi 

EQ UnrniTlercDdea MoJInAhmea entf. «uf: 

ZsUe A - Neu zu bewaugeode Vwhabea 

3>De B - HaushoItirechtUcbc 

VeipOkibtungen aus VaE^shren 
(auigrund von VerpCUcbbM>gs- 
ennactitigungea) 

Ud. 

Nr. 

Ajxmtü 

FArdedWge 
GeumtkOften 
der oeu m 
bewinlgeodea 
Voibabüa 

Von 5p. 4 eatfoUen ou/ 

ZuuliOsse 
Bedarf an 
Kassen^ 
mlttelu 

Cir(mUicha 
Oarleben 
Bedarf an 
Koued- 
mluelii 

Ziosvei- 

bUUme 

DarJdnen 

Bedarf da 
Tiosai- 
Schüssen 

aus 

Spolta B 

Summe aus 
Spalten 

7. Bu. ID 

Softstige 

bffenü, 

Zuschüsse 

und 

[>ajtebfli 

Eigeule]- 
Mungen und 
K^pM- 
ourkt' 
cnlttel 

1 

2 

2 

4 

5 

e 

7 

B 


ID 

ir 

9,3 Neubau von Schutz - 

A 

107 










werken^ Buhnen usw. 

B 

toa 










9. InsgesaiDt 

A 

109 










Maßnahmen 9. 

ß 

110 










(Küstenschutz) 












Mittelbedarf insgesami 

A 

111 


1503,311 

67.500 

415,196 

318,964 

33300 

440,059 

12,734 

365.198 

(Maßnahmen 1. bis 9.) 

B 

112 





110,550 

25,000 


4,050 

139.600 

A+B 

113 


1503,311 

67.500 

415,196 

429.514 

58.500 

440,059 

16,784 

504.798 

Bundesanteü 

A 

114 





191,376 

20,100 


7.641 

219,119 


B 

115 





66,330 

15,000 


2.430 

83,760 

A+B 

116 





257,706 

35,100 


10,071 

302,879 

LandesanteU 

A 

117 





127386 

13,400 


5,093 

146,079 


B 

118 





44,220 

10,000 


1,620 

55,840 

A+B 

119 





171,806 

23,400 


6,713 

201,919 
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Zusammenstollang der Vorhaben und des Mittelbedarfe 


— Beträge in Mio. DM — 

Land: Mecklenburg- Vorpommern 
Haushaltsjahr (HJ) 1993 



Heu EU bewilligende Vorbaben Im lanf^uSu Ftausbalb^dbi 

VDD den hn loufendca Hausboltsjabr 
lu ttaaxaicrwidai Mofinahmen encf. auf: 

ZeSleA 

Zelle B 

- Heu zu bewilligende Vorhaben 

» Hau^hsltsjechülclw 

Veipfltdttungcn aus Voijahxen 
(Au/grund von VcTpfllchUmg^ 
efmachtlguagctil 

Ud 

Ht. 

Anuh] 

Farderfihige 
Gnatolkosten 
dccnru zu 
bewfUlgendeu 
Voraabeu 

Von Sp. 4 entfoUen auf 

ZuschOs» 
Bedoif «n 
Kosseo- 
mlttelü 

Offemttefae 

Daridben 
Bedojf an 
Kssuü' 
Dünein 

ZinxveT' 

birngtb 

Doflmn 

Bedarf an 
ZlnKU- 
sddOssea 

au* 

Spalte 9 

Somme au» 
Spalten 

7. 9 u. LÜ 

SoosÜ« 
affen Ü. 
ZuxbOue 
und 

Dnricben 

Etgenlel^ 
stupgen und 
Kapital - 

miuel 

t 

2 

3 

4 

S 


7 

a 

9 

10 

Ik 

L 

Agrars trnktnrelle 

A 

1 


0.600 


0,100 

0,500 




0,500 


VoipTanung 

B 

2 










2 . 

Fl orberelnl gung 












2.1 

PlurbG rein! gungs- 

A 

3 

15 

22.600 


2,600 

a,ooo 




6,000 


verfahren 

B 

4 





2,000 




2,000 

2.2 

Wetobeigs- 

A 

5 











Flurbereinigung en 

B 

6 










2.3 

Beschleunigte 

A 

7 











Zusammenlegung 

B 

8 










2.4 

Frei williger 

A 

9 











Landtausch 

6 

10 










2. 

Insgesamt 

A 

11 

15 

22,600 


2,600 

8,000 




8,000 


MaBnahmen 2. 

B 

12 





2,000 




2,000 


( Fl urbereinlgujng) 












3. 

Dorfenaeuenmg 

A 

130 


38,285 


7,800 

15,000 




15,000 



B 

131 





5,000 




5,000 

4 , 

EinzelbetrfebUche 













MaBnalmieji 












4.1 

InvesL in Betrieben 

A 

15 











mit Betr. Verb. Plan 

B 

16 











u. Kooperationen 












4.2 

Ausgleichs- 

A 

17 


46,100 



46,100 




46,100 


Zulage 

B 

18 










4.4 

ÜberbrückungshlBe 

A 

19 












B 

20 










4.6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohntells 

B 

24 










4.7 

Energie- 

A 

25 











einsparung 

B 

26 










4.9 

Bodenz wischen- 

A 

29 











erwerb 

B 

30 










4,13 

Agrarkredit - 

A 

132 

200 

13,450 


9,850 

2,550 




2.550 


Programm 

B 

133 





1,500 




1,500 
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Maßnahmen 

Neu CU bcwÜUgezuiic Vorhaben ün Laolendcn Hausballsjatu 

von den im laofenden KausholhdohJ 
lu nnaozlerenden Maftnahmen enif. auf: 

Zelle A 

Zelle B 

■ Neu CU bewflllgendc Vorhabea 

- ]-)dush«li£rechlbciie 

Ve^fUchttuigcn. eua Vo^^ah^tl^ 
(aulQTuad von VeryiDlchtuagc- 
enaldxUguügeD) 

Ud. 

Nr. 

Anzahl 

ParderfAhig« 
GcHmikosten 
der neu zu 
bewllUgenden 
Vorhaben 

Von Sp. 4 entfallen auf 

ZuschOsse 
Bedarf an 
Kosen- 
ndtiotn 

Offeuüfcbe 
Darlehen 
Bedarf an 
Kosaen- 
lolneln 

Ztnivei' 

bmt^o 

Darlehen 

Bedarf an 
ZütfAu- 
schfiuan 
out 

Spalte 9 

Summe am 
Spalten 
7,Su. 10 

Sonxdgc 

fiffeiü. 

ZusebDs» 

und 

Detlehen 

Elgeolel^ 
stuiwea und 
KaptloJ' 
DOlkl- 
miUel 

1 

2 

3 

4 

5 

S 

7 

9 

9 

10 

11 

4,14 

Wi ed e relnrlch timg 

A 

150 


197,350 


32,200 

8,750 

31,000 

100,000 

2,500 

42.250 


und Modemisienmg 

B 

151 

300 




7,000 

40,000 


10,000 

57,000 

4.15 

Umstrukturierung 

A 

156 

130 

120,000 


20,000 



100,000 

2.500 

2,500 


landw, Unlemehxaen 

B 

159 








5,000 

5,000 

4*16 

Energieträger- 

A 

160 


9^00 


7,700 

1,300 




1,300 


Umstellung 

B 

161 





0,600 




0,600 

4* 

Insgesamt 

A 

37 


366,400 


69,750 

58,700 

31,000 

200.000 

5.000 

94,700 


Maßnahmen 4* 

B 

38 





9,100 

40.000 


15,000 

54,100 


{einzelbetriebliche 













Maßnahmen) 












5* 

Marktstroktur- 













verbesserung 












5.1 

Förderung einzelner 













Markts trukturbe reich e 











5.1.1 

Molkerei“ 

A 

39 











Struktur 

B 

40 





29,518 




29,518 

5.1.2 

Schlacbthof- 

A 

41 











stiuktur 

5 

42 





21,000 




21,000 

5.1.3 

Obst und 

A 

43 











Gemüse 

D 

44 





1,816 




1,616 

5.1.4 

Blumen und 

A 

45 











21i€rpllanz€n 

B 

46 










5.1.5 

Be- u. Verarbeitung 

A 

47 


44.720 


15,000 

1,610 




1,610 


von Kartoffeln 

B 

46 





7,336 




7,336 

5.1.8 

Maßnahme gern. 

A 

122 











EG-VO 355^7 

B 

123 











bzw. 666/90 












5A.9 

Lein und Lelnfasam 

A 

136 











einschi Flachsschwinge B 

139 





2.785 




2.765 

5.1.11 

Getreide, Ol- und 

A 

152 











Hülsenlrüchte 

B 

153 










5.1.12 

Tierkörper- 

A 

164 











beseitlgungsanla g en 

B 

165 





6,486 




6.486 
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MeSuhjocn 

Nev TU bewUUgeüdE Vorbabeü ha LauJvndai Hausbalt^iUir 

von den im lautenden HausbaJtslobr 
lü Dnaorlerendea MaSnatua«n «ziu. «uJ; 







Von Sd. 4 entldllco aut 






ZeQe A 

> Neu lu bewilligende Vorbeben 




F^TdcrfSbJgc 




Offenülcb« 


Bedarf an 










ZeOeB 

■ tiausbaltxieehtUcfae 
Vertnicbhuigen aus Vo^oLren 
[aurgründ von VerpOiebtungy^ 
ensIcbUguogen) 


Ud. 

Nr. 

AnuhJ 

GeftaiüÜcnitu 
dCT JD«u m 
bewftUg^ndea 
VürtübEn 

Sonstig« 

dllenO. 

Zuschuss« 

udd 

Dodehea 

stuog«n uad 
KopitaJ- 
markl- 
mlttel 

bUnjl U&jtr 

Bedarf an 
Kossen' 
mlQeln 

Darlehen 
Bedarf an 
Kassen- 
□iltlicln 

Zlnsvef' 

bLÜigie 

Dadven 

Zbiszu- 

scbfJssen 

aus 

Spaltes 

Summe eus 
Spalten 

7.a u. 10 

I 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

a 

a 

LO 

11 

5.U3 

Geflügel- 

A 

166 











Schlachtereien 

ß 

167 










5.1 

Insgesamt 

A 

53 


44,720 


15,000 

1,610 




1,610 


Maßnahmen 5.1 

B 

54 





68.941 




68,941 

5,2 

Maßnahmen gemßß 

Mar k b tnüc t orgesefz 












5.2.1 

Start- 

A 

55 


137,500 


133,700 

3,800 




3,800 


beihiifen 

B 

56 










5,2.2 

InvestlUons- 

A 

57 











beiMfen 

B 

58 










5.2 

Insgesamt 

A 

67 


137,500 


133,700 

3,800 




3,600 


Maßnahmen 5.2 

B 

68 










5^ 

Forderung der 
Vermarktong nach 
besond. Regeln 
erzeugter landw, 
Erzeugnisse 












5,3.1 

Start- 

A 

142 


6,660 


6,480 

0,200 




0,200 


beihilfen 

B 

143 










5,3.2 

Investitlons- 

A 

144 











beihüfen 

B 

145 










5.3 

Insgesamt 

A 

146 


6,600 


6,460 

0,200 




0,200 


Maßnahmen 5,3 

B 

147 










5A 

Verbesserung der 

A 

154 


40,000 


34,000 

6,000 




6,000 


Verarbeltungs- und 
Vermarktungsstruktur 
der FischwtrlschaJt 

B 

155 





2,400 




2,400 

5.5 

Sonstige Maßnahmen 

A 

162 


33,650 


32,473 

1,177 




1,177 


aufgrund von EG-VO 

B 

163 










5. 

Insgesamt 

A 

126 


262,530 


221,633 

12,787 




12,787 


Maßnahmen 5. 
(Marktstruktur) 

E 

127 





71,341 




71,341 
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Neu tu bewOUgewla Vortidben Im lauteodeo KaisbBiU^ehr 

von den im lanrendm HaiähAH^Aiir 

TU Sneaxierepdeu MaSpahmea enU. astSi 

ZtOtA 

M Neu tu beiraUgeDde Vorbsbeo 

~ Haosbaltsrechdkhe 
VejpdOilchtutigcQ suj Voijnhren 
(sufgrDod von VcjpfUchlnugi- 
umlcfatigudga) 




G^iamlJcpsten 
der Afu tu 
bevrObgenaen 
Vorhaben 

Von Sp^ 4 «itlallcn Aui 


öffeaUkbe 
Dailebec 
Bedarf AP 
Kassen- 
enitteJd 


Bedarf an 
Zkutu- 
acbOssen 
Ava 

Spalte 9 


ZeUeB 


Lid. 

Nr. 

AnxAhl 

Souüge 

daeDO. 

ZuschOsse 

UDfd 

D«Heben 

El^enleJ- 
nunoen und 
Kapltel- 
morkt- 
mlu«] 

Bedvf en 
KuKIV' 
mitleln 

ZJrutvcr- 

biliime 

Oaridw 

Summe aui 
Spatien 

7. 8 u. 10 

\ 

2 

3 

4 

5 

0 

7 

S 

S 

10 

11 

e. 

WasserwtrtschattUctie 

11« InUtarbauteche., 
Maßnahnieji 












6.0 

Vorarbeiten 

A 

69 


4,000 


1,034 

0 OAA 




2,966 



B 

70 










6.1 

BeseiÜguDg nahir- 

A 

71 











gegebener Nachteile 

5 

72 










6.2 und 6.3 Ausgleich d. 

A 

73 


36,400 


18,200 

6,200 




6,200 


Wasserabflusses usw. 

B 

74 





12,000 




12,000 

64 

LfindJUche 

A 

75 


52,600 


2,600 

12,921 




12,921 


Wege 

B 

76 





7,500 




7,500 

6,5 

Wasserversorgungs - 

A 

79 


81,000 


40,500 

7,71? 




7,717 


Anlagen 

E 

80 





23,333 




23,333 

6.6 

Abwasser- 

A 

61 


130,238 


80,500 

29,500 




29,500 


Anlagen 

B 

82 





51,000 




51,000 

6. 

losgesamt 

A 

83 


304,238 


142,634 

59,304 




59,304 


Maßnahmen 6. 

(Wasser- u. Kultuxbau) 

B 

64 





93,833 




93,833 

7. 

For^Uiclie MaBaahmein 












7.1 

Waldbauliche 

A 

85 


4.300 


1,060 

1,240 




1,240 


und sonstige 
forsÜL Maflnahmen 

B 

86 





1,500 




1,500 

7.2 

Mdflnahm. aufgrund 

A 

134 


0,900 


0,400 

0,500 




0,500 


neuartig. Waldschäden 

B 

135 










7.3 

Forstwirtschaf Ütche 

A 

87 


0,750 


0,400 

0,350 




0,350 


Zusammenschlüsse 

B 

86 










7.4 

Forstwirtschaftliche 

A 

77 

4 

0^5 


0,175 

0,200 




0,200 


Wege 

B 

78 










7.5 

Erstauff ors tungs- 

A 

156 

525 

0,210 



0,210 




0,210 


prämie 

B 

157 










7. 

Insgesamt 

A 

89 


6,535 


2,035 

2,500 




2,500 


Maßnahmen 7. 

(Forstl, Maßnahmen) 

B 

90 





1,500 




1,500 
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MaBDohoieD 

Neu TU bewltUgeiide Vorhaben ita IsuCeüden HauKhelb^ahr 

von deo ün btufenden Hatahalixjabr 

XU enu. auf: 







Von Su. 4 cDtlalIeD auf 






TeOe A 

M Kcu TU bcwültgende Vorhaben 








öltenUiche 


Bedarf an 







Zuschüße 
Bedarf an 
Kmscji- 
ml de ln 



ZeaeB 

= hTausbaituecbtliche 
Veipnichtitngei] aus VoijAbiVQ 
[aufgrund von VorpfUchtungs^ 
cmnlcbdgQii9(9}| 


ua 

Nr. 

Anzahl 

GeHuuihüslen 
der ngu Xu 
bewfUtgeadeu 
Vorhatwa 

SoDsdge 

6üeiia. 

und 

Dazlühisi 

Elgecüel- 
ttuiMCD und 

Kapital- 

markt' 

miUcL 

Darlehen 
Bedarf an 
Kassetl' 
Enittela 

ZJmver' 

blUlgtt; 

Dartenea 

Zlnszu' 

aus 

Spalte 9 

Summe aus 
Spalten 

7, 0 ü, 10 

1 


3 

4 

S 

6 

V 

B 

S 

10 

n 

0. 

Weitere MaßeatuDen 












e.i 

Leiv tun gsprüfuD gen 













L cL öertschen Erzeugung 











aLi 

MÜ chJ elstungsp rüf . 

A 

91 


3,360 



3,060 




3.860 


KontroUrtng© 

B 

92 










ai,2 

Lelstungsp rOfungs - 

A 

93 


1,440 


0,300 

1,140 




1,140 


Anstalten 

a 

94 










3.1 

Insgesamt 

A 

95 


5300 


0,300 

5,000 




5,000 


Maßnahmen 3.1 

a 

96 











(Leistungsprüfimgen L d. 
tierischen Erzeugung) 












8^ 

Maßnahmen l. landwirt- 
tchaftl. Arbeitnehmer 












8.2.1 

Anpassung© - 

A 

97 

7000 

8,200 



0,700 




0,700 


hilfe 

B 

93 





4,300 




4300 

8.2.2 

Landarbeiter- 

A 

99 











Wohnungsbau 

B 

100 










8,2 

Insgesamt 

A 

101 


8,200 



0,700 




0,700 


Maßnahmen 8.2 

(landwirtschaftliche 

ArbeitDehmer} 

B 

102 





4300 




4,300 

Q3 

Ums tellungshille n 

A 

143 











an jüngere Land- 
wirte bei Umschulung 

B 

149 










8. 

Insgesamt 

A 

123 


13300 


0,300 

5,700 




5,700 


Maßnahmen 8. 

(weitere Maßnahmen) 

B 

129 





4,300 




4J00 

9. 

Küstenschutz 












9.1 

Vorarbeiten 

A 

103 


1,500 



1,500 




1,500 



B 

104 










9.2 

Sperrwerke 

A 

105 


2,900 



1,000 




1,000 



B 

106 





1,900 




1300 
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Neu XU bewUUgoide Vo/hdbCA Im lAulenden Haustultsjdhr 

TOD den Lm laufenden HaiAbaliaJalir 

XM Jkiaoxlerenden MdBaahmen entf. auf: 

ZeUfl A - Neu eu bewOUgende Vorhaben 

Zeil« B ■ HauihallxrecbUicbe 

VcnEbcbtuAg« aui Vsijahren 
{au/gmnd vdd Verynicbtungi, 
cnn&di dgungeo) 



ParderfAhlge 
GeuiDlkotien 
der neu nj 
büwUUgeDden 
Voibdben 

Van Sp. 4 eudatlen auf 


Offciultdu! 
DArleben 
Bedarf an 
Kauen’ 
min«in 


Bedarf tm 
Zitaxü- 
Schüssen 
aus 

Spot IC 9 


U(L 

Ni, 

Anutü 

Soo^tige 

affeou, 

Zusc^utsfl 

und 

DarlBben 

aiguilei- 
Etviiigen und 
Kdpltlü- 
nuikl- 
mlltcl 

ZoKhüs« 
Bedarf au 
Kossen, 
mittete 

ZUuver, 

blUlgte 

Darlueü 

Samme aut 
Spalten 

7. 0 n. U> 

l 

2 

2 

* 

S 

6 

7 

B 

S 

10 

11 

9,3 Neubau von Schut2- 

A 

107 


14.175 



2,500 




2,500 

werken, Buhnen usw. 

B 

loe 





11,675 




11,675 

9. Insgesamt 

A 

109 


18,5V5 



5,000 




5,000 

MaflnahmfiTi 9. 

(Küsienschuti) 

B 

110 





13,575 




13475 

Mittelbedari Insgesamt 

A 

111 


1 053,263 


447,052 

167,491 

31,000 

200,000 

5,000 

203,491 

[Maßnahmen 1 . bts 9.) 

B 

112 





200,649 

40,000 


15,000 

255,649 


A+^B 

113 


1053,263 


447,052 

368,140 

71,000 

200,000 

20,000 

459,140 

BundesanteÜ 

A 

114 





100,995 

18,600 


3,000 

122,595 


B 

115 





121,747 

24,000 


9,000 

154,747 


A+B 

116 





222,742 

42,600 


12,000 

277,342 

Landesanteil 

A 

117 





66,496 

12.400 


2,000 

80,896 


B 

118 





78.902 

16,000 


6,000 

100,902 


A+B 

119 





145,399 

2S.400 


8,000 

181,798 


248 


Deutscher Bundestag — 12^ Wahlperiode 


Drucksache 12/4207 
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Land: Sachsen 
Haushaltsjahr (HJ) 1993 



Neü Zü bewilligende Vofhaben Im IdufBudea Hau^lts^ubr 

von den lid lauJenden liaushaltsjabf 
zu nnanziereudcD MaD nahmen enU, äut: 

^eIle A 

TeUeB 

- Neu zu bewilligende Vorhaben 

= HausbaltsrechlJlche 

Voipnichljunged ata Vorjälirea 
(juroruDd vqn VerpfUchlungv 
ertnrchügungenl 

Ud. 

Nt. 

AoxeM 

Pdfderlöhlge 
Cesamücosien 
der neu zu 
bowilllgendcu 
Vorhaben 

VoD Sp. 4 endAllen auT 

ZuschOsse 
Sedaji an 
Kasseo- 
mi tvdn 

dlenUiche 
[>ar]eban 
Bedarf an 
Kasten- 
oduelo 

Zlnsver- 

bmiQle 

Bedarf an 
Zioszn- 
schüw&n 
aus 

Spalte S 

Summe aus 
Spalten 

7. Su. iS 

Süi^ge 

bUenU. 

und 

Da lieben 

Blgenlel- 
stuuger^ xmd 
KdpLla}' 
DiarkT- 
□dttel 

1 

2 

3 

4 

5 

G 

7 

B 

9 

10 

1L 

1. 

Agrars tmkt urelle 

A 

1 

25 

2,459 


0,400 

1.099 




1,099 


Votplanofig 

B 

2 





l.OOO 




1,000 

2. 

Flurbereinigimg 












2.1 

F] ujbereimg\mg s - 

A 

3 


7,200 


0,200 

1.000 




l.OOO 


verlahien 

B 

4 










2.2 

Weinbergs- 

A 

5 











Flurbereinlgungea 

B 

6 










2,3 

Beschleunigte 

A 

7 











Züsanmi enlegung 

B 

8 










2.4 

Freiwilliger 

A 

9 


5,289 


0,300 

1.229 




1.229 


Land tausch 

B 

10 










2. 

Insgesamt 

A 

11 


12,489 


0,500 

2,229 




2,229 


Maßnahmen 2. 

ß 

12 











( Flurbe reinlgung ) 












3. 

Dorfemeuenuig 

A 

130 

1 ooo 

36,901 


13,000 

12,501 




12,501 



B 

131 





20,000 




20,000 

4. 

£ t nzeJ betriebliche 













Maßnahmen 












4.1 

Invest, in Betrieben 

A 

15 











mit Betr. Verb. Plan 

B 

16 











UL Kooperationen 












4.2 

Ausgleichs - 

A 

17 

2 000 

46,000 



46,000 




46,000 


Zulage 

B 

16 










4.4 

Überbrückungshilfe 

A 

19 












5 

20 










4.6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohnleüs 

B 

24 










4.7 

Energie- 

A 

25 











elnspamng 

B 

26 










4.9 

Bodenzwischen- 

A 

29 











erwerb 

B 

30 










4.13 

Agrarkredit- 

A 

132 

40 

3.650 


0,420 

0,430 


2,800 

0,100 

0,530 


prograjnin 

B 

133 
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MafojLhm^ 

Neu zu bewUUgeade Vorfaabea Lm laofeodea HausbahsJ&hr 

von den tm taufenden Kausbolhiahr 
zu ünanzlerendcn Maanahinen entf, aut 

Zeil« A 

■ Neu zu bewiUJgendfi VQrbJit>en 

^ HaiohAltsrecbtUdu 
VeipnJcbttnigen aus VDr^Ahrea 
(aufgrund) von VeipnichlungS' 
enoachÜguDgen] 




E^derfAhigs 
GcuiUlkastfia 
der neu 3cu 
bewilUgenden 
VoEbabeü 

Von Sp4 4 enttaUen auf 


OffenUiche 
Daxiehen 
Sedari an 
Kassen- 
miueln 


Bedarf ad 
Zinszu’ 
Schüssen 
aus 

SpidleS 


Zeilfi B 


Lfd. 

Nr. 

AnuLbJ 

Sorutige 

arfenO. 

Zuschüsse 

und 

Darlehen 

Eigen] d- 
stuagen und 
KapLlal- 
UlBlVt- 
adtte] 

Zuschüsse 
Bedarf oo 
Kassen- 
mldchi 

Ziasvei^ 

hHUgie 

Darkdien 

SiUdme aus 
SpaJtea 

7, SlL 10 

1 

2 

3 

4 

5 

S 

7 

8 

9 

10 

11 

4.14 

Wi ed ejeimi cbtung 

A 

150 

500 

155,803 


15,649 

8,682 

23,102 

75,000 

0,900 

32,664 


UDd Modemlsterung 

B 

151 






55,000 

172.460 

7,000 

62,000 

4.15 

Umstruktwleruiig 

A 

158 

120 

254,400 


14,200 

0,200 


240.000 

1,145 

1,345 


landw. UDtemehmen 

B 

159 







64.000 

3,200 

3,200 

4.16 

Energieträger' 

A 

160 

200 

5.216 


2,330 

0,886 




0,666 


Umstellung 

B 

161 





2,000 




2,000 

4. 

Insgesamt 

A 

37 


465.069 


32.599 

56.198 

23.102 

317,800 

2,145 

81,445 


Maßnahmen 4. 
(eijQzelbetrle bliebe 
MaBnahmen) 

B 

38 





2.000 

55,000 

236,460 

10,200 

67,200 

5. 

Marktstruktnr- 

verbessenmg 












5,1 

FOrdetimg einzelner 
Marktstrnkturbereich e 












5.1,1 

Molkerei - 

A 

39 

1 

63.942 


62,000 







Struktur 

B 

40 





46.652 




46,652 

5.1.2 

Scblachthof- 

A 

41 

3 

66,683 


52,000 







stniktur 

B 

42 





19.067 




19,067 

5.1.3 

Obst und 

A 

43 

11 

52.829 


41.000 

1,829 




1,629 


Gern Ose 

B 

44 





1,002 




1,002 

5.1.4 

Blumen und 

A 

45 











ZierpQanzen 

B 

46 










5.1.5 

Be- u Verarbeitung 

A 

47 

10 

90,829 


73,000 

1,829 




1,629 


von Kartoffeln 

B 

46 





1,293 




1,293 

5.1.6 

Maßnahme gern. 

A 

122 

1 

26,829 


15,000 

1,829 




1,829 


EG'VO 355/77 
bzw, 866/90 

B 

123 










5,1.9 

Lein und Lelnfasem 

A 

138 











einscbl. Flachsscbwliige 

B 

139 










5,1.11 

Getreide, öl- und 

A 

152 

15 

90.829 


71.000 

1,829 




1,629 


Hülsenlrücbte 

B 

153 





0,452 




0,452 

5.1,12 

Tierkörper- 

A 

164 

1 

37,000 


36,000 







besei tigungsanl agen 

B 

165 





1,782 




1,762 
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noch Zasammenstellimg der Vorhaben und des Mitlelbedarls 
— Beträge in Mio. DM — 



Neu EU bewUligecJe VoEhaben tm lauJendcu HauKbaltEjahT 

von den ün laufenden Hdushallsjdhr 
tu UsBuzlerEnden MoBnatunea entf. auf: 







Von Sd. 4 entUllcn auf 






ZefleA 

- Neu tu bewUligeode Vorhaben 




F^rderlJÜilt^ 




OUentUche 


Bedarf an 







ZusthOs*« 
Bedarf an 
. Kassen- 
ndtleln 



ZeOeB 

f-tai Dahn Hgfi^hUlrhf* 

VeipDIflililugeii aus 
(aufgnind von VerpTUchlutig^ 
enjilchügungcn} 


LfcL 

Nr. 

AaxaIÜ 

Gewatkosien 
der Ajcu zu 
bewOUgeiKlen 
Voitübeii 

SoosÜde 

cdrräü. 

T^>*drhn*** 

und 

Darlehen 

Elgerdui' 
sturtoftü und 
Kdplla]’ 
markt- 
mlitiel 

Darlehen 
Bedarf an 
Kassen- 
mlttdn 

Zinsver- 

bUUgte 

Darlehen 

Zins»i' 

KhOssen 

aus 

Spolle 9 

Summe aus 
Spalten 

7, du. 10 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

n 

5A.12 

Geflügel- 

A 

166 

1 

60,400 


59,000 







schlacblereieo 

B 

167 





1,778 




1,778 

5.1 

hifigesamt 

A 

53 

43 

'511,341 


409,000 

7,316 




7,316 


Maßnahmea5.1 

B 

54 





72.026 




72,026 

5^ 

MafiuahmeD gemäß 
Mark b tniktargesetz 












5.2.1 

Start- 

A 

55 

14 

140,200 


136,000 

4,200 




4,200 


belMfen 

B 

56 










5.2.2 

lövestltioos- 

A 

57 











belhllfen 

B 

56 










5.2 

Insgesamt 

A 

67 

14 

140,200 


136,000 

4,200 




4,200 


Maßnahmen 5.2 

B 

66 










5J 

Förderung der 
VenDarkhuig nach 
besoniL Kegeln 
erzeugter landw. 
Erzeugnisse 












5.3.1 

Siari- 

A 

142 











beihüfen 

B 

143 










5.3.2 

InvestJüons- 

A 

144 

4 

2,015 


1,000 

0,295 




0,295 


beibÜfen 

B 

145 










5.3 

Insgesamt 

A 

146 

4 

2.015 


1.000 

0,295 




0,295 


Maßnahmen 5.3 

B 

147 










5.4 

Verbesserung der 

A 

154 

4 

2.678 


1.260 

0,716 




0.718 


Verarbeit ungs- und 
Vennark tungsstiuk tur 
der Fischwirtschaft 

B 

155 





0,200 




0,200 

5^ 

Sonstige Maßnahmen 

A 

162 

4 

43.570 


40.570 

3,000 




3,000 


aufgrund von EG-VO 

B 

163 










5. 

Insgesamt 

A 

126 

69 

699,604 


567,630 

15.529 




15,529 


Maßnahmen 5. 
(Marktstruktur) 

B 

127 





72,226 




72,226 













251 


Drucksache 12/4207 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


noch Übersicht 17 


noch Zusajnmenstelluiig der Vorhaben und des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio. DM — 


MoBaahniKa 

Neu zu bewOUgend« Vurtuben tm bufcpdea 

von den \m lAufendcn FlausluLtiJahj 

EU UuuizleTiendcn MaBnohmen entf. nu^ 

A 

■ Neu EU bewQUgcnde Vgrhabcn 

» HdustuJlsrechmche 
VenrUcbtujigen aus VoilaJirea 
{aufgrund von VerpfUditungs- 
crdUchügungra) 




PArdeiUblge 
C«$A0itko$iea 
do nou zu 
bcwlUigciiden 
Vortubeg 

Von Sp. 4 CDtfallefl aut 


OifcntUchC 
Dulchcn 
Bedarf an 
Kosen' 
□dttelo 


Bedarf an 

TirMom. 

acbOsen 

DUZ 

SpullvS 


ZeUeB 


ua 

Nr. 

AnuM 

Scnuüge 

Mftna 

Zu3^Ü»e 

und 

Ddzteheo 

Elgeiü^- 
atungen und 
Kapital' 
markl- 
nUlel 

ZusdiiH» 
Boaorl An 

□litt ein 

Zlnsver- 

bUUütfi 

Doxluien 

Summe aus 
Spalten 

7. 8 u. 10 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

IJ 

fl* 

V^assenvlrtsch Bfülche 
n, kuJturbautectuL. 
Maßnahmep 












6.0 

Vorarbeiten 

A 

69 

5 

0.674 


0,360 

0.314 




. 0,314 



B 

70 










6.1 

Beseitigung natur- 

A 

71 

25 

2,000 


0,800 

1,200 




1,200 


gegebener Ne<hteüe 

B 

72 










5-2 und 6.3 Ausgleich d. 

A 

73 

12 

1.680 


0,480 

1.200 




1,200 


Wasserabflusses usw. 

B 

74 










6,4 

Ländliche 

A 

75 

35 

14,410 


3.400 

6.530 




6430 


Wege 

B 

76 





4,600 




4,600 

6.5 

Wasserversorgung s - 

A 

79 

60 

22^73 


4.400 

8.173 




8.173 


Anlagen 

B 

80 





6.000 




6,000 

6.6 

Abwasser - 

A 

81 

60 

24^69 


4.980 

9,589 




9489 


Anlagen 

B 

82 





6.000 




6,000 

6. 

Insgesamt 

A 

83 


65,906 


14.420 

27.006 




27.006 


Maßnahmen 6- 
fWasser- u, Kulturbau) 

B 

84 





16,600 




16.600 

7 . 

Forstliche MafiDahmen 












7.1 

Waldbauliche 

A 

85 

850 

7,449 


3,700 

3,749 




3,749 


und sonstige 
forstl. Maßnahmen 

B 

86 





0,200 




0,200 

7.2 

Maßnahm, aufgrund 

A 

134 

230 

2,852 


0,800 

0,952 




0,952 


neuartig. Waldscbäden 

B 

135 





0,200 




0.200 

7.3 

Forstwirtschaftliche 

A 

87 

30 

2,044 


1.230 

0,814 




0,814 


Zu jtfiTn fn ensrhl iLs-se 

B 

86 










7.4 

Forstwirtschaftliche 

A 

77 

55 

1,522 


0,460 

1,062 




1,062 


Wege 

B 

78 










7.5 

Ers tauf f orstungs - 

A 

156 

530 

36,600 


5,000 

1,600 




1,600 


prämle 

B 

157 










7. 

Insgesamt 

A 

89 


52,467 


11,190 

8,17? 




6,17? 


Maßnahmen 7* 

(Forstl, Maßnahmen) 

B 

90 





0,400 




0.400 
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noch Zosammeiistellimg der Vorhaben und des Mittelbedarfs 
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MaDrubAeo 

Ntu zu bewauigend« Vor^ben Un Uofundep Hau^faoltsjahi 

von dm bu lauleüdon UAiubalUjabr 
zu rouuuderenden Mafij«dunen cnd. auf: 


- Neu ZU bcwflUgesfcdc Vortübcu 





Von Sp. 4 entlAllen aul 






A 




FArderUblge 




OffeüUfcbe 


Bedarf ou 










Zelle B 

Hausbalttr^dilltclie 
VenprUchtougen aus Voijabrea 
(oufoniud von VerprUrbtunss- 
emicbügungcp) 


Ud. 

Nr. 

Auub) 

Cetamümtep 
der pcu zu 
bewillige DdcD 
VorhAbtiH 

SuDsdge 

ZuschGctu 

und 

Darlehen 

El genlei- 
stuügeü und 
Käpaol- 
morki' 
mhiei 

£Jku4iXIUsH3 

Bedüif an 
Kasscü' 
mla«Ln 

Dojlebea 
Bedarf an 
Kajscn- 
mltidn 

Zlosver- 

hOllgto 

Dailcnen 

ZUiszU' 

scbüwn 

aus 

Spdlle 9 

Summe aus 
Spalten 

7.S u. 10 

] 

2 


4 

5 

6 

7 

e 

S 

10 

11 

8, 

Weitere MaSnahxnen 












SA 

Letstungsprüfungen 













1. d. ÜerlscheD Erzeagimg 











SA.l 

MUchlels tungsprüi . 

A 

91 

3 

8.400 


3,400 

5,000 




5,000 


KontroUmige 

B 

92 










8,1,2 

Leis tun gsp rüfungs - 

A 

93 

2 

1,800 



1,100 




MOO 


Anstalten 

B 

94 










8.1 

Insgesamt 

A 

95 


10.200 


3,400 

6,100 




6.100 


Maßnahmen 6.1 
(Leistungsprüfungen i. d. 
tlerlsclaeu Erzeugung) 

B 

96 










8^ 

Maßnahmen L landwlxt* 
schaftL ArheltneliinBi' 












8.2,1 

Anpassungs- 

A 

97 

2 500 

2,756 



2,758 




2,758: 


hilfe 

B 

96 










8.2.2 

Landarbeiter- 

A 

99 











Wohnungsbau 

B 

100^ 










8.2 

Insgesamt 

A 

101 


2,756 



2,758 




2,758 


Maßnahmen 8.2 
(lan d wir tsdü ältliche 
Arbeitnehmer) 

B 

102 










8.3 

UmsieU un gshiJf en 

A 

148 











an jüngere Land^ 
wirte bei Umschulung 

B 

149 










8. 

Insgesamt 

A 

128 


12.958 


3,400 

8,858 




8,858 


Maßnahmen 8. 

(weitere Maßnahmen) 

B 

129 










9. 

Küstenschutz 












9.1 

Vorarbeiten 

A 

103 












B 

104 










9.2 

Sperrwerke 

A 

105 












B 

106 
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MAHuhjDen 

r^«u TU bvHrtUlgeiide Vorfaabcm im laufenden HdiishAlts| 4 hj 

von den im laufendeo Haushelt^abr 

EU nmuixieriqndcn MoBnahmen euu, auf: 

ZeHq A ■ En bewüUgände Vorhabed 

ZeOe B - HdiafaAllsrechÜlche 

VemOklitiuigen tos Voirjabren 
(Au/gnuid von VerpiUchdingq^ 

BnoACh ÜguDgqn) 



FOfderfSblge 
GoAmUcosten 
der neu tu 
bowOUgenckifi 
VuUuibeii 

Von Sp. 4 entfdUea auf 


OffeoUiche 
Oarkhen 
Bedarf an 
KassqU' 
EiüUetd 


Bedarf ao 
nnnu- 
AcfaOuen 
aut 

Spalte 9 


Ud 

Nr 

Annh] 

Sonsdgc 

dffend 

ZuadiAssc 

und 

Dadeben 

Elgqiüai- 
«tuqgen und 
Kaplbü^ 
ToarkL' 
mittel 

Bedarf nn 
Kaseü- 
DdOeiD 

Zinrver^ 

billig 

Dartäien 

SuDuDC aitt 

Spaltdi 

7, B u* 10 

l 

2 

3 

4 

5 

S 

7 

S 

3 

10 

11 

9.3 Neubau von Schutz - 

A 

107 










werken, Buhnen u$w. 

B 

108 










9, Insgesamt 

A 

109 










Maßnahmen 9, 
(Küstenschutz) 

B 

110 










Mittelbedaif insgesamt 

A 

111 

6 391 

1343,053 


663,339 

131,597 

23,102 

317,800 

2,145 

156,844 

(Maßnahmen l. bis 9.) 

B 

112 





112,226 

55,000 

236,480 

10,200 

177,426 


A+B 

113 

6 391 

1348,053 


663,339 

243,623 

78.102 

554.280 

12,345 

334,270 

BundesanteÜ 

A 

11^ 





78,958 

13,861 


1,267 

94,106 


B 

115 





67,336 

33,000 


6,120 

106,456 


A+B 

116 





146,294 

46,861 


7,407 

200562 

Landesanteil 

A 

117 





52,639 

9,241 


0,658 

62,736 


B 

118 





44,890 

22,000 


4,080 

70,970 


A+B 

119 





97,529 

31,241 


4,938 

133,708 
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ZusanunensteUuiig der Vorhaben und des MiHelbedaiis 
— Beträge in Mio, DM — 


Land: Sachsen-Anhalt 
Haushaltsjahr [HJ} 1993 



Neu EU bewitUgendtr Vorbab«a tm tindaKlim 

von den Im Laidendcn Houjhftltsjiilir 

EU fliwtdereiidcn MafinAhzneii ond. aul 

ZaUeA 

teüe B 

- Neu !□ bewülig&itte VorhabCD 

- Hauaballsrecbtlicbe 

VenDlchtungen sva VoijoluEn 
(au/arunti vün VcrptUchtUng^ 
ermdcbltguugcfl) 

Ud 

Nr. 

Ajuah] 

R>rd«tf«hJgv 
G^Hcitkcufeü 
der n«u Eu 
bewUligeoden 
Voituiben 

VcD Sp. 4 eatfallen «uf 

Znicb0$K 
Bedarf an 

Kaxs4si- 

OtrroUiche 
Daitefa^ 
Bedarf an 
Kassen^ 
Düttuin 

ZlOSVCT- 

UlUolfi 

Dddfibea 

Bedarf an 
Zlnsu- 
Schüssen 
aus 

SpalleÖ 

SuDime aus 
SpaLlcfi 
7,Bu. 10 

SoBftig« 

ZuscbuuD 

und 

Dadeheu 

eU7«nJet- 
Etuogen uod 
KapttoJ- 
mATkt' 
iDlnel 

I 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

LO 

n 

1. 

Agraxs tmkturelJ e 

A 

1 

6 

4,200 



1,200 




1,200 


Vorplanung 

B 

2 





1,300 




1.300 

2. 

Hurberefiügung 












2,1 

Fluiberelni gun gs- 

A 

3 

lÖO 

9,000 



5,000 




5.000 


verfahren 

8 

4 





1,000 




1,000 

2.2 

Weinbergs- 

A 

5 











Fl urbereinlgungen 

B 

6 










2*3 

Beschleunigte 

A 

? 











Zusanun erü egung 

B 

6 










2A 

Freiwilliger 

A 

9 


2,500 



1,500 




1,500 


Landtausch 

e 

10 










2. 

Insgesamt 

A 

11 

lao 

9,500 



6,500 




6,500 


MaBnahmen 2. 

a 

12 





1,000 




1,000 


(Flurbereinigung ) 












3, 

Doriemetienmg 

A 

130 

460 

118,712 


37.000 

36.712 




36,712 



B 

131 





6,000 




6,000 

A. 

Einzel be trieb] J che 













Maßnahmen 












4.1 

Invest, in Betrieben 

A 

15 











mit Betr. Verb. Plan 

B 

16 











u* KooperaÖonen 












4.2 

Ausgleichs- 

A 

17 

273300 

27,330 



27.330 




27.330 


zuJage 

B 

16 










4.4 

Überbrückungshilfe 

A 

19 












B 

20 










4.6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohn teils 

B 

24 










4.7 

Energie - 

A 

25 











einsparung 

B 

26 










4.9 

Bodenzwlschen- 

A 

29 











erwerb 

e 

30 










4*13 

Agrarkredlt- 

A 

132 

200 

45.000 


10.000 

0.800 


30,000 

0,700 

1,500 


programm 

ß 

133 





0,100 



0,100 

0,200 
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noch Zusammenstellimg der Vorhaben und des MLttelbedarfs 
— Beträge in Mio. DM — 



Neu fq bcwiUlgeade Vojhoben Un loulendcn 

von den Un lAufcodcri KsLObalb^ahr 

TU UnnEizlcrieDdan M^finntuDcn cnU. auJ: 

ZeOeA 

ZefleB 

^ Nfiu lü bewllilgcudo VcrhaJxjn 

■ HauslialteeclilUche 

VcipnicblungeD dua Vo^^hren 
taufarund von VorpfUch^ungs^ 
ctuiäcbtiguugcnl 

Lf(L 

Nr, 

Anuhl 

FArdffriUilge 
Oujoilkosteo 
der neu EU 
bcwül^genden 
Verhoben 

Von Sp. 4 entldllcn aaf 

Zuschüße 
Bedarf an 
Kd5$cn- 

adnetu 

Offr^ülcbe 
Darlcben 
Bedarf an 
Kassen^ 
mlueln 

Zlosv?- 

blürgfc 

Darl^en 

Bedarf an 
Zfjmu* 
5chQs$eq 
au5 

SpoJte 9 

Summe am 
SpaUen 

7. 8 u, rf> 

Sonstige 

Zu&chüs3d 

und 

Darlehen 

Ttqcgen und 
Kdplldl' 
Diarkl* 
mltiel 

1 

7 

3 

4 

5 

6 

7 

a 

S 

10 

11 

4.14 

Wieder eind ch tun g 

A 

150 

450 

250.487 


80.000 

6,270 

6,000 

90,000 

1,500 

15,770 


und Modernisierung 

B 

151 





20,435 

37.066 


12,400 

69,901 

4.15 

Umslruk tujlerung 

A 

158 

86 

114,250 


40,000 

0,550 


80,000 

1,000 

1,550 


landw. Unternehmen 

B 

159 





0,800 



2,250 

3,050 

4.16 

Energieiräger- 

A 

160 

50 

16*500 


8,300 

1,500 




1,500 


Umstellung 

B 

161 





3,000 




3,000 

4. 

Insgesamt 

A 

37 


453,567 


138.300 

36,450 

8,000 

200,000 

3,200 

47,650 


Maßnahmen 4* 

B 

38 





24,335 

37.066 


14.750 

76,151 


( einzel be trieb lieh e 













Maßnahmen) 












5. 

Marktslniktur- 













Verbesserung 












5.1 

Förderung einzelner 













Merktstniktur berei che 











5J,1 

Molkerei- 

A 

39 

3 

29,790 

^ 0,605 

15*123 

4,426 




4,426 


struktur 

B 

40 

2 




0,903 




0,903 

5.1.2 

SchlachthoN 

A 

41 

2 

66*431 

1,692 

44,318 

10,420 




10*420 


Struktur 

B 

42 

1 




4,534 




4,534 

5.1.3 

Obst und 

A 

43 

5 

90*029 

2,700 

63,791 

23,536 




23,536 


Gemüse 

B 

44 

6 




13,325 




13,325 

5.1.4 

Blumen und 

A 

45 











Zierpflanzen 

B 

46 

1 




0*830 




0,830 

5.15 

Be- u. Verarbeitung 

A 

47 

2 

63,578 

1,607 

42,825 

9,146 




9.146 


von KartofleLn 

B 

48 

2 




3,890 




3,390 

5.L8 

Maßnahme gern. 

A 

122 











EG-VO 355/77 

B 

123 











bzw. 866/90 












5,1.9 

Lein und Lelnfasem 

A 

138 











elnsdtd. Rachsschwinge B 

139 










5.m 

Getreide, Öl- und 

A 

152 

2 

18,555 

0*556 

12,600 

5,038 




5,038 


HüJsenXrOchte 

B 

153 

2 




1,233 




1,233 

5*1.12 

Tierkörper- 

A 

164 

1 

39,750 

1*192 

30*514 

8,044 




8,044 


beseitigung sanlag e n 

B 

165 
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— Betrage in Mio. DM — 



Neu TU bewilligende Vorhaben Lno laulenden HeusbolUj^r 

ven den Lm lautenden Hambellsjahr 

Tn fUianxlaenden Maflndhmea enP. aul: 







VüR So. 4 eDlfoUen oul 






2flL1e A 

- Neu TU bewUPgendc Vofbftben 




FCrdcrf^ge 




Offen ili che 


Bedarf an 








XuschüsM 
arxieTf em 
Kassen- 
mltleLd 



& 

- FräushaUsrechlhche 
VomOkhlun^GD aus Vcr^ahrea 
jaurgniDd van VctpHlchhiogs- 
«nnächtlgutiquo) 


Ud. 

Nr. 

Anuhl 

Getamkosten 
der neu tu 
bewiUlgondcD 
VorKaben 

Soosüqe 

AUenll. 

Zu&cfaOsso 

und 

Daileben 

Blgeold- 
stungcD und 
Kapllal- 
moikt' 
oütteJ 

OeTlehen 
Bedarf an 
Kasten' 
nüuela 

Tlosver- 

bdJIgtc 

Darl^cn 

ZMszu- 

ichdssen 

auj 

Sp>3tic 9 

Summe am 
Speilert 

7, 9 u. (0 

] 

2 

3 

4 

6 

e 

7 

8 

9 

10 

n 

5d.l3 

Geflügeh 

A 

166 

1 

41,000 

1.230 

30,695 

9.075 




9,075 


Schlachtereien 

B 

167 










5A 

Insgesamt 

A 

53 

16 

349,133 

9,582 

239,866 

69.685 




69,685 


Maßnahmen 5.1 

B 

54 

14 




24.715 




24,715 

SJ. 

MafinahmeD gemäß 

M ar k ts tniktorgesetz 












5 . 2.1 

Start- 

A 

55 











beihilf en 

B 

56 










5.2.2 

[nvestlüoiis- 

A 

57 


5.000 



5.000 




5,000 


beihilf en 

B 

58 










5.2 

Insgesamt 

A 

67 


5,000 



5,000 




5,000 


Maßnahmen 5.2 

B 

68 










53 

Fördening der 
Vermarktung nach 
besond- Regeln 
erzeugter Jandw, 
Erzeugnisse 












5.3.1 

Start- 

A 

142 


0.200 



0,200 




0,200 


beihilf en 

B 

143 










5.3.2 

ln ves title ns- 

A 

144 


0.800 



0,800 




0,800 


beihllfen 

a 

145 










5.3 

Insgesamt 

A 

146 


1.000 



1.000 




1,000 


Maßnahmen 5.3 

B 

147 










5.4 

Verbesserung der 

A 

154 

6 

4,700 

1.800 

2,300 

0.600 




0,600 


Veraxbeltungs- und 
Venn ark hingss tnikt ur 
der Fischwirtschaft 

B 

155 










5.5 

Sonstige Maßnahmen 

A 

162 











aufgrund von EG-VO 

B 

163 










5. 

Insgesamt 

A 

126 

22 

359,833 

11,382 

242,166 

76.285 




76,285 


Maßnahmen 5. 

(Mar kts buk tur) 

B 

127 

14 




24.715 




24J15 
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noch Zusammenstellimg der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Beträge in Mio. DM — 


MaDedbrnen 

Neu zu tKwflUgendc Vorhaben hn Imilcnden HjmabjütsJahr 

vQn den üd Rufenden HausbfiJlsjflhr 
zu tLcAiudurcnaen MaBnahnxm cnli. buL 

ZcOc A 

■ Hev zu bewOligeiKte Votrhaben 

d Hdusbsltsrecblllche 
Ve^lchutagen aus Votjahteo 
(aulgrund von VcrpQkhtuiiigs^ 
«tnachtlgurtgen) 




RVrderfAhJq« 

dot neu zu 
bewindenden 
Vorbabeu 

Von Sp- J entfeJlen auf 


OffenUich« 
Dar leben 
Bedarf an 
Kaisen- 
mitteln 


Bedarf an 
Zlnizu- 
sdiüsscn 
aus 

Spoilfi d 


Zelle B 


Ud, 

Nr. 

Amoh] 

Snnstfqc 

6ffcna. 

Zuschüsse 

und 

Daj leben 

stnüQcn und 
Kapllol' 
meda' 

Zuschüsse 
Bedarf aa 
Kassen- 
mlhcln 

ZJnsveT’ 

bUUgte 

Darlencn 

SiimmF am 

Spa) len 

B u. 10 

] 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

B 

9 

10 

U 

a. 

Wasserwlrtsdiaftnche 
u. kulturbauteclinx 
Maßnahmen 












6.0 

Vorarbeiten 

A 

69 












B 

70 










6.1 

Beseitigung natur- 

A 

71 











gegebener Nachteile 

B 

72 










6.2 und 6.3 Ausgleich d. 

A 

73 











Wasserabflusses usw. 

B 

74 








■ 


6.4 

Ländliche 

A 

75 

10 

10.000 


2,000 

8,000 




8,000 


Wege 

B 

76 










6.5 

Wasseiversorgungs - 

A 

79 

53 

79,100 


29,100 

25,000 




25,000 


Anlagen 

B 

80 










6.6 

Abwasser - 

A 

31 

2? 

42,000 


17,200 

14,800 




14,800 


Anlagen 

B 

92 










6. 

Insgesamt 

A 

33 


131,100 


48,300 

47,800 




47,800 


Maßnahmen 6. 

(Wasser- u. KuJtuibau) 

B 

34 










7. 

Forstliche MaBnabmen 












7.1 

WaldbauUche 

A 

35 

500 

8,304 

1.175 

0,504 

1.175 




1,175 


und sonstige 
forstL Maßnahmen 

B 

86 





3,725 




3,725 

7.2 

MaßnahnL aufgrund 

A 

134 

75 

4,000 

1,500 

0,500 

1,500 




1,500 


neuartig. Waidschäden 

B 

135 










7.3 

Porstwiitschaitllche 

A 

87 

45 

4,500 

0,600 

0,900 

0,600 




0,600 


Zusamme nschJüsse 

B 

86 





O.GOO 




0,800 

7.4 

Forstwirtschaftliche 

A 

7? 

2 

1,790 

0,500 

0,215 

0,500 




0,500 


Wege 

B 

78 










7.5 

Erstaufforstungs- 

A 

156 

350 

5,250 

0,250 


0,400 




0,400 


piämie 

B 

157 





0,350 




0,350 

7. 

Insgesamt 

A 

89 


23,844 

4,025 

2,119 

4,175 




4,175 


Maßnahmen ?. 

(Forstl, Maßnahmen) 

ß 

90 





4,375 




4,875 
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noch ZasammensteUimg der Vorhaben and des Mittelbedarls 

— Beträge in Mio. DM — 


Moftoohmea 

Neu xü bewUUgeode Vorfutwn int laufeod^ HauihAU^ohr 

von den im Id uT enden hibushallsjahr 
ni ünAOxie^eRdea Maßaahmeo eoU, auf; 

ZeUe A ^ N«u tu hebrilUgende Vorbabcn 

ZcDe B - KsQx)uüt$rechUicbe 

Veip0ichtuogeQ öuj Vofldiuen 
[auigniDd von VcrpOkhtungs- 
enulcbdgung^) 

ua 

Nr. 

A nTjM 

PdrderifblQe 
GeumUco^cicn 
der neu zu 

Vorhaben 

VoQ S^. 4 enUaUen «ul 

ZusefaDsse 
Beddri ca 
Kttssea- 
mJttelo 

OlfentlidK 
Ddrieheo 
B«dATf an 
Käsen- 

Zin^veT' 

bliliate 

narlecen 

Bedarf «n 
Zinuu- 
KbOsKn 
dl» 

Spalied 

Summe aus 
Spallen 

7. Bu. 10 

Soosiige 

ZusdiOue 

und 

Darlebeo 

ESgenlcl- 
KtmiQcn und 
KapLl4h 
nwkt- 
nüwcl 

S 

2 

2 

4 

5 

e 

7 

a 

9 

10 

il 

8. Weitete MaflnahmeD 

8J LeUtiuigsprÜfiiiigen 

i, d, tterUchen Eireugung 

8.1.1 MDchlelstungsprüf. A 

KonlroliriJige B 

8.1.2 Leistungsprühings- A 

Anstalten B 

91 

92 

93 

94 

175000 

4 

3.830 

2.000 



3.830 

2.000 




3,830 

2,000 

8.1 Insgesflint A 

MaßDahmen 8.1 B 

(Letstiingsprüfungen 1 d, 
Üertscben Erzeugung) 

95 

96 


5.830 



5,830 




5.830 

MafiaahjneD L landwlrt- 
schaflL Arbeitnehmer 

8.2.1 Anpussungs- A 

hlHe B 

8.2.2 Landarbeiter- A 

Wohnungsbau B 

97 

98 

99 
100 


5,600 



5.600 




5.600 

8.2 Insgesamt A 

Maßnahmen 8.2 B 

(land wirtsch a liJUche 
Aibeitnehmer) 

101 

102 


5.600 



5,600 




5,600 

8.3 Umslellungshilfen A 

an jüngere Land- B 

wirte bet Umschulung 

148 

149 










8. Insgesamt A 

Maßnahmen 6. B 

(weitere Maßnahmen) 

128 

129 


1L430 



11,430 




11,430 

9, Küstenschutz 

9.1 Vorarbeiten A 

B 

9.2 Sperrwerke A 

B 

103 

104 

105 

106 
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noch Zusammenstellimg der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Betröge in Mio. DM — 



Neu Xu bewUtiQ«flde Vortubeu tm laulendcn KaushaltsjAhr 

von den Im laufenden Haushatts^hr 

EU Hfuuirlcfvndcn MuBnahmen entf. auJ: 

Zelle A > Neu xu bewQügende Vorbabea 

Zeile S ■ K^oalmJbxcchtUcfac 

VsipniclituQgen aus Vor^otudi 
(auTaniiid von Verpflichtung^^ 
ermJchtlgungeQ) 

Ud. 

Nr. 

AOULhl 

E^hrderfAhlga 
Gcuidtkcitea 
def ücu XU 
bcwlDlgeoden 
Vgrbdbcui 

Voa Sp. 4 eoUaDan auf 

ZuschOsu 
Bcdeif an 
Käsen- 
mltiein 

Öffentliche 
Darlehefi 
Bedarf an 
Kassen- 
mUteln 

Zinsver- 

bUilgie 

DAiiöien 

Bcderf an 
Zinnu- 
AchOsen 
aus 

Spalte 9 

Suimae aux 
Spallen 

7, a u, 10 

Soatd« 

UlenU 

ZuKfaOw 

und 

Dailcb^ 

BJgeolef- 
stufigen uod 
K^plial- 
lOA/kt' 

mittel 

1 

2 

3 

4 

S 

6 

V 

9 

9 

10 

11 

9.3 Neubau von Schutz- 

A 

107 










Werken, Buhnen usw. 

B 

LOS 










9. Insgesamt 

A 

109 










Maßnahmen 9. 

B 

110 










[Küstenschutz) 












Mittelbedarf insgesamt 

A 

ni 


1 112,186 

15,407 

467,&S5 

220,552 

6,000 

200,000 

3,200 

231,752 

[Maßnahmen 1 . bis 9.) 

B 

112 





62.225 

37,066 


14,750 

114,041 


A+B 

113 


1112,186 

15,407 

467.S&5 

262.777 

45,066 

200.000 

17,950 

345,793 

Bundesanteil 

A 

114 





132.331 

4,600 


1,920 

139,051 


B 

115 





37335 

23,240 


8,850 

68.425 


A4B 

116 





169,666 

27,040 


10,770 

207,476 

LandesanteÜ 

A 

117 





66,221 

3,200 


1,280 

92,701 


B 

iie 





24,890 

14,626 


5,900 

45.616 


A+B 

119 





113,111 

18,026 


7,180 

138,317 
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Übersicht 19 


ZusammensteUung der Vorhaben and des Mitlelbedarfe 
— Beträge in Mio. DM — 


Land: Thüringen 
Haushaltsjahr (HJ) 1993 



Neu m bewUJlgeade Vorhaben tm laufenden Hau^jütsJabii 

von den Lm laufenden Haushalbjalu 

EU Uuiuizlerenden MaBnahmen entf. auf; 

Z^A 

Zell«B 

■ Mcv XV bewilligende Vorhaboa 

■ HaoshallsrechLUcbe 

VcfpfUcblungen aus Vorjofareo 
{aolgrand von VerpDichlungj- 
cnnjcliUgungen) 

ua 

Nr. 

Ajmcah] 

CeHmLkoubn 
der i>eu zu 
bewOUgendeu 
Vorhaben 

Von Sp. 4 endol^ auf 

Zuschüsse 
Bedaif an 
Kassen- 
ndtlcln 

O^fenUiche 
Darlehen 
Bedarf an 
Kassen^ 
mlttefn 

ZlnsveT' 

bUflgle 

Dail^en 

Bedarf an 
Zlnnu^ 
schüswn 
aus 

Spalte 3 

Summe aus 
Spallen 

7. Bu. 10 

Sonsüflc 

«tfenü. 

Zuschüsse 

und 

Dodehen 

Elgenhd- 
stungen und 
Kapllal' 
Diorkt' 
mlUd 

l 

2 

3 

* 

5 

6 

7 

B 

3 

10 

M 

h 

Agrai^tralEttirelJ e 

A 

1 

25 

2400 



1,500 




1,500 


Vorplanung 

B 

2 





1,000 




1,000 

2. 

FlurbercLnlgimg 












2.1 

Fiurberetnlgung s - 

A 

3 


12,220 


1,220 

5,000 




5,000 


verfahren 

B 

4 










2.2 

Weinbergs- 

A 

5 











Fl urberelnJ gungen 

B 

6 










2.3 

Beschleunigle 

A 

7 











Zusanuneiü egung 

B 

8 










2.4 

Freiwilliger 

A 

9 


5,830 


0,580 

5,250 




5,250 


Land tausch 

B 

10 










2. 

Insgesamt 

A 

11 

30 

18,050 


1,800 

10,250 




10,250 


Maßnahmen 2. 

D 

12 











(Flurbereinigung ) 












3, 

Dorf emeuenin g 

A 

130 

350 

25,750 


10,300 

0,450 




0,450 



B 

131 





22,600 




22,800 

4 . 

E inzel bc trie b 11 che 













MaAnahmen 












4.1 

Invest, in Betrieben 

A 

15 











mit Betr. Verb. Plan 

B 

16 











u. Kooperationen 












4.2 

Ausgleichs- 

A 

17 

1600 

48.000 



48,000 




48,000 


zulage 

B 

18 










4,4 

Überbrückungshilfe 

A 

19 












B 

20 










4.6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohnteils 

ß 

24 










4.7 

Energie- 

A 

25 











einspanmg 

B 

26 










4.9 

Bodenz wischen- 

A 

29 











erwerb 

S 

30 










4.13 

Agrarkredlt- 

A 

132 

273 

5,500 


3.848 

1,652 




1,652 


programm 

B 

133 





8,348 




8,348 
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noch Zusammenslelltuig der Vorhaben imd des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio. DM — 


fltiH hrti^n 

Neu XU bewtUlgendc Vorhaben Im lautenden Baushallsjahr 

von deu Sm laufenden HousluOlsJabr 
zu DaonKlereadea MaSaahnien entt, aufi 

Zelle A 

« Neu tu bewlUlgende Vorhaben 

« HaiohatterechllJche 
VeiprUchtungeii aus Vüijahreü 
(aufgrund von VefpOlchtungt^ 
efmdchügongenj 




FArder^Ahlge 
Geflam LkastKD 
der neu xu 
bewlUlgenden 
VudLaben 

Von Sp. 4 entTaDcn auf 


ÖffenUiche 
Darlehen 
Bedarf an 
iCassen- 
mitte tu 


Bedarf an 
Zkuzu- 
schOssen 
aus 

Spalte d 


Zelle B 


Ud. 

Nt. 

Anuhl 

Sonstige 

arrenü. 

Zuschüsse 

und 

Dadeben 

atungeD und 
Kaphal- 
markT- 
blttel 

Zuschüsse 
Bedarf ae 
Kasseu‘ 
mJtteln 

ZiAsveT' 

bUUgle 

□arlf^en 

Sumine aus 
Spähen 

7. e o. 10 

1 

2 

2 

4 

5 

S 

7 

e 

S 

10 

n 

4.14 

Wieder einri chtung 

A 

150 

250 

151,273 


25,972 

11,490 

7,161 

55,000 

1,52? 

20.176 


lind Modemisierung 

B 

151 





1,510 

35,176 


5.973 

42,659 

4.15 

U ms tnik tuiiejung 

A 

158 

60 

151,280 


29.280 



122,000 

5,578 

5,578 


landw. Unternehmen 

B 

159 








1,422 

U22 

4.16 

Energieliäger- 

A 

160 

100 

14,700 


10,916 

2,884 




2,884 


Umstellung 

B 

161 





0,116 




0.116 

4. 

Insgesamt 

A 

37 


370,753 


69,816 

64,026 

7,161 

177,000 

7,105 

78,292 


Maßnahmen 4. 

(elnzelhe tri ebliche 
Maßnahmen) 

B 

39 





9,974 

35,176 


7,395 

52.545 

5. 

Marktstmktur- 

verbessemng 












5.1 

Färdenuis einzelner 
Markts tnik turbe reich e 












5.1.1 

Molkerei - 

A 

39 


33,300 

6,700 

16,600 







struktur 

B 

40 





7,500 




7,500 

5.1.2 

Schlachthof - 

A 

41 


23,300 

3,500 

12,800 







St^uktur 

B 

42 





14,300 




14.300 

5,1.3 

Obst und 

A 

43 


10,000 

2,000 

5,000 







Gemüse 

B 

44 





5,300 




5,300 

5.1.4 

Blumen und 

A 

45 











Zierp Ganzen 

B 

46 










5.1.5 

Be- u. Verarbeitung 

A 

47 


45.700 

9,000 

22,600 

0,600 




0,600 


von Kartoffeln 

B 

43 





2,000 




2,000 

5.1.8 

Maßnahme gern. 

A 

122 











EG-VO 355/77 
bzw. 866/90 

B 

123 










5.1.9 

Lein und Leinfasem 

A 

133 











elnschl, Flachsschwinge 

B 

139 










5.1.11 

Getreide, Öl- und 

A 

152 


6,700 

1,300 

3,400 







Hülsenhüchte 

B 

153 





13,200 




13,200 

5.1.12 

lierkörper- 

A 

164 











beseitlgungsanlag en 

B 

165 





4,800 




4,800 
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noch Zusamineiistelliuig der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Beträge in Mio, DM — 



Neu KU bewUUgeode Vorhjbcn Im IduTenaen Haiiahiilti^Bhr 

vüü deu bu Rufenden Hauvballsialu 
tu nooDtierenden Midnahmen tntf. auf: 


= Neu XU bewilJigendc Vorliabtn 





VOD Sd. 4 entfallen auJ 






Zelle A 




PärdeifdUge 




OffeaUlche 


Bedaxf an 







Zuschilsse 
Bedarf an 
Kessefl- 
ntlaelD 



Zeile £ 

^ Hau&boJbErechtUche 
VefpfllUihiELgen aus Vurjahren 
(dtUdTuad voD VtipQJchUuigS' 
erTnlcbUgungeDl 


Ud 

Nr. 

AjUdhJ 

CeumUtosUJii 
dw neu TU 
bevrttUgendeü 
Vorbabep 

SoQstfqe 

AEfenü. 

ZusebOsse 

und 

Dairleben 

Elgcftlel- 
stungen und 
KaplMl' 
njirkt- 
mlttel 

Dailebeo 
Bedarf an 
Kosxb- 
mltteln 

ZilHfVCf* 

biDlgle 

Dadellcn 

TUisiu- 

sdiussen 

ÜIÜ 

Spaltes 

Summe aus 
Spalten 

7. fiu. 10 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

S 

10 

11 

5.1.13 

GeQÜgel- 

A 

166 











sdüaehtereien 

B 

167 





3,000 




3,000 

5.1 

Insgesamt 

A 

53 


119,000 

22,500 

60,400 

0,600 




0,600 


MaBnahmen 5.1 

B 

54 





50,100 




50,100 

5.2 

Maßnahmen gemäß 

M ark ts truhturgesetz 












5.2.1 

Starte 

A 

55 


1,000 



1,000 




1,000 


belhlJfen 

ß 

56 










5.2.2 

Investibons- 

A 

57 











belhiUen 

B 

58 










5.2 

Insgesamt 

A 

67 


1,000 



1,000 




1,000 


Maßnahmen 5.2 

ß 

66 










5,3 

Förderung der 
Vermarktung nach 
besond. Regeln 
erzeugter landw. 
Erzeugnisse 












5.3.1 

Start- 

A 

142 


4,159 


3,200 

0,100 




0,100 


beihüfen 

B 

143 










5.3.2 

InvesUÜOQS- 

A 

144 


0,800 


0,600 

0,200 




0,200 


beihilfen 

B 

145 










5.3 

Insgesamt 

A 

146 


4,959 


3,600 

0,300 




0,300 


Maßnahmen 5.3 

B 

147 










5.4 

Verbesserung der 

A 

154 


4.960 

1,400 

2,560 

1,000 




1,000 


Verarbeitiings- und 
Veimar ktungss truk hiT 
der Fischwtrtsdhalt 

B 

155 










5.5 

Sonstige Maßnahmen 

A 

162 


1,500 



1,000 




1,000 


aufgrund von EG-VO 

ß 

163 










5. 

Insgesamt 

A 

126 


131,419 

23,900 

66,760 

3.900 




3,900 


Maßnahmen 5. 
(Marktslruktur) 

B 

127 





50,100 




50,100 
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noch Zusammenstellimg der Vorhaben und des Mlttelbedarfs 

— Betrage in Mio, DM — 


MdüSiuhmen 

N«u zu bewilligende Voibabea Un laoTcndcn Hdütballsjahj 

vfln den tm Imdenden Haushidbjühr 
xu GAanzJerenden MeSndbmen enu. duf: 

ZetI« A 

Zelle B 

■ Mäu zu bcrwüllgende VüfhabeD 

- Hdishdltsrechüldie 
Veipdlcbttingen aus Vorjfthren 
{aulgiund vod VerpfUchduigs. 
crtaicbttguagai) 


Lfa 

Nj. 

AquIÜ 

Fdrderf-Ibige 
Geumlkosleü 
der neu zu 
bewUUgenden 
Vorhaben 

Von Sp. 4 cntfdUcD eui 

Zuschüsse 
Beduf dti 
Kauefl' 
mindn 

ÖffäDlUche 
Dai Lehen 
Beddrldu 
Kasko- 

ZlDsvet- 

bmigle 

Ddflenen 

Bedarf dn 
Zinsiü- 
schOsacn 

AUS 

Spalie 9 

Summe dua 
Spalten 

V, ÖiL 10 

Sonstige 

MJenÜ. 

Zu&chOsse 

und 

Doiiehea 

Elgenlei- 
stungen und 
Keplid]. 
markl- 
mlltel 

l 


3 

4 

5 

6 

V 

8 

9 

10 

11 

fl. 

WasserwirtschatUlc he 













n. kii]hirt>aulecluu 













MaBnahmeii 












6,0 

Vorarbeiten 

A 

69 












B 

70 










6.1 

Besaitigiing natur- 

A 

71 











gegebener Nachteile 

B 

72 










6.2 und 6.3 Ausgleich d. 

A 

73 











Wasserabflusses usw. 

B 

74 










6.4 

Ländliche 

A 

75 

41 

5.190 


1,090 

0,100 




0,100 


Wege 

B 

76 





10,400 




10,400 

6.5 

WassGiversorgungs - 

A 

79 


25,200 


10,750 

6,000 




6,000 


Anlagen 

ß 

80 





8.450 




8,450 

6.6 

A b Wasser - 

A 

61 


116.400 


59,850 

27.000 




27,000 


Anlagen 

B 

02 





28,550 




28,550 

6. 

Insgesamt 

A 

83 


148.790 


71.690 

33,100 




33,100 


Maßnahmen 6. 

B 

64 





47.400 




47400 


(Wasser- u. Kulturbau) 












7. 

Forstliche MaBnahineD 












7.1 

Waldbauliche 

A 

85 


3,880 


0,960 

1,650 




1,650 


und sonstige 

B 

86 





0.750 




0.750 


forstL Maßnahmen 












7,2 

Maßnahm. aufgrund 

A 

134 


0.970 


0,170 

0.800 




0,800 


neuartig. Waldschäden 

B 

135 










7,3 

Forstwtrtsch af Üj che 

A 

87 


2.250 


1.350 

0,900 




0.900 


Zusammenschlüsse 

B 

88 










7.4 

Fo rstwirtschaf Ülche 

A 

77 


2,280 


0.680 

1,600 




1,600 


Wege 

B 

78 










7.3 

Erstaulforstungs- 

A 

156 


1.030 



0,300 




0,300 


prämJe 

B 

157 










7. 

Insgesamt 

A 

89 


10.410 


3,160 

5.250 




5,250 


Maßnahmen 7. 

B 

90 





0.750 




0,750 


(FotsÜ. Maßnahmen) 
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Doch Übersicht 19 

noch Zusammenstellung der Vorhahen und des Mittelhedarfs 
— Betrage in Mio, DM — 



ru bfiwUÜgende Vtnbabed im laufenden HtiishalUjAbr 

von den Im laufenden Haushsilsjolu 
zu nAanxieremien MoSnAhmcn cnö- ouh 

Zelle A R Neu zu bewilligende Vorhaben 

Zen« B M Hduaudtitrcchtljcbe 

VemfUcblungfin aus Veriahrcn 
{Aufgrund von Verpflichtung^ 
enud chd gungen) 

Ud. 

Nr. 

Anzahl 


Von Sp. 4 äitfdllen dul 

Zuschüsse 
Bedarf an 
Kassen- 
pütt ein 

Offen ÜJ die 
Darieh nn 
Bedarf an 
Küjsen- 
milleLn 

ZInsver- 

bUligio 

Dailenen 

Bedarf an 
ZlnsKU- 
schüssen 
aus 

Spalte 9 

SuiEune aus 
Spalten 

7, a u, )U 

Pbrdorfählge 
GcaunLkosIcn 
der neu zu 
bewOUgciHlen 
VnrhobcTi 

Sonstige 

dfreoO. 

ZuschuxK 

und 

Darleb ea 

eigcnlci- 
slungcD uExd 
Kaplldl' 
ma/kt- 
miltel 

J 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

e 

9 

iO 

11 

e. Weitere MaBnahmen 

e . t Lei s tungsp rülimgen 

1, <L üerischen Erzeagnng 

8,1,1 MUchleistungsprüf . A 

Kontrolirlnge B 

0.L2 Leistungspcüfüngs- A 

Anstalten ß 

91 

92 

93 

94 


7.540 

2.300 


3.740 

3,800 

2,300 




3,800 

2,300 

8,1 Insgesamt A 

Maßüahmen 8,1 B 

(LeistungspriUimgen h d. 
tierische D Erzeugung) 

95 

96 


9.840 


3.740 

6,100 




6,100 

8,2 Maßnahmen L landwlrt- 

schattl, Arheltnelmier 

8.2,1 Anpassungs- A 

hilfe B 

8-2.2 Landarbeiter- A 

Wohnungsbau B 

97 

98 

99 
100 


3.000 



3,000 




3.000 

8,2 Insgesamt A 

Maßnahmen 8.2 B 

(landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer) 

101 

102 


3.000 



3.000 




3,000 

8.3 UmsteiluDgshUfen A 

an jüngere Land- B 

wirte bei Umschulung 

148 

149 










8. Insgesamt A 

Maßnahmen 8. B 

(weitere Maßnahmen) 

128 

129 


12,840 


3,740 

9.100 




9.100 

9, Küstenschutz 

9.1 Vorarbeiten A 

B 

9.2 Sperrwerke A 

B 

103 

104 

105 

106 
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noch ZosammensteUung der Vorhaben und des Mittelbedaris 

— Beträge in Mio. DM — 


MiBiHhiflcsi 

Neu zu bewOJlgende Vofbeben Im laufendUD HBushAltsjohi 

von den ha leulenden Heu 3 belUi}ehr 
zu flnanzlierondien MaDnohiaen entf. ouf: 

A > Neu zu bewUU^eode Vorhaben 

Zetic B HAusball$TediLUche 

Ve^tUchtuCQeD aw Voijahnen 
{ADlgniiid voü VerpOicbtungs- 
cnckjdiügungen] 

ua 

Kl, 

Aoutd 

PdrderfAhloe 
Geumtkoslan 
derjicu zu 
bewltUgenden 
Vorbabeo 

Von Sp. 4 entfoUen auT 

Zuschöise 
Bedarf an 
Käsaen- 
mltteln 

OffeinUcbe 
I>azlebea 
Bedarf en 
Kassot- 
mllteld 

ZlnsvcT* 

bÜJigte 

Daileoon 

Bedarf an 

schiAsseu 

am 

SpÄJleS 

Summe aus 
Spalten 

7, 01L 10 

Soutige 
Offen Ü. 
ZuKbOsse 
und 

Oaileheu 

Bgenlel- 
stnugen und 
KÄpIlAU 
metfla* 
mind 

1 

2 

3 

4 

5 

e 

7 

8 

9 

10 

11 

9.3 Neubau von Schutz- 

A 

107 










weiken, Buhnen usw. 

B 

tOB 










9. Insgesamt 

A 

109 










Maßnahmen 9. 

B 

110 










(Küstenschutz) 












Mittel bedarf insgesamt 

A 

Ul 

2731 

720.512 

23.900 

227,266 

127,576 

7.161 

177,000 

7.105 

141,842 

(Maßnahmen t. bis 9.) 

B 

112 





132,034 

35,176 


7.395 

174,595 


A+B 

113 

2731 

720,512 

23.900 

227,266 

259,600 

42.337 

177.000 

14,500 

316,437 

Bimdesanteü 

A 

114 





76,546 

4,297 


4,263 

85.105 


B 

115 





79,214 

21,105 


4.437 

104.757 


A+B 

116 





155J60 

25,402 


8.700 

189.362 

Landesanteil 

A 

117 





51,030 

2,864 


2.842 

56.737 


B 

na 





52.810 

14,071 


2,958 

69,838 


A+B 

119 





103.840 

16,935 


5,800 

126.575 
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Übersicht 20 


Ztisanunensteliting der Vorhaben und des Mittelbedarfs 


— Beträge in Mio. DM — 

Land: Berlin (Ost) 

Haushaltsjahr (HJ) 1993 


MaJSnaboien 

Neu tu bewilligende VDfhdben In laufenden Koushaltstahr 

von den Im laufecden Kdiabdti^abr 

2 X 1 Oiunziereaden MaHnshmen enU. auf: 

ZdIcA 

ZeUeO 

= Ncd Cu bewtUigeDdc Vorhaben 

> K^uoliallsrechtlicbA 

VerpÜichtnngen aus Vorjahien 
{aui^pd von Verpnichtungs^ 
«rmdchügungen} 

ua 

Ni. 

Auzabl 

PcrderfAhJge 
Gesamtkosten 
der oeu m 
bcwHilpenden 
Varbabeü 

Von S^. 4 endoUen auJ 

Zuschilsse 
Bedarf an 
KstseD' 
mlttehi 

OtfeniUche 
Dail^eA 
Bedarf u 
Kassen- 
ptlrteln 

Zlosver- 

blUime 

Dadimcn 

Bedarf an 
ZlJisiu- 
SChÜSKP 
aus 

Spalte 9 

Summe aus 
SpflJten 

7, 9 u. 10 

Sonstige 

düeriU. 

Zuschllsse 

lind 

Darleben 

Bigenld' 
stiuigen und 
Kapital' 
mukt- 
mittel 

l 

2 

3 

4 

5 

e 

7 

fi 

3 

10 

11 

L 

AgraistniKtiirelle 

A 

1 











VoTplannog 

B 

2 










2, 

Flurbereinigimg 












2,1 

Flurberetnlgung s - 

A 

3 











verfahren 

B 

4 










2.2 

Weinbergs- 

A 

5 











Fluibereinigungen 

B 

6 










2.3 

Beschleunigte 

A 

7 











Zusammenlegung 

B 

6 










2.4 

Freiwilliger 

A 

9 











Landtausch 

B 

10 










2. 

Insgesamt 

A 

U 











MaBnahmen 2, 

B 

12 











(Flurbereinigung } 












3. 

DoTfemeuenmg 

A 

130 

5 

0.400 


0.200 

0,200 




0,200 



B 

131 










4, 

E Lnzel be hie bllcb e 













Mafiaahmen 












4,1 

Invest, in Betrieben 

A 

15 











mit Betr. Verb. Plan 

B 

16 











u. Kooperationen 












4,2 

Ausgleichs- 

A 

17 

25 




0,269 




0,2&9 


Zulage 

B 

18 










4,4 

Überbrückung shllfe 

A 

19 












B 

20 










4.6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohnteils 

B 

24 










4.7 

Energie - 

A 

25 











etnspaxung 

ö 

26 










4,9 

Bodenzwischen - 

A 

29 











erwerb 

B 

30 










4.13 

Agrarkredit - 

A 

132 

10 

2.809 


1,500 



L300 

0,050 

0,050 


Programm 

B 

133 
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noch Zusammenstellung der Vorhaben und des Mittelbedarfs 

— Beträge in Mio. DM — 


MACnohineD 

Neu EU bewilligende Vurbabeu Im läuleodea Hembaltsjehi 

von den \sa laulcnden Hdiubaltstabr 

TU Hnaniicfienden Maenshmen opd, JU^ 

ZeOeB 

- Meu XU bewlOlffende Vorhalwn 

tiAushalbfechtUche 

V^npOichhingä^ 9ux Vorjahren 
voo VctpQichiungjfr- 
ennactaUguag«a) 

UdL 

Nr, 

Anutü 

Forde rfihlüe 
Geumtkouea 
der nou xu 
bflwÜligendcD 
Vaitübea 

Ven Sp. 4 eidoJloi duJ 

Zusctiüe« 
Bedarf an 
KAsu*n. 
mltteln 

OfreoUlche 
Dojlctaen 
Bedarf «1 
Kossea- 
mineln 

ZUisver. 

bUlime 

Darl^i^ 

Bedarf an 
Zlnsiu* 

SChÜSHJD 

aus 

Spalle 8 

Summe aus 
Spellen 

7. a u. 10 

Sonslige 

direDüL 

Zu&chpsse 

imd 

Ddriehen 

ElgenLd' 
(tupgen und 

KdpliAl- 

markb 

colttti] 

i 

2 

3 

4 

5 

d 

7 

B 

9 

10 

U 

4.14 

Wi ed exetoii chmng 

A 

ISO 

7 

4,270 


2,800 

0,170 

0,400 

0,900 

0,030 

0,600 


und Modernisierung 

B 

151 










4,15 

Ums trukturiening 

A 

158 

3 

5,050 


1,000 

0,250 


3,800 

0,150 

0,400 


landw. Unternehmen 

B 

159 










4.15 

Energieträger- 

A 

160 

2 

3,160 


1,967 

0,533 




0,533 


Umstellung 

B 

161 










4. 

Insgesamt 

A 

37 


15.289 


7,267 

1,222 

0,400 

6,000 

0,230 

1,852 


Maßnahmen 4. 

B 

38 











( einzelbe tiiebll che 













Maßnahmen) 












5. 

Marktstniktur- 













verbessening 












5.1 

Fdrdenmg einzelner 













Mar kbtmktuxberel che 











5,M 

Molkerei- 

A 

39 











struktur 

B 

40 










5,1.2 

SchJachthof- 

A 

41 











stniktur 

B 

42 










5,1.3 

Obst und 

A 

43 











Gemüse 

B 

44 










5.1.4 

Blumen und 

A 

45 











Zierpflanzen 

B 

46 










5.1.5 

Be- ü. Verarbeitung 

A 

47 











von Kartoffeln 

B 

48 










5.1.6 

Maßnahme gern. 

A 

122 

1 

26,465 

10,000 

15,000 

1,000 




1,000 


EG-VO 355/77 

B 

123 











bzw. 866/90 












5.1.9 

Lein und Letnfasem 

A 

138 











einschl. Flachsschwinge B 

139 










5.1. U 

Getreide, öl- und 

A 

152 











Hülsenfrüchie 

B 

153 










5,1.12 

Tierkörper- 

A 

164 











heseltigungsaniagen 

B 

165 
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Maßnahmen 

Neu zu bc^vtnigcDde Vorhaben Lm Läutenden KdushdiUjäbr 

von den bn Laulenden hlatuballfjahr 
zu fLnenzJerendcn Mabrtahinen cniL auL 

ZeDe A ■ Neu zu bcwOltgende Vorhaben 

ZeUe B ■ HaiuhaJtsn^ChÜiche 

VcipOichh4ng4!Ti aui Voijahren 
^aufgrund von Ver^OlchLuogs^ 
ernucbUgungoD) 

Ud. 

Nt, 

Anzdhl 

Cesamiko&ji^ 
der neu zu 
bewLUigenden 
Vorhaben 

Von Sp. A entfoU^ auf 

ZuschO&se 
Bedarf an 
Kassen* 
mitte In 

OtfeDlUcbe 
DajlebeTi 
Bedarf an 
Kassen. 
mUlcLn 

Zlosver* 

bLUi^n 

Dailenen 

Bedarf an 
Zlnszu- 
sebÜKseD 
aas 

Spalte S 

Summe aus 
Spälten 

7. 8 u. 10 

SonsUge 

ärrenO. 

ZuvehüM 

und 

Dajichen 

ElgenLcU 
■tVungen und 
Kaplial' 
markt' 
odttcl 

1 

2 

3 

A 

5 


7 

e 

9 

!0 

IL 

5.1.13 GeQQgel- A 

Schlachtereien B 

166 

167 










5A Insgesamt A 

Maßnahmen 5.1 B 

53 

54 

1 

26.465 

i 0.000 

15.000 

1.000 



- 

1.000 

5.2 Maßnahmen gemäß 

Markts bnik tnrgesetz 

5.2.1 Start- A 

beihülen B 

5.2.2 Investition^- A 

beÜüKen 8 

55 

56 

57 

58 










5.2 Insgesamt A 

Maßnahmen 5.2 B 

67 

63 










5^ Fördenmg der 

Vennarktimg nach 
besond. Regeln 
erzeugter landw. 
Erzeugnisse 

5.3.1 Start- A 

belhUfen 0 

5.3.2 Investüions- A 

belhllfen B 

142 

143 

144 

145 










5.3 Insgesamt A 

Maßnahmen 5.3 B 

146 

147 










5.4 Verbesserung der A 

Verarbeitungs- und B 

VeiTO arktungsstruktur 

der Fisch wlrtschaJt 

5.5 Sonstige Maßnahmen A 

aufgrund von EG-VO B 

154 

155 

162 

163 










5. Insgesamt A 

Maßnahmen 5. B 

(Marktstruktur) 

126 

127 

1 

26.465 

10,000 

15,000 

1,000 




1,000 
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M&Giuhmcn 

Neu lu bewilUgeode Vorhaben Im lAuTeadea HADShAlajalu 

von den tm laoJenden HaushaldEjahr 
cü flDUUIerenden Maßaahmeä entf. auf: 

MeA 

- Neu EU bewöDgeude Vorhaben 




PSrdermnigB 

Von Sp. 4 entfallen Auf 


öffentliche 


Bedarf an 








Ziosver- 

blDlgle 

DoiWben 

Summe aus 
Spalten 

7.a ü, 10 

Zeile B 

^ HAitthallsrechlUdäe 
VerpEUcblungen aus Vorjahren 
{aufgrund von Verpnichtungj- 
ann&chüguageü) 


Lra 

Nr, 

Auuhl 

CesamtkiHtca 
der neo m 
bewilligenden 
VortbAbBü 

Sopsbge 

«feotL 

ZusdiÜQC 

und 

Darlehen 

GIgezüel- 
Mtkngea und 
Kapitel' 
Doorlit- 
mlltel 

Bedarf an 
Kassen- 
mitidn 

Dariehea 
Bedarf an 
Ka&wi' 
oiitib^ 

Bnwjcii- 

schOssen 

BUS 

Spalle S 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

B 

9 

10 

n 

6. 

Wasserwirlsch aflllche 
a. kulturbautechji. 
MaBnahmed 












6.0 

Vorarbeiten 

A 

69 












B 

70 










6.1 

Beseitigung natur- 

A 

71 











gegebener Nachteile 

B 

72 










1 6.2 und 6.3 Ausgleich d. 

A 

73 











Wasserabflusses usw. 

B 

74 










6.4 

Undliche 

A 

75 











Wege 

B 

76 










6.5 

Wasserversorgungs- 

A 

79 











Anlagen 

B 

80 










6.6 

Abwasser- 

A 

81 

2 

2.000 

0.900 

1.020 

0.080 




0.080 


Anlagen 

B 

82 










6. 

Insgesamt 

A 

83 


2.000 

0,900 

1.020 

O.OÖO 




0,080 


Maßnahmen 6. 

(Wasser- u. Kuiturbau) 

B 

84 










7, 

Forstliche MaBn ahmen 












7.1 

Waldbauliche 

A 

65 











und sonstige 
lorstL Maßnahmen 

0 

66 










7.2 

Maßnahm. aufgrund 

A 

134 











neuartig. Waldschäden 

0 

135 










7.3 

Forstwirtschaftliche 

A 

67 











Zusamm enschlüsse 

B 

68 










7.4 

Forstwirtschaftliche 

A 

77 











Wege 

B 

78 










7.5 

Erstaufforstungs- 

A 

156 











präntie 

B 

157 










7. 

Insgesamt 

A 

ag 











Maßnahmen 7. 

(ForsU. Maßnahmen) 

0 

90 
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noch Zusanunenstellojig der Vorhaben and des Mltleibedaiis 
— Beträge in Mio. DM — 


Maloahittell 

Neo EU b^wflUgende Vorhabea tm louf«ndefl hisushAlbjahi 

voD den Im laufenden Houihahs^hT 
tu Gnoiuiercndcn MaBDohmen eoCt. auf: 

ZeUc A - Neu m bcwOUgcnde Vorbaben 

ZeDe B =< Haii&hallsTiechiUcho 

Voipnichtungen aus Vorjahren 
(auigrund von VerpHlchtuogs- 
cnnäch üg^ll>gen) 

Ud. 

Nt. 

AOEdhJ 

FArderfiilügg 
G6&an>Ucosteo 
dOT DCÜ tu 

bewlUlgeDd^D 

Vorhaben 

Von 4 entfaU«) auf 

Zuubftoe 
Bedarf an 
Kossen- 
mldEln 

OffenUiche 
Dodehen 
Bedoil an 
KasseO' 
enJueb 

Ziosver- 

bimole 

Darlehen 

Bedarf an 
ZtnsEu. 
Kfdiüssen 
AUS 

Spalic 9 

Summe aus 
Spollejn 

7. S u. 10 

SoTvtige 

dffenU. 

Zu^chDs^e 

und 

Da (leben 

EigeTÜel- 
sltmgoo und. 
Kaphlal- 
mojk!- 
mlJlol 

1 

2 

3 

4 

5 

ä 

7 

8 

3 

to 

If 

8, Weitere Mafluatunea 

8.1 Leis ton gsprüfujD gen 

L <L tierischen Erzeugung 

8.1.1 MüchJelstungsprüf. A 

Kootroürlnge B 

8.1.2 Leistungsprüfungs- A 

Anstalten B 

91 

92 

93 

94 










8.1 Insgesamt A 

Maßnahmen B. 1 B 

(Leistungsprüfungen 1. d. 
tierischen Erzeugung) 

95 

96 










8.2 Maßnahmen L landwlrt- 

schallL Arbeitnehmer 

8.2. 1 Anpassungs- A 

hllfe ß 

8.2.2 Landarbeit er- A 

Wohnungsbau B 

97 

98 

99 
100 










8.2 Insgesamt A 

Maßnahmen 8.2 B 

(lan dwlrtsch ältliche 
Arbeitnehmer) 

101 

102 










B.3 Umslellungshllfen A 

an Jüngere Land- B 

wirte bei Umschulung 

146 

149 










8. Insgesamt A 

Maßnahmen 6. B 

(weitere Maßnahmen) 

128 

129 










9. Küstenschutz 

9.1 Vorarbeiten A 

B 

9.2 Sperrwerke A 

B 

103 

104 

105 

106 
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noch Übersicht 20 


noch Zusaminen^teUang der Vorhaben und des Mittelbedarfs 
— Beträge in Mio* DM — 


MAfioühjDica 

Nqu fu bewUUgenda Vorhaben hu laufenden Hausballsjahr 

von den \m Idufenden HdusbolUjdhr 

XU DnoniJerenden Maftnahnien 001 /, auf' 

ZcTte A * Neu zu Vorhaben 

ZcDe 0 * HaushaJtsrcchiUche 

VeirniUilungco bui Vorjahren 
' (durgrudd von VerpOlchtungs- 
ennlcbbgungao) 



P6rderfähJge 
Gesamlkosidu 
der neu eu 
bewftUgendoD 
Vorhaben 

Von Sp, 4 onUoQen auf 


Offen LU che 
Dftrlebeu 
e«daff äJi 
KassQi' 
mjlleln 


Befall an 
^nszD' 
AcbOsseo 
aus 

Spähe 9 


UcL 

Nr. 

Anubl 

SorutlQd 

dffeftü. 

ZuKhüsc 

und 

Darlehen 

Elgenld’ 
ilungco und 
Kapluü' 
markt. 
mItleL 

ZuscbtlRso 
Bedaa an 
KAuen- 
mfitoLn 

Zinivet' 

bUUgte 

Darlfmcn 

Summe aiu 
SpaJien 

7, Gu. 10 

1 

1 

3 

A 

S 

S 

V 

B 

9 

10 

11 

9.3 Neubau von Schutz- 

A 

107 










weiken, Buhnen usw. 

B 

103 










9. Insgesamt 

A 

109 










MaBnahmen 9. 
(Küstenschutz) 

B 

HO 










Mittelbedarf insgesamt 

A 

Hl 


44,154 

10,900 

23,487 

2,502 

0,400 

6,000 

0,230 

3,132 

(Maßnahmen 1. bis 9.) 

B 

112 











A+B 

113 


44,154 

10,900 

23,467 

2,502 

0,400 

6,000 

0,230 

3,132 

Bundesanteil 

A 

\U 





1,501 

0,240 


0,138 

1.879 


B 

115 











A+B 

116 





1,501 

0,240 


0,138 

1,879 

Landesanteß 

A 

117 





1.001 

0460 


0.092 

1.253 


B 

110 











A+B 

119 





1,001 

0460 


0,092 

1,253 
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Übersicht 21 

ZusanuneDStellung der Lände raninel düngen alten Bundesländer insgesamt für das Haushaltsjahr 1993 

— Beträge in Mio. DM — 


Maßnahmen 

Neu zu bfrwÜUgendc Vuihflbcn üd Laufenden HaushalK^ahr 

VDD den ÜD laufenden HauzhalCEjahr 

EU Gnanzierenden MafinahiDen finLf. auf; 

ZeLfe A 

Neu zu bewUJlgende Vorhaben 




PArdeiyAhtge 
Gesämlko&tca 
der dcu EU 
bewiuipeaden 
Vorhaben 

Von Sp 4 coUaheti og[ 


Öffentliche 
Dai Lehen 
Bedaif an 
Kassen- 
inmcJn 


Bedarf an 
Zlnszu' 
sezhüssen 
aus 

Spalte 9 


ZclEeO 

^ Haushalte ec hUJche 
VcroHlchluag^^r^ üua Voijohfcn 
(auJmunü von VcrpJUchtuncn- 
enna cht] gungon J 


U± 

Nr. 

Anzahl 

SonsbQä 

AffentL 

ZüschOsc 

und 

Darlehen 

Elprnld- 
Ehingen und 
KopltaJ- 
mofhh 
mlltel 

ZuschCLsc 
Bedarf an 

Kii5Sd]i’ 

mlUelu 

ZliBveT- 

htUlglc 

Dailt^cn 

SuDune aus 
Spalten 

7. e ü. 10 

! 

2 

3 

4 

5 

e 

7 

B 

9 

10 

tl 

1 . 

Agrarstnihturelle 

A 

1 

48 

2.994 


0.130 

1.114 




1,114 


Vorplaimng 

B 

2 





1,712 




1,712 

2. 

Pl urbe rein! gim g 












2.1 

n urbere trügungs - 

A 

3 

405 

436.686 

33.762 

136.071 

10.838 

0.100 



10,938 


verfahren 

B 

4 





269.066 

3,970 


0,686 

273,722 

2,2 

Weinbergs- 

A 

5 

164 

50.898 

0.950 

15,273 

4.795 

1,900 



6,695 


Flurbereinigungen 

B 

6 





24.225 



0,100 

24,325 

2.3 

ßeschJeunJgte 

A 

7 

87 

35^19 

0.500 

9,213 

1.564 




1,564 


Züsanun enl egun g 

B 

e 





23.136 

0,400 


0,010 

23,546 

2.4 

Freiwilliger 

A 

9 

248 

2.636 

0.050 

0.605 

0.572 




0,572 


Landtöusch 

B 

10 





t.600 




1,600 

2. 

Insgesaonl 

A 

11 

904 

525.543 

35.262 

161,162 

17,769 

2,000 



19,769 


Maßnahmen 2. 

(Flurb e reinlguji g ) 

B 

12 





316,027 

4.370 


0,796 

323,193 

3. 

Dorfemeuerung 

A 

130 

5568 

257,94? 

4,450 

165,412 

34,641 




34,641 



B 

131 





53,166 




53,166 

4 . 

Clnze 1 betr 1 ebl i che 
Maßnahmen 












4.1 

Invest, in Betrieben 

A 

15 

4184 

789,034 

20.771 

345.116 

21,235 

29,656 

189.940 

1,115 

52,006 


mll Beür. Verb. Plan 
u. Kooperationen 

B 

16 





87.150 

68.999 

1005.700 

117,819 

293,968 

4.2 

Ausgleichs- 

A 

17 

239610 

726.728 



726.954 




726,954 


Zulage 

B 

lö 










4.4 

Überbrück ungsbüfe 

A 

19 












B 

20 







7.500 

0,600 

0,600 

4.6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohnteils 

B 

24 







27.700 

1.811 

1,811 

4.7 

Energie- 

A 

25 

1557 

24,244 


20,232 

1.173 




1.173 


elnsparung 

B 

26 





2.357 




2.357 

4.9 

Bodenz wischen - 

A 

29 

50 

14.200 


2,200 



12.000 

0,020 

0,020 


erwerb 

B 

30 







8,600 

2.430 

2,430 

4.13 

Agrar kredJh 

A 

132 

1735 

183.363 


63,131 



118.332 

7,784 

7,764 


Programm 

8 

133 







89.100 

19.035 

19.035 
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noch Übersicht 21 

noch ZusamineiisteUaDg der Länderanmeldnngen alten Bundesländer Insgesamt für das Haushaltsjahr 1993 

— Beträge in Mio. DM — 



Neu 

zu bevdLygeodc VorbabcD Un tnuJcndcii Hsusbaltsjahr 

von den ba lauJeuden. HdushAJbjahr 
zu rbiAnxlereodoi MAflJUihmcri etJ. auf: 

TeOv A 

■ Neu TU Vorhbbeti 

= KautbAllsr«chilidK 
Verpn^tungep ous Voijahren 
(«ufonuid von VcfpfUchtun^S' 
erinich dgungeo] 




FördcitShlw 
GeurnLkosfen 
der neu zu 
bcwÜUgenidcu 
Vuitiabea 

Von Sjx 4 catTaltea dul 


Offen Ukihe 
Dai Leben 
Bedarf an 
Kassen* 
mltteln 


Bedarf an 
Zioszu- 
KbOssep 
aus 

Spähe 0 




Ud, 

Nr. 

AjixÄh] 

SoD$tlgc 

blfenQ. 

ZuscbQsK 

uod 

Dvitben 

Blgenlel- 
Btungcu und 
KapItnU 
Di4rkt‘ 
Ddttd 

ZuxchCkK« 
Deddrf An 
KASSCU' 

mltletn 

Zicwer- 

bUU^ 

Dail4UHm 

Sunuue aus 
SpaLleo 

7. Bu. 10 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

U 

4.14 

Wied eretoji chlimg 

A 

150 











und ModerDlslerung 

B 

151 










4.15 

Umstrukturierung 

A 

153 











landw. Unternehmen 

B 

159 










4.16 

Energie träger- 

A 

160 











Umstellung 

B 

161 










4. 

Insgesamt 

A 

37 


1737.569 

20.771 

430,679 

749.362 

29,656 

320,272 

8.918 

787.936 


Mafinahmen 4. 
(elnzelbetil ebllche 
Maßnahmen} 

B 

38 





89,507 

88.999 

1 138,600 

141.695 

320.201 

5. 

Marktstmktur- 

verbessenmg 












5A 

Pardenrng einzelner 
Marldstrukturberelche 












3.1,1 

MoUserel- 

A 

39 

113 

78.300 


55.850 

15.000 




15,000 


struktur 

B 

40 





1.600 




1,600 

5.1,2 

Schlachthof- 

A 

41 

2 

7.400 


6,290 

0,360 




0.360 


struktuj 

B 

42 





0,240 




0.240 

5.1.3 

Obst und 

A 

43 

34 

92.860 

3,500 

70,434 

6.805 




6.805 


Gemüse 

B 

44 





9.418 




9,418 

5,1.4 

Blumen und 

A 

45 

9 

29,050 

1,000 

21,200 

3.055 




3.055 


ZierpOanzen 

B 

46 





2.645 




2.645 

5.1.5 

Be- u. Verarbeitung 

A 

47 

8 

70,667 

9,333 

48,834 

6.000 




6.000 


von Kartoffeln 

B 

48 





6.069 




6.069 

5.1.8 

Maßnahme gern. 

A 

122 

63 

173,487 

24,023 

123.563 

3.572 




3.572 


EG-VO 355/77 
bzw, 866/90 

B 

123 





19,362 




19.382 

5.1.9 

Lein und Leinfasem 

A 

138 

1 

7,110 


5.270 

1,000 




1.000 


elnschL Flachsschwinge 

0 

139 





3.535 




3535 

5.M1 

Getreide. Öl- und 

A 

152 











Hülsenfrüchte 

0 

153 










5.1.12 

TierkÖrper- 

A 

164 











besei tigung sanlagen 

B 

165 
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noch ZnsammeiisteUimg der Länderaimieldiiiigen alten Bundesländer Insgesamt für das Haushaltsjahr 1993 

— Beträge in Mio. DM — 


MdAoshmen 

Neu lü bciii^Uligende Vwbftbeo \m Lauicoden H 4 Uihalti}<üir 

von den tüi kafandert HausbaJlskbr 

XU Unanzkreoden MASnahmen enk «uf: 







Von Sü. 4 eatCaJlen auf 






ZeUe A 

Neu zu bpwJtUgende Vorbsben 




Pbrdc^f&blq« 
Gwuntko^um 
der neu zu 
bewilUgendftn 
Votbaben 




OUeatlkhe 


Bedarf an 








Zuschlbu 
Bedarf aa 
Kasuft- 
ml nein 



Zeik a 

- Hausbsltsrecbbiche 
VcipnJchturkgen aus VorjAbTea 
{aulgruiid von VorpfUchtimgs^ 
efnuchtigungcal 


U<1 

Nr. 

/VnxaM 

SoosUgti 

btf«aü. 

ZiocbjjsK 

tmd 

Dailflbeii 

Efgsnlel- 
sbiageA and 
Kapital - 
□la^kt- 
mltkl 

Darleben 
B«darf an 
Koitfln- 
mlltoLü 

Zinsvcf- 

bOU^ 

DarUibea 

ZUjkeu- 

fdiQswn 

am 

SpaUe 9 

Summe aui 
5päl1«ti 

7. B u. tO 


2 

3 

4 

5 

6 

7 

e 

9 

10 

n 

5.1.13 

GeQügel- 

A 

166 











Schlachtereien 

B 

167 










5,1 

tasgesajnt 

A 

53 

230 

458.874 

37.856 

331,441 

35J92 




35.792 


MaJflnahmen 5.1 

B 

54 





42.889 




42.889 

5^ 

MaBnahmen gemäß 
Markb bruktur gesetz 












5.2.1 

Start- 

A 

55 

90 

12.210 


8,390 

2,370 




2.370 


beihilf en 

B 

56 





0.930 




0.930 

5.2.2 

Investitloris- 

A 

57 

91 

92.090 

4,120 

69,360 

9.260 




9.260 


beihilien 

B 

56 





8.556 




8,556 

5,2 

Insges^l 

A 

67 

181 

104.300 

4.120 

77.750 

11,630 




11,630 


Maßnahmen 5,2 

B 

66 





9,468 




9.468 

5*3 

Förderung der 
Vennarkhiug nach 
besond* Regeln 
erzeugter landw. 
Erzeugnisse 












5,3.1 

Start- 

A 

142 

36 

14,304 


9.625 

2,428 




2,428 


beihüfen 

B 

143 





0,941 




0,941 

5.3.2 

Investitions- 

A 

144 

35 

20,735 


15,765 

2,016 




2,816 


beihilfen 

B 

145 





0,555 




0.555 

5,3 

Insgesamt 

A 

146 

71 

35,039 


25.390 

5,243 




5.243 


Maßnahmen 5,3 

B 

147 





1,496 




1,496 

5A 

Verbesserung der 

A 

154 

14 

28.297 

3.086 

16,406 

3,691 




3,691 


Veiarbeitungs- und 
Verm ark tungss tiuk tur 
der Flschwülschaft 

B 

155 





2,818 




2.018 


Sonstige Maßnahmen 

A 

162 











aufgrund von EG-VO 

B 

163 










5. 

Insgesamt 

A 

126 

496 

626.510 

45,062 

450,967 

56.356 




56,356 


Maßnahmen 5* 
(Marktstruktur) 

B 

127 





56.691 




56.691 
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noch Zusammenstellujig der Läjideranmeldtmgen alten Bondesiänder insgesamt für das Haushaltsjahr 1Ö93 

— Beträge in Mio, DM — 


MftfiEifihinca 

Niru XU bewüUgende Vorbübea ini laufenden Haushüimutir 

von den bu laulsaden HauhdJtsJahr 

XU lüumleroidcu Maßnahmen entf. auf; 

Zelle A 

ZcÜeB 

■ Neu tu bcwimgende VortwlMn 

■ Hdu&halbrecfaÜlche 
Vc^lUdiiurgcn uua Voijahren 
(auTctund von VefprUchmnQv 
ermachdgungenl 


Ud. 

Nt. 

AnT^hl 

P^rderiAhige 
GcsamlkiDsiien 
dur nuu zu 
bowflUgeDdcäq 
VorliabvD 

Von Sp -1 enUallen auf 

Zuschüsse 
Seddrf üXi 
Kassen- 
mlnetn 

OtfentUdie 
Darlehen 
Bedarf dc 
Kassen- 
□ilttehi 

brutale 

DaiiEAen 

Bedarf au 
ZlnaU' 
schüssea 
aus 

Spähe 9 

Summe äTa 
Spalleu 
?. 8u, 10 

Sonstige 

dllenü. 

Zuschüsse 

und 

Darlehen 

Elgenlol' 
stungen UAd 
Kapllaf- 
maikt^ 
mlUel 

l 

2 

3 

A 

5 

d 

7 

8 

9 

10 

II 

6* 

Wasserwlrtsch aÜlJ che 













u. Kulturbauteclm. 













Maßnahmen 












6.0 

Vorarbeiten 

A 

69 

22 

6.405 


0.038 

4.367 




4.367 



B 

70 





2,000 




2.000 

6.1 

BeseiÜgrong natur- 

A 

71 

23 

41.680 


11.397 

20.520 




20.520 


gegebener Nachteile 

B 

72 





5.813 



0.058 

5.671 

6.2 und 6.3 Ausgleich d 

A 

73 

228 

166.247 


41.886 

48.134 




46.134 


WasÄerabflüSses usw. 

B 

74 





93.794 



0,596 

94.390 

6.4 

Ländliche 

A 

75 

310 

54.209 

1.988 

29.909 

2.288 




2.268 


Wege 

B 

76 





17.821 



1.070 

16.891 

6.5 

Wasserverso rgungs - 

A 

79 

56 

66.696 


36,053 

4.273 




4.273 


Anlagen 

B 

80 





25.589 



1.591 

27.180 

6.6 

Abwasser- 

A 

81 

260 

385.808 


232.424 

38.154 




38.154 


Anlagen 

B 

82 





133.231 



3.189 

136.420 

6. 

Insgesamt 

A 

83 


72L045 

1,988 

35 1.707 

117.736 




117.736 


Maßnahmen 6. 

B 

84 





287.248 



6.504 

264.752 


fWosser- u. Kulturbau) 












7. 

Forstliche Mafin ahmen 












7.1 

WaldbauUcbe 

A 

85 

12 399 

89.903 

5.645 

40.810 

20.262 




20.262 


und sonstige 

B 

86 





18.315 




18.315 


forsti. Maßnahmen 












7.2 

MaBnahm. aufgrund 

A 

134 

9 238 

107.820 

7.000 

46,189 

25.627 




25.627 


neuartig. Waldschäden 

B 

135 





27.150 




27.150 

7.3 

Forstwirtschaftliche 

A 

87 

580 

7.922 


5.151 

2.071 




2.071 


Zusanune nschl össe 

B 

88 





0,690 




0.690 

7.4 

Fors twirtsch af dich e 

A 

77 

205 

16.516 


5,521 

3.868 




3.868 


Wege 

ß 

78 





8.100 



0.055 

8,155 

7.5 

Erstaufforstungs- 

A 

156 

2 586 

16.284 


0.120 

2.530 




2.530 


prämle 

B 

157 





1.684 




1,664 

7. 

Insgesamt 

A 

89 


238 445 

12,645 

97,791 

54.359 




54.359 


Maßnahmen 7. 

B 

90 





55.939 



0.055 

55,994 


(Forst! . MaBnahmen) 
























276 


Deutscher Bundestag — 12, Wahlperiode 


Drucksache 12/4207 


noch Übersicht 21 

noch Zasanunenstenimg der LÄnderanineldungen alten Bundesländer insgesamt für das Haushaltsjahr 1993 

— Beträge in Mio. DM — 


MABnahmco 

Neu zu bcwüligeadt] VoriuibeQ liu ^oländea HdU&tuütsJahJ 

von den Ird laufenden HdusbalU^ahr 

TU ÜDdEizlerenden M«Sn4hinen enU. aoT: 

ZcHe A 

Zelle B 

> Neu TU bfrwUUpcnde Vorbdbea 

n KauibbalisrectiUiche 

Veipllichtungcn aus Vor^uhren 
(dckrruüd von VcrprUchtungs^ 
«rmlchtigiingea) 

Ud. 

Nr. 

AmAhl 

PfirdQrfi^go 
CesamOuniu 
der neu zu 
twwluVgendeD 
Vorhal>oii 

Von Sp. 4 aul 

Zuschüsse 
Bedori an 
Kiassen- 
oiJttelo 

Offen LU che 
Darlehen 
B^orf an 
Kiiswö^ 
mlrtnln 

ZlnsvcT' 

bUU^ 

Dajl^en 

Bedarf an 
Zliiszn- 
Schüssen 
au» 

Spalie 9 

Somnie aus 
Spalten 

7. a u. 10 

SonsdQt] 

dffäDa. 

ZusebOo» 

und 

Dfi^lchcn 

Edgeiüel- 
stuogeu und 
K«pitA]' 
m4iki. 
mltiel 

1 

2 

3 

4 

5. 

6 

7 

6 

9 

ID 

n 

8. 

Weitere Maßnahmen 












BA 

Lelstungsprühin gen 













L d, UerLseben Erzeugung 











8.1.1 

MIJ chleist un gsprüf , 

A 

9t 

305 829 

117,346 

3,130 

86,734 

27,377 




27,377 


KantioUiinge 

B 

92 










8.1.2 

Leistun gs p rühmgs* 

A 

93 











Anhalten 

B 

94 





0.500 




0,500 

8,1 

Insgesamt 

A 

95 


117,346 

3,130 

86,734 

27,377 




27,377 


MafluahineD 8,1 

B 

96 





0,500 




0,500 


(Leistungsprüfungen l. d. 












tierischen Erzeugung) 












8^ 

Maßnahmen L landwiri- 












schaUi ArbeJlnehmer 












3,2.1 

Anpassungs- 

A 

97 

2.19 

0.910 



0,910 




0,910 


hlüe 

B 

98 










8.2.2 

Landurbelter- 

A 

99 

39 

6.878 

0,900 

4,738 

0.288 




0.288 


Wohnungshau 

B 

100 





1,162 




1.162 

8.2 

Insgesamt 

A 

101 


7,788 

0,900 

4,738 

1,198 




1,198 


Maßnahmen 8>2 

0 

102 





1,162 




1,162 


(tand wlrtschaf tU che 













Arbeitnehmer) 












8.3 

U ms t eU un gstülf en 

A 

146 

572 

7.297 



2,293 




2,293 


an jüngere Land- 

B 

149 





5,020 




5.020 


wtrle bei Umschulung 











8. 

Insgesamt 

A 

126 


132,431 

4,030 

91,472 

30,868 




30.868 


Maßnahmen 8, 

B 

129 





6,682 




6,682 


(weitere Maßnahmen) 












9, 

Küstenschutz 












9.1 

Vorarbeiten 

A 

103 

18 

8.640 

1,400 

0.007 

6,233 




6,233 



B 

104 





1,900 




1,900 

9,2 

Sperrwerke 

A 

105 

2 

7,500 



2,000 




2,000 



B 

106 





2,077 




2,077 
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noch Übersicht 21 

noch ZusammensteUoiig der Länderanmeldimgeii alten Bundesl^der insgesamt für das Haushaltsjahr 1993 

— Beträge in Mio* DM — 


MnCMhmen 

Neu XU bewQUgende Vofbabsi im laufeudeü Haiisbelt^ahr 

vuo den im leufisiideü HoiohetlBjehi 
itu HuDizicrendeD Maßnahmen antf. auf: 

Zeile A n Neu ta bewilUgende Vorheben 

Zeüe B ■ Heusbollsr^hUlche 

VenOklitaAgen eui Vwlehm 
(euE^nd voD VerpfUchhuigv 
ennldtUgungenl 



FdEdcrmüM 
GesemUuut^ 
der HU zu 
bewÜUgeixien 
Vorheben 

Von Sp. 4 EDtlflUeu euJ 


öifentUebe 
Darlehen 
Bederf «p 
KAs^en- 
mluetn 


Bedarf en 
Zlnnu' 
KhOsscp 
aus 

Spalte 3 


Ud. 

Nr. 

AnxaM 

Soosüge 

dtteoO* 

ZLtKbQ[$SC 

und 

E>erieban 

Hlgenld- 
ttxingen und 
Kepllel' 
merkt' 
mltleJ 

ZmcbOsse 
Bedarf «n 
Kessen* 
itdtlein 

ZUBve/' 

bllUgle 

Doilebep 

Summe eus 
Spelten 

7* au. 10 

t 

2 

3 

4 

5 

fl 

7 

B 

B 

10 

11 

9*3 Neubau von Schuti- 

A 

107 

34 

182^9 

12,100 


57.071 




57*071 

werken* Buhnen usw. 

B 

106 





112,001 




112,001 

9. Insgesamt 

A 

109 

54 

199*129 

13,500 

0,00? 

65,304 




65*304 

Maßnahmen 9. 
{Küstenschutz) 

5 

110 





115,978 




115,978 

Mittelbedarf insgesamt 

A 

111 


4441,613 

137,708 

1749,347 

1 127409 

31,656 

320,272 

8*918 

1168*064 

{MaßEiahmen 1* bis 9.) 

B 

112 





975*950 

93,369 

1 138,600 

149,050 

1 216,369 

A+ B 

113 


4441,613 

137,708 

1749,347 

2103,459 

125,025 

1458,872 

157,968 

2386*453 

Bundesanteü 

A 

114 





683,036 

18,994 


5,351 

707*381 


B 

115 





597 J68 

56,021 


89*430 

742*619 

A+ B 

116 





1 280,204 

75,015 


94*781 

1450*000 

Landesanteil 

A 

117 





444,473 

12,662 


3,567 

460*703 


B 

118 





376,782 

37348 


59*620 

475*750 

A+ B 

119 





823,255 

50,010 


63,187 

936*453 
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Übersicht 22 

Zusammenstellmig der Landeraiuneldangen neue Bundesländer für das Haosbaltsjalir 1Ü93 

— Beträge iu Mio. DM — 


MAilnahiTiRn 

Neu zu bövriLUgende VorbatKu Ud Lauleaden HAUshAlt^ahj 

von den ba loofenden Httüsbalujolir 
la Unotixiercddcn Mahodhinefl eniJ. flul; 

ZeOeA 

ZeOe B 

■ Neu IU bewiOlgentle Vorhiben 

■ Lüche 

VoipOichtungen avi VaiJatkTäTk 
lAuigitmd voD VerpDlchtuiigi^ 
cfmichüguagcnl 

U<L 

Nr. 

Anulü 

PärdtifUhioe 
CesAmÜcoifea 
der iHJU zu 
bewUUgeDdeD 
Vaibdbea 

Von Sp. 4 eatfaUcn Auf 

Zuschüsse 
Bed&rt Hü 
K4S»0‘ 

mJtielo 

OfleoUichfi 
DAj^en 
Bedd/f «□ 
Küswn' 
OLittelu 

büjime 

B«darf ao 
ZLivzu^ 
Schüssen 

AUS 

Spalte 9 

Summa au& 
Spalten 

10 

Sonstige 

^renü. 

Zu&cbüsw 

ttPd 

Oizlchep 

Eigen] el’ 
Etuogeu una 
KftpItaJ' 
lurkl* 
mltie] 

L 

7 

3 

4 

5 

6 

7 

S 

9 

10 

n 

1. 

Agrarstrok tureUe 

A 

\ 

58 

17,259 


OJOO 

6.799 




6,799 


Vorplanung 

B 

2 





10.800 




10,800 

2, 

Flurbereinigung 












2.1 

Flurberetnlgimg s - 

A 

3 

195 

73^2 


4.020 

21,500 




21,500 


veifahien 

B 

4 





3,000 




3,000 

2.2 

Weinbergs- 

A 

5 











Flurbereinigungen 

B 

6 










23 

Beschleunigte 

A 

7 











Zusammenlegung 

B 

8 










2.4 

FrelwlUiger 

A 

9 


26,199 


0,880 

10,479 




10,479 


Land tausch 

B 

10 










2. 

Insgesamt 

A 

11 

195 

99,639 


4,900 

31.979 




31.979 


Madnahjuen 2. 

B 

12 





3,000 




3.000 


(Fl urbereinlgungl 












3, 

Dorferneuenmg 

A 

130 

1815 

400,048 

20,000 

153,300 

89,863 




89,863 



B 

131 





93,000 




93,800 

4, 

Einzel betri ebll che 













MafinaJunen 












4.1 

Invest, in Betrieben 

A 

15 











mit Be tr. Verb. Plan 

B 

16 











u. Kooperationen 












4.2 

Ausgleichs- 

A 

17 

276925 

266,48 



286,749 




286,749 


Zulage 

B 

16 










4.4 

OberbrÜckungshllfe 

A 

19 












B 

20 










4.6 

Verbesserung 

A 

23 











des Wohntelis 

B 

24 










4.7 

Energie - 

A 

25 











einsparung 

B 

26 










4.9 

Bodenzwischen- 

A 

29 











erwerb 

B 

30 










4.13 

Agrarkredit - 

A 

132 

725 

126,576 


31,234 

7,832 


84,159 

1,959 

9,791 


Programm 

B 

133 





9,998 



0,15 

10,148 
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noch Übersicht 22 

noch ZusaminensteUuJig der Länderaninelduxigeii neue Bundesländer für das HaDshaJtsjahr 1993 

— Beträge in Mio. DM — 


MflSruituQes 

Neü tü b«wilUg«p<l« Vorhaben Ud lauteodea KaitfboJUiabT 

von den tm ]aufond?;i hiaiahdJTsiahi 
tv fLnamleTeDdeü MaQDdhtnen onu. puf: 

Mq A 

Zdle B 

■ Neu ru bewUli^cnd« Vorhaben 

= HatuhalIxrcchUichc 

V^mniUitutigbn büi Vorlahren 
(aurgnjpd von VeipÜlchtungs’ 
emachdgvngen) 

Ud. 

Nt. 

Anuhl 

PfiTdeffalüge 
GesAintkC4teji 
der neu tu 
bcwühgeodqn 
VoFhaben 

Von Sp. 4 «nUallen auf 

ZiuchOsse 
Bedarl 
Ka$»n' 
ml nein 

OffenUlche 
Ddflehea 
Bederf ajq 
Kossen- 
minelD 

Zlnsvor' 

bUUote 

Uvlf^cn 

Beddi-f Ul 
Tiiaxii- 
Schüssen 
aus 

Spalte 9 

Summe 6US 
Spalten 

7, &U, 10 

Sonstige 

dJienO. 

und 

Ddiiehca 

Elgenle^H 

slQogen und 
Kapiiiii' 
morlEt. 
mittel 

1 

2 

3 

4 

5 

S 

7 

e 

9 

10 

11 

4.14 

Wied ereiiuich tung 

A 

150 

1 207 

922,933 


171.896 

45.237 

103.163 

380,9 

8.457 

185,857 


und Modernisierung 

B 

151 

300 




35,945 

192.242 

172,48 

37,373 

265,560 

4,15 

Umstrukturierung 

A 

158 

399 

1034,98 

14 

143.400 

3,000 


875,8 

19,998 

32,998 


landw. Unternehmen 

B 

159 





1,300 


64 

13,872 

15,172 

4,16 

Energieträger- 

A 

160 

352 

95,743 


63.780 

16,103 




16,103 


Umstellung 

B 

161 





6,716 




6,716 

4. 

Insgesamt 

A 

37 


2468,712 

14.000 

410.390 

358.921 

103.163 

1340,859 

30,414 

492,498 


MoBnahmen 4. 

B 

38 





53,959 

192.242 

236,480 

51,395 

297,596 


(etozelbe trie bliche 













Maßnahmen) 












5. 

Marktstruktur- 













Verbesserung 












5.1 

Ffirdening einzelner 













Marktstruk lurbere lebe 











5,1,1 

Molkerei- 

A 

39 

4 

203.699 

21,305 

112,390 

12,426 




12,426 


Struktur 

B 

40 

2 




69,573 




89,573 

5.1.2 

Schlachthof- 

A 

4t 

5 

161,744 

5,692 

111,446 

10,420 




10,420 


sUuktur 

B 

42 

1 




68,901 




68,901 

5.1.3 

Obst und 

A 

43 

16 

184,525 

15,2 

121,458 

30,065 




30,865 


Gemüse 

B 

44 

6 




26,443 




26.443 

5,1.4 

Blumen und 

A 

45 


21,667 


15,167 

2,500 




2,500 


Zierpflanzen 

B 

46 

1 




1,830 




1,830 

5,1.5 

Be- u, Verarbeitung 

A 

47 

12 

263,16 

11,707 

166,658 

14,685 




14.685 


von Kartoffeln 

B 

48 

2 




19,019 




19,019 

5.1.0 

Maßnahme geni, 

A 

122 

1 

26,029 


15,000 

1,829 




1.829 


EG-VO 355/77 

B 

123 

1 

26,465 

10 

15,000 

1,000 




1,000 


bzw. 866/90 












5.1,9 

Letn und Leiniosem 

A 

138 











einschJ. Rachsschwlnge B 

139 





2,785 




2,785 

5.1.11 

Getreide, öl- und 

A 

153 

17 

131,084 

1,856 

97.500 

8,367 




6.367 


Hülsenfrüchto 

B 

153 

2 




35,885 




15,885 

5.1.12 

Ti erkörp er- 

A 

164 

2 

76,75 

1,192 

66,514 

8,044 




8,044 


besei Ü gun gsanlag en 

B 

165 





13,068 




13,068 
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noch Übersicht 22 

noch ZusammeasteUung der Länderauameldimgen neue Bundesländer Jtür das Haushaltsjahr 1993 

— Beträge in Mio. DM — 


MaßDdhmcn 

Neu XU bewUtiigeaac Vorhabta tm Idufend^Q Haushdltsjohf 

voa den im laufenden HausholbJahjr 
lu nnaoxlefctnaen MeSnahtnen enif. euJr 


= Neu 3ttj bewilUgcntle Voihabcn 





Voa Sp. 4 ejitr^ülcp aul 






A 




FörderJÄhJflc 




OffcnÜlche 


Beddrl an 







Zuschüsse 
Bedoa PH 
Küfsep' 
mliidla 



Zeile B 

= Hau^altsiechUltbe 
VetpillchiuDgen eus Veijohr^a 
{Auigrund von VcrpOichtungs- 
ermachü gun gen) 


U(l. 

Nr. 

Aüxfthl 

GeumÜtoslbn 
der neu zu 
bewüU^CDdcn 
Vortidbtfl 

Sonstige 

Affend. 

und 

Dulchep 

EigcnJel' 
fhmpen Und 
KepilfiJ- 
marki- 
mlricJ 

Darlehen 
Bedarf an 
Kassen^ 
zniLtetn 

ZUwver- 

buumc 

Darl^cn 

ZliWXU- 

Schüssen 

aus 

SpMihe 9 

Summe aus 
Spalten 

7, S u. iO , 

] 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

B 

9 

10 

n 

5,1.13 

GeflOgcl- 

A 

166 

2 

101.4 

1,23 

39,695 

9,075 




9,075 


Schlachtereien 

B 

167 





4,778 




4,778 

5.1 

Insgesamt 

A 

53 

59 

1 170,858 

55,182 

795.83 

98.211 




98,211 


MüDoalmien 5.1 

B 

54 

15 

26.465 

10 

15 

243,282 




243,282 


Mafinahmen gemäß 

M ar ktstruli Inrgesetz 












5.2.1 

Start- 

A 

55 

14 

291.7 


269,700 

17,000 




17,000 


beihüfen 

S 

56 










5.2.2 

Investitions- 

A 

57 


123.52 


85,964 

22,556 




22,556 


belbllfen 

B 

50 










5.2 

Insgesamt 

A 

67 

14 

415,220 


355,664 

39,556 




39,556 


Maßnahmen 5.2 

ß 

68 











Fördenmg der 
Vennarkhmg nach 
besoad. Regeln 
erzeugter Umdw. 
Erzeugnisse 












5.3.1 

Slart- 

A 

142 


12.019 


9,660 

1,500 




l.SOO 


beihlifen 

B 

143 










5.3.2 

Investitions- 

A 

144 

4 

16.615 


10,600 

2,295 




2.295 


beihilf en 

B 

145 










5.3 

Insgesamt 

A 

146 

4 

28.634 


20,260 

3,795 




3,795 ' 


Maßnahmen 5.3 

B 

147 










5.4 

Verbesserung der 

A 

154 

10 

57,338 

3,2 

43.620 

9,818 




9.818 


Veiarbeitungs- und 
Verm ark l un gss tmk tur 
der Fischwirtschaft 

B 

155 





3.100 




3,100 

5.5 

Sonstige Maßnahmen 

A 

162 

4 

80,72 


73.043 

7,177 




7,177 


aufgrund von EG-VO 

B 

163 










5. 

Insgesamt 

A 

126 

91 

1 752,770 

61,362 

1288,417 

158,557 




158,557 


Maßnahmen 5, 

(Markts truktur) 

B 

127 

15 

26,465 

10,000 

15,000 

246,382 




246,382 
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noch Übersicht 22 

noch ZnsammensteUong der Lau deranmel dangen neue Bundesländer für das Haushaltsjahr 1993 

— Beträge in Mio. DM — 


MoJInahiueu 

Neu EU bewQUgendc Vorhaben Lm laufeacten HauAhoHsJetu 

von den Lm laufenden tfäU&haUsJahr 
lu flDomlorendeü mb. duh 

Zella A 

Zelle B 

B Meu zu bewüUgoule Vorhaben 

> HBUSLbalbtrecblllclic 
VeipDfchuuigen aus Voijehren 
(flufgnuuivan VerpDlchtungs^ 
cimSchügiiagen) 


L14L 

Nr, 

Anuih] 

Ff^fderfAhlgc 
Gesamlkosten 
neu tu 

bewOUgeodea 

Vorbpbfm 

Von Sp. 4 euÜaUen auf 

ZuschDsso 
Bedarf an 
iCaAsen' 
mlttuln 

ÖUenlllcfae 
Darlehen 
Bedarf ao 
Kossen' 
cdtteUi 

ZJftsver- 

bUUgte 

DarJ^cn 

Bedarf od 

icbüssm 

aus 

Spalte 9 

Summe aut 
Sptüten 

7. S u. tO 

ScLOshge 

atTeaÜ. 

ZusebOs» 

und 

Ddilcben 

Eigenlei' 
Atungen und 
KaplLol’ 
markt- 
mitte] 

J 

Z 


4 

S 

G 

7 

a 

9 

10 

11 

6. 

Wasserwi rUchalÜlche 













u, ktütuTbantectm. 













Mafinatunen 












6.0 

Vorarbeiten 

A 

69 

5 

5,674 


1.394 

4,280 




4,280 



B 

70 










6.1 

Beseitigung natur- 

A 

71 

25 

10J08 


5.425 

4,283 




4,283 


gegebener Nachteile 

B 

72 










6,2 und 6.3 Ausgleich d. 

A 

73 

12 

33,08 


18,680 

7,400 




7,400 


Wasserabflusses usw. 

B 

74 





12,000 




12.000 

6,4 

LäntjQiche 

A 

75 

86 

132,2 


39,090 

37,551 




37,551 


Wege 

B 

76 





27,500 




27,500 

6.5 

Wasserversorgungs- 

A 

79 

138 

245.373 


92,250 

66,890 




66,890 


Anlagen 

B 

80 





47,783 




47,783 

6.6 

Abwasser- 

A 

81 

87 

352.707 


170.030 

100.889 




100,839 


Anlagen 

B 

82 

2 

2 

0.9 

1,020 

95.630 




95,630 

6. 

Insgesamt 

A 

63 


784,742 


326,869 

221.293 




221,293 


Maßnahmen 6. 

B 

84 


2,000 

0,900 

1.020 

182.913 




182,913 


(Wasser- u. Kultur bau) 












7. 

Pontliche Maßnahmen 





1 







7,1 

Waldbauliche 

A 

85 

1350 

60,533 

5.175 

20,524 

23,144 




23,114 


und sonstige 

B 

86 





7,175 




7.175 


forStL Mflßnahmpn 












7.2 

Maßnahm, auigrund 

A 

134 

306 

1L722 

2.5 

1,870 

5,252 




5.252 


neuartig, WaJdKäjäden 

B 

135 





0.200 




0.200 

7.3 

Fora twirtschaf Ulche 

A 

87 

75 

14,044 

1.6 

5,580 

3.964 




3,964 


Zusamm enschlüsse 

B 

88 





1,300 




1.300 

7.4 

Forstwirtschaftliche 

A 

77 

61 

12.252 

1.9 

3.415 

5.362 




5,362 


Wege 

B 

78 





0,500 




0,500 

7,5 

Erstauliotstungs- 

A 

156 

1425 

46.49 

0.25 

5.000 

3,910 




3,910 


prämle 

B 

157 





0,350 




0,350 

7. 

Insgesamt 

A 

89 


145,041 

11,425 

36,389 

41,602 




41,602 


Maßnahmen 7. 

B 

90 





9,525 




9,525 


(Foistl. Maßnahmen) 
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□och Übersicht 22 

noch ZusaiDineiistellaiig der LSnderajuneldungen neue Bundesländer für das Hausbaltsjahr 1093 

— Beträge in Mio, DM — 


M^oahineii 

r^cu tu bewDBgepdfl Vorhaben im hiiifenden Hausbait^dtr 

von dco ÜA IfluleodeD HausbBJtü)ahr 

CU Üdaotifirendaci MaDnahmen eaü. doJ: 







Vou Sd. 4 eotfalien aul 






Zen« ^ 

■ Neu lu bewIQlgeitde Vorhnböi 




FAfderfAilge 




ütfenillche 


Bedarf ad 







Zuscht^ 
Bedoii an 
Kassea- 
mlrteJn 



B 

^ KauaboltsfediÜlcbe 
VeiuQldituugea euo Voijfthren 
(AufgruDd VQD VejpQichtuugv 
ertoicbtlgunigenl 


Ud 

N/. 

Autobl 

GesaznUtoslen 
der neu tu 
bewiUligeAdea 
Vorhaben 

Sonstige 

dttcnO. 

Zuschüsse 

tiod 

Daflehea 

ElgwüeL- 
stungen tmd 
KApItdJ' 
markt- 
mltlei 

Daricheu 
Bedarf an 
Kafisezi' 
cnatchi 

Zlnsver- 

biUlme 

Ddilehea 

ZLnsia- 

achOsun 

aus 

Spalte 9 

Sumiae aui 
Spalten 

7. Bu. 10 


Z 

3 

4 

S 

6 

7 

B 

9 

10 

IL 

8. 

Weitere MaBu ahmen 












8.1 

Lelshingsprühtn gen 













1, d, tierischen Eneugnng 











8,1.1 

MUdüelstungsp rüf . 

A 

91 

175003 

27.63 


7.140 

20,490 




20,490 


KontroUrlnge 

B 

92 










8.1.2 

Leis tun gsp rühings - 

A 

93 

6 

12^4 


0,300 

10440 




10,540 


Anstalten 

B 

94 





0.500 




0300 

6.1 

Insgesamt 

A 

95 


40,170 


7,440 

31,030 




31,030 


Maßnahmen 8.1 

B 

96 





0,500 




0,500 


(Leistungsprüfungen 1. d. 












tierischen Erzeugung) 












8.2 

Maßnahmen L landwirt- 
schafU. Arbeitnehmer 












B.2.1 

Anpassungs- 

A 

97 

9500 

29,558 



22,058 




22,058 


hüfe 

B 

96 





4,300 




4,300 

8.2.2 

Landarbeiter- 

A 

99 











Wohnungsbau 

B , 

100 










8,2 

Insgesamt 

A 

101 


29,558 



22.058 




22.058 


MaBnahmen 8.2 

{landwlrlschartliche 

Arbeitnehmer) 

B 

102 





4.300 




4.300 

8.3 

U mstellungshÜf en 

A 

146 


0,5 



0.500 




0,500 


an Jüngere Land- 
wirte bei Umschulung 

B 

149 










8, 

Insgesamt 

A 

128 


70,228 


7.440 

53,588 




53,586 


Maßnahmen 8, 

(weitere Maßnahmen) 

B 

129 





4,800 




4,800 

9, 

Kflatenschtitz 












9.1 

Verarbeiten 

A 

103 


1,5 



1.500 




1,500 



B 

104 










9.2 

SpeiTwerke 

A 

105 


2,9 



1.000 




1,000 



B 

106 





1,900 




1,900 
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noch Übersicht 22 

noch ZusammensteUimg der Länderamneldiuigen neue Bundesländer für das Haushaltsjahr 1993 

— Beträge in Mio, DM — 


MoBnahcitin 

Neu EU bcwüllgcndu Vbrhaben Im lauJctiden HaDsballsJohr 

von den Im laufende Haushaltsjahr 
zu rinaozlDiended MaöuahDieD edtf. auf; 

Zelle A B Neu lu bewOUgende VorhabcD 

2elle B HiiuibdllsrecbUiche 

VEromchtüngen aui Votjaliren 
(aurgrund von VcrpfUrhiuogs- 
erruf cb ÜgtmgeD) 



Förde i^ählge 
Gesamlko^lea 
der neu xu 
bewOllgcTideQ 
Vorhaben 

Von Sp. 4 eatfaUen auf 


OffunUlcbe 
DarSehen 
Bedarf an 

mlttcln 


Bedarf an 
Zlnszu- 
«hüoeji 
auj 

SF>aLlc 3 


U(L 

Nr. 

Anzahl 

Sotutige 
ölten 0. 
ZiKChÜSSC 
Und 

Darlehen 

$rungea und 
Kaplial- 
caaik^ 
ml hei 

Bedarf an 
Kas&dn- 
mlttetü 

ZlnsvcT' 

bOUgte 

Darlwen 

Summe aus 
Spähen 

7, 8 Uh 10 

1 

3 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

8 

10 

11 

9.3 Neubau voü SchuU- 

A 

107 


14,175 



2,500 




2,500 

werken, Buhnen usw. 

B 

108 





11.675 




11,675 

9, Insgesamt 

A 

109 


18,575 



5,000 




5,000 

Maßnahmen 9. 
(Küstenschutz) 

B 

110 





13,575 




13,575 

MjUelbedarT insgesamt 

A 

ni 


5755.014 

106,607 

2226,205 

967.602 

103463 

1340,859 

30,414 

1101479 

(Maßnahmen I. bis 9.) 

3 

112 


26,465 

10,900 

16,020 

616,754 

192,242 

236,480 

51,395 

862,391 


A+S 

113 


5763.479 

117,707 

2244,225 

1586,356 

295,405 

1577,339 

61.809 

1963,570 

Bundesanteli 

A 

114 





58h061 

61,898 


16,248 

661.208 


B 

115 





372,610 

115,345 


30,637 

516,792 


A+B 

116 





953.671 

177,243 


49,065 

1180,000 

Landesanteil 

A 

117 





306,541 

41.265 


12,166 

439,972 


B 

110 





246,144 

76,897 


30,558 

343,599 


A+B 

119 





632,665 

116.162 


32,734 

783J71 
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Übersicht 23 


Mittelanmeldungen der Lander nach Maßnahmen für das Haushaltsjahr 1994 

— Beträge in Mio, DM — 









Von dom Betrag Ln Spalte 2 eaUaUen auf 






Von dtm 

Von dem 




8lnzdbeL/1ebllche 

MaOnalimen 


Wasser- 

wLit- 

schalt- 

Uche 

und 

kultur- 

baulech- 

oische 

Maly- 

□ahmen 




Land 

MineJ' 

MISAtZ 

insgesamt 

BeLTAg \n 
Sp.2 
enLloUen 
«ul Bund 

BeLjdQ Ln 
Sp,2 
cndolieA 
oul Uuid 

Agrnr- 

sLmk' 

LumUe 

Vor- 

p^uog 

Hur^ 

berei- 

nigung 

Dorf- 

emeue- 

ruug 

zus&mmen 

darunter 

Aus- 

glolchs- 

Kulnge 

Markt- 

sLruktur- 

verbes- 

sefung 

Forst- 

Liebe 

MaQ- 

nahmen 

Weitere 

Mafl- 

□dhmeQ 

Küsten- 

schutz 

l 

2 

3 

A 

5 

6 

7 

0 

9 

10 

U 

12 

13 

H 

Schleswig- 














Holstein , . . . 

205^554 

130.417 

75.14? 

0.250 

7,125 

8,452 

71,332 

32,714 

6,000 

29,368 

5,200 

7,050 

70,787 

Hajuburg , . , 

37,489 

25.650 

11,839 

0,016 

0.005 

0.000 

1.800 

0.350 

0,650 

3,371 

0,025 

0,052 

31,570 

Nieder- 
Sachsen 

534,448 

329,696 

204,752 

0,300 

47.880 

26,220 

209.380 

124.156 

18,400 

111,238 

22.430 

8,330 

90,270 

Bremen 

H,373 

6,938 

4,440 

0,000 

0.078 

0.4S0 

1.000 

0.670 

5,700 

2,060 

0,900 

0,000 

1,110 

Nordrhein- 
WesÜaJen , . . 

240,930 

149.358 

99,572 

1,300 

36.200 

25,000 

95.040 

38,500 

9,300 

68,170 

7.280 

6,640 

0,000 

Hessen 

169,387 

101.632 

67,755 

0,500 

17,000 

15,000 

78.790 

53,000 

7,000 

33,467 

14.260 

3,350 

0,000 

RheinJand- 
Pialz 

207,623 

124.574 

83,049 

0,000 

31,000 

13,000 

00,650 

55,000 

5,500 

53,500 

20,723 

3,250 

0,000 

Baden- 

Wüntemberg 

400,000 

240.000 

160,000 

0,300 

61,000 

0,000 

217,700 

156,000 

14,919 

70,001 

27.700 

8,300 

0,000 

Bayern 

1 090,000 

654.000 

436,000 

0,400 

285,700 

0,000 

450,000 

300,000 

53,415 

253,400 

42,555 

4,530 

0,000 

Saarland , . . . 

26,729 

16.037 

10,692 

0,160 

4,800 

1,045 

9.900 

6,000 

2,367 

7.437 

0,670 

0,350 

0,000 

Berlin [West) 

2,693 

1.616 

1,077 

0,000 

0,000 

0,049 

0.653 

0,098 

1.967 

0.024 

0,000 

0,000 

0,000 

alle 














Bundesländer 

2934,241 

1779.919 

1 154,323 

3,226 

490,786 

89,216 

1216,325 

766,490 

125,218 

632,116 

141.763 

41.852 

193.737 

Bra“idenbarg 

512,659 

307.595 

205,064 

5,000 

e.ooo 

65,000 

227.559 

119.050 

88,000 

75,000 

25,600 

18,500 

0,000 

Mecklenbüig- 

VoFpominem 

486,500 

293.400 

193,100 

1,500 

12.000 

40,500 

165.000 

60,000 

60.000 

170.000 

10,000 

12.500 

15,000 

Sachsen .... 

403,010 

241.806 

161,204 

5,500 

4.000 

30,000 

137.000 

46,000 

148,400 

55.000 

13.910 

9.200 

0.000 

Sachsen- 
Anhah 

269,380 

161.628 

107,752 

0,500 

2,500 

60,000 

21,800 

0,000 

91.500 

72.000 

9.650 

11.430 

0.000 

ThChiiigen , . 

545,600 

327.360 

218,240 

3,000 

58,000 

55,000 

198,000 

50,000 

85,000 

122.000 

14.100 

10,500 

0,000 

Berlin (Ost) . 

2,693 

1.616 

1,077 

0,000 

0,000 

0,049 

0,653 

0,098 

1.967 

0,024 

0,000 

0,000 

0,000 

neue 














Bundesländer 

2219,842 

1 333,405 

866,437 

15,500 

84,500 

250,549 

750,012 

275,148 

474,867 

494,024 

73.260 

62,130 

15,000 

Insgesamt . . . 

5154,084 

3113,324 

2040,760 

18,726 

575,288 

339,765 

1966,337 

1041,639 

600,066 

1126,139 

215,023 

103.982 

208,737 


285 


Drucksache 12/4207 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Übersicht 24 


MlUelamneldiingen der Länder nach MaBnahmen für das Haa$lialU|ahr 1995 

— Beträge in Mio* DM — 









Von dem Beirag ln Spalte 2 entialJen auJ 





MUtel- 

dusutz 

liisge$&mt 

Von dem 

Von dem 




Ein^eibntrieblicbe 

MaBnahmen 


Wasser- 

wirt- 

schaft- 

liehe 

und 

kullor- 

bauiech- 

nlsche 

MaD- 

nahmen 




Lftnd 

Beimg in 
Sp.2 
entldJen 
auf Bund 

Betrag ln 
Sp.2 
edLfoUen 
auf Land 

Agrar- 

stnjJt- 

turclle 

Vor- 

planung 

Plur- 

berei- 

nlgung 

Dort- 

emeue- 

ning 

rusanunen 

damnier 

Aus- 

gleichs* 

Zulage 

Markt-' 

struXtuj- 

verbes- 

serung 

Forst- 

liche 

MaB- 

nahmen 

Welleie 

Maß- 

nahmen 

Kftsien- 

schutt 

1 

2 

3 

4 

5 

G 

7 

S 

& 

la 

it 

12 

13 

u 

Schleswig- 














Holstedn 

205^564 

130,417 

75,147 

0*250 

7,125 

8*452 

71,332 

32*714 

6,000 

29*368 

5*200 

7*050 

70,757 

Hombuig . . . 

45^913 

31,646 

14,265 

0,016 

0,005 

0,000 

1*800 

0*350 

0,650 

2,365 

0,025 

0,052 

41,000 

N[cder- 
Sachsen 

534*448 

329.696 

204,752 

0*300 

47,880 

26,220 

209,380 

124,158 

16,900 

111,238 

22*930 

9,330 

90,270 

Bremen 

11*408 

6,956 

4,452 

0,000 

0,076 

0,450 

1*110 

0,670 

5,700 

2*060 

0,900 

0,000 

1,110 

Nordrhein- 
Westfalen . * . 

247,045 

140,227 

98,018 

1,300 

36,200 

25,000 

93*365 

38,500 

9.250 

66*000 

6,340 

7,570 

0*000 

Hessen 

169,487 

101*692 

67*795 

0*500 

17,000 

15,000 

78*790 

53*000 

7*000 

33*467 

14,380 

3.350 

0,000 

Rheinland- 
Pfa32 

207,623 

124*574 

83*049 

0,000 

31*000 

13,000 

80*650 

55,000 

5,500 

53*500 

20.723 

3,250 

0,000 

Baden - 
Württemberg 

400,000 

240,000 

160,000 

0,300 

61,000 

0,000 

217*700 

156,000 

14.919 

70,081 

27.700 

8,300 

0,000 

Bayern 

1090,000 

654,000 

436,000 

0,400 

205,600 

0,000 

450*000 

300,000 

53*415 

252,800 

42,755 

5,030 

0,000 

Saarland .... 

27,624 

16*574 

11,050 

0,160 

4*600 

1.045 

10*200 

6,000 

3,387 

6*937 

0,735 

0,360 

0,000 

Beriin (West) 

1.906 

1,144 

0,762 

0.000 

0,000 

0.049 

0,653 

0,098 

1*180 

0,024 

0,000 

0*000 

0*000 

alte 














Bundesländer 

2941.018 

1784,928 

1156,090 

3.226 

490.688 

89.216 

1215,000 

766.490 

123,901 

627,640 

143.668 

44,292 

203*167 

Brandenburg 

485,659 

291.395 

194,264 

5,000 

12,000 

65.000 

204,559 

119,050 

75*000 

72*000 

33,600 

18*500 

0*000 

MeckJenburg- 

Vorpommem 

496*500 

299,400 

197,100 

1*500 

20,000 

50*500 

155,000 

60,000 

55,000 

175*000 

13,000 

11,500 

15*000 

Sachsen . , , . 

417.490 

250,494 

166,996 

6*000 

6*000 

30,000 

133,800 

46,000 

147*290 

70*000 

15,900 

8,500 

0*000 

Sachsen- 
Anhalt 

266,150 

159,708 

106,472 

2,500 

6*500 

60,000 

21,600 

0,000 

71,500 

85*000 

10,050 

9,430 

0*000 

Thüringen . , 

543*300 

325,950 

217*320 

3,000 

58*000 

55*000 

201,000 

50,000 

65*000 

132*000 

18,800 

10*500 

0*000 

Berlin (Ost) . 

2*939 

1,763 

1,176 

0.000 

0*000 

0*076 

1,007 

0,152 

1*820 

0*036 

0,000 

0,000 

0*000 

neue 














Bundesländer 

2212.066 

1328,741 

883,327 

18.000 

102,500 

260,576 

716*566 

275,202 

415*610 

534*036 

91,350 

58,430 

15*000 

insgesamt . . . 

5 153.086 

3113,665 

2039,418 

21.226 

393,168 

349,792 

1931,566 

1041,692 

539*511 

1161,576 

235,038 

J 02.722 

216,167 
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Übersicht 25 


Mittelanmeldimgen der L^der nach Maßnahmen fdr das Haushaltsjahr 1996 

— Beträge in Mio. DM — 






Von dem BoLrag Ln Spalts 2 enLlailen auf 



Von dem 

Von dem 




EtnzeibetriebUdie 

Maßnahmen 


Wasser- 

wirt- 

schaft- 

liche 

und 

kultur- 

baulech- 

nische 

Maß- 

nahmen 




Land 

Miuol- 

onsab! 

tosgesÄmt 

Betrag ln 
Sp. 2 
entJalJeii 
auf Bund 

BeiTAQ ln 
Sp.2 

pntfiillpn 

auf Land 

Agnar- 

SlAÜC- 

turaUo 

Vor- 

planung 

Flur- 

berei- 

njgung 

Dorf' 

erneue- 

nmg 

zusammen 

darunter 

Aus- 

gleichs- 

Zulage 

Markt- 

struXtur- 

Verbes- 

serung 

Porsl- 

Uche 

Maß- 

□ahmen 

Weitere 

Maß- 

nahmen 

Küsten- 

schutz 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

a 

9 

10 

n 

12 

13 


SchJeswig- 
Holsteln . * . . 

205.564 

130,417 

75.147 

0,250 

7,125 

8,452 

71.332 

32,714 

6,000 

29,368 

5.200 

7.050 

70,787 

Hamburg . . . 

54,907 

37,944 

16.963 

0,016 

0.005 

0,000 

1.600 

0,350 

0,720 

2,289 

0.025 

0.052 

50.000 

Nieder- 
sachsen 

534,445 

329,696 

204.752 

0,300 

47,880 

26,020 

209.380 

124,158 

16,900 

111,230 

23.130 

9.330 

90.270 

Bremen 

U.406 

6,956 

4.452 

0,000 

0,078 

0,450 

1,110 

0,670 

5,700 

2,060 

0,900 

0.000 

i,no 

Nordiheln- 
Weslfaien , , . 

247.940 

148,764 

99.176 

1,300 

36.200 

25,000 

96.000 

38.500 

11,050 

61,500 

9,300 

7.590 

0,000 

Hessen 

169.607 

101,764 

67,843 

0,500 

17.000 

15,000 

78.790 

53.000 

7.000 

33.467 

14.500 

3.350 

0,000 

Rhein] and- 
Pfa )2 

207,623 

124,574 

83,049 

0,000 

31,000 

13,000 

60.650 

55,000 

5.500 

53.500 

20.723 

3.250 

0,000 

Baden- 

Württemberg 

400.000 

240,000 

160,000 

0,300 

61,000 

0,000 

217,700 

156,000 

14,919 

70,061 

27.700 

8,300 

0,000 

Bayern 

1 090.000 

654,000 

436.000 

0,400 

285,600 

0,000 

450.000 

300,000 

53,415 

252,600 

42,255 

5.530 

0,000 

Saarland .... 

26.224 

16,934 

11.290 

0,160 

4,800 

1,045 

10.987 

6,000 

3.500 

6,637 

0,735 

0,360 

0,000 

Berlin (West) 

1906 

1,144 

0.762 

0,000 

0,CX)0 

0,049 

0,653 

0,098 

1,180 

0,024 

0.000 

0,000 

0,000 

alte 

Bundesländer 

2951,627 

1792,193 

1 159.434 

3,226 

490.666 

89,016 

1218.402 

766,490 

125,884 

622.964 

144,468 

44,812 

212,167 

Brandenburg 

493,059 

295,835 

197,224 

5,000 

12,000 

65,000 

204.559 

119,050 

75,000 

72.000 

41.000 

18.500 

0,000 

Mecklenburg - 
Vorpommern 

506.500 

305,400 

201,100 

1,500 

27,000 

64.500 

145,000 

60,000 

45,000 

178.000 

19.000 

11,500 

15,000 

Sachsen .... 

412,130 

247,278 

164,852 

6,000 

6,000 

30,000 

111,800 

46,000 

145,730 

85.000 

17,600 

10.000 

0,000 

Sachsen- 
Anhalt ..... 

251.580 

150.948 

100,632 

2,500 

6,500 

60.000 

11.200 

0,000 

61,500 

90,000 

10,450 

9.430 

0,000 

Thüringen . . 

550.600 

330.360 

220,240 

3,000 

63,500 

65,000 

206,000 

50,000 

45,000 

137,500 

20,100 

10,500 

0,000 

Berlin (Ost) . 

2939 

1.763 

1,175 

0.000 

0,000 

0.076 

1,007 

0,152 

1,820 

0.036 

0.000 

0.000 

0,000 

neue 

Bundesländer 

2216,606 

1331.585 

885.223 

18,000 

115,000 

284.567 

679.566 

275,202 

374,050 

562.536 

108,150 

59.930 

15,000 

insgesamt . . . 

5168,435 

3123.778 

2044.657 

21.226 

605,688 

373.592 

1897,968 

1041,692 

499,934 

1185.500 

252,618 

104.742 

227,167 
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